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    [ ] Prolog


    Von Bastian Obermayer

  


  »Pling«.


  Wir sind seit drei Tagen bei meinen Eltern zu Besuch, meine Frau, unsere Kinder und ich, und seit zwei Tagen sind alle krank. Alle außer mir. Es ist zehn Uhr abends, und nachdem der letzte Patient gestreichelt und der letzte Tee verteilt ist, setze ich mich an den Esstisch, klappe meinen Laptop auf und lege mein Smartphone daneben.


  Dann macht es »pling«. Eine neue Nachricht.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Hallo.

              Hier spricht John Doe.

              Interessiert an Daten? Ich teile gerne.[*]

            
          

        
      

    

  


  »John Doe« ist so etwas wie die englische Entsprechung von Max Mustermann und wird in Großbritannien seit Jahrhunderten verwendet, auch in Kanada und den USA. In Gerichtsprozessen etwa werden Personen, deren wahre Identität nicht enthüllt werden darf, »John Doe« genannt. Oder unbekannte Tote, die irgendwo aufgefunden werden. Inzwischen gibt es aber längst auch Bands, Fernsehserien und Produkte, die »John Doe« heißen.


  John Doe ist also eine Tarnidentität, ein Irgendwer. Ein Irgendwer, der offenbar geheime Daten anbietet.


  Mit einem solchen Angebot macht man jeden Investigativjournalisten hellwach, und zwar auf der Stelle. Geheime Daten sind immer gut. Wir haben bei der Süddeutschen Zeitung in den vergangenen drei Jahren eine Menge Geschichten gemacht, die auf zugespielten – oder wie man auch sagt: geleakten – Daten basiert haben: mal ging es um Steuergeheimnisse in der Karibik (Offshore-Leaks), mal um geheime Schweizer Konten (Swiss-Leaks), ein andermal um Luxemburgs Steuertricks (Lux-Leaks). Das System ist immer das gleiche: Irgendwo fließt eine größere Menge geheimer Daten ab – und landet in den Händen von Journalisten. Bei größeren Mengen geheimer Daten ist rein statistisch die Wahrscheinlichkeit ziemlich hoch, dass gute Geschichten darin stecken.


  Außerdem: Man sucht oft wochenlang nach einer bestimmten Quelle, manchmal sogar Monate. Wenn sich also schon mal eine potenzielle Quelle von selbst meldet, sollte man schnell antworten. Zumindest sollte man antworten. Kaum etwas wäre ärgerlicher, als im Spiegel oder der Zeit eine Geschichte zu finden, die uns zuerst angeboten wurde.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Hallo zurück. Ich bin sehr interessiert, natürlich.

            
          

        
      

    

  


  Die wenigsten guten Quellen erkennt man sofort. Schlechte Quellen eher, jedenfalls durchgedrehte oder verwirrte – nämlich an ebensolchen Mails. Zwar können auch Durchgeknallte gute Geschichten kennen, es ist allerdings die Ausnahme.


  


  Daten haben den Vorteil: Sie sind nicht wichtigtuerisch oder geschwätzig, sie haben keine Mission und keine Manipulationsabsichten. Sie sind erst mal nur da, und sie sind überprüfbar. Jeden guten Datensatz kann man an der Realität abgleichen – und genau das sollte man als Journalist auch tun, bevor man darüber schreibt. Außerdem muss man irgendwann genau überlegen, über welchen Teil der Daten man berichtet.


  


  Das ist der Unterschied zu Wikileaks. Die Betreiber der Enthüllungsplattform stellen Datensätze oft einfach so ins Netz, ohne sie journalistisch zu filtern. Das ist die Idee dahinter. Keine ganz schlechte, übrigens.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Wie kommen wir an die Daten?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Damit wäre ich gern behilflich, aber es gibt ein paar Bedingungen. Als Erstes müssen Sie verstehen, wie gefährlich und sensibel manche der Informationen aus den Daten sind. Mein Leben ist in Gefahr, wenn meine Identität offengelegt wird. Dann habe ich in den vergangenen Wochen darüber nachgedacht, wie das hier laufen kann. Wir werden verschlüsselt kommunizieren. Es wird kein Treffen geben. Was Sie am Ende veröffentlichen, ist Ihre Entscheidung.

            
          

        
      

    

  


  Mit diesen Bedingungen kann ich leben. Natürlich lernt man jede Quelle lieber kennen, um sie einzuordnen, ihre Motivation zu verstehen. Aber für Informanten ist es oft besser, sich nicht zu zeigen. Auch in Deutschland sind Whistleblower nicht sonderlich gut geschützt, und jeder Einzelne, der die Identität eines Informanten kennt, ist eine potenzielle Gefahr. Auch oder besonders, wenn dieser Einzelne ein Journalist ist.


  Aber die Quelle kommuniziert knapp und klar, dann kann ich das auch. Da hat jemand offenbar etwas, das er oder sie loswerden möchte. Gern hier, bei mir:


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Okay. Wie machen wir die Übergabe?

            
          

        
      

    

  


  Ich schicke meine Kontaktdaten für weitere Arten verschlüsselter Kommunikation.


  Mit den nächsten Nachrichten einigen wir uns auf einen Übergabeweg, und wenig später soll über verschlüsselte Kanäle eine erste Probe folgen.


  Ein gutes Zeichen: Die Quelle fragt nicht nach Geld. Ein paar Monate zuvor hatte sich jemand gemeldet, der behauptete, Aufzeichnungen über geheime Auslandskonten einer deutschen Partei zu besitzen. Kontostand angeblich: 26 Millionen Dollar. Die Sache ging eine Woche hin und her, schlechte Fotos von Bankdokumenten wurden geliefert, absurde Telefonate folgten – und dann verlangte dieser jemand am Telefon plötzlich Geld. Es ist aber so: Die Süddeutsche Zeitung bezahlt grundsätzlich nicht für Informationen. Nie. Nicht nur, weil wir das Geld nicht haben, sondern vor allem aus Prinzip. Damit sinkt gleichzeitig auch der Reiz, uns gefälschte Dokumente anzudrehen.


  Man muss es nur aushalten können, in anderen Blättern dann die Geschichten zu lesen, die wir haben gehen lassen müssen. Die Geschichte des geheimen Parteikontos erschien aber weder im Spiegel noch im Stern – auch die Kollegen haben sie wohl als Fälschung eingeschätzt, wenn sie ihnen denn angeboten wurde.


  »Pling«.


  Die Probe ist da: eine gute Handvoll Dateien, vor allem PDFs. Ich öffne die Dateien auf dem Computer und gehe eine nach der anderen durch. Es sind Gründungsunterlagen von Firmen, Verträge und Datenbankauszüge. Ich brauche ein wenig, bis ich die Zusammenhänge verstehe, aber nach einer Internetrecherche erkenne ich den Fall, um den es geht. Schauplatz ist Argentinien. Ein Staatsanwalt, José María Campagnoli, vermutet, zwielichtige Geschäftsleute hätten den Kirchners, also der damals noch amtierenden Präsidentin Cristina Kirchner und ihrem verstorbenen Ehemann Néstor, geholfen, rund 65 Millionen Dollar Staatsgelder außer Landes zu bringen. Geschehen sei dies über ein weitverzweigtes Netz von 123 Briefkastenfirmen, allesamt gegründet von einer panamaischen Kanzlei namens Mossack Fonseca, und vorwiegend in der US-Steueroase Nevada. Die Vorwürfe sind allerdings allesamt nicht bewiesen, und Cristina Kirchner bestreitet, dass die Anschuldigungen zutreffen.


  Was den Fall aktuell macht, ist eine Klage, die in USA anhängig ist. Der Investmentfonds NML hat unter der Regie seines Gründers Paul Singer Millionen argentinische Staatsschulden gekauft – und dann ging das Land pleite. Die meisten Gläubiger stimmten einem Schuldenschnitt zu. NML nicht. Der Fonds klagt rund um die Welt, um argentinisches Staatsvermögen dingfest zu machen. Vor der afrikanischen Küste ließ er sogar ein argentinisches Kriegsschiff beschlagnahmen. Kriegsschiffe sind wertvoll, man kann sie verkaufen.


  Die Klage in den USA, in Nevada, zielt nun auf die Offenlegung dieses Briefkastenfirmennetzes. NML will von Mossack Fonseca alle Dokumente zu den 123 Briefkastenfirmen bekommen. Ein Teil davon ist jetzt vor mir auf dem Bildschirm – es sind jene Unterlagen, denen die NML schon seit Jahren erfolglos hinterherjagt. Und schnell wird klar: Es geht um Zahlungen in Millionenhöhe.


  Sechs Millionen Dollar gehen laut der Unterlagen auf ein Konto der Deutschen Bank in Hamburg. Der Vertrag dazu wirkt auf den ersten Blick verdächtig, es geht um eine Provision im Glücksspielgeschäft.


  Zwei weitere Dokumente zeigen die wahren Eigentümer von zweien der Firmen, deren Dokumente NML einklagen möchte. Diese Dokumente würden das Gerichtsverfahren auf einen Schlag einen großen Schritt weiterbringen.


  Das Interessante ist: Alle Dokumente scheinen aus derselben Kanzlei zu kommen. Mossack Fonseca kenne ich, aber nur als unüberwindbare Wand. Als schwarzes Loch. Wann immer unsere Recherchen uns zu der Kanzlei geführt haben, war genau da Schluss. Mossack Fonseca ist einer der größten Anbieter anonymer Briefkastenfirmen, und nicht gerade berühmt dafür, sich seine Kunden zögerlich auszusuchen. Eher das Gegenteil.


  Auf gut Deutsch: Einige der größten Drecksäcke dieser Welt haben anonyme Offshore-Firmen von Mossack Fonseca genutzt, um ihre Geschäfte zu verschleiern. Bei den Offshore-Leaks- und Swiss-Leaks-Recherchen sind wir unter anderem auf verurteilte Drogengroßhändler und mutmaßliche Blutdiamantenhändler gestoßen, die Mossack-Fonseca-Firmen zur Verschleierung eingesetzt haben. Und wer im Internet nach den Kunden von Mossack Fonseca sucht, findet die Helfershelfer brutaler Machthaber und Mörder wie Gaddafi, Assad oder Mugabe, die angeblich mit der panamaischen Rechtsanwaltskanzlei arbeiten.


  Wohlgemerkt: angeblich. Denn Mossack Fonseca bestreitet diese Zusammenarbeit, und die Kundenliste ist nicht öffentlich. Bisher jedenfalls.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Das Material scheint gut zu sein. Kann ich mehr sehen?

            
          

        
      

    

  


  Aber »John Doe« antwortet nicht mehr. Hat er oder sie es sich anders überlegt? Oder denkt nur nach?


  Ich schicke noch eine Nachricht hinterher:


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Geht es nur um den argentinischen Fall?

            
          

        
      

    

  


  Als 20 Minuten später immer noch keine Antwort da ist, klappe ich den Laptop zu, packe das Smartphone weg und gehe ins Bett.


  Am nächsten Morgen – das Krankenlager hat sich noch nicht gelichtet – ist die Antwort da. Und noch mehr:


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich schicke hier noch mehr Proben. Einige haben mit Russland zu tun. Ein Teil eines PDFs ist speziell für Deutsche interessant. Suchen Sie nach Hans-Joachim … Wo das herkommt, ist noch eine Menge mehr.

            
          

        
      

    

  


  Am liebsten würde ich die Dokumente sofort durchschauen. Aber – so schwer es mir auch fällt – ich muss erst zur Apotheke und einkaufen, Zwieback, Obst und Tee. Außer mir ist niemand imstande, das Haus zu verlassen. Der Vorteil der Epidemie: Keiner im Haus möchte mit mir in den Wald, Fußball spielen oder spazieren gehen. Am späten Vormittag sind dann alle Betten im Haus wieder mit schlafenden Patienten belegt und ich kann zurück an den Laptop.


  Auch die neuen Dokumente scheinen ausschließlich aus den Akten der panamaischen Kanzlei Mossack Fonseca zu stammen. Die Firma hat offenbar ein ernsthaftes Problem.


  Ein Leak.


  Als Erstes schaue ich mir ein viele hundert Seiten langes Dokument an, das wer-auch-immer mit »records« betitelt hat. Es sind einige hundert Seiten mit Überweisungen. Eine sticht hervor: Auf das Konto eines Mannes namens Hans-Joachim K. bei der Société Générale Bahamas geht am 19. November 2013 offenbar eine Summe von fast 500 Millionen Dollar ein, in Gold.[1]


  500 Millionen Dollar. Eine halbe Milliarde. Ein Riesenhaufen Geld.


  Ich habe noch nie von Hans-Joachim K. gehört, aber die Google-Suche zeigt mir einen hierzulande kaum bekannten ehemaligen Siemens-Manager, der CEO in Kolumbien und Mexiko war; das könnte eine Fährte sein. Bei Siemens in Südamerika gab es über viele Jahre schwarze Kassen, mit denen belohnt wurde, wer den Geschäften zuträglich war. Darüber finde ich dutzende Artikel, auch internationale.


  Eines verwirrt mich allerdings: Diese unglaubliche Summe geht im Herbst 2013 auf das Konto des Siemens-Mannes. Die schwarzen Kassen der Konzerns in Südamerika wurden aber bereits 2007/2008 enttarnt, es kam zu Gerichtsverfahren, einige laufen noch immer. Das ist, vorsichtig ausgedrückt, mysteriös.


  Aber man kommt nicht eben mal so an 500 Millionen Dollar. Woher stammt dieses Geld?


  Eine Fehlbuchung?


  Bevor ich mich weiter in Details verlieren kann, höre ich die Kinder rufen. Sie wollen mehr Salzstangen und Zwieback. Ich ergebe mich und klappe den Laptop zu. Die 500 Millionen werden nicht verschwinden.


  Der Nachmittag wird mit Vorlesen, Teekochen und Wärmflaschenmachen verbracht.


  Erst als es später Abend ist, komme ich dazu, mich dem neuen Material zu widmen. Auf den ersten Blick geht es vor allem um Briefkastenfirmen, die meist mit ein und demselben heimlichen Eigentümer verbunden zu sein scheinen: einem gewissen Sergej Roldugin. Viele der Dokumente sind Verträge, in denen es um hohe Millionensummen geht, mal um 8 Millionen Dollar, mal um 30 Millionen, um 200 Millionen oder 850 Millionen Dollar, es sind Aktiendeals oder Darlehen. Aber auch der Name Roldugin sagt mir nichts.


  Ich recherchiere – und zucke kurz.


  Sergej Roldugin ist »Wladimir Putins bester Freund« – jedenfalls wird er von Newsweek so bezeichnet. Und dafür gibt es gute Argumente: Roldugin ist der Taufpate von Maria, der ältesten Tochter des russischen Präsidenten.


  Das allein wäre schon interessant genug: die Offshore-Geschäfte des Taufpaten. Aber dann lese ich etwas, das mich wirklich irritiert: Sergej Roldugin, der den Dokumenten zufolge mit Abermillionen US-Dollar hantiert, ist weder Investor noch Oligarch. Er ist Künstler. Ein bekannter Cello-Spieler und vormaliger Direktor des Petersburger Konservatoriums. Ich finde ein Interview in der New York Times von September 2014, in dem Roldugin ausdrücklich sagt, er sei kein Geschäftsmann, er habe keine Millionen.


  Falls die Dokumente echt sind, woran ich im Moment kaum zweifele, hat er entweder gelogen – oder es ist nicht sein Geld. Wessen dann? Ist Roldugin nur ein Strohmann? Und wenn: für wen?


  Für Wladimir Putin?


  Wenn in diesen Firmen Putins Geld läge, und sei es nur ein Bruchteil davon, wäre das eine Geschichte, die weltweit Schlagzeilen machen würde.


  Wer auch immer mir diese Dokumente zugespielt hat, er oder sie hat Roldugin auch entdeckt und ist deswegen beunruhigt. Wahrscheinlich zu Recht.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Wer sind Sie?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich bin ein Niemand. Nur ein besorgter Staatsbürger.

            
          

        
      

    

  


  Eine offensichtliche Anspielung: Staatsbürger heißt auf Englisch »citizen«. Der Whistleblower Edward Snowden nannte sich »citizen four« – Staatsbürger vier –, als er sich bei der Journalistin und Filmemacherin Laura Poitras meldete. Snowden sitzt seit seiner Flucht aus Hongkong in Moskau fest.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Warum tun Sie das?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich will, dass über das Material berichtet wird und diese Verbrechen öffentlich werden. Diese Geschichte könnte von der Wichtigkeit an die Enthüllungen von Edward Snowden heranreichen. Da reicht eine deutsche Veröffentlichung nicht. Es braucht einen großen englischsprachigen Partner wie die New York Times oder ein ähnliches Kaliber.

            
          

        
      

    

  


  Die Süddeutsche Zeitung ist nicht gerade der natürliche Partner der New York Times. Aber wir haben schon mit großen englischsprachigen Medien wie dem Guardian, der Washington Post oder der BBC zusammengearbeitet, etwa bei Offshore-Leaks und Lux-Leaks. Das erklärte ich »John Doe«, und offenbar ist er oder sie damit zufrieden:


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Okay. Dann sollten wir diskutieren, was der beste Weg für mich ist, eine große Menge Material zu schicken. Irgendwelche Ideen?

            
          

        
      

    

  


  Ehrlich? Ich habe keine Ahnung. Ich hatte noch nie eine anonyme Quelle, die mir Gigabyte-weise Material überlassen wollte.


  Und ich höre im ersten Stock meinen Sohn weinen.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [obermayer]:

            

            	
              Ich muss darüber nachdenken. Über wie viele Daten sprechen wir denn, wie groß wird es?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Größer als alles, was Sie je gesehen haben.

            
          

        
      

    

  


  Es wird am Ende nicht nur größer werden als alles, was ich jemals gesehen habe. Es wird größer werden als jedes Leak, das irgendein Journalist jemals sah. Und es wird der Beginn des größten grenzüberschreitenden Enthüllungsprojekts sein, das es je gab. Rund 400 Journalisten aus über 80 Ländern werden am Ende Geschichten aus diesen Daten recherchieren. Geschichten, die von den geheimen Offshore-Firmen dutzender Staatschefs und Diktatoren erzählen, Geschichten, die erklären, wie mit Waffen, Drogen, Blutdiamanten und anderen verbrecherischen Geschäften Milliarden verdient werden, und Geschichten, die den Lesern die Steuervermeidung der Wohlhabenden und der Superreichen dieser Welt nahebringen.


  Geschichten, die alle bei Mossack Fonseca beginnen, und in dieser ersten Nacht.


  
    zurück
  


  
    [1. Kapitel] Start

  


  Der beste Freund des russischen Präsidenten. Geschäftsmänner, die der argentinischen Präsidentin und ihrem verstorbenen Mann und Amtsvorgänger nahestehen. Ein mysteriöser Deutscher mit 500 Millionen Dollar? Eine Recherche kann schlechter beginnen.


  Schon wenige Tage nach der ersten Kontaktaufnahme und nach einer Besprechung mit Ressortleiter Hans Leyendecker ist klar, dass daran das Team arbeiten wird, das schon etliche ähnliche Recherchen durchgeführt hat: also wir beide, die »Gebrüder Obermay/ier« – wie uns manche im Haus nennen, seit unser Chefredakteur Kurt Kister in einer Konferenz damit angefangen hat.


  Ansonsten versuchen wir den Kreis derer, die von dem Projekt wissen, erst einmal klein zu halten. Wer weiß schon, ob die Daten echt sind? Ob sie verifizierbar sind? Und ob daraus je eine Geschichte wird?


  Unser Plan ist, die Dokumente sauber aufzuarbeiten und dann zu überlegen, wie und wann wir die Ergebnisse veröffentlichen. Also lesen wir uns über Putins Geschäfte ein – schließlich haben wir inzwischen in den Daten den Namen seines besten Freundes in Verbindung mit gleich drei Offshore-Firmen gefunden –, besorgen uns Material zu dem Gerichtsverfahren des Hedgefonds NML gegen Argentinien und recherchieren zu unserem mysteriösen Ex-Siemens-Mann und den 500 Millionen US-Dollar in Gold. Nur: Wir werden ständig abgelenkt von neuen Firmen, neuen potenziellen Geschichten. Denn seit der Nacht der Kontaktaufnahme wächst das Material unaufhörlich weiter, und wir finden immer wieder Namen, die es wert sind, recherchiert zu werden. Südamerikanische Minister, deutsche Adelige, US-Banker. Schon nach kurzer Zeit haben wir, verteilt auf ein paar USB-Sticks, mehr als 50 Gigabyte Daten: ein paar tausend digitale Ordner. Jeder Ordner trägt eine Nummer, die zu einer bestimmten Offshore-Firma gehört. Darin liegen offenbar Dokumente, die Mossack Fonseca für die jeweilige Firma erstellt hat: Urkunden, Passkopien, Listen der Anteilseigner und der Direktoren, Rechnungen, Mails. Ein praktisches und vor allem übersichtliches System – auch für uns.


  Tausende Briefkastenfirmen. Tausende Menschen, die offenbar einen triftigen Grund sehen, ihre Geschäfte zu verschleiern. Tausende potenzielle Geschichten. Der »unique selling point« von Offshore-Firmen, ihre Kernkompetenz sozusagen, ist: Sie schaffen Anonymität. Ein nichtssagender Name ist das Schild nach außen, und niemand erfährt, wer eigentlich dahintersteckt.


  Natürlich gibt es viele Gründe, Offshore-Firmen zu nutzen – und natürlich ist ihr Besitz nicht per se strafbar. Es kommt darauf an, was man damit macht. Aber es ist schon so: Meistens will man in einer anonymen Offshore-Firma etwas verstecken – vor dem Finanzamt, der Exfrau, dem ehemaligen Partner oder der neugierigen Öffentlichkeit. Dieses Etwas können Immobilien sein, Bankkonten, Gemälde, Beteiligungen, Aktien, Wertpapiere jeder Art.


  Die Erfahrung zeigt, dass die Anonymität von Briefkastenfirmen oft von denen genutzt wird, deren Geschäfte auf Anonymität beruhen. Also von Waffenschiebern, Menschenhändlern, Drogenschmugglern und anderen Verbrechern. Von Investoren, die ihre wirkliche Identität und ihre wirklichen Absichten nicht offenbaren wollen. Von hochrangigen Politikern, die ihr Vermögen aus dem Land schaffen wollen – weil es möglicherweise nicht ganz sauber zusammengerafft wurde. Von Firmen, die damit Bestechungsgelder weiterleiten. Diese Liste könnte noch sehr lange fortgesetzt werden.


  Und wir sitzen jetzt vor geheimen Daten, die möglicherweise hunderte solcher Fälle ans Licht bringen können, vor digitalen Ordnern, in die noch nie ein Journalist schauen konnte. Wir könnten problemlos Wochen damit verbringen, uns darin treiben zu lassen. Nicht nur, weil wir immer nach der nächsten großen Geschichte suchen. Sondern weil einfach kein Detail uninteressant ist und wir mit jeder Firma, die wir uns ansehen, mit jeder E-Mail-Konversation, die wir lesen, mehr darüber lernen, wie die Kanzlei Mossack Fonseca funktioniert. Der Reiz, so tief in diese heimlichen Geschäfte zu blicken, in das gesamte Räderwerk der Verschleierung, von der Anbahnung bis zur Konteneröffnung bis zur Auflösung, ist unheimlich stark. Es ist fast wie eine Sucht, und hätten wir nicht beide Familien, wir würden wohl jeden Abend vor dem Laptop sitzen. Und klicken. Und klicken. Und klicken.


  Aber auch mit halbwegs geregelten Arbeitszeiten haben wir das grundlegende Geschäftsmuster nach ein paar Wochen verstanden. Es läuft fast immer so: Der Kontakt zu Mossfon, wie sich Mossack Fonseca abkürzt, entsteht über einen Vermittler, etwa eine Bank, einen Rechtsanwalt oder einen Vermögensverwalter. Sie sind die eigentlichen »Kunden« von Mossack Fonseca, sie bestellen die Ware, sie kommunizieren, und sie bezahlen die Rechnungen. Die Ware sind meist Offshore-Firmen von der Stange. Mossfon bietet Firmen aus rund 20 Jurisdiktionen an, am häufigsten von den Britischen Jungferninseln oder aus Panama, aber auch von den Bahamas, aus Bermuda, Samoa, Uruguay oder Hongkong, aus den US-Steueroasen Nevada, Wyoming, Delaware und seit einiger Zeit aus Florida und den Niederlanden. Ganz neu auch: aus dem arabischen Emirat Ras Al Khaimah. Verkauft werden die Firmen aus den fast 50 Büros in aller Welt oder aus dem Hauptquartier im Zentrum von Panama-Stadt, den oberen Etagen eines geduckten Glasgebäudes, in dem sich das Wahrzeichen der Stadt spiegelt: der Revolution Tower.


  Mossack Fonseca ist nicht der einzige Anbieter von Briefkastenfirmen, der seinen Hauptsitz in Panama hat, auch andere Größen – es gibt kaum offizielle Zahlen aus der verschwiegenen Branche – sitzen hier, zum Beispiel die Kanzlei Morgan y Morgan, vermutlich der größte Konkurrent von Mossfon. Es ist kein Zufall, dass sich die Offshore-Provider ausgerechnet in dem lateinamerikanischen Kleinstaat ballen, der eingeklemmt zwischen Costa Rica und Kolumbien genau da liegt, wo der amerikanische auf den lateinamerikanischen Kontinent stößt.


  
    [ ]
  


  Panama war immer ein Land mit starken Abhängigkeiten. Lange Zeit eine arme Provinz Kolumbiens, wurde das Land 1903 auch deshalb unabhängig, weil amerikanische Banker und Industrielle den damaligen US-Präsidenten Theodore Roosevelt überzeugen konnten, die panamaischen Separatisten zu unterstützen. Die US-Interessengruppen hofften darauf, an dem im Bau befindlichen Panamakanal mitverdienen zu können. Roosevelt schickte Truppen, besetzte Teile des neu ausgerufenen Staates und machte Kolumbien klar, dass es seine ehemalige Provinz abschreiben könne. Eine Nation von Amerikas Gnaden war geschaffen, und in der Kanalzone, wo das große Geschäft wartete, wehte tatsächlich die US-Flagge. Tausende amerikanische Soldaten wachten dort über die Hoheitsrechte, die den USA von der panamaischen Regierung 1903 zugestanden worden waren und erst Ende 1999 an Panama zurückgegeben wurden.


  Grundlage für das einträgliche Geschäft mit den Briefkastenfirmen ist ein Gesetz, das am 26. Februar 1927 in Kraft trat. Dieses Gesetz, es trägt die Nummer 32, garantiert die Geheimhaltung von Vermögen, Überweisungen und vor allem Firmenbesitzern – und gewährt den sogenannten »Sociedades Anónimas« Steuerfreiheit. Das klingt geheimnisvoller, als es ist, denn eine »anonyme Gesellschaft« ist nichts anderes als eine Aktiengesellschaft. An der Geheimhaltung hat sich bis heute kaum etwas geändert, abgesehen von einigen eher kosmetischen Reformen, die dem Bemühen geschuldet waren, wenigstens von einigen schwarzen oder grauen Listen getilgt zu werden, auf denen Länder geführt werden, die Geldwäsche und Steuerhinterziehung fördern. Die Bedingungen für die Offshore-Branche blieben über die Jahre nahezu unberührt – und der Staat profitiert ja auch: zum Beispiel von den Gewerbesteuern der Kanzleien, den Lohnsteuern der Angestellten oder den Firmengründungsgebühren.


  Das Geschäft ist auch deswegen so reizvoll, weil es nicht nur einträglich, sondern auch so einfach ist. Den Verkäufer kostet eine Standard-Briefkastenfirma fast nichts, und die Formalitäten sind rasch erledigt. Der Käufer hat im Handumdrehen seine Firma, er bezahlt nur ein paar hundert US-Dollar und kann sie, wenn sie ausgedient hat, schnell und einfach wieder abstoßen. Und niemand erfährt je, wem sie überhaupt gehört hat. Ideal für dunkle Geschäfte.


  Ideal für Siemens, stellen wir fest. Denn während wir uns zu Putin einlesen, gehen wir gleichzeitig den Spuren von Hans-Joachim K. nach, dem Deutschen mit den seltsamen 500 Millionen Dollar auf dem Bahamas-Konto. Wir recherchieren erst mal außerhalb der Daten, allein schon, weil uns noch ein geeignetes Programm fehlt, mit dem wir die 50 Gigabyte systematisch durchsuchen könnten. Wir finden K.s Namen in der Anklageschrift gegen einen früheren Siemens-Vorstand. Dort ist nachzulesen, dass K. jahrelang schwarze Kassen geführt hat, Geld, das aus den offiziellen Siemens-Kanälen herausgeschleust wurde, um schnell und unkompliziert darüber verfügen zu können. Etwa, um damit sogenannte »Berater« bezahlen zu können. Hans-Joachim K. nennt auch eine dieser Schwarzgeld-Firmen: Casa Grande soll sie geheißen haben. In einem Vernehmungsprotokoll finden wir sie mit vollem Namen: Casa Grande Development. So steht die Gesellschaft auch in der öffentlich zugänglichen Firmen-Datenbank Panamas – und zwar mit Mossack Fonseca als »registriertem Agenten«, als Verwalter. Aber in der Datenbank ist kein Bezug zu Siemens oder gar K. zu erahnen. Als Direktorinnen der Firma sind dort drei Frauen eingetragen, die mit großer Sicherheit nie im Leben für Siemens gearbeitet haben, Francis Perez, Diva de Donada und Leticia Montoya.[2] So funktioniert die Mechanik der Offshore-Firma: Die Anbieter solcher Firmen, Offshore-Provider wie Mossack Fonseca, sorgen für eine Schutzschicht um den wahren Eigentümer.


  In diesem Fall bedeutet das, dass Mossack Fonseca die Direktorinnen stellt – Direktorinnen, die eigentlich keine sind. Francis Perez, Diva de Donada und Leticia Montoya würde man klassischerweise Strohmänner nennen, wären sie nicht Frauen. Sie arbeiten als Scheindirektorinnen für Mossack Fonseca. Ihr Job ist es, zu unterschreiben, was man ihnen vorlegt. Sie unterschreiben, wenn der wahre Eigentümer ein Konto auf den Namen seiner Briefkastenfirma eröffnen will – wie im Fall der Casa Grande Development für Siemens – oder wenn er etwas im Namen der Firma kaufen möchte: eine Wohnung, ein Haus, eine Yacht. Sie unterschreiben aber auch Verträge, Darlehen in Millionenhöhe oder andere Papiere. Das heißt, nach außen treten diese Scheindirektoren – in der Fachsprache »nominees« oder »nominee directors« – als offizielle Vertreter der Firma auf, und der wahre Eigentümer kann sich hinter dieser Fassade verstecken.[3]


  Der wahre Eigentümer (oder, wenn er vorsichtiger ist: sein Anwalt) bekommt von den Scheindirektoren meist eine Vollmacht, mit der er Zugriff auf das Bankkonto oder den Safe hat. Von dieser Vollmacht aber wissen meist nur die Bank, die Scheindirektoren und Mossack Fonseca. Eine geheime, aber für sich genommen vollkommen legale Verabredung, die der Firma erst den eigentlichen Sinn gibt – geschlossen weitab von den Augen neugieriger Staatsanwälte, Steuerfahnder und Betrugsermittler.


  
    [ ]
  


  In einem Excel-Dokument, das wir in den Daten finden, stoßen wir auf die Ordnernummer der Casa Grande Development, und tatsächlich haben wir diesen Ordner. Das ist ein Glücksfall – in der Excel-Tabelle sind mehr als 200000 aktive und gelöschte Mossack-Fonseca-Firmen gelistet, wir haben zu diesem Zeitpunkt aber nur die Unterlagen weniger Tausend.


  In dem Ordner finden wir eine Vollmacht für einen ehemaligen Siemens-Kollegen von Hans-Joachim K. Der Exkollege wird als wahrer Eigentümer der Firma genannt. Aber wenn die Casa Grande Development die Millionen aus den schwarzen Töpfen verteilte, wenn sie Verträge einging und Geschäfte machte, tauchten weder der Exkollege noch K. noch Siemens auf. Die Scheindirektorinnen unterzeichneten, und wer in Wahrheit dahinterstand, war von außen nicht ersichtlich. Die Firma war ein ideales Vehikel, um die Geschäfte der Südamerikasparte von Siemens anonym und unter Umgehung von Gesetzen und Dienstwegen anzuschieben.


  Selbst wenn jemand erfahren hätte, wer die Anteile an der Casa Grande Development hält, wäre keine Verbindung zu Siemens entstanden. Es wurden nämlich anfangs nur sogenannte »bearer shares« ausgegeben, anonyme Inhaberaktien. Wem diese Aktien gehören, ist meist nirgendwo hinterlegt. Es ist ganz einfach so: Wer alle Inhaberaktien einer Firma in der Hand hält, also physisch, als Stück Papier, dem gehört auch die Firma. Eine Einladung für jene Art von Geschäften, die spurlos ablaufen sollen. Geld auf den Tisch, Inhaberaktien herübergeschoben, Transaktion gelaufen. Die Firma hat einen neuen Eigentümer.


  Wer ein noch stärker ausgeprägtes Anonymisierungsbedürfnis verspürt, kann auf Wunsch bei Mossack Fonseca neben den Scheindirektoren auch jederzeit Scheinanteilseigner, nominee shareholder, buchen. Das sind Menschen oder Briefkastenfirmen, die quasi treuhänderisch die Aktien halten. Wenn Mossack Fonseca, etwa im Zuge einer Ermittlung, den oder die Anteilseigner einer Firma benennen muss, heißt das in diesem Fall noch lange nicht, dass das auch der wahre Besitzer ist. Der kann sich hinter dieser zweiten Schutzschicht verstecken.


  Damit ist die Firma endgültig ein vollkommen uneinsehbares Gebilde. Steuerfahnder oder Polizisten, Gläubiger oder betrogene Geschäftspartner, selbst Ehefrauen oder Kinder können nicht beweisen, dass die Firma mit dem seltsamen Fantasienamen zu irgendjemand Greifbarem gehört. Sie ist, jedenfalls nach außen, eine »black box«.


  Aber nicht nach innen. Innen, in den digitalen Ordnern, die wir nun Tag für Tag – und immer wieder auch Abend für Abend – durchsehen, liegen nämlich tausende interne E-Mails, die Mossack-Fonseca-Angestellte einander schreiben. Diese Nachrichten sind das Gold dieses Leaks, in ihnen finden wir immer mal wieder den entscheidenden Hinweis auf die wahren Eigentümer.


  Leider hilft uns das im Fall des Hans-Joachim K. kaum weiter. Noch immer haben wir keinerlei Ahnung, wie er an die 500 Millionen US-Dollar gekommen ist – und ob. Wir wissen bislang nur, dass er Siemens spätestens 2009 verlassen hat.


  Der Fall jedenfalls wird uns weiter begleiten, sobald neue Daten eintreffen, suchen wir nach Tarnfirmen von Siemens und nach K. Es ist wie ein Fieber, wir wollen dieses Rätsel lösen.


  
    zurück
  


  
    [2. Kapitel] Wladimir Putins rätselhafter Freund

  


  Es geht um unfassbar viel Geld: Das ist so ziemlich das Einzige, was wir auf Anhieb verstehen, als wir uns durch die Ordner der drei Offshore-Firmen kämpfen, in denen Sergej Roldugins Name auftaucht. In den Ordnern liegen hunderte Dokumente, etliche davon beschreiben über viele Seiten Aktiendeals, die zu verstehen Wochen dauern wird. Aber die Summen lassen sich auch ohne dieses Verständnis herauslesen, und sie rauben uns den Atem. Hier werden mal eben ein paar hundert Millionen US-Dollar verliehen und dort etliche Milliarden Rubel, es fließen »Beratungsgebühren« in Höhe von etlichen Millionen Dollar von Briefkastenfirma zu Briefkastenfirma, und innerhalb von 24 Stunden sollen den Dokumenten zufolge Aktienpakete mit Millionenwerten zweimal den Besitzer wechseln.


  In den Verträgen zu den Aktiengeschäften lesen wir, dass es unter anderem um Aktien großer und wichtiger russischer Unternehmen geht. Dass ausgerechnet diese Firmen hier auftauchen, muss nichts bedeuten. Es kann aber. Nahezu alle Putin-kritischen Russlandexperten gehen davon aus, dass Putin sein Amt als vielfacher Milliardär verlassen wird. Wenn er es denn je verlässt. Aber wo liegt sein Vermögen? Es gibt unter Experten die These, dass er sich Firmenanteile zuteilen lässt, und zwar unter anderem von Unternehmen wie den eben genannten.


  Aber wenn Putin tatsächlich Anteile an großen russischen Unternehmen besäße – würde er wollen, dass das bekannt wird? Würde er sie unter seinem Namen halten? Sicher nicht. Er würde also Leute brauchen, denen er vertraut.


  Leute wie Sergej Roldugin?


  Man weiß etliches über die Beziehung der beiden, auch weil Roldugin, der Cello-Virtuose, kein schüchterner Mann ist. Er spricht gerne mit Journalisten oder Buchautoren über Putin, und natürlich kommt der Präsident dabei durchgehend gut weg. Man möchte Roldugin auch nichts anderes raten.


  Die beiden kennen sich seit den Siebzigerjahren. Roldugin gehört zu einem Freundeskreis, den Putin zu St. Petersburger Zeiten pflegte. Ein Freundeskreis, den Putin später sehr, sehr reich gemacht hat.


  Deswegen ist es auch vorstellbar, dass Roldugin hier für Roldugin steht. Denn er besitzt seit den Neunzigerjahren einen kleineren Anteil an einer Petersburger Privatbank, der Bank Rossija. Mittlerweile ist die Bank durch Putins Protektion eine der größten und wichtigsten im Lande. Putin hat dafür gesorgt, dass etliche Staatsbetriebe ihr Geld zur Bank Rossija gebracht haben – die wiederum zum Großteil Putin-Vertrauten gehört, nicht nur Roldugin.


  Die meisten dieser Vertrauten stehen übrigens auf der Sanktionsliste, die die USA nach der Annektierung der Krim durch Putin erlassen haben. Darauf steht auch die Bank Rossija selbst – als Bank »von Putins innerstem Zirkel«, wie es in der Begründung heißt. Manager genau dieser Bank verwalten einige Offshore-Firmen, die bei Mossack Fonseca geordert wurden, darunter auch zwei der drei Firmen, in denen Sergej Roldugin als Anteilseigner oder Eigentümer genannt wird. Was nebenbei bemerkt dazu führt, dass Mossack Fonseca Geschäfte mit Managern eines Unternehmens macht, das von den USA sanktioniert wurde. Ein Wagnis, das weitreichende Folgen haben kann: Stellen die US-Behörden einen Sanktionsbruch fest, könnten sie das Vermögen der Zweigstelle in den USA einfrieren, und die Besitzer und Geschäftsführer von Mossfon könnten nicht mehr in die Vereinigten Staaten einreisen, ohne fürchten zu müssen, festgesetzt zu werden. Im schlimmsten Fall könnte Mossfon selbst auf der US-Sanktionsliste landen.


  Die genaue Konstruktion des Roldugin-Netzwerks ist offenbar diese: In den meisten Firmen hat ein Bank-Rossija-Vertreter eine Art Vollmacht und ist damit Ansprechpartner für eine Rechtsanwaltskanzlei mit Sitz in Zürich. Diese Kanzlei wiederum betreut all die Offshore-Firmen offiziell bei Mossack Fonseca und vermittelt jeweils die Wünsche ihrer Endkunden an Mossfon weiter. Die Genfer Niederlassung von Mossack Fonseca betreut die Züricher Kanzlei. Wenn also Mossack Fonseca in Panama eine Frage hat, wenden sie sich an ihren Ableger in Genf, die Genfer Mossfon-Leute fragen die Zürcher Anwälte, und die wiederum melden sich bei der Bank Rossija. Ein langer Weg. Aber ein praktischer: Würde der Fall jetzt in groben Zügen öffentlich werden, könnte Mossack Fonseca argumentieren, sie hätten doch nur mit einer renommierten Schweizer Kanzlei Geschäfte gemacht. Wenn man schon Schweizern nicht mehr trauen kann! Die E-Mails aus den vergangenen Jahren, die wir Tag für Tag lesen, zeigen: Mossack Fonseca wusste offenbar sehr genau, dass da am anderen Ende die Bank Rossija involviert ist.


  Die entscheidende Frage ist für uns, ob Sergej Roldugin und die anderen Männer aus seinem Netzwerk wirklich auf eigene Faust handeln.


  Immerhin: Er behauptet in einem Dokument, alleiniger und wahrer Eigentümer mindestens einer dieser Firmen zu sein, einer Firma namens International Media Overseas S.A., mit Sitz in Panama. So steht es in den Papieren, mit denen Roldugin im Mai 2014 – nur ein paar Wochen nach dem Erlass der US-Sanktionen gegen die Bank Rossija – ein Konto bei der Züricher Filiale einer russischen Bank beantragt.


  In dem Fragebogen gibt Roldugin an, das Vermögen der Firma bewege sich im Rubelmilliardenbereich, die erste Überweisung belaufe sich auf fünf Millionen Franken, und langfristig erwarte er Einkünfte von mehr als einer Million Franken pro Jahr. Derselbe Roldugin wird ein paar Monate später der New York Times erzählen, er habe »keine Millionen«. Er sei kein Geschäftsmann.


  Roldugin erklärt der Bank auch, woher das Geld jener International Media Overseas S.A. komme: Die Firma halte – was sie tatsächlich auch tut – alle Anteile einer gewissen Med Media Network Limited. Die Med Media wiederum wurde von der New York Times in ebenjenem Artikel ebenfalls erwähnt, in dem auch Roldugin zu Wort kam: Die Firma hält nämlich der Zeitung zufolge 20 Prozent der Anteile an einem großen russischen Medienunternehmen namens Video International. Nur dass die NYT-Reporter nicht ahnten, dass es da eine Verbindung gibt: dass Roldugin nämlich einer der Eigner ist. Jedenfalls auf dem Papier.


  Wir nehmen uns vor, die Besitzverhältnisse der Video International genauer zu durchleuchten, schieben diese Aufgabe aber noch etwas auf. Zugänglicher und ungleich unterhaltsamer ist ein Kontoeröffnungsfragebogen der erwähnten Bank in der Schweiz, bei der eine von Roldugins Firmen ein Konto beantragt. Eine der Fragen lautet:


  Ist der Eigentümer der Firma eine politisch exponierte Person (PEP) VIP)?


  Roldugin antwortet mit: Nein.


  Hat er irgendwelche Beziehungen zu PEPs oder VIPs?


  Wieder schreibt Roldugin: Nein.


  Die zweite Antwort ist eine glatte Lüge. Der beste Freund des russischen Präsidenten, der auch der Patenonkel der Präsidententochter ist, kann nicht ernsthaft abstreiten, »irgendwelche Beziehungen« zu VIPs oder einer politisch exponierten Person zu haben.


  Banken fragen inzwischen standardmäßig nach derartigen Verbindungen, weil die Erfahrung der vergangenen Jahrzehnte gezeigt hat, dass die meisten korrupten Politiker ihre heimlichen Konten nicht auf ihren eigenen Namen laufen lassen. Sondern auf den Namen eines Familienmitglieds oder Freundes, dem sie vertrauen. Das Risiko für die Bank, als Helfershelfer diebischer Staatsoberhäupter dazustehen, ist aber ähnlich groß, deswegen wollen die Banken im Rahmen der Geldwäschebekämpfung und der damit verbundenen »Know-Your-Customer«-Politik (KYC-Politik) inzwischen mehr über den Kunden wissen. Am Ende können sie natürlich auch einen Kunden annehmen, der der beste Freund eines Politikers ist. Aber sie müssen wissen, was sie da tun – auch weil sie sich später vielleicht dafür rechtfertigen müssen.


  
    [ ]
  


  Während wir versuchen, den russischen Pfaden zu folgen, wachsen die Daten immer weiter an. Gigabyte für Gigabyte.


  Der Transfer solcher Datenmengen ist nicht einfach. Noch aufwendiger wird es, wenn man die Informationen auch noch verschlüsseln möchte. Nun haben wir noch dazu das Problem, dass die Quelle auf absoluter Anonymität besteht, das macht die Sache kompliziert.


  Die Lösung, die wir nach etlichen Wochen finden, ist umständlich, aber ziemlich sicher. Beschreiben können wir sie nicht, aus Gründen des Quellenschutzes. Die Daten finden ihren Weg. Langsam, aber stetig.


  Während wir uns mit den technischen Aspekten quälen, treibt uns eine Frage um: Warum setzt sich jemand dem Risiko aus, solch sensible Daten weiterzugeben, ohne davon etwas zu haben?


  Es gibt ja kein Geld. Es gibt aber auch keinen Ruhm für jemanden, der anonym bleibt. Was es gibt, ist die Gefahr.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [sz]:

            

            	
              Warum gehen Sie dieses Risiko ein?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich kann den Grund nicht erklären, ohne meine Identität offenzulegen. Aber allgemein gesprochen habe ich das Gefühl, es tun zu müssen, weil ich in der Lage dazu bin. Es ist zu wichtig. Dort geht eine irrsinnige Menge krimineller Aktivitäten vor sich – ich versuche noch immer das alles irgendwie zu fassen.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Haben Sie keine Angst?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Definitiv. Aber ich versuche vorsichtig zu sein.

            
          

        
      

    

  


  An manchen Tagen schreiben wir uns – über verschiedene anonyme und verschlüsselte Chats – fast rund um die Uhr. Meistens geht es um Fachfragen: Haben wir den Ordner XY bekommen? Kennen wir dieses oder jenes Dateiformat? Dazwischen sprechen wir über Politik, über Angela Merkel und Griechenland, über Chávez, Putin, Obama oder China. Oder über die Ängste der Quelle. Dann wieder über Gigabytes.


  Was uns in den ersten Wochen nicht klar ist: So wird es weitergehen. Über Monate. Viele Monate.


  
    [ ]
  


  Die argentinischen Dokumente legen wir nach erster Sichtung zur Seite: Der Staatsanwalt hat 123 Firmen identifiziert, die alle von Mossack Fonseca gegründet worden sein sollen. Das ist eine Menge, die von uns nicht zu schaffen ist. Ganz sicher nicht im Augenblick, womöglich überhaupt nicht. Denn so interessant die Geschichte auch ist: Unser Augenmerk muss naturgemäß auch darauf liegen, große deutsche Geschichten zu finden.


  Gleichzeitig wollen wir nicht, dass Geschichten unerzählt bleiben oder in den Ländern, in denen sie vielleicht wichtig sind, untergehen.


  Auch das ist ein Argument dafür, eine größere internationale Kooperation anzustreben, wie wir sie etwa bei Offshore-Leaks, Lux-Leaks oder Swiss-Leaks erlebt haben.


  Dass wir das versuchen, haben wir der Quelle ja längst versprochen – auch wenn wir wohl nicht die New York Times an Bord bekommen werden.


  Wir rufen Gerard Ryle an, den Direktor des International Consortium for Investigative Journalists (ICIJ) in Washington D.C., um ihn für unsere Daten zu begeistern. Das ICIJ ist eine Art internationaler Verein für investigative Journalisten, in dem man nur auf Empfehlung und Einladung Mitglied werden kann. Ihm gehören mittlerweile etwa 200 Kollegen auf der ganzen Welt an, seit 2013 auch wir. Genauer genommen ist das ICIJ ein Projekt des Center for Public Integrity (CPI), einer US-amerikanischen Non-Profit-Organisation für Investigativjournalismus. Der Gründer des CPI ist Charles Lewis, einer der wichtigsten Recherchejournalisten der USA, mit unzähligen Erfolgen in den vergangenen 30 Jahren. CPI und ICIJ werden aus Spendengeldern finanziert, einer der Großspender ist der linksliberal ausgerichtete Milliardär George Soros.


  Das ICIJ leitet seit seiner Gründung 1997 grenzüberschreitende Teamrecherchen, zum weltweiten Tabakschmuggel, zum internationalen Handel mit Leichenteilen oder zu fragwürdigen Projekten der Weltbank. Die Idee des ICIJ ist, dass Journalisten weiter kommen, wenn sie ihr Material teilen, sobald es international relevant wird. Das Ergebnis sind mehr und bessere Geschichten, weil sich die jeweiligen Spezialisten, oft die besten investigativen Reporter des Landes, damit befassen. Beispielsweise sind die Kollegen von La Nación aus Argentinien tief im Thema bei NML, jenem Hedgefonds, der Argentinien verklagt. Im Internet haben wir gesehen, dass die Zeitung seit Jahren darüber schreibt – während wir bei null anfangen.


  Das Telefonat mit Gerard Ryle läuft gut. Nach einer Viertelstunde ist er entschlossen, aus dem Material eine ICIJ-Geschichte zu machen – obwohl wir am Telefon keine Namen nennen und auch Mossack Fonseca nur vorsichtig umschreiben können.


  Dazu muss man wissen, dass Gerard Ryle ein Faible für Briefkastenfirmen hat: Als er 2011 seine Stelle als Direktor des ICIJ antrat, hatte er in seinem Gepäck eine Festplatte mit dem größten Leak, das bis dahin jemals in den Händen von Journalisten war. Ihm waren 260 Gigabyte zugespielt worden, und zwar aus dem Innersten zweier Firmen namens Portcullis TrustNet und Commonwealth Trust Limited. Das Kerngeschäft dieser beiden Firmen war – exakt wie das von Mossack Fonseca –, Briefkastenfirmen zu verkaufen. Aus diesen Daten machte Gerard Ryle einen weltweiten Scoop, anders kann man es nicht sagen: Unter dem Schlagwort »Offshore-Leaks« deckten im April 2013 fast 100 Journalisten aus rund 50 Ländern auf, wie die Mächtigen, die Reichen und die Bösen dieser Welt Offshore-Firmen nutzen, um ihre Spuren zu verwischen und ihr tatsächliches Vermögen zu verschleiern. In Deutschland waren wir für die Süddeutsche Zeitung dabei, gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen des Norddeutschen Rundfunks. Das Grundmuster unserer Daten ähnelt also denen von Offshore-Leaks. Nur haben wir, als wir Ryle anrufen, weit weniger, etwa 50 GB. Allerdings haben wir das Gefühl, dass die Daten zu den einzelnen Firmen vollständiger sind. Und vor allem: Sie sind aktueller. Bei Offshore-Leaks veröffentlichten wir 2013 Informationen aus Daten, deren aktuellste aus dem Jahr 2010 waren. Jetzt finden wir immer wieder aktuelle E-Mails. Wir registrieren das mit einem Schaudern, heißt es doch, dass die Quelle bis gerade eben Zugang zu den internen Daten von Mossack Fonseca hatte. Vielleicht, oder eher wahrscheinlich, hat sie diesen Zugang noch immer.


  Am Ende des Gesprächs verspricht Gerald Ryle, in den nächsten Wochen nach München zu kommen, um sich die Daten anzusehen.


  Quasi nebenbei, beim abendlichen Stöbern, stoßen wir auf etwas, das wir bisher übersehen hatten: Es gibt zu sehr vielen der Vermittler – also der Banken oder Vermögensberater – eigene Dokumente mit Notizen für den internen Gebrauch. Zwar deutet schon die Heimlichtuerei der Mossfon-Mitarbeiter – abgekürzte Kundennamen und Codewörter – darauf hin, dass hier möglicherweise wissentlich Illegales befördert wird.[4] Aber was wir dort lesen, hat dann doch eine andere Qualität. Da ist von Vermittlern mit »großen Mengen von Kunden mit undeklarierten Konten« die Rede, von einer Kanzlei, die »eine eigene Abteilung nur für Schwarzgeld« habe und davon, dass Mossack Fonseca »Lösungen anbietet« für die europäische Zinsabschlagsteuer.


  Wenn wir so etwas lesen, wissen wir, dass wir auf einem guten Weg sind. Wenn wir nachweisen können, dass Mossack Fonseca wissentlich Beihilfe zur Steuerhinterziehung geleistet hat, hat die Kanzlei ein Problem.


  An dieser Stelle stellen wir uns die Frage, ob Mossack Fonseca eigentlich je belangt wurde für ein ähnliches Delikt.


  Wir finden keinen Beleg für irgendein Verfahren gegen die Kanzlei. Sie scheint bislang immer davongekommen zu sein.


  Ungefähr zu dieser Zeit wird uns ein Umstand bewusst, der unsere Aufmerksamkeit von allem anderen abzieht. Es geht um den Mann, der all die heimlichen Geschäfte erst ermöglicht und damit Abermillionen verdient haben muss. Der Mann, der die Kanzlei Mossack Fonseca gegründet hat, die seit Jahrzehnten offenbar mit allen möglichen Verbrechern Geschäfte macht.


  Es geht um Jürgen Mossack. Er ist Deutscher.


  
    zurück
  


  
    [3. Kapitel] Schatten der Vergangenheit

  


  Jürgen Mossack verheimlicht seine Herkunft nicht, im Gegenteil. Wer seinen Namen bei Google eingibt, landet schnell bei einer Website, auf der sich tausende Anwälte mit ihren Spezialgebieten präsentieren. Dort steht in Jürgen Mossacks Profil: »Geboren in Fürth, Bayern, Deutschland«.


  Und dennoch ist Jürgen Mossack in Deutschland ein vollkommen unbeschriebenes Blatt, keine Zeile ist in deutschen Zeitungen über ihn erschienen – obwohl er eine der fragwürdigsten Firmen in einer der heikelsten Branchen leitet. Als Deutscher.


  Damit ist diese Geschichte für uns eine Kategorie nach oben gesprungen. Oder zwei? Egal. Jedenfalls haben wir jetzt einen Teaser, der sich ziemlich gut liest:


  »Ein Deutscher hilft einigen der schlimmsten Verbrechern und Diktatoren unserer Zeit, ihre Spuren zu verschleiern.«


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Kennt man Jürgen Mossack eigentlich in Deutschland?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Nein, niemand kennt ihn hier.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Das wird sich vermutlich bald ändern …

            
          

        
      

    

  


  Wir wollen mehr herausfinden über den Mann im Zentrum unseres Leaks und beginnen zu recherchieren, zuerst im Netz und dann in internationalen Pressedatenbanken. Das Ergebnis ist fast gleich null.


  Jürgen Mossack, heute Ende sechzig, wird zwar hier und da erwähnt, aber es gibt kein Porträt, keine größere Geschichte. Im Internet finden sich bis auf einen dürren Lebenslauf bei der erwähnten Anwaltsseite nur Banalitäten, etwa dass Mossack Mitglied sei im Rotary-Club Panama, in der International Maritime Association und in diversen Berufsverbänden, die sich mit Steuerrecht und Ähnlichem befassen. Außerdem stoßen wir auf ein paar Fotos, die ihn bei verschiedenen Anlässen zeigen, etwa bei einem Treffen mit dem Premier- und Finanzminister der Britischen Jungferninseln – eine der wichtigsten Steueroasen, und damit ein natürlicher Partner für Mossack Fonseca.


  Jürgen Mossack scheint kein Interesse an einer größeren Öffentlichkeit zu haben, in unserem Archiv jedenfalls finden sich keine Interviews. Gleichzeitig hält er aber Vorträge und schreibt Fachartikel, in denen er sich vehement gegen tief greifende Reformen der Offshore-Industrie wendet.


  Wir beschließen, systematisch vorzugehen und besorgen uns eine Kopie seiner Geburtsurkunde. Darin finden wir schon mal die amtliche Bestätigung dafür, dass Jürgen Mossack in Deutschland geboren wurde: Er kam am 20. März 1948 in Fürth zur Welt, im Rathausstift, und zwar genau um 6.25 Uhr. Sein Geburtsname ist Jürgen Rolf Dieter Herzog, als Mutter wird eine Verkäuferin namens Luise Herzog eingetragen, als Vater ein Maschinenbauer namens Erhard Peter Mossack.


  
    [ ]
  


  Erhard Mossack scheint in den Nachkriegsjahren von Maschinenbauer auf Journalist umgestiegen zu sein. So wird 1951 im Spiegel ein Sportjournalist namens Erhard Mossack erwähnt, der für die Nürnberger »8-Uhr-Nachrichten« über einen mysteriösen, maskiert kämpfenden Freistilringer schrieb, dem die Zuschauer den Kampfnamen »Würger von Wien« verpassten. Dieser Erhard Mossack spekulierte, der »Würger von Wien«, dessen Spezialität eine Würgezange von hinten war, könne in Wahrheit der »Henker von Prag« sein – ein Tscheche, der während der Nazibesatzung »einen Haufen Tschechen an deutsche Galgen« geliefert haben soll. Allerdings kommt der Spiegel-Autor zu dem Schluss, dass Mossack falschgelegen habe.


  Offenbar derselbe Erhard Mossack trat auch als Autor einiger Bücher in Erscheinung, eines davon aus dem Jahr 1952 mit dem martialischen Titel »Die letzten Tage von Nürnberg«. Das Buch ist antiquarisch problemlos erhältlich, es ist ein sachliches Werk über die letzten Kriegstage in Nürnberg, also bevor die Alliierten die Stadt endgültig einnahmen. Anders als der Titel es hätte erwarten lassen, spricht aus dem Buch keinerlei Gesinnung, kein Revanchismus, keine Glorifizierung der Zeit der Nationalsozialisten. Unterhaltsamer ist ein 1955 erschienenes Büchlein im Groschenheftformat: »Schmuggelgut für Tanger«. Darin erzählt der Autor Erhard Mossack, er habe als Journalist im Jahr 1954 in Zusammenarbeit mit der internationalen Kriminalpolizei – der Interpol-Zentrale in Paris – an der Aufdeckung eines internationalen Autoschmugglerrings mitgearbeitet, der in den Nachkriegsjahren in Westeuropa sein Unwesen getrieben habe. Im Klappentext des Büchleins heißt es: »Mossack war zu diesem Zweck selbst in Frankreich und Spanien und hat die anfangs kaum entwirrbaren Spuren der Banditen verfolgt.« Einen der gestohlenen Wagen, einen Mercedes 300, hat Mossack angeblich sogar selbst nach Deutschland zurückgebracht.


  Die Autorenbeschreibung in »Schmuggelgut für Tanger« enthält auch das Geburtsdatum jenes Erhard Mossack, es ist der 16. April 1924, dasselbe Datum, das auch auf Jürgen Mossacks Geburtsurkunde für Erhard Mossack vermerkt ist. Es ist also ohne Zweifel derselbe Mann. Welch Ironie, dass sein Sohn ein paar Jahrzehnte später weit schlimmeren Figuren als Schmugglern hilft, über anonyme Offshore-Firmen ihre Spuren zu verwischen.


  Drei Jahre nach Veröffentlichung des Groschenromans, im Oktober 1958, zieht Erhard Mossack laut Melderegister ins rheinland-pfälzische Lutzerath. Dort wiederum meldet er sich im Juli 1961 ab und teilt mit, er werde auswandern – »wahrscheinlich in die USA«, so ist es im Melderegister vermerkt. Die ersten 13 Jahre seines Lebens verbrachte Jürgen Mossack also offenbar noch in Deutschland.


  Das bestätigt uns ein Artikel, der Anfang Januar 2012 in einer Lokalausgabe der Frankfurter Rundschau erscheint, es ist ein Porträt eines gewissen Peter Mossack. Der Anlass für den Text ist, dass dieser Peter Mossack, IT-Manager und Gründer des Lions Clubs Justus von Liebig Darmstadt, um 2010 zum Honorarkonsul der Republik Panama ernannt wurde, und zwar für die Bundesländer Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Baden-Württemberg.


  
    [ ]
  


  Mossack und Panama? Genau. Peter Mossack trägt nicht nur denselben Nachnamen, er ist Jürgen Mossacks jüngerer Bruder. In der Frankfurter Rundschau erzählt er, die Familie sei nach Panama ausgewandert, als er etwa sechs Jahre alt gewesen sei. Das deckt sich mit der Angabe seines Vaters im Melderegister. Er sei, erzählt er der FR, nach dem Studium in Panama nach Deutschland zurückgekehrt, besuche aber »etwa alle zwei Jahre« seinen Bruder. Der habe eine Anwaltskanzlei in Panama und sei »gut vernetzt«.


  Warum haben die Mossacks Anfang der Sechzigerjahre Deutschland verlassen? Wer nach dem Krieg sein Glück in Südamerika suchte, tat das oft genug, um seiner eigenen Vergangenheit im Dritten Reich zu entkommen. Wir stellen einige Anfragen an Datenbanken und Archive in Deutschland und den USA, und warten. Oft dauert es Wochen und Monate, bis Antworten kommen. Bislang wissen wir nur, dass Erhard Mossack zurück nach Deutschland kam und 1993 in Aichach, nicht weit von München, starb.


  Sicher ist, dass Erhard Mossack mit seinem Sohn Jürgen Anfang der Sechzigerjahre in Panama landet. Einem Lebenslauf von Jürgen Mossack, den wir in unseren Daten finden, entnehmen wir, dass er nach der Schulzeit am Instituto Pedagógico in Las Cumbres an der Universität Santa María La Antigua in Panama-Stadt studierte. Während des Studiums arbeitete er nebenher bei einer Kanzlei, die man heute ebenfalls aus dem Geschäft der Offshore-Firmen kennt: Arosemena Noriega & Castro. Dort ist Mossack etwa ab 1970 offenbar erst als Assistenzanwalt und später, nach seinem Examen 1973, als richtiger Anwalt beschäftigt. Danach arbeitet er zwei Jahre in London, bevor er 1977 in Panama, mit nicht einmal 30 Jahren, seine eigene Kanzlei gründet.


  Das große Geschäft beginnt. Zu der Zeit herrscht eine Militärjunta unter dem korrupten General Omar Torrijos. Für eine Anwaltskanzlei, die sich auf Firmengründungen spezialisiert hat, muss ein solches Regime keine Belastung darstellen. Wir suchen im Firmenregister Panamas nach Jürgen Mossack und finden etliche Dokumente, die Geschäfte schon kurz nach der Gründung der Kanzlei bezeugen. Darin wird die Kanzlei als »registered agent« genannt, was in etwa mit »betreuende Kanzlei« zu übersetzen ist, und Jürgen Mossack selbst als Direktor zahlreicher Offshore-Firmen. Was wohl schon damals bedeutet: Scheindirektor.


  Als 1983 Diktator Manuel Noriega die Macht übernimmt, laufen die Geschäfte der »Jürgen Mossack Lawfirm« weiter, jedenfalls ist an den Eintragungen im Unternehmensregister kein Rückgang der Firmengründungen zu erkennen. Unter Noriega – der, wie sich später herausstellt, auf dem Gehaltszettel diverser Drogenhändler steht – wird Panama zum Bankenzentrum des kolumbianischen Medellín-Kartells. Eben weil man dort ganz hervorragend seine Geschäfte im Dunkeln abwickeln kann.


  Mindestens einem der großen Drogenbosse dieser Zeit ist Jürgen Mossack behilflich: dem so grausamen wie geschäftstüchtigen Caro Quintero aus Mexiko. Quintero lässt im Februar 1985 den US-Drogenfahnder Enrique »Kiki« Camarena Salazar töten, daraufhin starten die USA eine wütende Jagd auf den Drogenboss. Im April 1985 wird Quintero in Costa Rica verhaftet. Nur ein paar Tage zuvor hat ein Mittelsmann bei Jürgen Mossacks Kanzlei eine Firma gründen lassen, in die Vermögen von Caro Quintero fließt. Eine weitere Firma folgt kurz darauf. Diese hält eine Villa in Costa Rica, die später konfisziert und dem Nationalen Olympischen Komitee (NOK) Costa Ricas zur Nutzung überlassen wird – die der Form nach aber noch immer jener Briefkastenfirma Quinteros gehört, in der Jürgen Mossack als Scheindirektor agiert.


  Als das NOK Costa Ricas vor wenigen Jahren Mossack Fonseca darum bittet, ihnen die Villa offiziell und endgültig zu überlassen, stellt sich Jürgen Mossack quer. Verglichen mit Caro Quintero sei selbst der legendäre Drogenbaron Pablo Escobar »ein Baby«, schreibt Mossack, er wolle auf keinen Fall »zu denen gehören, die Quintero nach seiner Freilassung besucht«.[5]


  Tatsächlich kommt Quintero 2013 frei, nach fast 30 Jahren im Gefängnis. Er hat Jürgen Mossack offenbar bisher nicht besucht. Dafür ist Quintero inzwischen wieder einer der meistgesuchten Kriminellen der Welt.


  Am 1. März 1986 verschmelzen Jürgen Mossack und der panamaische Anwalt Ramón Fonseca ihre Geschäfte. Die Anwaltskanzlei Mossack Fonseca, wie wir sie heute kennen, ist in der Welt, und sie wird auch dreißig Jahre nach ihrer Entstehung noch immer von den beiden Männern geführt, die ihr den Namen gaben.


  
    [ ]
  


  Wer zu Mossacks Kompagnon recherchiert, hat keinerlei Probleme, an Informationen zu kommen – es ist eher so, dass sich die Fülle von Informationen kaum verarbeiten lässt. Denn Ramón Fonseca Mora, so sein voller Name, ist nicht nur einer der wichtigsten Politiker Panamas, sondern auch ein bekannter und preisgekrönter Schriftsteller. Fonseca ist derzeit Berater des panamaischen Präsidenten Juan Carlos Varela, mit eigenem Sitz im Kabinett, und gleichzeitig einer der stellvertretenden Vorsitzenden der Regierungspartei Panameñista.[6] Auf Deutschland übertragen wäre er ein politisches Schwergewicht wie Volker Bouffier, Julia Klöckner oder Ursula von der Leyen, allesamt stellvertretende Vorsitzende der CDU – nur dass keiner der CDU-Größen auch als erfolgreicher Schriftsteller eine Stimme hat. Kurzum: Ramón Fonseca ist ein sehr einflussreicher Mann in dem kleinen Land.


  In der panamaischen Presse wurde sogar spekuliert, Präsident Varela habe Fonseca zum Minister für öffentliche Sicherheit machen wollen, aber auf Druck der USA davon abgesehen. Die US-Regierung habe klargemacht, dass man einen mutmaßlichen Unterstützer von Geldwäsche nur sehr ungern als Minister sehe. Offenbar wissen die Amerikaner ganz gut Bescheid über die Geschäfte von Mossack Fonseca.


  Ramón Fonseca gehört augenscheinlich zu dem Typus Politiker, die die Öffentlichkeit und das Scheinwerferlicht lieben, es gibt Unmengen Fotos, die ihn auf Veranstaltungen zeigen, er kommentiert in Zeitungen, er postet häufig auf Facebook und Twitter, wo er Tausende Follower hat. Gleichzeitig scheint er jemand zu sein, der keinem Streit aus dem Weg geht – er bietet seinen politischen Kontrahenten via Twitter schon mal an, einen Streit so zu regeln, wie echte Männer das vorgeblich tun, nämlich mit den Fäusten.


  Vielleicht hat sein politischer Einfluss auch damit zu tun, dass Ramón Fonseca ein sehr reicher Mann ist. Sein Unternehmen ist über die Jahre immer weiter gewachsen. »Wir haben ein Monster erschaffen«, sagte Fonseca 2008 in einem TV-Interview – und meinte damit eigentlich wohl nur die Größe seines Unternehmens, schon damals hatte Mossfon einige hundert Mitarbeiter in dutzenden Büros rund um die Welt.[7]


  Dieses Monster hat allerdings, ganz anders als sein deutscher Besitzer, auch in der Presse seine Spuren hinterlassen. Vor allem in lateinamerikanischen Medien wird Mossack Fonseca sehr direkt mit einer erheblichen Anzahl von Korruptions- und Geldwäscheskandalen in Verbindung gebracht. Meist beziehen sich die Artikel auf den schon im Prolog beschriebenen Verdacht jenes argentinischen Staatsanwalts, die frühere argentinische Präsidentin Cristina Kirchner und ihre mutmaßlichen Geschäftspartner hätten über insgesamt 123 von Mossfon gegründete Offshore-Firmen mehr als 60 Millionen US-Dollar außer Landes gebracht. Je nach Land und Veröffentlichungszeitpunkt werden noch weitere Verdachtsmomente hinzugefügt und Auffälligkeiten berichtet. Immer wieder fallen auch die Namen der Diktatoren Baschar al-Assad und Muammar al-Gaddafi, meist jedoch ohne detaillierte Beschreibung, wie genau die Verbindungen zu Mossack Fonseca sein könnten – die von der Kanzlei stets vehement dementiert werden.


  Den längsten und prägnantesten Artikel über Mossfon finden wir auf dem Internetportal des Vice-Magazins. Das Medium ist eigentlich bekannt für so randständige wie unterhaltsame Geschichten wie Brieffreundschaften mit Serienmördern, Kiffen in Palästina oder Methkonsum in Nordkorea, veröffentlicht aber immer wieder auch sehr genau recherchierte Geschichten. Anfang Dezember 2014 veröffentlicht Vice einen Text über Mossack Fonseca. Es ist eine wütende und faktenreiche Tirade, eine Abrechnung mit der panamaischen Kanzlei, die der Autor »Evil LLC« nennt. Frei übersetzt: Das Böse GmbH.


  Wir machen daraus unseren Arbeitstitel: Die Kanzlei des Bösen.


  Mossack Fonseca ist über derartige Aufmerksamkeit verständlicherweise nicht erfreut. Wie sehr sie die Artikel im Internet stören, zeigt uns E-Mail-Verkehr aus dem Jahr 2012. Darin beauftragen Mossfon-Mitarbeiter eine Firma namens Mercatrade mit etwas, das Experten »Online Reputation Management« nennen: Die Kanzlei soll in der Google-Suche weißgewaschen werden. Wer nach »Mossack Fonseca« sucht, soll offenbar nicht gleich auf den ersten Ergebnisseiten negative Artikel finden.


  Die Geschäftsbeziehung wird allerdings nach nur wenigen Monaten von Mercatrade abgebrochen und der Vertrag aufgelöst. Die Google-Suche-Spezialisten geben entnervt auf, es ist offenbar nicht möglich, Mossack Fonsecas ramponierten Ruf im Internet zu korrigieren.


  Vielleicht ist es wie beim Lackieren. Wenn eine Stelle zu dreckig ist, hält auch der schönste Lack nicht.


  Wer sich auf der Homepage von Mossack Fonseca umsieht, erfährt dort, dass Mossfon seit Jahren eine eigene Compliance-Abteilung hat. Diese achtet angeblich darauf, dass auch wirklich alle nationalen und internationalen Gesetze und Bestimmungen eingehalten werden.


  Das ist die Theorie. Ein spektakulärer Fall, den wir aus den Daten sehr genau rekonstruieren können, zeigt uns, wie Mossfon in der Praxis mit Compliance umgeht.


  
    [ ]
  


  Es geht um den aktuellen isländischen Premierminister Sigmundur Davíð Gunnlaugsson. Er taucht 2007 als Aktionär der Briefkastenfirma Wintris Inc. auf den Britischen Jungferninseln auf, gemeinsam mit seiner späteren Frau, der in Island bekannten Anthropologin Anna Sigurlaug Pálsdóttir. Ende 2009, als seine Politkarriere gerade an Fahrt aufnimmt, »verkauft« Gunnlaugsson seine Hälfte der Anteile an der Firma – mit offiziellem Vertrag – für den wohl eher symbolischen Preis von einem US-Dollar an seine Frau. Seither wird Anna Sigurlaug Pálsdóttir in den Mossack-Fonseca-Unterlagen als alleinige Eigentümerin, als Direktorin und als Anteilsinhaberin geführt – selbst ein gescannter Personalausweis liegt im digitalen Ordner der Firma, die laut dem Firmenregister der Britischen Jungferninseln noch aktiv ist.[8]


  Nun wird Sigmundur Davíð Gunnlaugsson zwar erst im Mai 2013 Premier, also lange nach der Firmengründung im Jahr 2007. Aber schon damals ist er Politiker, und als er im Januar 2009 Vorsitzender der isländischen Fortschrittspartei wird, ist der Oxford-Absolvent noch immer Anteilseigner der Wintris.[9]


  Das wäre schon jetzt eine ziemlich gute Geschichte: Ganz Europa kämpft gegen Steuerflucht und Offshore-Firmen, und in Island hat der aktuelle Premierminister heimlich eine Offshore-Firma laufen. »Ausgerechnet Island«, würde man schreiben, denn beim Staatsbankrott des Landes haben Offshore-Firmen eine entscheidende Rolle gespielt, über sie wurden illegale Darlehen verschoben, einige der involvierten Personen kamen dafür ins Gefängnis.


  Unsere Tageszeitungsreflexe springen an. Noch haben wir mit Gerard Ryle und dem ICIJ keine Vereinbarung getroffen. Was spricht dagegen, die Geschichte über den isländischen Premierminister auf der Stelle zu veröffentlichen?


  Jetzt ist der Mann noch im Amt, wer weiß, ob er das noch ist, wenn wir ein paar Monate warten?


  Jetzt haben wir die Geschichte exklusiv, wer weiß, ob nicht ein anderer Journalist diesen Tipp bekommt?


  Aber der Fall würde uns natürlich sehr helfen, europäische Partner für eine gemeinsame ICIJ-Recherche zu interessieren. Wir fänden eine internationale Teamrecherche großartig. Und wenn wir den besten Fall schon vorher publizieren, wird daraus nichts werden.


  Am Ende ist der Recherchestand der entscheidende Grund, die Geschichte zurückzuhalten. Im Moment haben wir keine Ahnung, was Sigmundur Davíð Gunnlaugsson mit seiner Briefkastenfirma gemacht hat. Wir sehen in den Daten zwar, dass er ein Konto bei der Schweizer Großbank Credit Suisse in London eröffnet hat, aber wir haben keine Kontostände. Die Geschichte würde Gunnlaugsson sicher unter Druck setzen, immerhin können wir erzählen, dass sich ein europäischer Regierungschef über einen Luxemburger Vermittler bei einem panamaischen Provider eine Offshore-Firma auf den Britischen Jungferninseln besorgt hat, die ein Konto in London hat, das bei einer Schweizer Bank geführt wird. Das wirft schon einige interessante Fragen auf. Aber noch besser wäre, wir wüssten genau, was dahintersteckt. Und bei dieser Recherche könnte ein isländischer Kollege enorm helfen.[10]


  Können Sie Isländisch? Wir auch nicht. Das macht es aber so gut wie unmöglich, in isländischen Medien zu recherchieren. Vielleicht ist die Firma längst bekannt?


  Wir beschließen, die Akte Gunnlaugsson erst einmal liegen zu lassen, und rufen stattdessen ICIJ-Direktor Gerard Ryle an, um ihm von dem Fall zu erzählen. Soweit man am Telefon in der Post-Snowden-Ära eben sprechen kann, der Rest kommt verschlüsselt hinterher. Jetzt merken wir, dass Gerard nervös wird. Ein aktuell regierender Premierminister aus Europa, das gefällt ihm. Und er versteht, dass uns das Thema unter den Nägeln brennt – weil es ihm selbst ähnlich ginge. Es passiert, was wir erhofft hatten: Gerard drückt aufs Tempo. Wir gehen die Terminkalender durch, finden drei Tage Mitte März, die uns allen passen, und er bucht den Flug aus Washington.


  Und jetzt zurück zur Compliance-Abteilung von Mossack Fonseca. Die Geschichte des isländischen Premiers zeigt, wie ernst Mossfon seine »Due Diligence« nimmt. »Due Diligence« heißt: Ein Unternehmen prüft, ob bei bestimmten Personen besondere Risiken zu beachten sind. Eines dieser Risiken haben wir bereits in Verbindung mit Wladimir Putins Freund Sergej Roldugin erwähnt: Wenn ein Endkunde den Status einer »politisch exponierten Person« (PEP) innehat, ist man klug beraten, besondere Nachweise anzufordern. Zum Beispiel zu fragen, woher die Gelder genau kommen oder was der Zweck der Firma ist. Dasselbe gilt, wenn jemand, wie Sergej Roldugin, eine enge Beziehung zu einer solchen PEP hat.


  Dies beträfe spätestens seit Mai 2013 auch Sigmundur Davíð Gunnlaugssons Frau: Anna Sigurlaug Pálsdóttir gehört seit Ende 2009 die Briefkastenfirma Wintris allein, aber sie hat ohne Zweifel eine enge Beziehung zu einer PEP – ihrem Mann.


  Das fällt der Mossfon-Compliance-Abteilung auch tatsächlich auf. Mossfon hat Zugang zu jenen teuren Datenbanken, in denen tausende von Namen gelistet sind, die entweder selbst PEPs oder VIPs sind, oder in engem Kontakt mit PEPs oder VIPs stehen. Diese Datenbanken werden von ihren professionellen Anbietern, wie etwa Reuters, gepflegt und aktualisiert. So gerät auch Anna Sigurlaug Pálsdóttir bei einer Routineüberprüfung ins Visier der Mossfon-Compliance. Ein Mitarbeiter meldet sich also im Sommer 2013 per Mail bei der Luxemburger Firma Interconsult, die für die Frau des Premiers die Firma betreut: Die Kundin habe PEP-Status wegen ihres Mannes, man brauche mehr Informationen, um eine erweiterte Due-Diligence-Prüfung durchführen zu können. Interconsult scheint diese Informationen aber nicht zu liefern, denn es folgt wenig später eine freundliche Erinnerung an die erste Mail, dann eine weitere freundliche Erinnerung und noch eine und noch eine. Aber alle laufen ins Leere, auch ein Jahr nach der ersten Mail ist offenbar nichts passiert.


  Drohen die Mossfon-Mitarbeiter in den E-Mails, die wir sehen, irgendwann mit dem Ende der Geschäftsbeziehung? Setzen sie ihre Vorgesetzten auf cc, gar Jürgen Mossack selbst?


  Nein. Im Oktober 2014 setzen die freundlichen Erinnerungen offenbar aus, um Mitte 2015 wieder einzusetzen. Und tatsächlich: Im Oktober 2015 unterzeichnet die Frau des isländischen Premierministers ein Formular, das die Herkunft der Mittel der Firma klären soll. Sie macht ihr Kreuz bei »Einkünfte aus Erbschaft/Trust Fund« und beschreibt die Firma als »passive non-financial entity«. Eine Mossfon-Angestellte antwortet und erklärt, man warte weiterhin auf andere Dokumente »in dieser wichtigen Sache«, etwa eine Passkopie, einen Adressnachweis der Eigentümerin sowie ein Empfehlungsschreiben einer Bank oder eines anderen Geschäftspartners.


  Mossack Fonseca hat also mehr als zwei Jahre geduldig gewartet. Knallharte Compliance sieht anders aus.


  Es wirkt, als wolle Mossack Fonseca mit seiner Compliance-Abteilung den Anschein der Rechtmäßigkeit erwecken, ohne aber ernsthaft die Geschäfte zu gefährden. Ein Eindruck, den wir noch häufiger gewinnen werden.


  Vorerst legen wir den Fall des isländischen Premierministers aber auf den Stapel der Geschichten, die wir mit einheimischen Kollegen recherchieren wollen. Auf diesem Stapel liegen auch schon die Akte Putin und der Fall Argentinien gegen den Hedgefonds NML. Sollte aus unseren Daten ein internationales Projekt entstehen, wird das ICIJ nach geeigneten Investigativjournalisten vor Ort suchen. Wenn das ICIJ nicht einsteigt, werden wir das selbst tun.


  
    [ ]
  


  Gunnlaugsson ist nicht der einzige Staatschef, dessen Geschäfte wir in diesen Tagen recherchieren. Auf einen weiteren stoßen wir, als wir die Daten, die weiter wachsen, routinemäßig nach bereits im Internet kolportierten Geschichten absuchen. Eine der im Netz erwähnten Briefkastenfirmen, die panamaische Nicstate Development S.A., finden wir relativ schnell. Sie wurde offenbar gesteuert vom damaligen nicaraguanischen Präsidenten Arnoldo »Fat Man« Alemán, den Transparency International zu den zehn korruptesten Politikern aller Zeiten zählt. Konkret soll Alemán mit der Nicstate und weiteren Scheinfirmen fast 100 Millionen Dollar staatlicher Gelder in seine eigenen Taschen umgeleitet haben. Das behaupten die Rechercheure der Stolen Asset Recovery Initiative (StAR), ein Gemeinschaftsprojekt der Weltbank und des UN-Büros für Drogen- und Verbrechensbekämpfung. Das Ziel von StAR ist es, Staaten beim Wiederbeschaffen gestohlenen Vermögens zu helfen. Anders ausgedrückt: StAR sucht das Geld, das Autokraten und Diktatoren den Menschen in ihrem Land geraubt haben.


  Die Stolen Asset Recovery Initiative stößt allerdings sofort an ihre Grenzen, sobald die jeweilige staatliche Justiz die Dinge anders bewertet. So wurde Alemán zwar 2003 wegen Geldwäsche und Korruption zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt – das Urteil im Januar 2009 vom obersten Gericht wieder aufgehoben. Die Opposition vermutet innenpolitische Gründe, da Alemáns Nachfolger Daniel Ortega mit der Partei des Expräsidenten ein Bündnis geschmiedet hat – eine wichtige Abstimmung folgte sogar unmittelbar nach der Aufhebung des Urteils, am selben Tag.


  Im erwähnten Vice-Artikel wird Alemán als einer der wirtschaftlich Berechtigten, also als Nutznießer, der in Panama gegründeten Firma Nicstate genannt, die StAR erklärt sogar im Detail, wie die Gelder geflossen sein sollen. Die Nicstate stand demnach im Zentrum eines Geld-Verschieberings, der von Alemáns Vertrauten um einen Mann namens Byron Jerez orchestriert wurde. Die Dokumente, die uns nun vorliegen, beweisen die Verbindung: Byron Rodolfo Jerez Solis hatte nicht nur Zugriff auf die Firma, sondern nachweisbar auch auf das Konto, das die Nicstate bei der Banco Aliado führte. Die Gelder auf diesem Konto, etliche Millionen US-Dollar, wurden später auf andere Firmen verteilt oder als Schecks ausgegeben – ausgestellt auf Maria Fernanda Flores de Alemán. Seine Frau.[11]


  Bestellt und geführt wurde die Firma des ehemaligen nicaraguanischen Präsidenten übrigens von der Dresdner Bank Lateinamerika – einer der verlässlichsten Geschäftspartner von Mossack Fonseca. Ein erster Check zeigt mehr als 300 Firmen, die von dieser deutschen Bank gegründet wurden.


  Wir werden uns schnell daran gewöhnen, immer und immer wieder auf deutsche Banken zu stoßen.


  Lange sind die deutschen Banken mit ihren Offshore-Geschäften davongekommen, und nun erwischt es sie doch.


  Und zwar früher, als wir erwarten.


  
    zurück
  


  
    [4. Kapitel] Die Lügen der Commerzbank

  


  In den Morgenstunden des 24. Februar 2015 fahren Polizisten, Staatsanwälte und Steuerfahnder bei der Commerzbank in Frankfurt vor. Die zweitgrößte deutsche Bank arbeitet in einem der auffälligsten Bürotürme des Frankfurter Bankenviertels, nachts ragen die gelb angestrahlten drei Türme wie Zeigefinger in den Himmel. Die Architektur ist eine Ansage: Hier ist kein Raum für Zweifel, Vorsicht, Skrupel. Hier ist die Macht. An diesem Dienstagvormittag müssen einige der Banker aber kurz davon ablassen, weil die Ermittler der neu gegründeten »Ermittlungsgruppe Organisierte Kriminalität und Steuerhinterziehung« allerlei Unterlagen über verdeckte, geheime Kapitalanlagen herausschleppen.


  Wenige Tage zuvor erhalten wir einen Anruf von einem Eingeweihten. Wir versuchen, an weitere Hintergründe zu kommen, und was wir bei den Recherchen erfahren, ist elektrisierend: Die Bank hat deutschen Kunden offenbar routinemäßig und systematisch bei der Steuerhinterziehung geholfen, und einer ihrer Helfer war die panamaische Kanzlei Mossack Fonseca.


  Die Durchsuchung findet auf der Basis eingekaufter Bankdaten statt. In einer Talkshow würde man von einer neuen Steuer-CD sprechen – obwohl diese CDs in Wahrheit längst USB-Sticks oder Festplatten gewichen sind. Die Daten zeigen, dass die Luxemburger Niederlassung der Commerzbank viele Jahre Briefkastenfirmen für ihre deutschen Kunden gegründet hat. So lässt sich die deutsche Steuer umgehen, und auch die EU-Zinsrichtlinie: Die befiehlt allen Luxemburger und Schweizer Bankern nämlich, für die Gewinne von nicht gemeldeten Konten pauschal bis zu 35 Prozent Quellensteuer abzuführen, sofern diese Konten im Besitz von EU-Bürgern sind. Also gründete die Commerzbank für ihre Kunden Briefkastenfirmen in Panama, diese wiederum waren pro forma Kontobesitzer. Und da Offshore-Firmen nun mal keine EU-Bürger sind, griff die EU-Zinsrichtlinie nicht: Die Erträge blieben steuerfrei.


  Allerdings nennt man das Steuerhinterziehung, und wenn eine Bank das in großem Stil betreibt, kann man quasi von bandenmäßigem Betrug sprechen. Deswegen trägt die Sondereinheit, die an jenem Dienstag in Frankfurt anrückt, ja auch den Namen »Organisierte Kriminalität«.


  Mossack Fonseca ist also quasi offiziell Teil der organisierten Kriminalität. Wie auch die Commerzbank und zahlreiche weitere deutsche Großbanken.


  Darf man »Finanzmafia« schreiben? Wahrscheinlich sollte man sogar.


  Als wir uns vor der Razzia weiter in diesen Fall vertiefen, erfahren wir, dass die Luxemburger Bankdaten, die ein Whistleblower den deutschen Fahndern verkauft hat, teilweise mit denen aus unserem Material übereinstimmen: sie stammen ebenfalls von Mossack Fonseca. Nur ist das, was den Fahndern vorliegt, bei Weitem nicht so aktuell – und vor allem ist es viel, viel weniger, es sind offenbar nur ein paar hundert Offshore-Firmen. Wir haben zu diesem Zeitpunkt schon etliche tausend.


  Aber für die paar hundert Firmen, das werden wir später erfahren, sollen die deutschen Fahnder eine Million Euro bezahlt haben.


  Was ein paar tausend wert wären?


  Besorgt hat die Luxemburger Bankdaten Peter Beckhoff, der Leiter des Wuppertaler Finanzamtes für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung. Beckhoff ist derjenige, der Steuer-CD für Steuer-CD heranschleppt und seinen Minister dazu bringt, dafür Geld freizugeben und die Verantwortung zu übernehmen – wissend, dass es in der politischen Landschaft dafür auch enorm Gegenwind gibt. Wahrscheinlich hat kaum jemand für die Steuergerechtigkeit in Deutschland so viel getan wie Peter Beckhoff, allein schon weil die Nachricht von jeder neuen Steuer-CD eine Flut von Selbstanzeigen nach sich zieht. Aus der berechtigten Angst, womöglich selbst auf der nächsten Steuer-CD zu sein, und in der Hoffnung, mit einer Nachzahlung davonzukommen, haben unzählige Bürger den Behörden ihre Geldverstecke verraten. Viele Millionen Euro für den Staat.


  In Steueroasen wie Luxemburg wird Peter Beckhoff gefürchtet, die Schweiz hat sogar einen Haftbefehl auf ihn laufen: wegen Verdachts der »Gehilfenschaft zum wirtschaftlichen Nachrichtendienst« und der Verletzung des Bankgeheimnisses. Wenn Peter Beckhoff dorthin fährt, muss er mit seiner Festnahme rechnen, und 2015 berichteten zahlreiche Medien, darunter die Süddeutsche Zeitung, dass der Schweizer Geheimdienst sogar versucht haben soll, einen Agenten auf Peter Beckhoff anzusetzen. In Deutschland, wohlgemerkt.


  Über die Durchsuchung der Commerzbank werden viele Journalisten berichten – soviel ist klar. Wir haben Angst, dass bei den Recherchen zum Thema Briefkastenfirma auch andere Journalisten auf Mossfon stoßen, und damit auch auf Jürgen Mossack – und dass die Konkurrenz diesen deutschen Bezug thematisiert. Also beschließen wir, das selbst zu tun.


  Am 18. Februar 2015 schreiben wir eine sehr lange E-Mail an Mossack Fonseca mit Fragen zur Rolle als Helfer der Steuerhinterziehungsmaschinerie der Commerzbank. Wir fragen auch eine Vielzahl der Vorwürfe aus dem Internet ab, also die angeblichen Verbindungen von Mossack Fonseca zu Diktatoren wie Gaddafi, Mugabe oder Assad – die wir alle noch nicht persönlich in den Daten gefunden haben – und was wir sonst in der lateinamerikanischen Presse entdecken. Jeden noch so vagen Vorwurf, den wir finden können, nehmen wir – und konfrontieren Mossack Fonseca damit. Wir wollen sehen, wie sie reagieren.


  
    [ ]
  


  Es meldet sich eine Frau namens Ana María Garzón von Burson Marsteller, eine große, weltweit agierende Krisen-PR-Firma mit Hauptsitz in New York. Burson-Marsteller ist dafür bekannt, auch vor Negativkampagnen nicht zurückzuschrecken und mit harten Bandagen zu kämpfen. Die Firma verdingte sich angeblich bei der Militärdiktatur in Argentinien, dem rumänischen Machthaber Nicolae Ceauşescu oder der indonesischen Militärregierung nach einem Massaker in Osttimor – und soll im Auftrag der US-Zigarettenlobby versucht haben, das Passivrauchen zu verharmlosen und die Krebsforschung zu diskreditieren.[12]


  Burson-Marsteller und Mossack Fonseca, eine schöne Allianz.


  Ana María Garzón jedenfalls lobt uns dafür, »verantwortungsvollen Journalismus« zu betreiben und Mossack Fonseca die Vorwürfe vorab vorzulegen. Dann schickt sie eine Antwort, die so vage und allgemein ist, dass sie diese Bezeichnung kaum verdient: Leider würden unsere Fragen schon deutlich machen, dass wir nicht an einer sachlichen Berichterstattung interessiert seien, sondern im Grunde von NML ferngesteuert würden. Kurze Erinnerung: NML ist der Hedgefonds, dessen Gründer Paul Singer argentinische Staatsgelder jagt und deswegen Mossack Fonseca als Helfershelfer angreift. Singer versucht seit geraumer Zeit, genau die Mossfon-Dokumente gerichtlich zu erstreiten, die wir inzwischen offenbar weitgehend vorliegen haben.


  Auf eine zweite Mail mit detaillierten Nachfragen antwortet Garzón schon genauer – und streitet alle Vorwürfe ab. Außerdem erklärt sie: Mossfon sei nie angeklagt worden, halte sich an geltende Gesetze, kooperiere mit staatlichen Behörden, lege größten Wert auf Due Diligence und arbeite nur mit angesehenen Vermittlern wie Banken oder Anwälten.


  Ein Gespräch mit Jürgen Mossack wird abgelehnt. Prinzipiell. Schade. Wir hätten schon ein paar Fragen gehabt, und vor allem hätten wir gerne gewusst, wer dieser Mann ist, der offenbar seit Jahrzehnten Gesetzesbrechern verschiedenster Sorte hilft, ihre Spuren zu verschleiern.


  Aber wenn Kommunikationsfirmen die Kommunikation verweigern, ist das für investigative Journalisten im Grunde ein gutes Zeichen. Meistens heißt es nämlich, dass es genug zu verbergen gibt. Man merkt schnell, wenn das einmal nicht der Fall ist: Dann gibt es ein Treffen oder ein längeres Telefonat, und das Gegenüber erklärt sich und seine Seite ausführlich. Und manchmal ist es einfach so, dass dann nichts übrig bleibt, was noch fragwürdig oder kritikwürdig wäre. Etliche vermeintlich gute Geschichten sterben diesen Tod. Allein das ist, ganz egoistisch betrachtet, ein Grund dafür, die Kommunikation immer zu suchen. Denn nichts wäre verheerender für einen Reporter, als wenn solche Erklärungen kämen, nachdem der Text schon erschienen ist. Die Folgen können von der Gegendarstellung im eigenen Blatt bis hin zur Verleumdungsklage reichen.


  Den Antworten von Mossack Fonseca merkt man an jeder Stelle den Versuch an, die Firma als gewöhnlich und seriös zu beschreiben. Den Antworten merkt man auch das Bestreben an, keine Details zu nennen.


  
    [ ]
  


  Eine der konkreten Lügen jener Antwort von Mossfon lautet: Mossack Fonseca arbeite nie mit den Endkunden, sondern immer nur mit den Vermittlern, wie Rechtsanwälten, Vermögensverwaltern oder Banken.[13] Garzón wählt folgenden Vergleich: Mossfon sei im Grunde so etwas wie der Großhändler, der die Einzelhändler mit Produkten beliefere – nur dass diese Produkte eben Firmen seien. Und eine Firma an sich sei ja nichts Verbotenes, nichts Schlechtes. An wen die Einzelhändler die Firmen dann verkauften, und was diese Endkunden damit machten, das liege in der Verantwortung der Einzelhändler.


  Ein interessanter Vergleich. Aber er stimmt nicht. Schon jetzt sehen wir zahlreiche Fälle, darunter den Ex-Siemens-Mann Hans-Joachim K., in denen Mossfon direkt mit Endkunden arbeitet. Und wir sehen, dass Mossfon in vielen Fällen genau weiß, wer am anderen Ende die Geschicke der Firmen leitet.


  Wir halten uns lieber an ein Bild, das der ehemalige US-amerikanische Steuerfahnder Keith Prager wählt. Er sagt, Briefkastenfirmen seien für eine breite Palette von gewieften Verbrechern das, was Fluchtwagen für gewöhnliche Bankräuber seien: Sie sorgten dafür, dass die Kriminellen davonkommen.


  Am Tag nach der Razzia bei der Commerzbank titeln wir auf Seite eins der Süddeutschen Zeitung: »Neuer Schlag gegen Luxemburg«, beschreiben auf Seite zwei die genauen Vorwürfe gegen die Bank und ihre Luxemburger Niederlassung und bringen auf der Seite Drei, dem Reportage-Platz der SZ, ein Porträt von Mossack Fonseca. Eine ganze Seite.


  Für das Mossack-Fonseca-Stück verwenden wir allerdings kaum etwas von unseren Daten. Noch ist nur wenig richtig ausrecherchiert und verwendbar, und halbgare Geschichten zu verschießen, wäre nicht nur mit Blick auf eine eventuelle internationale Recherche keine gute Idee.


  Wir thematisieren stattdessen alle Vorwürfe, die gegen Mossack Fonseca im Raum stehen, und kombinieren das mit der hierzulande bislang nicht erzählten Tatsache, dass Jürgen Mossack in Deutschland geboren wurde.


  Es ist eine Gratwanderung.


  Um die Firma ein wenig zu verunsichern, schreiben wir in den Text allerdings sehr wohl hinein, dass wir rund 80 Gigabyte an internen Daten vorliegen haben, die bisher kaum ausgewertet sind. Wir sind uns sicher, dass der Text, obschon auf Deutsch, seinen Weg nach Panama finden wird.


  In unseren Daten finden wir derweil alte E-Mails von unserer E-Mail-Partnerin Ana María Garzón, in denen es um die Geschäftsbeziehung von Mossack Fonseca und Burson-Marsteller geht. Anfang 2013 schickt sie Mossack Fonseca das Angebot, ein »Krisenhandbuch« zu produzieren, und das, sehen wir, ist nicht ganz billig. Aber: Mossfon würde im Krisenfall das Recht auf eine 24-Stunden-Betreuung haben.[14]


  
    [ ]
  


  Aber nicht nur Mossack Fonseca, sondern auch andere Firmen betreiben katastrophale Krisenkommunikation. Zum Beispiel die Commerzbank. Am Tag der Razzia und auch am Tag danach versucht die Öffentlichkeitsabteilung der zweitgrößten deutschen Bank folgende Lesart unter die Journalisten zu bringen: Man habe Fehler gemacht, sicherlich, aber das sei die alte Zeit gewesen, man habe längst alle fragwürdigen Geschäfte eingestellt. Es handle sich, Achtung bitte, um »Altfälle, die zehn Jahre und länger« zurücklägen, und seit 2007 habe man sogar »die bloße Weiterleitung von Kundenanfragen« nach Briefkastenfirmen aus Panama »grundsätzlich untersagt«.


  Altfälle? Wirklich?


  Wir schauen noch mal in die Daten und finden problemlos Firma über Firma, die von der Commerzbank in genau jenem Zeitraum von 2005 bis 2015 für deutsche Kunden bei Mossack Fonseca bestellt wurden.


  2006. 2007. 2008. 2009. 2010. 2011. 2012. 2013.[15]


  Wir haben die E-Mails der Bankberater, die Gründungsurkunden, die Vollmachten für die Kunden, die Berechtigungen für den Safezugang und all die Firmennamen, von der Badenweiler S.A. über die Clandestine Ltd bis zur Pinguin Holding S.A. Die Besitzer dieser Firmen sind, soweit wir das prüfen können, wohlhabende, aber der Öffentlichkeit unbekannte Personen.


  Aber mehr noch: Es gibt sogar Briefkastenfirmen, die von der Commerzbank betreut wurden und im Frühjahr 2015 noch immer aktiv sind.


  Altfälle?


  Wäre die Commerzbank bei der Wahrheit geblieben, hätte sie eine weit bessere Figur gemacht. Denn tatsächlich hat die Bank wohl spätestens um 2008 diese Art von Geschäften intern als Problem erkannt und zurückgeschraubt, wir finden sogar E-Mails und Gesprächsprotokolle von Bankmitarbeitern, die Mossfon-Angestellten bedauernd erklären, sie dürften derartige Geschäfte nicht mehr machen. Aber so richtig konsequent wurde die Luxemburger Tochter, die Commerzbank International, dann aber doch nicht. Erst im Dezember 2014 gingen die letzten Ermahnungen an Kunden mit Panamafirmen und unklarem Steuerstatus. Die Botschaft war jetzt klar: Wer sich nicht ehrlich machen wollte, musste sich eine andere Bank suchen.


  Aber man versteht den Versuch, sauber dazustehen. Immerhin wurde die Commerzbank in der Bankenkrise der Jahre 2008/2009 vom deutschen Staat mit 18 Milliarden Euro gestützt. Der damalige Vorstandsvorsitzende Eric Strutz versicherte im Bundestag, dass »sich die Commerzbank von jedweden Fiskaldelikten ausdrücklich distanziert und etwaiges Fehlverhalten nicht toleriert«. Da macht es sich schlecht, auf der einen Seite Milliarden vom Staat zu nehmen und auf der anderen Kunden zu ermöglichen, genau diesen Staat zu betrügen.


  Banken sind neben Kanzleien, Vermögensberatungen und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften die wichtigsten Mitspieler im Offshore-Geschäft. Die wenigsten Menschen wenden sich direkt an Firmen wie Mossfon. Es sind vielmehr ihre Banker oder Anwälte, die sich darum kümmern. Sie halten die Offshore-Maschine am Laufen, sie beraten, bestellen, verwalten – auch für offenkundig steuerunehrliche Klienten. Für Steuerhinterzieher.


  In den Daten finden sich ungezählte Beispiele von Beratern, die Mossack Fonseca, etwa bei Treffen in irgendwelchen Hotellobbys oder in deren Büros, ausdrücklich darauf ansprechen, dass ihre Kunden eine Steuerproblematik hätten. Man war ja unter sich.


  Es sind vor allem die großen Geldhäuser, die Geld rund um den Globus schicken. Große US-Banken – aber auch deutsche Banken sind gut im Geschäft. Schon vor Jahren wurde die Deutsche Bank in US-Senatsberichten angeprangert. Jahrelang warb das Unternehmen auf einer seiner Webseiten etwa für Offshore-Dienste: Mauritius beispielsweise sei »eine steuerneutrale Umgebung«. Als das in den Medien verbreitet wurde, verschwand dieser Hinweis.


  Erst in den vergangenen zehn Jahren wurde dieses Geschäft von den großen Banken sehr langsam und zögerlich zurückgefahren – zu groß war die Gefahr der Enttarnung, verglichen mit den eher bescheidenen Gewinnen, die solche Geschäfte brachten.


  Wer das als moralische Entscheidung verklärt, spricht meistens im Auftrag einer Bank.


  Unsere Daten zeigen ansatzweise, wie verstrickt fast alle wichtigen deutschen Banken in das Offshore-System waren oder sind.


  Wir suchen nach der Deutschen Bank. Tausende Treffer.


  Die Dresdner Bank? Ebenso.


  Dazu kommen etliche Landesbanken mit ebenfalls tausenden Treffern.[16]


  Natürlich wird nicht in jedem Fall Beihilfe zur Steuerhinterziehung geleistet – aber doch, wie wir sehen werden, in sehr vielen. Auch staatliche Banken helfen Kunden, den Staat zu betrügen. Die Chuzpe muss man erst einmal haben.


  Die HypoVereinsbank soll sich nicht lange nach der Razzia bei der Commerzbank selbst bei der Staatsanwaltschaft Köln gemeldet haben. »Bevor ihr zu uns kommt, kommen wir zu euch«, habe die Bank den Behörden angeblich erklärt und offengelegt, über ihre frühere Niederlassung in Luxemburg die gleichen Geschäfte wie die Commerzbank gemacht zu haben. Das Ergebnis war ein Deal der HypoVereinsbank mit den Behörden: Reiner Tisch bei schweren Steuerdelikten im Gegenzug für Strafrabatt. Mehr als 10 Millionen Euro zahlte die Bank in die Staatskasse.[17]


  Weitere Banken folgten diesem Beispiel, auch solche mit Staatsbeteiligung, wie etwa die HSH Nordbank. Der Deal hier: 22 Millionen Euro, wie unser Kollege Klaus Ott herausfand.[18]


  
    [ ]
  


  Während die aktuellen Entwicklungen in Deutschland, die Razzia, die Lügen der Commerzbank und die Deals auch in der Süddeutschen Zeitung beschrieben werden, wächst im Hintergrund der Datenberg. Ab und zu gibt es technische Schwierigkeiten, und manchmal scheint es unerträglich langsam zu gehen. Aber: Es wird immer mehr.


  Wir haben 100 Gigabyte.


  Unser Ressortleiter Hans Leyendecker hat es sich zur Gewohnheit gemacht, uns jeden zweiten Tag zu fragen, ob es weiter gewachsen sei. Unsere Begeisterung hat ihn angesteckt – nicht ganz unwichtig für uns und unser Projekt.


  In diesen Tagen im März kommt ICIJ-Direktor Gerard Ryle nach München, um einen ersten eigenen Blick auf die Daten zu werfen. Wir sitzen in unseren Büros oben im SZ-Hochhaus und klicken einen Tag lang mit ihm durch die Offshore-Firmen. Ryle hat ein Leuchten in den Augen. Als wir ihn ein paar Minuten allein lassen müssen, tut er, was wohl jeder Investigativjournalist als Erstes machen würde: Er sucht nach Namen, die in seinen früheren Recherchen schon mal aufgetaucht sind. Und er findet welche.


  Gerard Ryle kennt also unsere Situation ziemlich gut: Man sitzt auf einem Schatz, man wühlt darin, nachts, frühmorgens, zwischendrin, und alles, worauf man stößt, kann eine Geschichte sein, die ein Land erschüttert. Aber es dauert ewig, bis die Geschichte auch den Weg in die Medien findet: Ryle hat die Daten, die die Grundlage für Offshore-Leaks wurden, rund drei Jahre vor der Veröffentlichung zugespielt bekommen. Wir hoffen sehr, dass es bei uns schneller geht.


  Offshore-Leaks machte die Geschäftspraktiken der Briefkastenfirmen einer breiteren Öffentlichkeit bekannt. Die politischen Folgen waren enorm: Der Druck auf Steueroasen stieg für einen Moment derart an, dass die Regierungen von Österreich und Luxemburg erstmals ihr Bankgeheimnis öffentlich infrage stellten. EU-Kommissar Algirdas Šemeta sagte damals, Offshore-Leaks sei wegweisend für die künftige Steuerpolitik.


  Für das ICIJ war das Projekt ein riesiger Erfolg, auf einmal kannte die ganze Welt das ICIJ. Es folgten die Projekte Offshore-Leaks China, Lux-Leaks und im Februar 2015 Swiss-Leaks, mit den geheimen Daten des französischen Whistleblowers Hervé Falciani.


  Nach zwei Tagen in München ist sich Ryle sicher, dass unsere Daten ein nächstes Projekt ergeben werden.


  Wir gehen mögliche nächste Schritte durch: Wie käme das Material nach Washington, wo das ICIJ seine Zentrale hat, wo die Datenspezialisten sitzen? Wann wäre ein geeigneter Zeitpunkt für die Veröffentlichung? Welche Kollegen sollten wir als Erste ansprechen?


  Immer wieder landen wir auch bei den zentralen Fragen, die wir seit Wochen diskutieren:


  Warum will die Quelle unbedingt anonym bleiben?


  Welche Motivation hat die Quelle?


  Und vor allem: Können wir dem Material vertrauen?


  Hundertprozentige Antworten darauf haben wir nicht. Wie auch? Was wir allerdings haben, sind Hunderte Seiten Dokumente, die wir überprüfen können – etwa weil es sich um Unterlagen handelt, die sich durch Anfragen bei Behörden verifizieren lassen. Wir finden dutzende Gerichtsakten, mit denen wir unsere Unterlagen gegenchecken können, wir haben Material aus vorherigen Recherchen, und wir gleichen die Informationen aus dem Leak mit öffentlich zugänglichen Datenbanken ab.


  Jedes Mal ist das Ergebnis dasselbe: Die Informationen passen genau zueinander.


  Einer der Fälle, die wir ausführlich mit Gerard Ryle besprechen, ist der Fall Wintris Inc., die vormalige Firma des amtierenden isländischen Premierministers Sigmundur Gunnlaugsson. Die Welt hat sich ja fast schon daran gewöhnt, dass Diktatoren und Machthaber ihre Vermögen in Briefkastenfirmen parken, aber ein europäischer Premier?


  Was die Sache noch heikler macht: Wir erfahren, dass es seit März 2009 eine Vorschrift des isländischen Parlaments gibt, das Hagsmunaskráning þingmanna. Es schreibt Parlamentariern vor, Firmenanteile und Vermögen anzugeben.


  Nachdem diese Regelung verabschiedet wurde, hätte Gunnlaugsson, der seit April 2009 im Parlament sitzt, Wintris Inc. offenkundig melden müssen. Nach ein paar Klicks erfahren wir: Er hat es offenbar nicht getan.[19]


  Im Jahr darauf musste Gunnlaugsson seine Offshore-Firma nicht mehr verschweigen, er hatte sie ja Ende 2009 seiner Frau verkauft, für einen Dollar.


  ICIJ-Chef Ryle ist begeistert. Dennoch fliegt er in die USA ohne uns eine feste Zusage gegeben zu haben, dass das ICIJ einsteigen wird. Er will ein paar Tage Bedenkzeit.


  
    zurück
  


  
    [5. Kapitel] Syriens Krieg und Mossack Fonsecas Beitrag

  


  Es ist: unheimlich.


  Wenn wir in unsere Daten schauen, stoßen wir immer wieder auf E-Mails, die nur wenige Tage alt sind. Es ist fast, als würden wir in Echtzeit mitlesen. Als wären wir im Innenleben dieser Kanzlei, die so vielen Verbrechern behilflich ist.


  Als stünden wir hinter den Mitarbeitern in Panama-Stadt, deren Namen uns inzwischen schon geläufig sind – und würden ihnen über die Schulter auf den Bildschirm sehen.


  Nur: Sie sehen uns nicht.


  Noch unheimlicher wird es, wenn in diesen E-Mails von uns die Rede ist. Uns, der Süddeutschen Zeitung.


  Wie in der E-Mail vom 9. März 2015, in der Angestellte der Kanzlei unsere SZ-Artikel über die Razzia bei der Commerzbank und die Rolle Mossack Fonsecas intern herumschicken – mehr oder weniger gut von Google Translate auf Spanisch übersetzt. Oder die E-Mail vom 19. Februar 2015, in der gefragt wird, ob es wahr sei, dass der verurteilte Drogenhändler Arturo del Tiempo Marqués Mossfon-Kunde sei? Nach ihm hätten tags zuvor Journalisten gefragt. Diese Journalisten waren wir.


  Panama liest also mit, was wir veröffentlichen. Das wissen wir jetzt. Aber sie wissen nicht, dass wir mitlesen, wenn sie E-Mails schreiben …


  Mit einem Schaudern sehen wir eine E-Mail, in der die Marketing-Abteilung von Mossack Fonseca vor investigativen »Undercover-Journalisten« warnt. Alle Mossfon-Kollegen sind aufgerufen, vorsichtig zu sein.


  Wir stoßen zudem auf die Tagesordnung des »Mossfon Corporate Strategy Meetings«, eines Strategietreffens im April 2015. Tagesordnungspunkt zwei ist »Mossfon in den Medien« und der »deutsche Fall«. Gemeint sind offenbar: wir.


  Mossfon scheint sich im Klaren darüber zu sein, dass die Art ihrer Geschäfte in den Medien kritisch beurteilt wird – und zwar aus guten Gründen.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Guten Morgen.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Hallo. Alles gut?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Soweit. Es sind mehr Daten unterwegs.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Okay.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich glaube, darin sind Firmen, die eine Verbindung zu Syriens Diktator Assad haben.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Wir kennen die Gerüchte, dass Mossfon für Assads Leute gearbeitet haben soll.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Die Gerüchte scheinen zu stimmen.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Haben Sie Firmennamen?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Einige. Diese hier sollten ein guter Anfang sein: Ramak Ltd.,

            
          


          
            	

            	
              Dorling International Ltd., Cara Corporation, Seadale International Corporation, Hoxim Lane Management Corp., Lorie Limited, Drex Technologies S.A.

            
          

        
      

    

  


  Die letzte dieser Firmen, die Drex Technologies, kommt uns bekannt vor. Sie tauchte schon bei Swiss-Leaks auf. In unseren Daten finden wir nun die Drex Technologies S.A. in einem Ordner mit der Nummer 537658 – das ist die Mossfon-interne Registrierungsnummer. In dem Ordner liegen 124 Dateien; PDFs, E-Mails, Word-Dokumente, Fotos.


  Das ist die erste konkrete Spur zu Syriens Diktator Baschar al-Assad. Wir schauen uns die Firmen näher an, wir suchen selbst weiter, und tatsächlich: Mossack Fonseca verwaltete offenbar ein ganzes Geflecht von Briefkastenfirmen, die dem Regime des grausamen Machthabers Syriens nahestehen.


  Nur zur Klarstellung: Assads Name kommt in den Dokumenten natürlich nicht als Eigentümer oder Direktor vor – versuchen Sie mal, außerhalb Syriens ein Konto oder eine Firma auf den Namen Baschar al-Assad anzumelden. Es wird Ihnen nicht gelingen. Für so etwas haben Diktatoren, Mafiachefs und andere Verbrecher ihre Vertrauensleute. Im Englischen lautet der Begriff für diese Gattung, schön anschaulich, »bagmen«: Taschenmänner. Gemeint sind die Leute, die für ihre mächtigen Hintermänner Geld reinholen, verwalten, anlegen und wieder dorthin bringen, wo es gebraucht wird.


  Wenn heute hunderttausende Syrer ihr Land verlassen, dann ist ein erheblicher Teil dieser Menschen nicht auf der Flucht vor dem »Islamischen Staat« – sondern vor Assad. Und Helfer wie Mossack Fonseca und Assads »bagmen« sorgen dafür, dass dem Regime die Devisen nicht ausgehen. Devisen, mit denen Söldner bezahlt und die gefürchteten Schabiha-Milizen mit Waffen und Fahrzeugen ausgestattet, mit denen Giftgas organisiert und Foltergefängnisse unterhalten werden können.


  In unseren Daten finden wir dutzende Male den Namen Rami Makhlouf, Assads wohl wichtigstem Finanzier.


  Ein Mann, der in Syrien von der Opposition gehasst wird. Als dort 2011 Proteste ausbrachen, verbrannten die Demonstranten nicht nur Bilder von Assad, sie zerstörten auch Filialen des Telefonriesen Syriatel. Rami Makhlouf ist der Eigentümer von Syriatel.


  Sie schrien: »Makhlouf ist ein Dieb!«


  Vermutlich ist Rami Makhlouf der reichste Mann des Landes. Ihm gehören neben Syriatel auch Anteile an diversen Banken, Duty-free-Ketten, eine Fluglinie und vieles mehr.


  In Syrien fragt man längst nicht mehr, was ihm gehört, sondern eher: Was bitte nicht?


  Die New York Times schrieb, Makhlouf sei die syrische Symbolfigur dafür, »wie wirtschaftliche Reformen aus einem Spezl-Sozialismus Spezl-Kapitalismus machen, in dem die Armen ärmer werden und die gut vernetzten Reichen unglaublich reicher«.


  Rami Makhlouf, geboren 1969 in Damaskus, ist ein Cousin von Baschar al-Assad. Makhloufs Tante Anisa ist die Witwe des verstorbenen Präsidenten Hafis al-Assad, dem Vater des aktuellen Herrschers. Als Kinder waren Rami und Baschar Spielkameraden, heute sind sie enge Verbündete – hier der Staatschef, dort der Geschäftsmann, auf dessen Gelder und Verbindungen Assad jederzeit bauen kann. Das US-Außenministerium zählt Rami Makhlouf zu den »Financiers des Regimes«, wie aus einer Botschaftsdepesche aus dem Jahr 2007 hervorgeht, die Wikileaks veröffentlicht hat.


  Makhloufs Reichtum hat, soweit bekannt, weniger mit Fleiß und harter Arbeit zu tun als mit Skrupellosigkeit und Brutalität. »Rami Makhlouf hat Einschüchterung verwendet und durch seine engen Verbindungen zum Assad-Regime unzulässige Geschäftsvorteile auf Kosten gewöhnlicher Syrer erhalten«, sagte im Jahr 2008 Stuart Levey, der als Unterstaatssekretär im US-Finanzministerium für Terrorismus und Finanzfragen tätig war und der mittlerweile – Ironie der Geschichte – für HSBC arbeitet. Ausgerechnet für jene Bank, die lange Jahre mit Makhlouf Geschäfte gemacht hat – wie die ICIJ-Recherche Swiss-Leaks aufdeckte. Jedenfalls ist Rami Makhloufs Verbindung zu Assad kein Geheimnis, er ist eine der wichtigen Stützen des Regimes – und genau deswegen international ein Geächteter, mit dem man keine Geschäfte macht.


  Mossack Fonseca schien das anders zu sehen. Die Kanzlei arbeitete jahrelang mit dem Mann, der zwischen Dubai und Damaskus pendeln soll und sich in Syrien aus gutem Grund kaum in der Öffentlichkeit sehen lässt.


  
    [ ]
  


  Die älteste Firma Makhloufs, die wir in den Daten finden, heißt Ramak Limited und wird 1996 auf den Britischen Jungferninseln gegründet – damals ist Makhlouf erst Mitte zwanzig. Er übernimmt eine syrische Firma nach der anderen, sticht Mitbewerber aus, wird reich und reicher. Über ihm schwebt dabei stets die schützende Hand von Assads Familie. Makhlouf habe auf diese Weise »missbräuchlich von der öffentlichen Korruption des syrischen Regimes profitiert und diese unterstützt«, befinden die US-Behörden – und setzen ihn 2008 auf ihre Sanktionsliste.


  Sanktionen sind eine der wichtigsten völkerrechtlichen Waffen, damit sollen die Regierung eines Landes oder die herrschende Elite zum Einlenken gebracht werden, etwa um Schluss zu machen mit der Unterdrückung der eigenen Bevölkerung, Feindseligkeiten gegenüber anderen Ländern, Terrorismus oder Völkermord.


  Sanktionen setzen da an, wo es wehtut: beim Geld. Das Prinzip ist relativ simpel: Die UN, EU oder einzelne Länder wie die USA versuchen einzuschätzen, welche Personen Macht und Einfluss haben. Im Fall Syrien sind das erst mal Assad und seine Familie. Dann folgt der enge Kreis: Minister, Geheimdienstler oder eben Financiers wie Rami Makhlouf – der zugleich Familie ist. Diese Namen werden auf die Sanktionsliste gesetzt, um der Welt zu zeigen: Seht her, wer mit diesen Leuten Geschäfte macht, wird Probleme bekommen.


  Seit 2008 dürfen US-Bürger also keine Geschäfte mit Makhlouf mehr machen. Auf amerikanischem Boden darf nichts geschehen, wovon er profitieren könnte. Manche Juristen deuten die Embargoregeln sogar so, dass es verboten ist, in US-Dollar Geschäfte mit ihm zu machen. Wer gegen diese Regeln verstößt, muss damit rechnen, bei der nächsten Einreise in die USA Probleme zu bekommen. Sanktionsbrecher riskieren außerdem, dass sie selbst auf einer Sanktionsliste landen, dass ihr Vermögen eingefroren wird oder Tochterfirmen in den USA beschlagnahmt werden.


  Auf gut Deutsch: Man sollte sich eher nicht mit sanktionierten Personen einlassen.


  Im Falle Mossfon ist das besonders wichtig, denn das Unternehmen unterhält auch Büros in Las Vegas, in Miami, in Wyoming. Also: in den USA.


  Jeder Geschäftsmann, der bei klarem Verstand ist, hätte also spätestens 2008 sämtliche geschäftliche Verbindungen zu Makhlouf gekappt. Nicht so Jürgen Mossack und Ramón Fonseca. Der Name Makhlouf findet sich auch nach 2008 noch in den Geschäftsunterlagen von Mossack Fonseca, und selbst noch nach 2011, als die Europäische Union dem Beispiel der USA folgt und ebenfalls Sanktionen gegen den Assad-Finanzier Makhlouf verhängt.


  Andererseits: Dafür sind Briefkastenfirmen ja schließlich da, sie sollen die Identität von Firmeneigentümern verheimlichen. Der Rohstoff, von dem Firmen wie Mossack Fonseca leben, ist die Verschwiegenheit, und dafür bezahlen nicht nur, aber eben auch, Terroristen, Waffenschieber, Diktatoren eine Menge Geld.


  Sanktionen stoßen bei Briefkastenfirmen schnell an ihre Grenzen: Sanktionierte Personen können sich relativ einfach dahinter verstecken – statt Rami Makhlouf macht dann halt eine seiner Briefkastenfirmen Geschäfte. Und zunächst einmal kriegt davon niemand was mit.


  Kein Wunder also, dass es bei der UN oder beim US-Finanzministerium ganze Teams gibt, die nur eine Aufgabe haben: herauszufinden, hinter welchen Firmen womöglich der Financier eines Diktators oder Terroristen steckt. Denn sobald das bekannt ist, kann diese Firma auch auf die Sanktionsliste gesetzt werden. So wie Makhloufs Drex Technologies, jene Firma, deren Akten wir nun vor uns haben.


  Aber erst vier Jahre nachdem Rami Makhlouf auf die US-Sanktionsliste gesetzt wird, folgt seine Drex. Das amerikanische Finanzministerium begründet den Schritt im Juli 2012 damit, dass Makhlouf die Firma nutze, um »seine internationalen Finanzbeteiligungen zu ermöglichen und zu verwalten«. Wie die US-Behörden zu diesem Schluss kommen, ist unklar. Was wir in unseren Daten sehen: Laut Gründungsurkunde wird Drex Technologies S.A. am 4. Juli 2000 gegründet, offizieller Firmensitz sind die Britischen Jungferninseln. Der Name Rami Makhlouf taucht gut ein Dutzend Mal in dem Firmenordner auf.


  
    [ ]
  


  Aber nicht nur ihn finden wir, sondern auch Rami Makhloufs Bruder Hafez, Oberst und Regionalchef des syrischen Inlandsgeheimdienstes. Hafez Makhlouf, laut unseren Daten der alleinige Eigentümer einer Firma namens Eagle Trading & Contracting Limited, war zeitweise für ein berüchtigtes Foltergefängnis in Damaskus zuständig. Außerdem vermuten Experten, dass er verantwortlich war für Giftgasangriffe auf die Stadt Ghuta. Dort starben im August 2013 Hunderte Menschen bei einem Saringasangriff. Seit 2007 steht er auf der Sanktionsliste der USA, seit 2011 auf der der EU. Dennoch gehörte ihm die Firma bis mindestens 2013.[20]


  Und wir finden noch zwei weitere Brüder: Eyad Makhlouf, Hauptmann der syrischen Armee und Geheimdienstoffizier. Weil er an Angriffen auf Zivilisten beteiligt gewesen sein soll, setzte ihn die EU auf ihre Sanktionsliste. Und Ehab Makhlouf, seinerseits sanktioniert, weil er Vizepräsident von Syriatel ist und das Regime angeblich mit Geld versorgt, um Demonstrationen niederzuschlagen. Er ist zeitweise an mehreren Firmen beteiligt, die Hoxim Lane Management Corp gehörte ihm den Daten zufolge selbst.[21]


  Wie kann man mit diesen Menschen Geschäfte machen?


  Diese Frage richtet, wenn auch nicht ganz so moralisch, der Schweizer Tages-Anzeiger im Frühjahr 2015 an Mossack Fonseca. Die Kollegen haben unsere Berichterstattung über die Kanzlei Ende Februar 2015 verfolgt, in der auch Rami Makhlouf erwähnt wurde. Auf die direkte Frage nach Rami Mahklouf erhält die Zeitung diese Antwort: »Mossack Fonseca WUSSTE NICHT, dass Herr Makhlouf oder irgendwelche anderen Assad-Verbündete indirekt unsere Dienstleistungen nutzen oder missbrauchen!«


  Entschuldigung? Mossack Fonseca wusste nichts? In Großbuchstaben?


  Makhlouf hatte ja nicht nur eine Firma bei Mossfon, sondern ein ganzes Netz von Offshore-Gesellschaften – und davon will Mossfon nichts gewusst haben?


  Das ist, höflich formuliert, nicht ganz die Wahrheit.


  Genauer gesagt ist es: gelogen.


  Nachweisbar war Rami Makhlouf seit mindestens 1998 in den Mossack-Fonseca-Akten als Mehrheitsaktionär der Offshore-Firma Polter Investments geführt worden, er hielt 70 Prozent der Anteile. Spätestens seit 1998 wusste Mossfon also, dass er einer ihrer Kunden war. Wie die Kanzlei Jürgen Mossacks solche Problemfälle intern diskutiert, zeigt ein Mailwechsel aus dem Frühjahr 2011.


  Die Compliance-Abteilung von Mossfon, also jene Abteilung, die darauf achten muss, dass im Alltagsgeschäft alle Richtlinien und Gesetze eingehalten werden, wendet sich an die Partner und Geschäftsführer: Wolle man wirklich weiter mit Rami Makhlouf Geschäfte machen? Wenn jemand auf einer Sanktionsliste stehe, sei das doch eine ernst zu nehmende Warnung und man sollte sich von so jemandem doch distanzieren. Oder nicht?


  Der Schweizer Jurist Christoph Zollinger, der als eine Art Juniorpartner der Kanzlei agiert, wischt alle Bedenken vom Tisch: »Von meiner Seite«, so schreibt er einer in E-Mail vom 17. Februar 2011, könne man die Mahkloufs als Kunden behalten – schließlich habe ja auch die Londoner HSBC offenbar keine Probleme mit ihnen.[22]


  Mossack Fonseca diskutiert intern die problematische Personalie Rami Makhlouf, und es stellt sich sogar heraus, dass der Fall auch mit der HSBC diskutiert wurde – und später behauptet Mossfon, nicht zu wissen, dass der Assad-Finanzier einer ihrer Kunden ist?


  Die Wahrheit ist: Mossfon hat womöglich jahrelang dazu beigetragen, dass der Geldfluss nach Syrien nicht versiegt ist.


  Für Jürgen Mossack – der in die Entscheidung um Makhlouf unseren Unterlagen zufolge eingebunden war[23] – könnte dies gravierende Folgen haben. Jedenfalls wenn wir richtigliegen mit unserer Vermutung, dass er neben der panamaischen auch noch immer die deutsche Staatsbürgerschaft hat. Wir haben jedenfalls eine Kopie seines deutschen Passes in den Daten gefunden, gültig bis 2006. Er hat den Pass also seit den Sechzigerjahren immer wieder verlängert – warum sollte er das 2006 nicht getan haben?


  Wenn er die deutsche Staatsbürgerschaft nicht abgegeben hat, könnte er das bereuen: Deutschen Staatsbürgern droht bei Bruch von EU-Sanktionen eine Strafe von bis zu zehn Jahren Haft. In ihrer Antwort an den Schweizer Tages-Anzeiger versuchte Mossack Fonseca die Vorwürfe der Geschäftemacherei mit Diktatoren indes dadurch zu entkräften, dass es für Mossfon doch ziemlich idiotisch wäre, so etwas zu tun. Achtung: »Wer könnte glauben, dass Mossack Fonseca riskieren würde, seine über mehr als 37 Jahre sorgfältig aufgebaute Reputation willentlich, wissentlich oder auch nur versehentlich zu beeinträchtigen, indem man Kriminellen, Diktatoren oder Geldwäschern behilflich ist?«, und das, wie Mossfon in Großbuchstaben schreibt, »FÜR EIN PAAR HUNDERT DOLLAR AN JÄHRLICHEN GEBÜHREN?«.


  Ja: Wer könnte das nur glauben? Wer könnte glauben, dass Mossack Fonseca nicht nur skrupellos sondern offenbar – ihrer Meinung nach – auch noch idiotisch ist?


  Vielleicht sollte man eher fragen: Wer kann fassen, wie dreist Mossack Fonseca ist?


  Für uns bedeutet dieser Fall nicht nur, dass wir die Linie zu Assad ziehen können. Er zeigt uns auch, wie Mossack Fonseca agiert.


  Es ist eine Firma, die ohne jede Skrupel Lügen verbreitet und Fakten verdreht, wenn es denn angebracht scheint.


  Der Fall Makhlouf macht außerdem anschaulich, warum die Existenz von anonymen Briefkastenfirmen ein existenzielles Problem für Millionen von Menschen ist: Weil sie Diktatoren helfen können, die Sanktionen der Weltgemeinschaft zu unterlaufen. Weil sie brutalen Machthabern helfen können, die Länder auszuplündern, die sie kontrollieren. Und weil sie es ihnen ermöglichen, dieses Diebesgut irgendwo in Offshore-Firmen zu verstecken – wobei das zugehörige Konto oft in der Schweiz oder in Luxemburg angesiedelt ist. Im Fall Rami Makhlouf bei der Schweizer HSBC.


  
    [ ]
  


  Auf die SZ-Anfrage im Februar 2015 hat Mossfon geantwortet, sie würden Personen, die auf Sanktionslisten stehen, nicht als Kunden akzeptieren. Wir suchen uns deshalb die Sanktionslisten der UN, der EU und der USA raus, ein Who’s who der Diktatoren, Terroristen sowie Völkermörder – und ihrer Firmen. Es sind Hunderte Namen, jeweils mit allen möglichen Schreibweisen. Die vergleichen wir mit unseren Daten – und staunen.


  Mossfon macht mit niemandem Geschäfte, der auf Sanktionslisten steht?


  Von wegen.


  Wir finden Helfershelfer afrikanischer Diktatoren, mittelamerikanische Drogenbosse, verurteilte Sexualstraftäter, dazu ihre Briefkastenfirmen. Es sind so viele, dass wir schnell den Überblick verlieren. Wir schreiben Listen, vergleichen Angaben in den Daten mit Informationen von EU, UN und den USA. Hier ein Auszug:


  
    
      	Bredenkamp, John Arnold


      	
        Der in Südafrika geborene Waffenhändler stand von 2009 bis 2012 wegen seiner »engen Verbindungen zur Regierung von Simbabwe« auf der EU-Sanktionsliste. Das US-Finanzministerium sieht in ihm einen »Kumpanen des Mugabe-Regimes« und sanktioniert Bredenkamp sowie 20 seiner Firmen seit 2008.[24]

      


      	Mahklouf, Ehab


      	
        Der Cousin von Syriens Präsident Baschar al-Assad wurde im Mai 2011 von der EU sanktioniert, da er »das Regime finanziert und so dazu beiträgt, Demonstrationen niederzuschlagen«.

      


      	Makhlouf, Eyad


      	
        Der Cousin von Baschar al-Assad und Offizier des syrischen Geheimdienstes wurde im Mai 2011 auf die EU-Sanktionsliste gesetzt, weil er an der Niederschlagung von Protesten beteiligt gewesen sein soll.

      


      	Makhlouf, Hafez


      	
        Der Oberst und frühere Regionalchef des syrischen Inlandsgeheimdienstes wurde im Mai 2011 zusammen mit seinen Brüdern von der EU sanktioniert.

      


      	Makhlouf, Rami


      	
        Der mutmaßlich reichste Mann Syriens wurde im Februar 2008 von den USA sanktioniert, die EU folgte im Mai 2011.

      


      	N´Da Ametchi, Jean-Claude


      	
        Die EU setzte den Banker 2011 auf ihre Sanktionsliste, weil er bei der »Finanzierung der unrechtmäßigen Regierung« des damaligen Präsidenten der Elfenbeinküste, Laurent Gbagbo, geholfen haben soll.[25]

      


      	Rautenbach, Muller Conrad


      	
        Der Unternehmer und seine von Mossfon verwaltete Firma Ridgepoint Overseas Developments waren von 2008 bis 2014 wegen seiner Nähe zu Simbabwes Autokraten Robert Mugabe von den USA sanktioniert. Die EU hoben ihre 2009 verhängten Sanktionen 2012 auf.[26]

      


      	Stjepanovic, Savo


      	
        Der Slowene wurde im Februar 2015 von den USA sanktioniert, weil er einem internationalen Steroidschmugglerring angehören soll.[27]

      


      	Ternawski, Anatoli


      	
        Der Weißrusse stand von 2012 bis 2014 auf der Sanktionsliste der EU, weil er dem weißrussischen Autokraten Alexander Lukaschenko nahestehen soll.[28]

      


      	Timtschenko, Gennadi


      	
        Der russisch-finnische Oligarch wurde im März 2014 im Zuge der Krimkrise auf die US-Sanktionsliste gesetzt.[29]

      

    

  


  Routiniert versorgte Mossfon solche Personen über Jahre hinweg mit Briefkastenfirmen.


  Selbst wenn Firmen oder ihre Teilhaber ins Visier der Behörden gerieten und auf Sanktionslisten gesetzt wurden, sah Mossfon darin offenbar nicht immer einen zwingenden Grund, sofort die Geschäftsbeziehungen abzubrechen. Das zeigen die folgenden Fälle:


  
    
      	Brodway Commerce


      	
        Die Firma wurde 2012 von den US-Behörden sanktioniert. Zu den Direktoren des Unternehmens gehörte die als »Königin des Südens« bekannt gewordene Guatemaltekin Marllory Dadiana Chacón Rossell. Sie hat laut dem amerikanischen Finanzministerium einst einen der größten Drogenringe Zentralamerikas aufgebaut.[30]

      


      	Drex Technologies S.A.


      	
        Die USA sowie die Europäische Union haben die 2000 auf den Britischen Jungferninseln gegründete Firma 2012 auf die Sanktionsliste gesetzt, weil sie Rami Makhlouf gehörte.[31]

      


      	Kuo Oil Pte. Ltd.


      	
        Die in Singapur sitzende Firma wurde von 2012 bis Januar 2016 von den USA sanktioniert, weil sie zwischen 2010 und 2011 Öl im Wert von mehr als 25 Millionen Dollar in den Iran geliefert und damit das Handelsembargo gebrochen haben soll.[32]

      


      	Ovlas Trading S.A.


      	
        Die Firma wurde im Dezember 2010 von den USA sanktioniert, weil Kassim Tajideen hinter ihr stehen soll – ein wichtiger Financier der Hisbollah.[33]

      


      	Petropars Ltd.


      	
        Die Firma war von Juni 2010 bis Anfang 2016 von den USA im Zuge des Iran-Embargos sanktioniert.[34]

      


      	Timpani Exports Limited


      	
        Das Unternehmen mit Sitz auf den Britischen Jungferninseln wurde im November 2008 von den USA sanktioniert, weil es dem oben bereits erwähnten John Arnold Bredenkamp gehörte, der zum engsten Kreis des simbabwischen Autokraten Robert Mugabe gezählt wurde.[35]

      

    

  


  Wir schicken unsere Funde auch an das ICIJ. Mittlerweile telefonieren, chatten oder mailen wir fast täglich mit ICIJ-Chef Gerard Ryle. Er stellt Fragen, wir antworten. Die Struktur der Daten, die Steueroasen, die wir in den Daten am häufigsten gefunden haben, die Nationalitäten jener Leute, deren Passkopien wir in den Unterlagen sehen – Gerard will einfach alles wissen. Nur: Ob er und das ICIJ in das Projekt einsteigen wollen, hat er noch immer nicht festgemacht. Wir suchen derweil in jeder freien Minute in den Daten und finden immer neue Geschichten.


  
    [ ]
  


  So ernst die meisten sind – Waffenhändler und Diktatoren etwa sind für unzählige Tote verantwortlich –, so absurd sind manche: Schon seit Längerem suchen wir immer wieder nach der ehemaligen ukrainischen Ministerpräsidentin Julia Timoschenko und ihrem Vorgänger Pawel Lasarenko. Die beiden sollen in den Neunzigerjahren Millionen Dollar verschoben haben. Lasarenko wurde später erst von einem Schweizer Richter, dann von einem US-Gericht wegen Geldwäsche zu einer mehrjährigen Gefängnisstrafe verurteilt. Als »nicht angeklagte Mitverschwörerin« nannten die US-Ermittler damals: Julia Timoschenko.[36]


  Wir geben also wieder einmal »Lasarenko« in unser Such-Tool ein und finden unter anderem ein Fax – unterschrieben von: Pawel Lasarenko höchstpersönlich. Und zwar nicht irgendwann in den Neunzigerjahren, sondern am 21. April 2005.


  Das Absurde an diesem Fax: Lasarenko behauptet, er habe erst vor wenigen Wochen davon erfahren, dass ihm eine gewisse Gateway Marketing Inc. gehöre, eine Briefkastenfirma, die Mossack Fonseca verwaltet. Jetzt bittet Lasarenko um alle Dokumente, die damit zu tun haben.


  Hoppla, eine Briefkastenfirma!


  Lasarenko schickt das Fax aus Kalifornien, wo er damals in einer grotesk überdimensionierten Villa lebt, es gibt etliche Bilder vom Anwesen mit seinen sechs Pools auf verschiedenen Ebenen.[37]


  Wir haben also einen weiteren Staatschef in unseren Daten. Nach den Spuren, die zu Assad, Putin und den Kirchners führen, zum isländischen Premierminister und zum ehemaligen nicaraguanischen Präsidenten Arnoldo »Fat Man« Alemán, nun also die Ukraine.


  Mittlerweile lohnt es sich, die Fälle in einen speziell benannten Ordner zu sortieren: »Staatschefs«.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [sz]:

            

            	
              In einer Schweizer Zeitung steht eine Geschichte über Mossack Fonseca und das Leak. Der Autor hat auch Mossfon dazu befragt.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Wirklich? Und was sagt Mossack Fonseca?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Sie sagen: »Aus unserer Organisation wurden bis heute keine Daten geleakt.«

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ha! Kein Leak! Wenn da kein Leak ist, frage ich mich, warum ich all den Speicherplatz für die Daten brauche …

            
          

        
      

    

  


  Woher unsere Quelle die Daten hat? Natürlich würden wir das gerne so genau wie möglich wissen. Aber es ist nicht entscheidend.


  Entscheidend ist, dass die Daten echt und gesellschaftlich relevant sind. Relevant sind sie ohne jeden Zweifel. Und auch die Echtheit steht für uns, nach etlichen Crosschecks, grundsätzlich außer Frage.


  Dennoch: Jeder investigative Journalist hat den Albtraum, gefälschten Daten aufzusitzen. Die Einsicht, dass kein Mensch einen derart riesigen Datenhaufen fälschen könnte, hilft uns nur bedingt. Denn es würde reichen, wenn nur ein entscheidendes Dokument gefälscht und dort platziert würde. Dann wäre das ganze Projekt in der Kritik – selbst wenn 99 Prozent der Daten echt wären.


  Wir haben unsere Dokumente bereits mit Gerichtsunterlagen, öffentlichen Registern und weiteren Quellen verglichen und sind auf keinerlei Auffälligkeiten gestoßen. Aber da ist noch etwas, was uns zusätzlich Sicherheit verleiht: Wir haben ja erfahren, dass deutsche Steuerfahnder vor einiger Zeit Mossfon-Daten angekauft haben. Diese Daten konnten wir über Umwege mit unseren abgleichen. Zwar sind unsere Daten ungleich aktueller und um ein Vielfaches größer – aber die Daten der Offshore-Firmen, die sowohl wir als auch die Fahnder haben, widersprechen sich an keiner Stelle.


  Auch mit ICIJ-Chef Gerard Ryle gehen wir diese Fragen wieder und wieder durch:


  Wer könnte ein Interesse daran haben, uns zu steuern?


  Wer könnte versuchen wollen, uns eine Falle zu stellen – und wie?


  Wie können wir die Vertrauenswürdigkeit der Quelle testen?


  Diese und andere Fragen münden letztlich immer in der Erkenntnis, dass nicht die Quelle entscheidend ist, sondern das Material. Dem vertrauen wir, und dieses Vertrauen basiert auch auf mittlerweile hunderten von Crosschecks.


  Darin sind wir uns mit dem ICIJ-Chef einig, der inzwischen offiziell gemacht hat, dass unsere Daten ein eigenes ICIJ-Projekt wert sind.


  Die Planung beginnt.


  
    [ ]
  


  Mittlerweile haben wir allerdings ein Problem: Es sind zu viele Daten. Wir sind beide keine Experten im Umgang mit großen Datenmengen, auch wenn wir inzwischen bei einigen Projekten dieser Art mitgemacht haben. Aber der große Unterschied ist, dass die Daten dieses Mal nicht irgendwo landen. Sondern direkt bei uns. Mit der Sicherung und Lagerung kommen wir noch halbwegs klar. Wir kaufen externe Festplatten, ein halbes Terabyte groß, wir verschieben Daten, machen Sicherheitskopien und verschlüsseln Laufwerke.


  Nur: Wir können nicht mehr richtig suchen. Schon in den vergangenen Wochen war die Suche nur sehr eingeschränkt möglich, weil wir keine Texterkennung über die PDFs und abfotografierten Verträge laufen lassen konnten. Die Suchmaschine unseres PCs erkannte den Textinhalt nicht. Sie erfasste lediglich den Dateinamen und dass es sich um eine Bilddatei handelte.


  Inzwischen, bei rund 200 Gigabyte, haben unsere Computer kapituliert. IT-Experten erklären uns, dass die Rechner von so ziemlich allem zu wenig haben, was man zum Durchsuchen großer Datenmengen braucht: Speicherplatz, Arbeitsspeicher, Rechnerleistung.


  Wir brauchen also einen neuen Computer, und zwar bald. Tatsächlich sind unser Ressortleiter und die Chefredaktion einverstanden, einen neuen leistungsfähigen Laptop anzuschaffen. Wir bekommen sogar die Erlaubnis, diesen Laptop an unserem strengen Zentraleinkauf vorbei zu bestellen. Die Sache ist nämlich die: Auf unsere Frage, wie lange es dauern würde, bis unser Spezial-Laptop bei uns im Büro läge, schätzt der Experte: vier bis sechs Wochen. Wenn alles gut geht. Stattdessen bestellen wir online und haben das Ding schon eine Woche später im Zimmer.


  Der Laptop hat neben einigen technischen Spezifikationen vor allem eine Besonderheit: Er war noch nie am Netz. Sein WLAN ist deaktiviert, und ein LAN-Kabel wird nie den Weg ins Gehäuse finden. Man nennt das »air gap«.


  Eine der vielen Lehren aus den Snowden-Leaks ist, dass ein Computer nur dann einigermaßen abhörsicher ist, wenn er nie am Netz war. Wenn ihn ein air gap – also ein Luftspalt – von anderen Systemen trennt. Geheimdienste können nämlich inzwischen sogar ausgeschaltete Handys fernsteuern. In einen Computer einzudringen, der an ein WLAN angeschlossen ist, ist ein Kinderspiel. Mit einem air gap hingegen müsste ein Geheimdienstler direkt an den betreffenden PC, also ins Hochhaus der Süddeutschen Zeitung, vorbei am Sicherheitsdienst am Eingang.


  Alle paar Tage setzen wir uns zusammen und überlegen, wie wir weitermachen sollen. (Die aktuelle Berichterstattung stört nur am Rande, einer von uns recherchiert nebenbei an einem Skandal um mit Salmonellen verseuchte Eier, der andere springt alle paar Wochen auf ein Thema wie die No-Spy-Affäre oder den Hackerangriff auf den Bundestag. Ansonsten halten uns unsere Kollegen Hans Leyendecker und Klaus Ott mit ihrem fast schon unheimlichen Ausstoß an Geschichten den Rücken frei. Dass die »Gebrüder Obermay/ier« schon seit Wochen an einem neuen Geheimprojekt arbeiten, fällt nicht weiter auf.


  Zu dieser Zeit haben wir gerade beschlossen, uns zunächst auf internationale Aspekte zu konzentrieren. Wir wollen verstehen, welche Bedeutung dieser immer weiter wachsende Datenberg international haben könnte – bevor wir die Daten weltweit streuen.


  Nach der Zusage des ICIJ läuft die Leak-Maschinerie gerade an: Gerard Ryle hat die Datenspezialisten des Vereins eingeweiht, die Reporter, die Organisatoren. Leiten soll das neue Projekt Marina Walker, Ryles Stellvertreterin. Die Argentinierin arbeitet seit 15 Jahren als investigative Journalistin und hat schon so ziemlich jeden Preis gewonnen, den es in diesem Metier zu gewinnen gibt: den Investigative Reporters and Editors Award, den Preis des Overseas Press Club und den der Society of Professional Journalists. Vor allem aber ist Marina Walker eine fantastische Organisatorin. Sie ist perfekt für dieses Projekt.


  Und eine schier unendliche Zahl von Fragen will beantwortet werden: Welche Medien sollen mit an Bord? Wann fangen wir damit an, internationale Kollegen einzuweihen? Welche Rolle spielt die SZ bei diesem Projekt genau?


  Gleichzeitig diskutieren wir auch Vorgehensfragen wie: Welche Art der Kommunikation ist sicher? Wie transferieren wir erste Dokumente? Welchen Programmen können wir trauen? Unsere Recherchen werden vielen Leuten, die mit Mossfon Geschäfte gemacht haben, nicht gefallen, das macht uns alle zu potenziellen Überwachungszielen.


  Wenn wir solche Fragen praktisch diskutieren, fühlt sich das normal an. Verschlüsselung ist ja nichts Neues. Aber sobald wir uns daran erinnern, wer da alles in den Daten ist, wird uns immer wieder unwohl.


  Wir haben jetzt schon etliche Male Spuren von Leuten gefunden, die offenbar schon Menschen haben umbringen lassen. Wollen wir darüber berichten? Wollen wir in das Visier der italienischen Mafia geraten? Oder der russischen Mafia?


  Beide Organisationen haben Verbindungen zu Briefkastenfirmen von Mossack Fonseca: Ein Russe, dessen Namen wir finden, wurde wegen Waffendeals der russischen Mafia verhaftet, ein Italiener gilt als Buchhalter einer Mafiasektion. Allerdings verstehen wir noch nicht, wofür diese Firmen genau genutzt werden. Aber wenn die ICIJ-Kooperation einmal läuft, haben wir Hilfe: Wir können solche Geschichten abgeben an die Kollegen in Italien und Russland.


  Die Kollegen dort können die Gefahren viel besser einschätzen. Leo Sisti von der Wochenzeitung L’Espresso etwa deckt in Italien seit mehr als 30 Jahren verbrecherische Machenschaften auf. Er hat als Erster über Silvio Berlusconis Offshore-Geschäfte geschrieben, über die Finanzen von al-Qaida und die sizilianische Mafia hat er Bücher veröffentlicht. Und: Er lebt noch.


  
    [ ]
  


  Die Assad-Verbindung hat uns angefixt, wir suchen nach mehr Personen aus dem Dunstkreis dieses Mannes, der einen Krieg führt, der bislang schon mehr als eine Viertelmillion Menschenleben gefordert hat. Und wir werden fündig. Ein Mann namens Suleiman Marouf taucht als Shareholder von einem halben Dutzend unserer Briefkastenfirmen auf. Wie Rami Makhlouf gilt auch er als guter Freund Assads. Er hat laut Medienberichten den Ruf, der »Londoner Fixer« des syrischen Diktators zu sein, ein Mittelsmann für Geschäfte dort.[38]


  Ein Detail am Rande: Er hat außerdem – das geht aus E-Mails hervor, die Wikileaks veröffentlicht hat – für Assads Frau Asma teure Ming-Vasen und Armani-Designer-Interior im Londoner Edelkaufhaus Harrods eingekauft, als diese in Europa längst Persona non grata war. Als schon Hunderttausend Menschen im syrischen Bürgerkrieg gestorben waren, deckte sich Asma al-Assad demnach bei Harrods ein, wo gerade »Sale« war, Schlussverkauf.[39]


  Zehn Monate nachdem jener Marouf auf die EU-Sanktionslisten gesetzt wurde, meldet sich die Compliance-Abteilung von Mossack Fonseca beim Mossfon-Büro in London. Immerhin ist er ja Eigentümer von mindestens elf Firmen, sieben davon wurden offenbar genutzt, um in Großbritannien Immobilien zu kaufen oder zu halten. Das Fazit der Compliance-Abteilung: »Gemäß unserer Risikobewertung sind diese Firmen als hochriskant einzustufen.« Die Mossfon-Angestellten lassen Marouf durch den »World Check« laufen: eine jener Datenbanken, in der sämtliche Personen mit fragwürdigen Verbindungen zu Politikern oder Kriminellen erfasst sind. Außerdem googlen die Mossfon-Leute Marouf und stoßen auf jene Informationen, die wir auch gefunden haben: dass er »Assads Mann in London« sei und auf Sanktionslisten stehe.


  Aber Suleiman Marouf bleibt Kunde und ist es auch noch 2015. Allerdings: Manchmal zahlt sich die Untätigkeit von Mossack Fonseca aus: Seit 2014 ist Marouf nicht mehr auf der Sanktionsliste. Auf Druck von Maroufs Anwälten hat das britische Außenministerium eine Löschung von der Sanktionsliste durchgesetzt – »wegen fehlender gerichtsfester Beweise«, wie es hieß.


  Außerdem stoßen wir auf eine Firma namens Maxima Middle East Trading Co, die im Januar 2013 beschließt, mindestens ein Konto bei der Syria International Islamic Bank zu eröffnen. Als Syrien längst im Bürgerkrieg versunken ist, wird über die Bank berichtet, dass sie das Assad-Regime mit Geld versorgt und helfen soll, Sanktionen zu umgehen. 2012 wurde das Geldhaus deshalb von den USA auf die Sanktionsliste gesetzt – und dennoch half Mossfon seinen Kunden dabei, dort ein Konto zu eröffnen.


  Wir stellen uns vor allem die Frage: Warum wollte diese Firma bei dieser Bank ein Konto eröffnen?


  Wir schauen uns die Firma genauer an, gehen Dokument für Dokument durch, suchen in Datenbanken, fragen Experten. Wir finden heraus, dass Maxima Middle East Trading Co ein Büro in der Freihandelszone von Schardscha, einem der sieben Emirate der Vereinigten Arabischen Emirate, unterhält – einer berüchtigten Drehscheibe für heimliche Lieferungen nach Syrien. Und tatsächlich: US-Behörden sehen die Firma als Knotenpunkt eines komplizierten Netzwerks von Firmen, über die mittels gefälschter Papiere Benzin nach Syrien geliefert wurde. Im Dezember 2014 werden die Maxima Middle East Trading Co und ihr damaliger Direktor Ahmad Barqawi auf US-amerikanische Sanktionslisten gesetzt.[40]


  Das US-Finanzministerium vermutet, dass die Firma »mit einem russischen Öl- und Gasunternehmen zusammengearbeitet hat, um Öl zur Belieferung der von der [syrischen] Regierung kontrollierten Raffinerien in Homs und Damaskus zu kaufen«. Auf diese Weise habe sie »geholfen, einen Plan durchzuführen, Flugzeugbenzin nach Syrien zu liefern« – also jenen Treibstoff, den das syrische Regime braucht, um die eigene Bevölkerung zu bombardieren.


  In die Geschäfte der Maxima Middle East Trading Co soll auch eine Firma namens Pangates International Corporation Ltd verwickelt sein.


  Sie taucht ebenfalls in unseren Daten auf – und zwar gleich dreimal.


  Eine der Firmen, die Pangates, gibt es in den Daten sogar gleich dreimal: einmal als Firma in der Steueroase Niue, einmal auf Samoa, einmal auf den Seychellen. Im Juli 2014 schließlich sanktionierte die USA die Firma, weil sie »materielle Unterstützung sowie Güter und Dienstleistungen für die syrische Regierung zur Verfügung stellt«.[41]


  Für Assad also. Und dennoch war die Firma MF-intern noch ein weiteres Jahr als aktiv verzeichnet. Ein weiteres Jahr, in dem Mossfon offenbar ein US-Embargo brach.[42]


  
    zurück
  


  
    [6. Kapitel] Von der Waffen-SS zur CIA nach Panama

  


  259 Gigabyte.


  260 Gigabyte.


  261 Gigabyte.


  Damit ist unser Datenhaufen das größte Leak, mit dem Journalisten je gearbeitet haben. Größer als die erwähnten Offshore-Leaks.


  Zum Vergleich: Die von Wikileaks veröffentlichten Botschaftsdepeschen waren 1,7 Gigabyte groß. Swiss-Leaks, die Dokumente von Hervé Falciani: 3,3 Gigabyte. Luxemburg-Leaks: 4 Gigabyte. Die Afghanistan-Protokolle von Wikileaks: 1,4 Gigabyte.


  Natürlich ist die Größe eines Leaks nicht entscheidend. 260 Gigabyte mit nichtssagenden Unterlagen sind am Ende eben nur nichtssagende Unterlagen. Außerdem kann man sich unter 260 Gigabyte wenig vorstellen. Also konkret: In den 260 Gigabyte dürften sich fast eine Million E-Mails befinden und mehrere Millionen Seiten geheimer Dokumente. Mit solchen Informationen kann man eher etwas anfangen. Aber »das größte Leak« bringt uns natürlich Aufmerksamkeit, wenn wir mit den Rechercheergebnissen irgendwann an die Öffentlichkeit gehen.


  »Wollen Sie das wirklich tun, wollen Sie wirklich irgendwann etwas veröffentlichen?«, würde unser Chef Hans Leyendecker jetzt witzeln, der uns schon länger damit aufzieht, dass wir uns im Grunde aus dem Zeitungsjournalismus verabschiedet haben und stattdessen auf unserer Festplatte sitzen. Trotzdem ist er derjenige, der uns all das ermöglicht – und der unser »Nichtstun« im Haus verteidigt.


  Außerdem hilft uns die Größe des Leaks wahrscheinlich, weil wir damit unsere ICIJ-Kollegen aus aller Welt neugierig machen können auf das Projekt. Je größer das Leak, umso höher ist für jeden Einzelnen die Wahrscheinlichkeit, dass gute Geschichten aus dem eigenen Land darin zu finden sind. Und je mehr Kollegen in die Recherche einsteigen, umso mehr Geschichten werden wir gemeinsam zutage fördern.


  Die Welt. Unser Leak. Assad, Putin, Island, 500 Millionen. Das alles ist komplett absurd.


  Und das Unglaublichste ist: Die Quelle macht immer weiter. Sie hört einfach nicht auf.


  Am nächsten Tag telefonieren wir mit ICIJ-Direktor Gerard Ryle. Wir erzählen ihm davon, und dass die Argumente für unsere ICIJ-Kollegen immer besser werden. Er freut sich, aber er bringt das Gespräch schnell wieder auf die praktischen Dinge. Das ICIJ wird zwei Datenspezialisten nach München schicken: Die spanische Journalistin Mar Cabra, Leiterin des ICIJ-Datenteams, und Rigoberto Carvajal aus Costa Rica, den Chefprogrammierer. Die beiden sollen unsere Daten kritisch begutachten und versuchen, sie zu verstehen. Sie sollen uns erklären, wie wir mit diesem Datenberg umgehen, und sie werden uns ein Programm mitbringen, mit dem wir darin besser suchen können. Außerdem werden sie eine Festplatte mit nach Washington nehmen. Natürlich verschlüsselt. Genauer gesagt: verschlüsselt und versteckt.


  Das geht so: Mit Verschlüsselungsprogrammen wie TrueCrypt oder VeraCrypt – an beiden bissen sich laut Edward Snowden selbst die NSA-Experten zumindest bis vor Kurzem die Zähne aus – präpariert man eine externe Festplatte so, dass sie auf den ersten Blick erst mal nur verschlüsselt ist. Tatsächlich gibt es auf dieser Festplatte neben dem sichtbaren verschlüsselten Laufwerk auch noch eins, das unsichtbar und verschlüsselt ist. Sollte Rigoberto oder Mar nun das FBI, der Zoll oder sonst jemand zwingen, die Festplatte anzuschließen und ein Laufwerk zu entschlüsseln, geben sie in die Kennwortabfrage das Passwort für das sichtbare Laufwerk ein. Das fährt daraufhin hoch, darauf haben wir zuvor aber nur ein paar Ordner gespeichert, in denen irgendwelche Dokumente liegen, die zwar geheim und wichtig wirken, es aber nicht sind.


  Dass es ein zweites Laufwerk gibt, ist weder sichtbar noch nachweisbar.


  Eine Festplatte derart zu verschlüsseln, ist nicht irre kompliziert, aber auch nicht die einfachste Übung für Menschen wie uns, die bisher schon Mühe haben, sich sechsstellige Passwörter zu merken.


  Unsere neuen Passwörter sehen ungefähr so aus:


  Nvc87sad5chj56586356%&fc8796c_ndnuc71dehdtg3%$654tz3


  Das ist kein Witz. Wir sind auf einmal, und völlig ohne Vorwarnung, zu Nerds geworden.


  Gleichzeitig ist es auch okay: Das Gefühl, ein wenig für Sicherheit zu sorgen, ist nicht schlecht. Jedenfalls ist das Verschlüsseln der Festplatten unser Job, bis Mar und Rigo, die wir seit Offshore-Leaks kennen, nach München kommen.


  
    [ ]
  


  Als die beiden Datenexperten sich auf den Weg machen, stecken wir gerade in einer äußerst traditionellen Recherche, wir besuchen Archive und blättern in vergilbten Dokumenten. Als wir uns darangemacht haben, Jürgen Mossacks Weg nach Panama nachzuvollziehen, haben wir eine Menge Anfragen an Archive gestellt – wir wollten wissen, ob sein Vater eine NS-Vergangenheit hatte. Ob er also einen besonderen Grund hatte, sich nach Lateinamerika abzusetzen.


  Jetzt sind die ersten Ergebnisse unserer Anfragen da. Und tatsächlich: Erhard Mossack war bei der Waffen-SS. Im Bundesarchiv finden wir seine »Gebührniskarte«. Dort ist festgehalten, dass Mossack im September 1944 zum »Rottenführer« befördert wurde.


  In einer Akte der amerikanischen Bundespolizei erfahren wir noch mehr: Erhard Mossack, geboren am 16. April 1924 in Grube-Erika, Kreis Hoyerswerda, trat demnach mit 15 Jahren der Hitler-Jugend bei, und mit 18 Jahren der Waffen-SS. Dazu passend ist unter »besondere Merkmale« festgehalten: eine Narbe an der Innenseite des linken Oberarms, »wo das Blutgruppen-Tattoo entfernt wurde« – das Blutgruppentattoo war ein nahezu untrügliches Zeichen für SS-Zugehörigkeit, viele SS-Leute versuchten deshalb in den letzten Kriegstagen und später, die Tätowierung wieder loszuwerden. Erhard Mossack wechselte, laut der Akte, im November 1942 offenbar tatsächlich zur SS-Totenkopf-Division, mit der er in der damaligen Tschechoslowakei, in Finnland und in Norwegen kämpfte. Im Januar 1945, wenige Tage nach seiner Beförderung zum Rottenführer, wurde er an die Westfront geschickt und im März 1945 von US-Einheiten gefangen genommen. Im Dezember konnte er aus dem Kriegsgefangenenlager im französischen Le Havre fliehen und schlug sich bis nach Deutschland durch.


  Dann, 1946, wurde er in Offenbach verhaftet. Ein Informant der US-Spionageabwehr CIC behauptete, Mossack sei »im Besitz einer langen Liste von Namen«, die mit einer Untergrundorganisation verbunden seien, in der Mossack auch selbst Mitglied sei. Die CIC beurteilte Mossack wie folgt: »voll und ganz indoktriniert von der Nazi-Ideologie. Als typischer Hitlerjugend-Anführer lebt er noch immer in seiner Welt der Nazi-Sprüche und ist ein bemerkenswertes Beispiel deutscher Jugend unter Hitler.«


  Die große Frage lautet: Wieso durfte der Waffen-SS-Mann später in die USA einreisen? – denn das war das Ziel, das er bei seiner Abmeldung in Deutschland angegeben hatte.


  Die Erklärung: Offenbar hat Erhard Mossack nach dem Krieg die Seiten gewechselt. Darauf stoßen wir mit einer einfachen Google-Recherche: Wir geben »Erhard Mossack« ein und landen irgendwann auf einer Webseite, auf der US-Dokumente mit Bezug zum Zweiten Weltkrieg veröffentlicht werden. Darunter auch eine Namensliste von mutmaßlichen Nazis, die dem amerikanischen Geheimdienst nach dem Krieg zugearbeitet haben. Einer der Namen lautet Erhard Mossack.


  Das würde die Einreiseerlaubnis erklären, falls er denn überhaupt in die USA eingereist sein sollte, und nicht gleich nach Panama. Aber so oder so ist es wahrscheinlich, dass die schützende Hand der CIA die Reise begünstigte. Panama galt als sicherer und angenehmer Hafen für Nationalsozialisten, die aus unterschiedlichen Gründen in den USA nun doch nicht mehr gern gesehen waren. Das erklärt der US-Autor Eric Lichtblau in seinem Buch »The Nazis Next Door« anhand mehrerer Beispiele.


  Wie ruchlos sich der amerikanische Geheimdienst unter Nazis seine Informanten suchte, zeigt das Beispiel des Klaus Barbie, der »Schlächter von Lyon«, der als »Klaus Altmann« in Lateinamerika lebte. Auch Barbie hielt sich zeitweise in Panama auf.


  Über Erhard Mossacks Arbeit als Informant gibt es eine CIA-Depesche, in der er nicht besonders gut wegkommt. Inhaltlich scheint es um kubanische Agenten zu gehen, aber die CIA ist sich wohl nicht sicher, wie verlässlich Mossack war. Und ob er mit seiner Vergangenheit nicht doch Probleme bekommen könnte.


  Dass Mossack mit Geheimdiensten kooperierte, ist mittlerweile aber klar. Der Bundesnachrichtendienst, Deutschlands Auslandsgeheimdienst, hat uns nämlich geantwortet. Wir wollten wissen, ob es im BND-Archivmaterial zu Erhard Mossack gibt. Tatsächlich ist dem so. Allerdings will der BND es nicht rausgeben – eine Offenlegung könne unter anderem das »Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden«.


  So weit, so mysteriös.


  Leider versandet hier Mossacks Geschichte. Einzig gesichert ist, dass ein »Peter Erhard Mossack« Direktor und Präsident einer im März 1965 gegründeten Firma namens Union Alemana de Exportación S.A. wird: der deutschen Exportvereinigung. Ebenfalls Direktorin: Luisa Herzog de Mossack, seine Frau. Die Firma hat den Dokumenten zufolge bis ungefähr 1970 Büroraum gemietet.


  Diese Firma versucht Jürgen Mossack, der Sohn und Offshore-König, 1989 für 20000 US-Dollar an einen Londoner Anwalt zu verkaufen. Der wiederum, seltsam genug, unbedingt eine Firma haben wollte, die um 1960 gegründet wurde. Die Union Alemana de Exportación S.A. war also zehn Jahre zu jung. Der Verkauf kam nicht zustande.


  Wofür braucht ein Londoner Anwalt 1989 eine Offshore-Firma, die 1960 gegründet wurde? Theoretisch kann man damit etwas vortäuschen – zum Beispiel schon lange tätig zu sein. Wenn man beispielsweise bei öffentlichen Ausschreibungen mitbieten will, hat man in der Regel beispielsweise bessere Karten, wenn man schon lange im Geschäft ist und nicht erst seit ein paar Monaten. Experten sprechen in solchen Fällen von Vintage-Firmen. Vintage, weil die Firmen schon benutzt aussehen sollen. Wie die Jeans. Aber was Mossacks Kaufinteressent vorhatte, wissen wir nicht.


  Weil der deutsche Geheimdienst mauert, bleiben die genauen Absichten und Aktivitäten des Ex-Waffen-SS-Manns, der später CIA-Informant mit BND-Akte war, im Dunklen. Klar scheint aber, dass Vater und Sohn Mossack nach einem ähnlichen Prinzip vorgingen: Sei nicht zu kleinlich bei der Auswahl deiner Geschäftspartner.


  
    [ ]
  


  Anfang Mai 2015 landen die beiden ICIJ-Datenexperten Rigoberto Carvajal und Mar Cabra in München. Als wir ihnen Erhard Mossacks Geschichte erzählen, sind sie fasziniert. Nazis gehen immer. CIA geht auch immer. Aber die Kombination aus beidem ist fantastisch.


  Rigo Carvajal und Mar Cabra haben in München eine Wohnung angemietet, und als wir ankommen, fühlen wir uns wie in der Persiflage eines Hacker-Films. Alle Fensterläden sind heruntergelassen, auf zwei Tischen stehen Laptops, überall sind Kabel verteilt, blinken externe Festplatten, flackern Bildschirme, brummen Rechner. Verteilt dazwischen USB-Sticks, Kaffeetassen und Rucksäcke.


  Mar und Rigo grinsen breit. »Willkommen in der Welt der Daten«, sagt Mar. Wir stellen unsere Laptops dazu – und tauchen ein in diesen seltsamen Kosmos.


  Wir übergeben den beiden das Material, das wir bislang haben. Dann erzählen wir alles, was wir darüber wissen: Dass Mossack Fonseca seine Daten schön säuberlich organisiert hat. Jede von Mossfon gegründete Firma bekommt eine Identifizierungsnummer. Dann wird ein digitaler Ordner im System angelegt, der diese Nummer trägt. In diesen Ordner schieben die Mossfon-Mitarbeiter dann offenbar alles Mögliche, was mit der Firma zu tun hat: Gründungsurkunden, Kopien der ausgegeben Aktien, Register der Direktoren und der Anteilseigner, Verträge, Scans der amtlichen Pässe und vor allem E-Mails, die mit der Firma zu tun haben.


  Mar, die spanische ICIJ-Datenchefin, hat ein Temperament für mindestens drei Menschen. Wie ein Gummiball ist sie ständig in Bewegung, vor allem mit den Armen, und redet nahezu ununterbrochen. Selbst wenn wir gerade eigentlich erklären sollten, was wir da haben. Irgendwann lacht sie heiser, entschuldigt sich und sagt: »Warum sagt ihr nicht mal was? Euretwegen sind wir doch gekommen!« Gleichzeitig ist Mar sehr strukturiert. Sie schreibt alle paar Minuten eine neue To-do-Liste, macht neue Zeitpläne, entwirft Best-Case- und Worst-Case-Szenarien. Sie hat die Lage im Griff. Und alle, die daran mitarbeiten.


  Rigo, der Programmierer, sitzt meistens ruhig da und hört zu. Aber seine Augen blitzen. Er stellt nur ab und an eine Frage, und man merkt, wie es in ihm arbeitet. Sein Job ist es, die Daten so aufzubereiten, dass Journalisten damit bestmöglich arbeiten können. Am Ende jeder ICIJ-Recherche gibt es niemanden, der die Daten so gut kennt wie Rigo. Er muss jede Verästelung verstehen, um am Ende die verschiedenen Tools perfekt programmieren zu können, die alle nutzen: eine mehrfach gesicherte Datenbank für die geheimen Dokumente, auf die alle Journalisten weltweit zugreifen können, die am Projekt teilnehmen. Ein sicheres Forum, über das alle kommunizieren können. Und eine Datenbank nur für die strukturellen Daten, die Visualisierungen möglich machen sollen: Jede Firma und alle mit ihr verbundenen Einheiten sollen darauf ersichtlich werden, also vor allem die Anteilseigner und die Vermittler. Mit ein oder zwei Klicks, das ist Rigos Idee, sollen alle beteiligten Journalisten außerdem erfahren können, ob eine Person noch an anderen Firmen beteiligt ist, und wenn ja, an welchen. Und welche anderen Personen an diesen Firmen wiederum beteiligt sind, und so weiter. Eine expandierende Visualisierung, sozusagen. Rigo ist begeisterter Anhänger grafischer Darstellungen komplexer Firmennetze.


  Das Ganze ist allerdings nicht ganz einfach. Denn in vielen Fällen lesen wir in der Spalte für Eigentümer nur: »The Bearer«, oder »El Portador«. Englisch respektive Spanisch für »Inhaberaktie«. Das haben wir bereits ganz am Anfang der Recherche gelernt: Wenn Offshore-Firmen nur eine einzige Inhaberaktie ausgeben, ist der Eigentümer der Firma derjenige, der dieses Papier physisch in seinem Besitz hat. Das hat den Vorteil, dass man sehr leicht und ohne Spuren zu hinterlassen Firmen kaufen und verkaufen kann, mitsamt allem, was der Firma gehört. Ob das nun eine Villa auf Mallorca ist oder eine Schiffsladung Schnellfeuergewehre für ein Bürgerkriegsland. Wem die Firma gehört, ist einfach nicht feststellbar – selbst in den internen Mossack-Fonseca-Ordnern findet sich diese Information oft gar nicht, oder nur in einem von 1000 Dokumenten eines Ordners.


  Wenn wir also wirklich irgendwann etwas veröffentlichen wollen, und das haben wir dem Chef versprochen, müssen wir schneller und effektiver suchen.


  
    [ ]
  


  Wir brauchen ein Programm wie Nuix Investigator. Nuix ist eine australische Firma, die forensische IT-Software herstellt. Das heißt, dass man damit chaotische Daten ordnen und durchsuchen kann. Auch eigentlich undurchsuchbare PDFs, Bilder und Scans lassen sich davon erfassen. Und da wir tausende solcher Daten haben, ist Nuix genau das, was wir brauchen. Nur: Es kostet Unmengen. Mit solcher Software arbeiten gewöhnlich Geheimdienste, Rechtsanwaltskanzleien, Polizisten und Antikorruptionsermittler weltweit. »Keine andere Software außer Nuix kann große Datenmengen schnell genug verarbeiten, um die von der SEC gewünschten Zeitrahmen einzuhalten«, so wirbt Nuix auf seiner Homepage. Die SEC, die U.S. Securities and Exchange Commission, ist die Börsenaufsichtsbehörde und hat als solche mit Unmengen an Daten zu tun. Wenn Nuix damit klarkommt, sollte das Programm mit unseren Daten erst recht klarkommen.


  Und obwohl Nuix so teuer ist, haben wir und das ICIJ schon bei Offshore-Leaks damit gearbeitet. ICIJ-Chef Gerard Ryle kommt aus Australien, er hat die Firma dazu gebracht, die Arbeit des Journalistenvereins zu unterstützen, mit mehreren kostenlosen Lizenzen.


  Was Nuix auch für dieses Projekt wieder tut. Auch wir bekommen eine Lizenz, die uns Mar und Rigo auf einem Stick mitbringen. So sitzen wir ein wenig ehrfürchtig vor unserem neuen Laptop, mit 500 Gigabyte Speicherplatz, und lassen uns von Mar und Rigo erklären, wie Nuix funktioniert. Oberflächlich ganz einfach: ein Suchfeld, das man wie eine Google-Suche nutzen kann, ein Vorschaufenster und eine Ergebnislistenanzeige. Aber eben auch der Dateipfad, die Umgebung und die Baumstruktur der Daten ist in den Ergebnissen nachvollziehbar. Außerdem kann man mit einem Klick alle Suchtreffer exportieren und ablegen, wenn man gerade keine Zeit hat, die Suche auszuwerten.


  Wer bislang mit kostenlosen Suchtools gearbeitet hat und dann auf Nuix umsteigt, hat das Gefühl, von einer Seifenkiste in einen Formel-1-Wagen zu wechseln.


  Das Grundprinzip hinter Nuix ist einfach: Dateien, die zu durchsuchen sind, werden als »Beweismittel« in das Programm geladen und automatisch verschlagwortet, oder, wie die Profis sagen: indexiert. Das funktioniert bei Word-Dokumenten und E-Mails relativ einfach. Schwieriger wird es bei PDFs und Fotodateien – und davon befinden sich in den Daten schon zu diesem Zeitpunkt hunderttausende. Das Nuix-Programm muss also erst den auf den Bildern dargestellten Text erkennen. Das funktioniert mit einer Software für Texterkennung, der »optical character recognition«, kurz OCR. Erst wenn alle Dokumente OCR-behandelt sind, ist ein negatives Suchergebnis wirklich ein negatives Suchergebnis. Nur dann kann man sich relativ sicher sein, dass Angela Merkel nicht in den Daten steckt, wenn die Suche »Angela Merkel« keinen Treffer anzeigt.


  Außer der Name steckt in einem verdruckten und später eingescannten Fax. Oder ist auf einer alten Schreibmaschine geschrieben, dann findet das OCR-Programm nämlich keinen Treffer. Man wird also nie mit endgültiger Gewissheit ausschließen können, dass jemand Geschäfte mit Mossack Fonseca gemacht hat, solange man nicht jede einzelne Seite selbst begutachtet.


  Nachdem Nuix den Index für unsere Daten erstellt hat und die Texterkennung durchgelaufen ist, können wir erstmals wirklich umfassend in unseren Dokumenten suchen – zu dieser Zeit 350 Gigabyte. Mar und Rigo fliegen zurück nach Spanien beziehungsweise Costa Rica, und wir setzen uns wieder vor die Rechner. Nur: Was suchen wir? Helmut Kohl? Gerhard Schröder? Uli Hoeneß?


  
    [ ]
  


  Als wir Ende 2012 mit den Offshore-Leaks-Dokumenten gearbeitet haben, saßen wir ein paar Wochen zu viert in einem fensterlosen Raum und haben wild Suchworte ins System geworfen. Mit der Folge, dass Namen wie Franz Josef Strauß, Klaus Zumwinkel, Joseph Ackermann oder eben Helmut Kohl wahrscheinlich nicht nur von jedem, sondern sogar von jedem doppelt und dreifach gesucht wurden. Wer weiß schon noch, wen er vor zehn Tagen eingegeben hatte? Irgendwann haben wir damals verstanden, was das für ein Unsinn war, und Listen angelegt: Die wichtigsten deutschen Politiker, die wichtigsten Manager und so weiter.


  Dieses Mal gehen wir von Anfang an strategisch vor: Zwar suchen wir natürlich in jedem freien Moment nach Namen, die uns interessieren. Gleichzeitig legen wir aber auch ausführliche Listen an. Ohne solche Listen, das ist uns nach der Abreise von Mar und Rigo klar, werden wir innerhalb kürzester Zeit den Überblick und viel Zeit verlieren. Zeit, die uns angesichts dieses Datenbergs irgendwann fehlen wird.


  Im Grunde nehmen wir eine Inventur des öffentlichen Personals der Bundesrepublik Deutschland vor. Wir listen alle wichtigen Politiker auf, Manager, Banker, Sportler, Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, wir suchen nach den Superreichen, nach Verbrechern und Betrügern, und wir versuchen möglichst viel »Skandalpersonal« zusammenzubekommen. Also alle, die in der CDU-Parteispendenaffäre, der Leunaaffäre, der Barschelaffäre oder in sonstigen größeren Skandalen oder Korruptionsfällen eine Rolle gespielt haben. Unsere Daten reichen ja zurück bis in die Siebzigerjahre.


  Mit diesen Listen wollen wir später in den Daten fischen. Mit Nuix geht das nämlich: Man speist ein Excel-Dokument mit Namen ein und bekommt ein Excel-Dokument mit Treffern zurück. Die Treffer sind mit Prozentgraden eingestuft. Bei »Gerhard Schröder« beispielsweise wäre der Treffer »Gerhard Schröder« 100 Prozent, »Gerhard Schrader« etwa 95 Prozent, »Gerd Schröder« 80 Prozent und »Gerard Schroem« 60 Prozent oder weniger. Man muss also am Ende händisch die Ergebnislisten durchgehen, Treffer für Treffer.


  Unsere Liste »Parteispenden-Affären« umfasst am Ende 130 Namen, die Liste früherer Stasi-Leute und ihrer mutmaßlichen Helfer hingegen ganze 94856 Namen.


  Gleichzeitig suchen wir immer wieder mit Begriffen, die uns aussichtsreich erscheinen, weil sie möglicherweise interessante interne E-Mails zu Tage fördern. So hat Mossack Fonseca oft mit Verbrechern zu tun, und Behörden wiederum jagen Verbrecher. Vielleicht sollte man mal nach »Durchsuchungsbeschluss« schauen?


  Tatsächlich bekommen wir mit »Durchsuchungsbeschluss« eine lange Reihe von Treffern. Einer davon betrifft eine Reihe von Firmen auf den Britischen Jungferninseln, die von einer Organisation namens »Libyan Asset Tracing Committee« verdächtigt wurden, Scheinfirmen zu sein, mit deren Hilfe Gaddafi und seine Helfer angeblich 150 Millionen Dollar außer Landes geschafft haben. Ein Verdacht, den Mossfon zurückweist, der aber offenbar schwerwiegend genug war für die in solchen Fällen nicht gerade übereifrig reagierende Financial Investigation Agency, die Finanzermittlungsbehörde der Britischen Jungferninseln: Sie stellt am 30. Oktober 2013 einen Durchsuchungsbeschluss für das örtliche Mossack-Fonseca-Büro aus.


  Was wir so gut wie nie sehen, ist irgendeine Art von Betroffenheit. Man könnte ja erwarten, wenigstens in internen Mails Sätze zu lesen wie: »Verdammt, haben wir wirklich jahrelang Gaddafis Schergen geholfen, sein Land zu plündern?«


  
    [ ]
  


  Eine neue Spur. Wir erstellen einen neuen Unterordner im »Staatschefsordner« und nennen ihn Gaddafi. Die Firmennamen darin klingen malerisch, fast romantisch: Wildwood Traders Ltd., Moon Silk Ltd., Sirvent Star Corporation, Bristows Corp., Regency Belle Corporation, Seafire Systems Ltd., Sea Swells, Morning Star Technology Ltd., Pacific Mist Ltd., HC Nominees (BVL) Ltd. und Albion International Group.


  Als wir uns die Firmen genauer ansehen, finden wir mehrere Schreiben von Behörden. Daraus geht hervor, dass die Fahnder vermuten, die Firmen gehörten einem gewissen Ali Dabaiba. Der gelernte Erdkundelehrer war unter Gaddafi Chef der Organization for Development of Administrative Centers – einer gigantischen staatlichen Auftragsvergabebehörde.[43]


  An diesem Fall ist besonders spannend, dass er so aktuell ist. Wir brauchen mehr Informationen.


  
    [ ]
  


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich konnte heute Nacht nicht schlafen, ich musste daran denken, wie gewisse Personen auf diese Enthüllungen reagieren werden. Es ist sehr wahrscheinlich, dass manche der Kunden dieser Firma versuchen werden, mich zu finden. Und einige von ihnen haben Geheimdienste.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Gut möglich. Seien Sie vorsichtig.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Versuche ich. Ergreifen Sie Vorsichtsmaßnahmen? Die hier beteiligten Journalisten werden sich auch nicht besonders beliebt machen bei den Kunden Mossack Fonsecas.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Wir tun, was wir können.

            
          

        
      

    

  


  Tatsächlich werden wir von Woche zu Woche vorsichtiger – je klarer absehbar wird, dass die Daten weltweit große Auswirkungen haben können. In der Redaktion weihen wir zunächst nur diejenigen ein, die unbedingt von unserem Projekt wissen müssen, unseren Ressortleiter und die Chefredaktion. Inzwischen ist auch die Zusammenarbeit mit dem ICIJ institutionalisiert. Mar und Rigo haben die Daten, die sie von uns in München bekommen haben, vorläufig analysiert. Sie haben erste Tests gemacht, wie man sie am besten aufbereitet, wie man Scans durchsuchbar macht, auch ein verschlüsseltes Forum haben sie eingerichtet. Alle paar Tage verabreden wir uns nun mit Mar Cabra, Rigo Carvajal, Gerard Ryle und Projektleiterin Marina Walker. Wir sprechen über die Daten, die Pläne, die Arbeit. Und darüber, welche Kollegen aus welchen Ländern wir gezielt ansprechen sollten. Argentinien ist klar: La Nación. In England der Guardian und die BBC. In Frankreich Le Monde und Edouard Perrin, den Aufdecker der Luxemburg-Leaks.


  Aber wir brauchen auch Journalisten in Russland. Nur ist das nicht so einfach. Es gibt nicht so viele russische Kollegen, die offen schreiben können. Und die, die es tun, riskieren eine Menge. Prügel, Haft, ihr Leben.


  Dasselbe gilt für China. Mossack Fonseca hat inzwischen etwa zehn Büros in China. Das heißt: Sie haben viele reiche Chinesen als Kunden. Aber einen Kollegen aus China oder Hongkong können wir unmöglich dazuholen.


  Warum?


  Anfang 2014 haben wir mit dem ICIJ eine Nachfolgegeschichte zu Offshore-Leaks gemacht, eine Recherche in denselben Daten, zu den chinesischen Eigentümern von Briefkastenfirmen. Diesen Teil hatten wir zuvor ausgelassen, weil es so aufwendig ist, chinesische Namen zu verifizieren. Dann fanden wir in den Daten des Offshore-Leaks heraus, dass Chinas Machtelite im großen Stil heimliche Geschäfte in Steueroasen abwickelt. Wir stießen auf die Briefkastenfirmen naher Verwandter wichtiger Politiker. Zudem tauchten einige der reichsten Männer und Frauen des Landes sowie Führungskräfte staatlicher Unternehmen auf, die in Korruptionsskandale verwickeltwaren.


  Damals arbeiteten wir mit der Zeitung Ming Pao in Hongkong. Es schien klar, dass Ming Pao ein großes Risiko einging – aber keinem war klar, wie groß es genau war. Einerseits saß sie in Hongkong. Andererseits: Chinas Elite zu kritisieren, ist auch im verhältnismäßig liberalen Hongkong ein Wagnis. Ming-Pao-Chefredakteur Kevin Lau wurde jedenfalls kurz vor der geplanten Veröffentlichung gefeuert – und durch einen dem Regime unkritischer gegenüberstehenden Nachfolger ersetzt. Es gab massive Proteste in der Belegschaft, jedoch ohne Erfolg. Als wir damals unsere Geschichten veröffentlichten, waren die meisten Berichte in China bereits nach wenigen Stunden zensiert. Die Homepages der Süddeutschen Zeitung – auf der wir die wichtigsten Ergebnisse auch auf Chinesisch veröffentlicht hatten – und anderer ICIJ-Partner waren nicht mehr zugänglich.


  Viel schlimmer: Kevin Lau wurde kurz darauf von Unbekannten auf offener Straße mit einem Messer attackiert, morgens, auf dem Weg zum Parkhaus. Er wurde sechs Mal in den Rücken gestochen und schwer verletzt, überlebte den Anschlag aber. Die Täter flüchteten auf einem Motorrad. Mehrere Mitglieder organisierter Mafiabanden wurden später verhaftet. Sie waren die willfährigen Handlager: junge Männer, die für ein paar Hongkong-Dollar Journalisten töten würden. Wer die Drahtzieher waren, ist bis heute nicht vollständig geklärt. Beobachter gehen davon aus, dass die Angreifer Lau nicht töten, sondern lediglich einschüchtern sollten.


  Für unser Projekt hat das ICIJ nun Alexa Olesen an Bord geholt. Sie war Chinakorrespondentin der Nachrichtenagentur Associated Press, als freie Journalistin hat sie bei Offshore-Leaks mitgearbeitet. Auch dieses Mal soll sie alle chinesischen Themen betreuen. Und tatsächlich kommt schon nach wenigen Tagen die erste Erfolgsmeldung: Sie hat die Enkelin eines hochrangigen Parteikaders in den Daten gefunden, außerdem zwei chinesische Milliardäre sowie einen Filmstar.


  Verglichen mit der internationalen Dimension sind unsere deutschen Funde geradezu lächerlich. Aber in diesen Tagen stoßen wir auf einen weiteren Namen, der hierzulande eine Recherche wert ist.


  
    [ ]
  


  Genau genommen stoßen wir zuerst auf einen Namen, der uns nichts sagte: Claus Möllner.


  Aber der Name steht auf einer Reihe von Bankbelegen, die bis in die jüngste Zeit reichen, und da »Möllner« ziemlich deutsch klingt, googlen wir den Namen. Vielleicht sollte man ihn kennen?


  Der siebte Treffer ist ein Text der kolumbianischen Tageszeitung El Espectador, es geht um Verhandlungen des kolumbianischen Staates mit der Guerilla. Wenn die Kollegen von El Espectador recht haben, dann ist Claus Möllner der Tarnname eines deutschen Agenten, der mit der kolumbianischen Guerilla ELN über die Freilassung deutscher Geiseln verhandelt hat.


  Dann ist Claus Möllner: Werner Mauss. Der geheimnisumwitterte Privatagent. Mauss hat als Verhandler mitgeholfen, dass etliche Guerillageiseln freigelassen wurden, er hat verschwundene Giftfässer, die entführte Leiche des Multimilliardärs Friedrich Karl Flick und den Kölner Domschatz zurückgebracht.


  »Die Institution M.« – so nennt ihn das Bundeskriminalamt. Er sei »ein Dunkelmann im wahrsten Sinne«, ja, gleichsam »ein Staatsmann«, schrieb der ehemalige Spiegel-Chefredakteur Stefan Aust 1999 in seinem Buch »Agent Mauss«. Und unser Ressortleiter Hans Leyendecker flog einst eigens in den kolumbianischen Dschungel, um Werner Mauss in Aktion zu sehen: bei der Befreiung einer italienischen Geisel aus den Händen der kolumbianischen Guerilla ELN.


  Der Mann ist eine Legende. Wir folgen seiner Fährte.


  
    zurück
  


  
    [7. Kapitel] Der geheimnisvolle Agent

  


  Sollte der Claus Möllner, den wir in unseren Daten gefunden haben, wirklich der Privatagent Werner Mauss sein, kommt eine Menge Arbeit auf uns zu: In den Daten stoßen wir auf eine Rechnung, nach der allein für das Jahr 2011 schon 23725 Dollar für den Unterhalt von Möllners Mossfon-Briefkastenfirmen zusammenkamen.


  23725 Dollar, für nur ein Jahr.


  Die meisten anderen Kunden haben Jahresgebühren im niedrigen vierstelligen Bereich. Claus Möllner, oder: Werner Mauss, besitzt also offenbar nicht nur ein, zwei Briefkastenfirmen. Eher wohl ein kleines Imperium.[44]


  Außerdem finden wir in den internen Überweisungsübersichten mehrere Konten, die von Mossfon im Auftrag von Claus Möllner geführt werden. Wir sehen auch Überweisungen in erstaunlicher Dollarhöhe, die nur wenige Wochen zurückliegen.


  Wenn wirklich Werner Mauss hinter diesem Konstrukt steht, haben wir nicht nur viel Arbeit, sondern auch eine richtig gute Geschichte. Denn Werner Mauss ist wahrscheinlich der beste Privatagent der Bundesrepublik, mit Sicherheit aber ist er der umstrittenste. Die Karriere des Mannes, der 1940 als Sohn eines Kaufmanns geboren wurde, begann 1961, als er sein erstes Detetivbüro gründete. Zuvor hatte er als als Reitlehrer und Staubsaugervertreter gearbeitet. Ging es dabei anfangs wohl noch um das Ausspionieren untreuer Ehemänner, übernahm er schon bald Aufträge großer Versicherungen und beschaffte etwa gestohlene Autos wieder. »Die Polizei, die sich mehr für die Täter als für die Beute interessierte, ließ den Versicherungshelfer gern in ihre Akten gucken«, schrieb der Spiegel 1996. Mauss wiederum revanchierte sich demnach »mit gelegentlichen Tips aus der schlechteren Gesellschaft«.


  Auch Deutschlands Sicherheitsbehörden wurden auf den talentierten Herrn Mauss aufmerksam, und so arbeitete er schon bald für die Polizei, den Bundesnachrichtendienst, diverse Landeskriminalämter und den Verfassungsschutz. »Eine Allzweckwaffe«, nennen ihn seine Bewunderer, einen »Pionier gegen das Verbrechen« nennt sich Mauss selbst ganz unbescheiden. »Insgesamt konnten durch meine Einsätze nachweisbar mehr als 1600 Personen einer Festnahme zugeführt werden«, behauptete er sogar einmal in einem Schreiben an den BND.


  Wer sich in Pressearchiven über Mauss informiert, dem fallen zwei Dinge auf: Zum einen scheint er sich selbst noch weit wichtiger zu nehmen als seine größten Verehrer – was offenbar auch Einfluss auf seine Arbeit hatte. So soll er laut einer Biografie im Jahr 1980 dem BND berichtet haben, die indische Premierministerin Indira Gandhi beabsichtige, 1981 den ersten Atombombenversuch durchzuführen. Allerdings war die erste indische Atombombe schon sieben Jahre zuvor gezündet worden.[45]


  Zum anderen warnten Kritiker schon früh vor seinen Methoden. Mehrere Bücher wurden über seine Arbeitsweise verfasst, selbst ein Untersuchungsausschuss des niedersächsischen Landtags wurde eingesetzt, der sich mit Mauss beschäftigte.


  Aber unzweifelhaft hatte er große Erfolge, und mit den Erfolgen stiegen auch seine Honorare. Und seine Ausgaben. Die Frankfurter Rundschau stellte nicht nur fest, dass Privatagent Mauss einen »bemerkenswert aufwendigen Lebensstil« pflege, sondern warf auch die Frage auf, aus welchen Quellen die Mittel dafür stammten. Daran schließt an, was über Mauss erzählt wird, zum Teil hinter vorgehaltener Hand, zum Teil aber auch ganz offen. Einer der verurteilten Drahtzieher des Domschatz-Diebstahls beispielsweise erzählte laut Mauss-Biograf Stefan Aust, dass er Mauss mehr Diebesgut übergeben habe, als dieser tatsächlich an den Domprälaten zurückgegeben habe. Werner Mauss lässt dazu erklären, der Verdacht entbehre »jeder Grundlage«: »Wenn Journalisten sich anmaßen, überführte Strafgefangene nach ihrer Meinung über die Ermittler zu fragen, werden alle im Chor singen, dass der Ermittler, der sie überführt hat, schlecht ist.«


  In Kolumbien warfen ihm die Behörden einst sogar vor, mit der Guerilla gemeinsame Sache gemacht zu haben, er wurde allerdings in allen Anklagepunkten rechtskräftig freigesprochen – eine Episode, die Mauss selbst auf seiner Homepage schildert.


  Das sind für uns gute Gründe für einen gründlichen Blick in die Unterlagen von Mossack Fonseca zu Claus Möllner.


  Erst mal müssen wir dafür belegen, dass Werner Mauss dieselbe Person ist wie der Claus Möllner in unseren Daten. Dazu muss man wissen: Werner Mauss operierte stets mit ungezählten falschen Identitäten. Er nannte sich »Horst Faber« und »Dr. Lampe«, ganz schlicht »Jacques« oder etwas exquisit »Marlowe«. Über die Jahre trat er, soweit man weiß, mit zahlreichen Namen auf.[46] Nachbarn in Rheinland-Pfalz kannten ihn als Richard Nelson, für das hessische Landeskriminalamt machte er als Otto John Jagd auf Autodiebe, und sein Flugschein lief, zumindest zeitweise, auf den Namen Herbert Rick.[47] Unter diesem Namen heiratete er auch seine zweite Frau.


  Aber er nannte sich eben auch Claus beziehungsweise Klaus Möllner. Unter diesem Namen befreite Werner Mauss Geiseln in Kolumbien, unter diesem Namen jagte er auch dem verloren gegangenen Seveso-Gift hinterher: Als 1976 aus einer Fabrik im norditalienischen Seveso das Gift Dioxin entwich, wurden dabei 187 Menschen krank. Bei den Aufräumarbeiten entstanden 151 Tonnen hochgiftiger Müll, der von einer italienischen Tochter des deutschen Mannesmann-Konzerns beseitigt werden sollte. Eine Spedition sollte die Giftfässer 1982 über die italienisch-französische Grenze bringen, dabei gingen sie jedoch verloren. 41 Fässer voller Gift waren wie vom Erdboden verschwunden. Für Mannesmann nicht nur eine gefährliche, sondern auch eine höchst peinliche Angelegenheit.


  Werner Mauss wurde eingeschaltet und – die Umstände sind bis heute nicht ganz geklärt – vom niedersächsischen Verfassungsschutz mit einem Pass auf den falschen Namen »Möllner« ausgestattet. Und tatsächlich spürte er die Giftdiebe in Frankreich auf und entlockte ihnen, gegen eine Summe unbekannter Höhe, das vermeintliche Versteck. Im Mai 1983 wurden die Fässer in einem stillgelegten Schlachthof in der Nähe der französischen Stadt Saint-Quentin entdeckt. Später jedoch kamen Zweifel auf, denen hier nachzugehen aber zu weit führen würde.


  Im November 1985, das sehen wir jetzt in den Daten, wurde die Firma Transacta Valores mit Sitz in Panama registriert. Die Firmenanteile werden zunächst auf namenlose Aktien verteilt, auf Inhaberaktien. Nach außen ist also nicht erkennbar, wer der Besitzer ist. Wir können in den Unterlagen aber sehen, dass die Aktien im Januar 2014 intern auf Claus Möllner umgeschrieben wurden.


  Vor allem finden wir ein Dokument, das den eingescannten Pass eines Mannes namens Claus Möllner zeigt. Demnach wurde Möllner am 7. Februar 1942 in Hagen geboren, der Pass hat die Nummer 2103086891, und er wurde ausgestellt von der Gemeinde Simmern im Hunsrück. Die Gegend würde passen, man weiß, dass Werner Mauss in der Nähe lebt. Das Geburtsdatum stimmt nicht, aber das wäre bei einer Tarnidentität auch verwunderlich.


  Das Foto zeigt einen älteren Herrn in Hemd und Krawatte. Von Werner Mauss gibt es nicht viele Fotos, aber der Mann könnte Mauss sein, eine gewisse Ähnlichkeit gibt es. Er muss es aber nicht sein.


  Selbst Hans Leyendecker, der Mauss persönlich getroffen hat, ist sich nicht sicher, ob der Besitzer der Transacta Valores Werner Mauss ist.


  Dann stoßen wir im Internet auf einen Artikel, in dem eine Firma mit genau diesem Namen erwähnt wird. Es ist eine Titelgeschichte des Spiegel von 1997, auf zwölf Seiten geht es um Deutsche, die in Liechtenstein ihr Geld bunkern. Die Autoren nennen unter anderem Werner Mauss und seine Liechtensteiner Familienstiftung Werida. Im Reglement der Stiftung, so ist in dem Artikel zu lesen, seien zwei Briefkastenfirmen genannt: eine Nolilane N.V. in Curaçao – und die Transacta Valores S.A. in Panama.


  Wenn die Transacta Valores aber die Firma der Familienstiftung von Werner Mauss ist und wenn unserem Claus Möllner nachweislich die Aktien der Transacta Valores zugeschrieben wurden, dann steht die Geschichte. Jetzt ziehen wir alles aus den Daten, was mit Claus Möllner zu tun hat. Wir wissen, dass es sich lohnen wird.


  In der Spiegel-Geschichte lesen wir weiter, die Transacta Valores sei Eigentümerin zweier Wohnungen in Frankfurt am Main. Und tatsächlich finden wir in unseren Daten diverse Schreiben der Hausverwaltung einer Frankfurter Immobilie, die Einladung zu einer Eigentümerversammlung etwa, oder Nebenkostenabrechnungen.


  Auch die andere Offshore-Firma, die der Spiegel nennt, finden wir in unserem Leak: die Nolilane, gegründet 1980 auf den Niederländischen Antillen. Wir sehen, dass für die Firma offenbar ein Konto bei der Dresdner Bank Lateinamerika geführt wurde – jedenfalls ist von einem »Nolilane-Konto« die Rede.[48] Außerdem geht aus den Unterlagen hervor, dass der Nolilane das Anwesen gehört, in dem Werner Mauss residiert, in einem Ort namens Altstrimmig.


  Altstrimmig, 350 Einwohner, liegt im Kreis Cochem-Zell, hinter Mittelstrimmig. In der Nähe liegen Orte, die Würrich heißen oder Panzweiler. Viel Wald, viele Windräder, die Internetverbindung holpert. Hier, in der rheinland-pfälzischen Provinz, kaufte Werner Mauss 1968 jenes riesige Grundstück, das heute der Firma Nolilane gehört. Seine Villa gleicht einer Festung: zur Straße hin sehr schmale Fenster, davor Pflanzen, die Fassade aus grauem Natursandstein. Mehr sieht man nicht. Das Gelände ist abgeriegelt, meterhohe Tannen hinter dunkelgrünem Maschendrahtzaun, darauf drei Reihen Stacheldraht. Wer diese Botschaft nicht versteht, dem helfen grellgelbe Schilder: »Achtung, bissige Hunde. Sicherheit durch Alarmanlage«.


  Einige von Mauss’ Nachbarn dachten lange, in der Villa wohne ein Richard Nelson, Vertreter einer amerikanischen Stahlfirma, samt Frau. Unter diesem Namen hatte er das Anwesen auch erworben. Im Grundbuch steht bis heute die Firma Nolilane N.V. mit Sitz auf den Niederländischen Antillen – die, die wir in den Daten sehen. Allerdings wurde sie 2005 in die Nolilane NV Inc. mit Sitz in Panama umgewandelt.[49]


  Ein Wanderweg führt am Grundstück des Privatagenten entlang, auch hier Zäune, ab und an verstärkt durch Wehrtürme. In der Ferne erspäht man türkis-grüne Dächer: Hinter großen Büschen und Bäumen befinden sich, geschützt durch Maschendrahtzaun, die Reithallen von Werner Mauss. Der Rhein-Zeitung zufolge sind sie »olympiatauglich«.


  Mittlerweile haben wir von unserer Quelle eine Liste mit etwa 215000 Mossfon-Firmen bekommen. Bei zwei Firmen ist ein Claus Möllner als Shareholder eingetragen, sie heißen Boreal und Anysberg. Zwei bislang unbekannte Mauss-Firmen.


  Damit haben wir jetzt schon vier Firmen mit Verbindung zu Mauss gefunden.


  
    [ ]
  


  Wir schicken die neue Liste ans ICIJ. So wichtig uns die Mauss-Recherchen auch sind, dem ICIJ geht es um das große Ganze. Und Mar Cabra, die Chefin des Datenteams, liebt Listen. Mit Listen lässt sich Ordnung ins Datenchaos bringen. Mar kann schauen, in welchen Steueroasen die Firmen aus den Daten sitzen und in welchen Ländern ihre Anteilseigner. Dann kann sie für einzelne Länder eigene Listen erstellen – darüber freuen sich später die Journalisten in diesen Ländern. Bei den Swiss-Leaks-Recherchen haben solche Listen enorm geholfen. Statt alle Daten durchsuchen zu müssen, konnte sich jeder Journalist erst mal auf die Daten konzentrieren, die Personen aus seinem Land betrafen.


  Denn nicht überall werden die Kollegen in einer so komfortablen Situation sein wie wir: Zu diesem Zeitpunkt sind wir schon ein halbes Jahr faktisch freigestellt für das Projekt. In Afrika und Lateinamerika etwa werden, das wissen wir aus früheren Projekten, Kollegen arbeiten, die nebenher noch jeden Tag für ihre Zeitung schreiben oder aktuelle Fernsehsendungen zu allen möglichen Themen produzieren müssen. Gerade ihnen werden solche Listen enorm helfen. Sie bieten einen Ansatzpunkt und ersparen wochenlanges Suchen.


  Inzwischen ist nämlich klar: Aus den Daten, die uns die anonyme Quelle seit Monaten zukommen lässt, wird das größte Projekt, das der ICIJ je geleitet hat. Journalisten von allen Kontinenten werden daran teilnehmen. ICIJ-Projektleiterin Marina Walker telefoniert Tag für Tag mit einem ICIJ-Mitglied nach dem anderen, um von dem Projekt zu erzählen: nicht viel, denn der Kreis der Eingeweihten soll erst mal nicht allzu groß werden, aber gleichzeitig genug, damit sie anbeißen – und in die Recherchen einsteigen.


  Sogar einen Arbeitstitel hat das Projekt schon: Prometheus. Wie das Raumschiff in der Serie Star Trek. Die Titel der ICIJ-Projekte sucht nämlich traditionell Datenspezialist Rigo Carvajal aus. Und Rigo liebt Star Trek. Swiss-Leaks hieß beim ICIJ daher intern Enterprise, Lux-Leaks Voyager und das Rechercheprojekt zu den fragwürdigen Projekten der Weltbank Odyssee. Alles Star-Trek-Raumschiffe.


  Jetzt also Prometheus.


  
    [ ]
  


  In den Unterlagen zu den vier Firmen, die wir Claus Möllner alias Werner Mauss mittlerweile zuordnen, stoßen wir auf allerlei Dokumente, Kaufverträge, Mietverträge – und auf den Mann, der für Werner Mauss diese Kommunikation mit Mossack Fonseca erledigt, sein Name ist Volker B. Der Mittelsmann des Agenten ist kein Unbekannter: B. war über Jahrzehnte Spitzenmanager bei der Dresdner Bank, er hat den Luxemburger Ableger geleitet und ließ sich sogar »Generalbevollmächtigter« der Dresdner Bank nennen.


  Kurz vor Weihnachten 2005 arrangiert Volker B. ein Treffen in Luxemburg. Dort stellt B. einem deutschen Mitarbeiter von Mossack Fonseca den »letztgültigen Eigentümer der Nolilane« vor, sowie dessen Ehefrau. Das Treffen sei gut gelaufen, hält der Vertreter der Kanzlei später in einer Notiz fest, er sei gut zurechtgekommen mit dem »sehr vielversprechenden« Kunden, der eine »sehr spezielle Behandlung« verdiene.[50]


  Diesen jene »sehr spezielle Behandlung« verdienenden Kunden nennt der Mossack-Fonseca-Mann in der Notiz pikanterweise »Werner Möllner«.


  Ups. Wusste da jemand etwa, wer der Mann in Wahrheit ist?


  B. ist in den Mossfon-Daten bei zwölf Firmen als Ansprechpartner aufgeführt.[51] Wir gehen alle durch, eine nach der anderen, und finden bei allen Firmen eine Verbindung zu Mauss aka Möllner, nach außen hin wurde dies jedoch zeitweise durch Inhaberaktien verschleiert. Gegründet wurden die Firman zwischen 1980 und 2014. Neben den bereits bekannten Nolilane, Transacta Valores, Boreal Management und Anysberg International können wir noch die Firmen Bradler International Corporación de Inversiones Cascabel, Goldborn Overseas, Goodwin Holdings Corp, Nerball Enterprises, Zabo S.A., Baird Resources und Capriccio Management Mauss zuordnen.


  Die jüngste der Firmen, die Anysberg International Corporation, wurde erst Ende 2014 in Panama gegründet – den Unterlagen zufolge für Mauss, Claus Möllner wird nämlich als alleiniger Anteilseigner und Bevollmächtigter genannt. Dabei wies er sich aus mit einem Identitätskärtchen für Ausländer, die sich dauerhaft in Panama aufhalten. Als Adresse gab er ein schickes Wohnviertel mitten in Panama-Stadt an. Die Höhe des Vermögens seiner neuen Firma bezifferte Mauss alias Möllner in einem Dokument mit »mehr als eine Million Dollar«.


  Wer braucht so viele Offshore-Firmen? Das kostet nicht nur eine Menge Geld, man kann auch schon mal den Überblick verlieren. So erging es sogar Mauss selbst: Im Januar 2007 jedenfalls schrieb B. an Mossfon, sein Mandant finde die Inhaberaktien der Firmen Zabo S.A. und Boreal Management Corp. nicht mehr. Mossfon möge ihm doch bitte erklären, was das korrekte weitere Vorgehen sei.


  Warum hat sich Mauss dieses Konstrukt zugelegt? Zumal er zusätzlich noch die im Spiegel erwähnte Werida-Stiftung in Liechtenstein steuerte, sowie – das ist neu – eine weitere liechtensteinische Stiftung namens Micuwe, die zeitweise als Anteilseignerin der Mauss-Firmen Transacta Valores und Nolilane in den Daten auftaucht.


  Wir fassen kurz den vorläufigen Stand zusammen: Ein deutscher Agent lässt einen Luxemburger Ex-Banker Offshore-Firmen in Panama und den Niederländischen Antillen verwalten, zwischengeschaltet ist eine Stiftung in Liechtenstein, die Konten dazu führen Banken in Panama, Deutschland und auf den Bahamas.


  Wofür dieser irre Aufwand? Eine Erklärung ist in einem internen Memo von Mossack Fonseca festgehalten: Der Kunde wolle mit dem Konstrukt vor allem den »Schutz seines Vermögens und Steuervorteile« erreichen.[52]


  Das wird die deutschen Steuerfahnder interessieren, mit denen Mauss ohnehin immer wieder Probleme hatte. Nach unseren Informationen auch derzeit, während wir dies hier recherchieren.[53]


  Gleichzeitig wären anonyme Firmen und deren Konten ideal, um Lösegeldsummen an Rebellen und Gangster weiterzuleiten. Volker B., der Mann von der Dresdner Bank, soll einem Bekannten jedenfalls erzählt haben, er bewege in vertraulicher Mission Geld für Geiselfreikäufe.[54]


  
    [ ]
  


  Eines jedenfalls ist klar: Mit solchen Konstrukten, wie Mauss sie unterhält, lassen sich hervorragend Geldströme verschleiern und Vermögen verstecken. Nicht ohne Grund sind in der Welt der Briefkastenfirmen und Offshore-Trusts auch Geheimdienste nicht fern. Der BND etwa soll über die Jahre etliche Briefkastenfirmen genutzt haben, um Waffentechnik anderer Länder anzukaufen oder schlicht das eigene Treiben zu verschleiern. Viele der Flugzeuge wiederum, die die CIA einsetzte, um nach 9/11 Terrorverdächtige zu entführen, waren auf Briefkastenfirmen zugelassen. Auch als der amerikanische Geheimdienst 2004 nahe der litauischen Hauptstadt Vilnius ein geheimes Foltergefängnis einrichtete, kaufte er das Gebäude über eine amerikanische Briefkastenfirma, die wiederum einer panamaischen Briefkastenfirma gehörte. Die Dienste wollen bei ihrem fragwürdigen Treiben möglichst unerkannt agieren – und Firmen wie Mossfon können ihnen dabei helfen.


  
    [ ]
  


  Marina Walker, die stellvertretende ICIJ-Direktorin, reißt uns aus unserem Mauss-Fieber. Sie ist nervös: Es ist inzwischen Ende Mai, und noch gab es keinen offiziellen Projektstartschuss für die ICIJ-Mitglieder und Medien, die schon fest zugesagt haben, wie Le Monde, der Guardian, das Recherche-Netzwerk Organized Crime and Corruption Reporting Project (OCCRP) oder die Schweizer Sonntags-Zeitung. Dabei peilen wir doch eine Veröffentlichung im November an. Das bedeutet, wir müssen in die Gänge kommen. Es muss endlich ein Auftakttreffen geben, sagt Marina, bei dem wir planen, diskutieren, Aufgaben verteilen, ein Treffen, das den Kollegen helfen soll, den Aufwand abzuschätzen, den sie für das Projekt betreiben wollen. Diese Tagungen gehören beim ICIJ inzwischen dazu, das ist eine Lehre aus den Offshore-Leaks. Damals wurde alles Wichtige per Mail und Telefon besprochen, viele Projektpartner kannten sich nicht persönlich, und so war das gegenseitige Vertrauen und der Wille, Informationen zu teilen – vorsichtig ausgedrückt –, nicht bei jedem im gleichen Maße vorhanden.


  Deswegen hat seither jedes Großprojekt mit einer Konferenz begonnen: Bei Lux-Leaks war es in Brüssel, bei Swiss-Leaks in Paris. Einen Tag lang erklärt das ICIJ den versammelten Journalisten, worum es geht, bespricht den Austausch der Rechercheergebnisse, den geplanten Veröffentlichungstermin. Das Treffen für das Projekt Prometheus war eigentlich für Mai, spätestens Juni geplant, bei uns in München. Dann wurden die Daten mehr und mehr und mehr, und es wurde klar: Wenn wir uns schon im Juni treffen, werden wir noch nicht endgültig wissen, was wir eigentlich haben. Also haben wir es verschoben, erneut verschoben, noch mal verschoben …


  Aber die Quelle liefert immer weiter.


  Die Lösung jetzt: Es soll zwei Treffen geben. Ein großes irgendwann im Spätsommer in München, im Hochhaus der Süddeutschen Zeitung, und ein kleineres noch vor den Sommerferien, für all die Medien, die ein großes Team auf den Fall ansetzten wollen. Als Treffpunkt schlägt Marina Washington vor, wo das ICIJ sitzt.


  Wir sagen zu – auch wenn das dem schmalen Reiseetat unseres Ressorts nicht sonderlich guttun wird.


  In Washington wird auch Julia Stein von der Rechercheabteilung des NDR mit dabei sein. Sie ist ebenfalls ICIJ-Mitglied und eine großartige Kollegin. Mit ihr haben wir bereits bei Offshore-Leaks, Lux-Leaks und Swiss-Leaks zusammengearbeitet. Julias Team ist zu dieser Zeit schon mit dem Projekt vertraut, und immer mehr NDR-Kollegen steigen in die Recherche ein. Auch der WDR wird sich beteiligen – mit beiden Sendern hat die Süddeutsche Zeitung den Rechercheverbund ins Leben gerufen.


  
    [ ]
  


  Aber der Fall Mauss lässt uns keine Ruhe. Mit jedem Ordner, jedem Fax, jeder E-Mail, die wir inzwischen in den Mauss-Dokumenten lesen, tauchen wir tiefer in sein Offshore-Labyrinth.


  Die zuständigen Behörden, so sagte Mauss 1997 dem Spiegel, seien über seine Liechtensteiner Werida-Stiftung und die damit in Verbindung stehenden Gelder informiert. »Selbstverständlich werden auch die hierauf entfallenden Steuern gezahlt«, erklärte er damals.[55]


  Tatsächlich finden wir in den beiden damals erwähnten Firmen Hinweise auf eine Steuererklärung. In den anderen zehn Firmen nicht.[56]


  Die Grünen haben 1997 eine Anfrage an die Bundesregierung gestellt, um zu erfahren, wie Werner Mauss besteuert werde. In der Antwort dazu heißt es, ein V-Mann-Führer beim BKA habe sich bei der Oberfinanzdirektion Koblenz zur »Gewährleistung der Grundabdeckung der Eheleute [Mauss]« eingesetzt. Ihre Tarnidentitäten sollten also weiterhin aufrechterhalten werden. Der BND wiederum habe bei der Regelung der Steuerangelegenheiten von Werner Mauss insofern mitgewirkt, »als mit dem damals zuständigen Finanzamt (…) Übereinstimmung darüber erzielt wurde, dass das Honorar (…) anhand pauschalierter Sätze versteuert werden konnte«.


  Eine Besteuerung Pi mal Daumen also.[57]


  Als ihm das Finanzamt 2006 eine Betriebsprüfung ankündigte, bat Mauss den damaligen CDU-Fraktionsvize Wolfgang Bosbach um Hilfe.[58] Mauss präferiere den Modus »Veranlagungsmuster Schätzung«, hieß es in einem Brief von Mauss’ Anwalt, aus dem das Nachrichtenmagazin Focus zitierte. Bosbach verwies ihn an den nordrhein-westfälischen Finanzminister Helmut Linssen, der Mauss wiederum an den zuständigen Abteilungsleiter weiterverwies.


  Wie die Steuercausa Mauss ausging, darüber schweigt Linssen und verweist auf das Steuergeheimnis. Mauss hingegen erklärte einem Journalisten des Focus damals, es gebe keine Steuerprüfung gegen ihn. Er habe nur »zwei Firmen«. Nur zwei Firmen?[59]


  Der BND antwortet indes auf eine Anfrage von uns, der Nachrichtendienst könne keine Archivunterlagen zu Mauss herausgeben: »aus Gründen des Staatswohls«. Das Material über Mauss gehört demnach, wie schon das über Erhard Mossack, zu jenen Dokumenten, »deren Bekanntwerden das Wohl der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder gefährden kann«.


  Nur gut, dass wir unseren eigenen immer weiter anwachsenden Datenberg zu Mauss haben. Ihn zu durchdringen wird uns noch Wochen beschäftigen.


  
    [ ]
  


  Ein paar Tage später finden wir den Scan eines Passes von Claus Möllner – sowie einer Michaela Möllner. Offenbar hat also auch seine Frau Tarnpapiere ausgestellt bekommen. Auf seinem Passbild ist Werner Mauss ganz klar zu erkennen. Und noch etwas macht den neuen Fund besonders: Als Ausstellungsdatum ist auf dem Dokument Mai 2014 vermerkt, ablaufen würde der Pass demnach 2024.


  Das stellt uns vor ein Rätsel. Denn die Bundesregierung hat jüngst auf eine Anfrage der Grünen erklärt, Mauss habe seit dem Jahr 2000 keine Tarnpapiere von Bundesbehörden mehr bekommen.


  Bleibt das Land Rheinland-Pfalz, denn dort wurde Möllers Pass ausgestellt. Allerdings hat sich das parlamentarische Kontrollgremium des rheinland-pfälzischen Landtags 2015 mit dem Thema »echte Pässe auf falsche Namen« beschäftigt. Der Verfassungsschutz teilte den Abgeordneten, wie wir gehört haben, dabei mit, an etwa 70 Personen solche Pässe ausgestellt zu haben – und dass diese Personen allesamt Mitarbeiter des rheinland-pfälzischen Verfassungsschutzes seien. Das Landeskriminalamt, das auch noch in Frage käme, hat Mauss nach unseren Informationen keinen Pass ausstellen lassen.


  War Werner Mauss alias Claus Möllner also 2015 Mitarbeiter des rheinland-pfälzischen Geheimdienstes? Oder hat die Bundesregierung auf die Anfrage der Grünen gelogen.[60]


  Die Offshore-Aktivitäten des Werner Mauss sind spätestens damit auch ein inländisches Politikum, das die politische Elite der Republik bewegen wird.


  
    [ ]
  


  Wenige Tage nachdem wir Werner Mauss zusammen mit unseren Kollegen vom NDR einen Brief geschrieben und ihn darin erstmals mit unseren Rechercheergebnissen konfrontiert haben, klingelt im Justiziariat des NDR das Telefon. Herr Mauss und sein Anwalt bitten um Aufschub zur Beantwortung der Fragen, vor allem aber wollen sie reden. Sie schlagen ein Treffen vor.


  An einem sonnigen Mittwochmorgen setzen wir uns also in den Zug und fahren nach Stuttgart. Hier hat Mauss’ Anwalt seine Kanzlei, hier erwartet der Privatagent uns, den NDR-Justiziar und unsere NDR-Kollegen Jan Strozyk und Julia Stein. Es ist eine nicht ganz alltägliche Begegnung. Werner Mauss empfängt uns mit festem Händedruck. In einem Konferenzraum hat er schon etwas für uns vorbereitet: mehrere Stapel Dokumente, DVDs und Ordner. In schwarzen Heftern hat er auch eine schriftliche Antwort auf unsere Fragen parat. Bevor er sie uns aushändigt, wolle er aber noch »kurz« was sagen, so Mauss. Aus »kurz« wird mehr als eine Stunde, in der Mauss von sich, »der Geheimwaffe«, schwärmt, seinen Undercover-Fähigkeiten, seinen Erfolgen. Er erzählt von längst vergangenen Zeiten, zeigt Fotos, die ihn und seine Frau mit bewaffneten Guerilleros zeigen, erzählt, wie er Ganovenbanden unterwandert und Halunken reingelegt, den Friedensprozess in Kolumbien vorangebracht und nebenher noch mit der Hisbollah verhandelt habe. Es klingt nach großem Abenteuer – und das soll es wohl auch. »Ich kämpfe gegen Tod und Teufel«, sagt Mauss. Was das konkret heiße, wolle er aber nicht sagen. Aus Sicherheitsgründen. Kriminelle Organisationen hätten schließlich schon öfter Journalisten für ihre Zwecke missbraucht.


  Auch unsere Quelle kenne er, sagt Mauss. »40 Jahre, Düsseldorf, Malta«, als ob wir damit etwas anfangen könnten. Und ein Drogenproblem habe sie. Er gehe auch schon gegen den Kerl vor.


  Interessant.


  Dann gibt er uns ein 44-seitiges Konvolut. Es sind seine Antworten auf unsere Fragen beziehungsweise die seines Anwalts. Herr Mauss habe niemals Polizisten bestochen, heißt es darin, auch habe er keine Steuern hinterzogen, außerdem habe er seine Firmen gegenüber den Finanzbehörden offengelegt. Die Baird Resources, Capriccio Management, Bradler International, Nerball Enterprises und Zabo seien »niemals benutzt und vor langer Zeit aufgelöst« worden, außerdem habe die Nolilane »bis zum heutigen Tag weltweit kein Bankkonto« besessen.


  Viel wichtiger aber: Insgesamt habe er zwischen 1987 und 1990 »nachweisbar 37 Geiseln unversehrt« befreit. Zur Sache mit den Tarnnamen ist im Dokument zu lesen, Mauss habe im Rahmen seiner Undercovereinsätze »als ziviler Mitarbeiter der deutschen Bundesbehörden wie auch im Einsatz für westliche Partnerbehörden und in Sondermissionen weltweit in mehr als 50 Jahren von den dazu befugten Behörden eine Vielzahl von Tarnausweisen zur Abwehr von Gefahren und für die Unterwanderung krimineller Vereinigungen erhalten«.


  Auch den Reisepass auf den Namen »Claus Möllner«?


  Mauss zuckt kurz, blickt zu seinem Anwalt, verneint.


  Er besitze also keinen Reisepass auf den Namen »Claus Möllner«?


  Ein fragender Blick zu seinem Juristen. Kopfschütteln.


  Noch einmal: Er besitze also keinen Reisepass auf den Namen »Claus Möllner« und habe auch keinen solchen benutzt?


  Darüber könne man ja später vielleicht noch mal reden. Jetzt sollten wir erst mal in Ruhe die 44 Seiten lesen, sagt der Anwalt und verlässt mit Mauss den Raum.


  
    [ ]
  


  Nach einer Viertelstunde kommen Mauss und sein Anwalt zurück. Jetzt gibt er vage zu verstehen, die Verantwortung für diesen Pass liege nicht bei deutschen Behörden, diese hätten lediglich »maximal unterstützt«. Die genauen Hintergründe lässt er auch auf Nachfrage im Dunkeln.


  Mauss betont nochmals, er habe nie Steuern hinterzogen, seines Wissens laufe daher auch kein Ermittlungsverfahren gegen ihn, auch habe es – anders als wir es gehört haben – noch nie eine Hausdurchsuchung bei ihm gegeben. Vor allem aber habe er alle seine Gesellschaften und Stiftungen dem Finanzamt offengelegt.


  Auch die erst 2014 gegründete Anysberg International?


  »Die gehört mir nicht.«


  Je genauer wir nach einzelnen Firmen fragen, nach Konten und Daten, umso schwammiger werden Mauss’ Antworten. Er erzählt von einer Immobilie in Panama-Stadt, die ihm gehöre, die er aber nur privat nutze. Später spricht er davon, dass er da gelegentlich jemandem Unterschlupf gewähre. Mehr will er nicht sagen. Und so geht es weiter. Mauss erzählt von Firmen, die ihm nicht gehörten, aber vielleicht »Unternehmungen« und »Organisationen«, die mit ihm im Zusammenhang ständen. Ins Detail geht er wieder nicht. Sicherheitsgründe.


  Was er denn nun genau mache?


  »Wichtige Anti-Terror-Operationen«, irgendwas im Zusammenhang mit dem »Islamischen Staat«, auch hier bleibt Mauss vage.


  Was denn mit Volker B. sei, dem Ex-Dresdner-Bank-Generalbevollmächtigten, wollen wir wissen. Ihn haben wir schließlich als Verwalter sämtlicher Möllner-Firmen in unseren Daten gesehen. Wir haben ihm geschrieben und ihn angerufen – ohne Antwort.


  Mauss sagt nun: Ja, den kenne er. »Aber – Moment«, er kramt in seinen Unterlagen, reicht uns schließlich ein Fax. Es sei von Volker B., sagt Mauss. »Volker B.« steht auch im Briefkopf und die angegebene Absendernummer stimmt mit der uns bekannten Faxnummer B.s überein. In dem Schreiben heißt es: »Herr M. ist nicht mein Kunde. Ich stehe ihm gelegentlich aus freundschaftlicher Verbundenheit in banktechnischen Fragen mit meinem Rat zur Verfügung.« Die von uns genannten Firmen habe er »weder jetzt noch früher« verwaltet. Er sei lediglich Mitglied des Board of Directors der Nolilane NV Inc. An das Gespräch mit Mossfon im Dezember 2005 in Luxemberg, nach dem ein Mossfon-Mitarbeiter pikanterweise den Namen »Werner Möllner« notierte, könne er sich »vage erinnern«, schreibt B. Was ihn, B., betreffe, sei es in dem Gespräch »um banktechnische Fragen« gegangen.


  Mauss gehen unsere Fragen allmählich sichtlich auf die Nerven. Er schlägt mit der Faust auf den Tisch, wird lauter, redet sich in Rage, weicht entscheidenden Punkten aber aus.


  Es hat wenig Sinn weiterzureden.


  Mauss begleitet uns noch im Aufzug, erzählt von seinen streng geheimen Aufträgen, deutet an, wir könnten ihn doch mal begleiten irgendwann. Eine ganz große Sache sei das. Wir dürften halt nur jetzt nicht über ihn berichten. Sonst wäre alles aus.


  Wir lehnen dankend ab. Auf Wiedersehen, Herr Mauss, äh, Möllner.


  
    zurück
  


  
    [8. Kapitel] Die Spur nach Nyon

  


  Während wir einzelne Geschichten so weit wie möglich ausrecherchieren, wachsen die Daten immer weiter. 400 Gigabyte, 500 Gigabyte, 600 Gigabyte. Wir haben längst das Gefühl für die Dimensionen verloren. Am Anfang haben wir uns noch mit dem Vergleich beholfen, in wie viele ausgedruckte Bibeln man die Datenmenge umrechnen könnte. Irgendwann haben wir aufgeben. Wer kann sich schon mehr als eine Million Bibeln vorstellen?


  Für die internationale Zusammenarbeit hat das ICIJ-Datenteam inzwischen ein mehrfach verschlüsseltes Forum eingerichtet, das »iHub«. »Hub« ist englisch und bedeutet so viel wie »Dreh- und Angelpunkt«, das kleine i steht, wie so oft, für das Internet. Und das Forum könnte nicht besser benannt sein, es soll in den kommenden Monaten tatsächlich der Dreh- und Angelpunkt unserer Arbeit sein. Dort sollen alle Projektteilnehmer ihre Rechercheergebnisse teilen und das weitere Vorgehen besprechen können. Es ist eine Art Facebook für investigative Journalisten, mit Diskussionsgruppen für einzelne Themen, man kann darin sogar Einträge von anderen »liken«. Zunächst haben nur die ICIJ-Mitarbeiter und wir einen Zugang. Wir sollen schon mal unsere bisherigen Rechercheergebnisse zusammenfassen. Das soll die anderen Journalisten anspornen, wenn sie, spätestens bei dem Treffen in Washington, ebenfalls einen Zugang bekommen.


  Mittlerweile gibt es auch einen Termin für das Treffen: Ende Juni werden wir in die US-Hauptstadt fliegen. Bis dahin wollen wir möglichst konkret werden können in den großen Fällen, die wir bisher haben, also etwa Russland, Syrien oder Island. Es ist viel zu tun.


  
    [ ]
  


  Ende Mai reißt uns eine Eilmeldung aus den Recherchen: FIFA-Funktionäre festgenommen!


  


  Am Vortag des 65. FIFA-Kongresses in Zürich nehmen Fahnder sechs hochrangige Funktionäre des Weltfußballverbands in einem Luxushotel fest. Unter ihnen sind zwei Vizepräsidenten der FIFA: Jeffrey Webb von den Cayman Islands und Eugenio Figueredo aus Uruguay.


  Der Zugriff erfolgt auf Betreiben einer New Yorker Ermittlung, die von der heutigen US-Justizministerin Loretta Lynch angestoßen wurde, und die Amerikaner wollen, ganz unmissverständlich, eine Botschaft in die Welt schicken.


  Und die Welt staunt. Im trägen Europa, auch in Deutschland, haben Staatsanwälte und Funktionäre das Treiben der FIFA in der Parallelwelt des Sports belassen. Schon seit Jahren gab es viel mehr als nur Gerüchte über gekaufte Turniere, dubiose Zahlungen und geschmierte Funktionäre. Man nehme nur einmal das Buch »FIFA-Mafia« zur Hand, das unser SZ-Kollege Thomas Kistner geschrieben hat. Oder die Filme des BBC-Journalisten James Oliver, der an Prometheus mitarbeitet. In den vergangenen Jahren hat er für die renommierte britische TV-Investigativ-Sendung »Panorama« etliche Filme über die FIFA, ihre Skandale, die Korruption gedreht. Nachdem ihm eine geheime Liste mit Millionenzahlungen einer dubiosen Sport-Marketing-Firma zugespielt worden war, deckte er auf, dass drei Mitglieder des FIFA-Exekutivkomitees um den ehemaligen FIFA-Präsidenten João Havelange Bestechungsgelder angenommen haben.


  Dass bei der FIFA vieles nicht mit rechten Dingen zugeht, ist also bekannt. Aber bisher hat niemand etwas gegen die offensichtlich untragbaren Zustände unternommen. Das übernehmen die Amerikaner jetzt. Vor der Augen der Öffentlichkeit zeigen sie, dass die FIFA für sie keineswegs unangreifbar ist. Tatsächlich behandeln sie die FIFA als eine »von Betrügern geführte kriminelle Vereinigung«, so können die Fahnder bestimmte Gesetze anwenden.


  Innerhalb der FIFA und des europäischen Fußballverbands UEFA regt sich kurz Widerstand gegen Präsident Joseph Blatter – bevor er nur zwei Tage nach den Festnahmen mit 133 Stimmen im Amt bestätigt wird.


  Die New Yorker Ermittler richten ihre Anklage gegen 14 Personen, die Vorwürfe lauten auf Geldwäsche, Betrug und Korruption. Über einen Zeitraum von 24 Jahren sollen die Männer ein System aufgebaut haben, über das sie sich »durch Korruption im internationalen Fußball« bereichert haben sollen. Insgesamt sollen die Funktionäre Schmiergeldzahlungen von mehr als 150 Millionen Dollar angenommen haben.


  Das System FIFA.


  
    [ ]
  


  Wir besorgen uns die Anklage, solche öffentlichen Schriftsätze stehen in den USA sehr schnell frei verfügbar im Internet. Tatsächlich lesen wir dort, dass etliche Briefkastenfirmen im mutmaßlichen Schmiergeldsystem der Angeklagten eine wichtige Rolle gespielt haben. Wir suchen in unseren Daten Angeklagten für Angeklagten und Briefkastenfirma für Briefkastenfirma.


  Wir finden auf der Stelle drei der vierzehn Angeklagten.


  Der ehemalige uruguayische FIFA-Vizepräsident Eugenio Figueredo, einer der sechs Funktionäre, die in Zürich festgenommen wurden, taucht im Zusammenhang mit gleich mehreren Firmen auf.[61]


  Der argentinische Sportrechtehändler Hugo Jinkis, einer der mutmaßlichen Schmiergeldzahler, erscheint mit seiner Firma Cross Trading S.A. – die wiederum laut FIFA-Anklage genutzt wurde, um verdächtige Millionenzahlungen abzuwickeln. Durch die Bestechungsgelder wollten sich Jinkis und andere angeblich Exklusivrechte an den südamerikanischen Fußballkontinentalmeisterschaften Copa América und Copa Centenario sichern.[62]


  Der dritte Angeklagte ist Hugo Jinkis’ Sohn Mariano, der in derselben Offshore-Firma neben seinem Vater als Direktor eingetragen ist.


  Wir gehen als Erstes die Ordner der Firma Cross Trading S.A. durch. Sie wurde auf den Seychellen, auf Niue und in Panama gegründet, es gab also drei Firmen mit ein und demselben Namen, deswegen auch drei Ordner. In den Ordnern finden wir aber keine Verträge mit der FIFA. Anders als andere Briefkastenfirmeninhaber operierten die Jinkis nicht mit Scheindirektoren, was auch bedeutet, dass sie die Verträge möglicher Geschäfte – wie sie etwa in der FIFA-Anklage erwähnt werden – nicht an Mossfon zum Unterschreiben hätten schicken müssen. Allerdings finden wir Verträge mit der UEFA. Dem Europäischen Fußballverband, der bisher von all den Skandalen so seltsam unberührt blieb.


  
    [ ]
  


  In den Verträgen geht es um exklusive TV-Rechte, an der UEFA-Champions League, dem UEFA-Cup und dem UEFA-Supercup in Ecuador – und zwar für erstaunlich wenig Geld. Die Verträge liegen nur deshalb bei Mossfon, weil die Verantwortlichen bei der UEFA die Papiere über diese TV-Rechte zu Händen von Cross Trading S.A. nach Niue geschickt haben, wo die Firma registriert war. Dort öffneten Angestellte von Mossack Fonseca die Briefe, scannten die Verträge und schickten sie per E-Mail dem Jinkis-Clan. Gegen Gebühr, versteht sich.


  Und damit auch uns, weil die Mossfon-Mitarbeiter die gesendeten E-Mails ordentlich im entsprechenden Firmenordner einsortiert haben.


  Wir machen an dieser Stelle etwas, das wir längst tun wollten: Wir fragen die UEFA ganz generell, ob auch sie mit den 14 Angeklagten des FIFA-Verfahrens und ihnen verbundenen Firmen Geschäfte gemacht habe – ohne allerdings explizit die Cross Trading zu erwähnen. Wir wollen einfach wissen, ob die UEFA nur mit den Jinkis oder auch mit den anderen zu tun hatte.


  Die Antwort der UEFA lautet:


  »Gemäß den dafür zuständigen Personen bei der UEFA gab es in den vergangenen 15 Jahren keine geschäftlichen Beziehungen mit den von Ihnen genannten Personen bzw. Unternehmen.«


  Das ist, vorsichtig formuliert, sehr seltsam. Wir haben zwar nicht ausdrücklich nach der Cross Trading gefragt, aber selbstverständlich hatte die UEFA Geschäftsbeziehungen mit Hugo Jinkis, der als Geschäftsführer der Cross Trading mindestens einen Vertrag unterschrieben hat. Mit Klarnamen.


  Jetzt sind die Verträge mit Cross Trading für uns natürlich noch interessanter. Es geht um die drei Champions-League-Spielzeiten von 2006/2007, 2007/2008 und 2008/2009, um den UEFA-Cup 2006/2007, 2007/2008 und 2008/2009, sowie um den Super Cup 2007 und 2008.


  Für all die exklusiven TV-Übertragungsrechte zahlte die Firma von Hugo und Mariano Jinkis laut der Verträge insgesamt nicht einmal 140000 US-Dollar. Das scheint uns verdächtig wenig, selbst wenn europäische Fußballrechte in Ecuador sicherlich nur einen Bruchteil dessen wert sind, was Sender in Deutschland bezahlen müssten. Aber Ecuador hat immerhin 15 Millionen Einwohner, und die Champions League mit all ihren Weltstars dürfte auch dort die Fußballfans interessieren.


  Eine mögliche Erklärung finden wir in der FIFA-Anklageschrift. Die New Yorker Ermittler glauben Beweise dafür zu haben, dass Hugo Jinkis und Mariano Jinkis Bestechungs- und Schmiergelder an hohe Funktionäre der FIFA und anderer Verbände gezahlt haben, um günstige Übertragungsrechte für Fußballturniere zu bekommen oder zu behalten – die sie dann teurer weiterverkauft haben oder weiterverkaufen wollten, namentlich TV-Rechte für die Copa America oder die Copa Centenario.


  Ein konkretes Beispiel aus der Anklageschrift: Im Herbst 2011 sollen die Jinkis’ drei hochrangige zentralamerikanische Fußballfunktionäre in ein Haus in Uruguay eingeladen haben. Dort sollen die drei Funktionäre versprochen haben, Hugo Jinkis und seinem Sohn zu helfen, bestimmte Medienmarketingrechte zu bekommen. Dafür wurden sie angeblich belohnt: Einer der drei soll ungefähr 250000 US-Dollar, die anderen beiden 100000 US-Dollar bekommen haben. Diese 450000 US-Dollar stammen – laut Anklage – von einem Konto von Cross Trading S.A.[63] Das Belohnungssystem der Fußballmafia.


  Die Frage drängt sich jetzt natürlich auf: Gab es so etwas auch bei der UEFA?


  
    [ ]
  


  Wir finden heraus, dass die TV-Rechte für Ecuador, die die UEFA an die Jinkis-Firma Cross Trading verkauft hat, am Ende bei der ecuadorianischen Mediengruppe Teleamazonas landeten. Wie viel Teleamazonas dafür bezahlt hat?


  Auch in Ecuador sind wir über das ICIJ in Kontakt mit Kollegen, die dort investigativ arbeiten – unter ziemlich schwierigen Bedingungen übrigens. Wir erklären den Stand der Dinge also unserer Kollegin Monica Almeida von der ecuadorianischen Tageszeitung El Universo und sie hat nach ein paar Tagen tatsächlich alle Zahlen, die wir wollten – und noch viel mehr.


  Aber der Reihe nach.


  In den uns vorliegenden Unterlagen sehen wir zum Beispiel den Vertrag zwischen der UEFA und Cross Trading S.A. vom 13. September 2006, darin geht es um die exklusiven TV-Ausstrahlungsrechte der Champions-League-Saisons 2006/2007, 2007/2008 und 2008/2009. Die UEFA bekommt dafür insgesamt 111000 US-Dollar. Monica kommt an die Verträge, die der Sender mit Cross Trading S.A. geschlossen hat, und darin ist nachzulesen, dass Teleamazonas für genau diese Rechte 311170 US-Dollar an Cross Trading S.A. bezahlt hat. Das Dreifache. Bei Hugo Jinkis und Sohn Mariano bleiben also 200170 US-Dollar hängen, bei nur einem Geschäft mit der UEFA.


  Und es geht weiter: Der zweite Vertrag, den wir gefunden haben, datiert vom 23. März 2007, wieder zwischen UEFA und Cross Trading S.A., und dieses Mal geht es um die Ausstrahlungsrechte des UEFA Cups für die Saisons 2006/2007, 2007/2008 und 2008/2009 sowie des Super Cups 2007 und 2008. Dafür bezahlt Cross Trading S.A. 28000 US-Dollar an die UEFA – um genau diese Rechte dann laut der Papiere aus Ecuador für 126200 US-Dollar an Teleamazonas zu verkaufen. Für das Viereinhalbfache, fast 100000 Dollar mehr.


  Im Grunde sehen wir nur zwei mögliche Erklärungen dafür:


  Entweder sitzen an den entscheidenden Stellen bei der UEFA unfähige Manager, die ihr eigenes Produkt nicht einschätzen können. Das wäre ein krasser Fall von Missmanagement.


  Oder aber Hugo und Mariano Jinkis haben mit der UEFA genauso gedealt, wie sie es laut Anklage mit der FIFA getan haben sollen: Sie haben Leute bestochen, die ihnen günstige Fernsehrechte besorgt haben – die sie dann wiederum teuer verkauft haben. Und sie haben dafür sogar dasselbe Vehikel verwendet: die Cross Trading S.A.


  Dann wäre es eine Straftat.


  Ein Indiz für diese zweite Variante ist, dass die UEFA schlichtweg abstreitet, je mit den Jinkis’ Geschäfte gemacht zu haben. Nur zur Sicherheit noch einmal, falls die UEFA je behaupten sollte, sie habe nicht gewusst, wer hinter Cross Trading S.A. steht: Auf dem Vertrag steht unter Hugo Jinkis’ Unterschrift in Blockschrift: Hugo Jinkis, Director.


  Das Dementi der UEFA ist in Anbetracht der Verträge, die wir aus Ecuador bekommen, noch absurder, als wir bisher dachten. Der ecuadorianische Sender hatte nämlich auch schon die drei Jahre zuvor UEFA-Ausstrahlungsrechte erworben, und zwar nach dem gleichen Muster: über die Cross Trading S.A. Demnach hat Teleamazonas bei Hugo und Mariano Jinkis auch die Rechte an der UEFA Champions League, dem UEFA Cup und dem UEFA Super Cup der Saisons 2003/2004, 2004/2005 und 2005/2006 gekauft, für rund 400000 US-Dollar. Dieselbe Größenordnung also wie in dem anderen Teleamazonas-Vertrag, den wir vorliegen haben.


  Vieles spricht dafür, dass es das bemerkenswerte Modell auch in diesen Vorjahren schon gegeben hat: billig von der UEFA an die Cross Trading, teuer weiter an Teleamazonas.


  Wenn wir das hochrechnen, hätte die Cross Trading in den Jahren zwischen 2003 und 2009 die UEFA-Fernsehrechte mit einem Aufschlag von 600000 US-Dollar weiterverkauft.


  Die UEFA war also mutmaßlich in äußerst fragwürdige und zumindest extrem unvorteilhafte Geschäfte mit im FIFA-Prozess angeklagten Sportrechtehändlern verstrickt – und leugnet strikt, dass es diese gegeben hat.


  Willkommen im Sumpf der Sportpolitik.


  
    zurück
  


  
    [9. Kapitel] Vom Fischen und Finden und von ganz großer Kunst

  


  Der Drang ist zu groß. Der Drang, den Datenberg – der inzwischen das Terabyte überschritten hat – weiterhin händisch zu durchwühlen. Wir wissen ja, dass es wenig sinnvoll ist, in Nuix jetzt nach einzelnen Menschen, Begriffen oder Sachverhalten zu suchen. Weil wir jede einzelne Suche, die zu nichts führt, wiederholen müssen, sobald die Daten wieder gewachsen sind. Aber wir halten es nicht aus. Immer wieder setzen wir uns eine schnelle halbe Stunde vor den Laptop und werfen unser Netz in den Datensee, der jede Woche größer wird. Wir »fischen«. So nennen das unsere ICIJ-Kollegen, und wünschen »happy fishing« …


  Der Witz ist: Wir finden fast immer etwas. Jedes einzelne Mal, wenn wir länger als 20 Minuten Stichwörter eingeben, finden wir irgendeine Spur, irgendetwas, das illegal klingt, außergewöhnlich, amüsant oder einfach nur spannend. Wir können es nur nicht auf der Stelle ausrecherchieren, weil uns dafür die Zeit fehlt und jeder Fall auf seine eigene Weise kompliziert ist. Wir legen also alles, was erst mal gut klingt, in einem verschlüsselten Ordner auf unseren Computern ab, benennen den neuen Unterordner irgendwie und … dann liegt er da.


  Manchmal ist das, was wir sehen, aber auch so gut, dass wir doch gleich tiefer eintauchen. Aus irgendeinem Grund kommen wir auf die Idee, das Wort »painting« einzugeben – man hat meist schnell wieder vergessen, welcher Intuition man beim »Fischen« gefolgt ist –, und wir sehen hunderte Treffer. Auch wieder schlecht, so lange wollen wir uns mit Zufallssuchen ja nicht aufhalten. Aber einer der ersten Treffer verweist auf ein Gemälde von Amedeo Modigliani, es heißt »Homme assis (appuyé sur une canne)«.


  Amedeo Modigliani war ein italienischer Maler, der Anfang des 20. Jahrhunderts in Paris lebte, umgeben von Zeitgenossen wie Pablo Picasso und Pierre-Auguste Renoir. »Homme assis (appuyé sur une canne)« soll er 1918 gemalt haben, sagt uns eine schnelle Recherche. Es zeigt, wie der Name sagt, einen Mann mit einem Stock, und es ist viele Millionen wert.


  Schon in der Vorschau der Suchmaske ist ersichtlich, dass die Datei, die unser Bild erwähnt, ein Gerichtsdokument ist. Wir holen es aus den Daten und sehen, dass ein Franzose namens Philippe Maestracci die Helly Nahmad Gallery in New York verklagt – und zwar eben wegen dieses Bildes von Modigliani. Kurzfassung: Maestracci erhebt Anspruch auf das Bild, das seinem Großvater von den Nazis gestohlen worden sein soll – die Helly Nahmad Gallery hingegen erklärt, weder gehöre ihr das Bild, noch werde es derzeit bei ihr ausgestellt.


  Helly Nahmad ist der sehr reiche Sohn des noch wesentlich reicheren Davide Nahmad, der wiederum ein Milliardär libanesischer Abstammung ist, mit italienischem Pass und Wohnsitz in Monaco. Helly Nahmad ist ein bekanntes Gesicht in New Yorks Welt der Schönen und Reichen. Er leitet nicht weit vom Central Park eine Galerie für impressionistische und zeitgenössische Kunst – die Helly Nahmad Gallery.[64]


  Unter Kunstexperten gelten die Nahmads als die größte einzelne Käufermacht auf dem internationalen Markt. Einen Teil ihrer Kunstwerke bewahren sie in einem gut gesicherten Lagerhaus in Genf auf – einem sogenannten Freeport – darunter auch zahlreiche Picassos.


  Wir finden im selben Ordner, in dem auch das Gerichtsdokument liegt – es ist der Ordner einer Offshore-Firma namens International Art Center (IAC) –, ein Fax der Wealth-Management-Abteilung einer großen Bank von Ende 2011. Sie bitten Mossack Fonseca, die von Mossfon gestellten Direktoren des International Art Center ein Dokument unterschreiben zu lassen, das bezeugt, dass Modiglianis »Homme assis (appuyé sur une canne)« jener Firma gehört. Beigelegt ist, manchmal ist Recherche so einfach, ein Kaufbeleg des Auktionshauses Christie’s aus dem Jahr 1996 und ein Papier, das offenbar eine Art Eigentumsschein ist. Beide weisen das International Art Center als Eigentümer aus. Gelagert wird das Bild den Unterlagen zufolge im Genfer Freeport – wo ja auch die Kunstwerke der Nahmads liegen.


  Ein langer Artikel aus dem Wall Street Journal, erschienen im Oktober 2014, hilft uns dann zu verstehen, worum es geht. Die Geschichte, wie sie das Wall Street Journal erzählt, beginnt 1946 in Paris, mit einem Schreiben, das der jüdischstämmige Kunstsammler Oscar Stettiner dort an die Behörden richtet: Es ist die Rückforderung seiner Gemälde, die während der Herrschaft der Nationalsozialisten in Frankreich zwangsversteigert worden waren. Stettiner war 1939 aus Paris geflohen, seine Kunstwerke musste er zurücklassen. Die Nazis setzten einen Verwalter für seine Galerie ein, der in vier öffentlichen Auktionen die Kunstwerke verkaufte, auch »Homme assis (appuyé sur une canne)«.


  1947 machte sich ein staatlicher Ermittler daran, Stettiners Anspruch auf Rückgabe des Modigliani zu überprüfen. Der Mann fand tatsächlich den Käufer, der das Bild 1944 erworben hatte, der Ermittler identifizierte ihn als John van der Klip. Nur wurde das Gemälde in kurzen Abständen noch zweimal verkauft, zuletzt an einen US-Offizier, dessen Name und Adresse für den Pariser Ermittler nicht zu recherchieren war. Damit war die Suche zu Ende, Oscar Stettiner starb 1948, ohne seine Bilder je wieder gesehen, geschweige denn: zurückbekommen zu haben. Der Modigliani blieb verschollen, fast 50 Jahre.


  Erst 1996 tauchte er wieder auf, in jener Auktion von Christie’s in London, bei der ihn das International Art Center laut unseren Dokumenten erwarb. Zur Herkunft war im Katalog lediglich zu lesen, das Bild werde von einem anonymen Käufer zur Versteigerung angeboten. Das International Art Center bezahlte dafür 3,2 Millionen Dollar.


  Zwölf Jahre später, im Herbst 2008, stand »Homme assis (appuyé sur une canne)« erneut zum Verkauf, diesmal bei Sotheby’s. Der Wert wurde damals auf 18 bis 25 Millionen Dollar geschätzt. Zur Herkunft hieß es im Ausstellungskatalog, das Bild stamme möglicherweise aus dem Bestand des jüdischen Kunsthändlers Oscar Stettiner. Es war also nicht unwahrscheinlich, dass der Modigliani Nazi-Raubkunst war. Der »Homme assis« fand bei Sotheby’s keinen Käufer.


  Dafür wurde Mondex hellhörig, eine kanadische Kunstdetektei, die seit Mitte der Neunzigerjahre Nazi-Raubkunst aufspürt, um sie anschließend ihren rechtmäßigen Eigentümern oder deren Nachfahren zurückzugeben. Gegen Erfolgsbeteiligung, versteht sich. Mondex fand in Frankreich den einzigen Erben von Stettiner, den späteren Kläger Philippe Maestracci, und macht sich in dessen Auftrag auf die Suche nach dem Bild. Und nach Beweisen dafür, dass Stettiner den Modigliani wirklich besessen hatte. Die Kunstdetektive stießen im Archiv der Biennale von Venedig auf ein Foto des Bilds, dazu heißt es, Oscar Stettiner habe es 1930 an die Biennale ausgeliehen.


  Nur: Wo war das Bild jetzt?


  Nach der Versteigerung im Jahr 1996 hing der Modigliani jeweils einmal im Musée d’Art Moderne in Paris und der Royal Academy of Arts in London, zweimal jedoch in der Helly Nahmad Gallery in New York. Maestracci setzt daher bei Nahmad an. Über seinen Anwalt lässt er zwei Briefe schreiben. Er bittet Nahmad um ein Gespräch. Es geht um »Homme assis (appuyé sur une canne)«, und darum, dass er ihn zurückhaben möchte. Maestracci bekommt keine Antwort.


  Also geht Maestracci 2011 in New York gegen die Helly Nahmad Gallery vor Gericht – das sind die Dokumente, die wir als Erstes in den Daten gesehen haben. Wir weiten die Suche ein wenig aus und stellen fest: Das Verfahren ist einige Instanzen höher noch anhängig. Wir sprechen mit dem ICIJ, die Organisation sitzt ja in Washington, von dort sind es nur ein paar Stunden Zugfahrt nach New York. Vielleicht hat ja einer der Kollegen Zeit, zum nächsten Prozesstag hinzufahren.


  Marina Walker klärt uns darüber auf, dass der Kollege Jake Bernstein längst im Thema ist, er hatte unseren ersten Eintrag im Forum gelesen und sofort weiterrecherchiert. Jake hat außerdem schon Kontakt mit Mondex, der Kunstdetektei, sowie den Anwälten des Klägers aufgenommen.


  Wir recherchieren in »PACER« zu dem von den Nazis gestohlenen Modigliani. Die Abkürzung steht für »Public Access to Court Electronic Records«. Eine sehr nützliche Datenbank im Internet. Für ein paar Cent pro Dokument bekommt man darin die Unterlagen zu fast jedem Gerichtsverfahren, das in den Vereinigten Staaten anhängig ist oder war: die Schreiben der Verteidigung, der Kläger, Beweisanträge. Einfach so gut wie alles, was in einem Prozess an Schreibkram anfällt.


  Wir suchen den Fall Philippe Maestracci vs. Helly Nahmad Gallery heraus.


  Auf Dutzenden Seiten lesen wir, wie Maestraccis Anwalt den Weg von Oscar Stettiner über einen Zwischenhändler im Nazi-Auftrag sowie den erwähnten John van der Klip bis hin zur Helly Nahmad Gallery nachzeichnet. Alles klingt schlüssig und gut belegt.


  Helly Nahmad versichert jedoch schriftlich, seiner Galerie habe der Modigliani »zu keiner Zeit« gehört. Er habe das Bild lediglich einmal für eine Ausstellung in seiner Galerie ausgeliehen. Nahmads Anwälte legen dem Gericht außerdem ein Schreiben des Auktionshauses Christie’s vor, wonach das Bild 1996 nicht an die Helly Nahmad Gallery, sondern an die panamaische Firma International Art Center verkauft worden sei.


  Dem hat Maestracci zunächst nichts entgegenzusetzen. 2012 zieht er die Klage zurück.


  2014 versucht er – beziehungsweise ein seitens des Gerichts bestellter Verwalter »des Erbes von Oscar Stettiner« – es erneut: Beklagter ist diesmal nicht nur die Helly Nahmad Gallery, sondern auch das International Art Center, dem das Bild ja angeblich gehört, außerdem noch Helly Nahmad und dessen Vater Davide. Das IAC und die Nahmads lassen sie sich von demselben New Yorker Staranwalt vertreten. Und der erklärt, das International Art Center sei der einzige Eigentümer. »Niemandem sonst in der Welt, auch nicht den Beklagten Helly Nahmad Gallery, Helly Nahmad und Davide Nahmad, gehört das Gemälde.«


  Rein juristisch stimmt das. Aber aus unseren Daten geht Folgendes hervor: Die International Art Center S.A. wird 1995 von Giuseppe Nahmad, dem älteren Bruder von Davide Nahmad und Onkel von Helly Nahmad, gegründet. 2008 überschreibt er seine IAC-Anteile zur Hälfte an Davide Nahmad. Und wir finden ein Dokument vom 22. Oktober 2014, das Davide Nahmad in seiner Funktion »als alleiniger Anteilseigner« unterschreibt. Jener Davide Nahmad der, wie gesagt, über seinen Anwalt vor dem Supreme Court des Staates New York noch 2015 behaupten ließ, dass das Bild nur dem IAC gehöre.


  Die verworrenen Eigentumsverhältnisse führen also dazu, dass der Erbe des Pariser Kunsthändlers gleich zwei Prozesse gegen falsche Parteien führt. Die Nahmads profitieren von der Undurchsichtigkeit ihrer Offshore-Konstruktion.


  Wir hätten gerne mit den beiden über das IAC und den »Homme assis (appuye sur une canne)« gesprochen. Unsere Anfrage blieb jedoch bis zum Redaktionsschluss dieses Buches unbeantwortet. Der New Yorker Anwalt, der die Nahmads und das IAC vor Gericht vertritt, erklärte derweil in einem Interview, dass es »irrelevant« sei, wem das IAC gehöre.


  Und tatsächlich ist es so: Selbst wenn es dem Kläger am Ende gelänge, seinen Anspruch gegen das IAC durchzusetzen, könnte es passieren, dass er das Bild dennoch nicht in die Hände bekommt. Gegen eine in Panama ansässige Briefkastenfirma ein US-Urteil zu vollstrecken, kann eine zähe Angelegenheit sein. Ein Anwalt, mit dem wir den Sachverhalt lange diskutiert haben, beendete seine Einschätzung mit: »Viel Spaß …«.


  
    [ ]
  


  Inzwischen sind es nur noch wenige Tage bis zum Treffen in Washington. Die Flüge sind gebucht, mit United Airline soll es um 11.40 Uhr von München aus nonstop nach Washington gehen.


  Der Flug kann ein wenig heikel werden, denn wir werden unsere Daten mitbringen. Wir haben mittlerweile mehr als ein Terabyte. Das heißt: Wieder müssen eine Festplatte verschlüsselt, ein versteckter Bereich darauf eingerichtet, die Daten aufgespielt werden.


  Das Prozedere kennen wir mittlerweile. Nur: Bislang haben andere die Festplatten über den Atlantik transportiert. Diesmal wird die Harddisk in unserem Gepäck liegen. Das macht das Ganze nicht unbedingt entspannter.


  Was, wenn wir aufgehalten werden? David Miranda, der Lebensgefährte des Edward-Snowden-Vertrauten Glenn Greenwald, wurde auf dem Höhepunkt der NSA-Affäre von der britischen Polizei auf dem Flughafen London Heathrow festgehalten. Beamte durchsuchten sein Gepäck. »Sie bedrohten mich die gesamte Zeit und sagten, ich würde ins Gefängnis gesteckt, wenn ich nicht kooperierte«, sagte Miranda später. Am Ende gab er die Passwörter für seine Festplatten heraus.


  Was, wenn uns so was auch passiert? Wenn die US-Behörden inzwischen von den Daten erfahren haben? Daten, die auch für Polizei und Geheimdienst, Steuerbehörden und Börsenaufsicht interessant wären? Daten, in denen vielleicht auch Schweinereien von Staaten zu finden sind?


  Wären wir cool genug, der US-Polizei nur das äußere Passwort zu sagen – ohne zu schwitzen, zu stottern oder sonst einen Hinweis zu geben, dass auf der Festplatte noch mehr versteckt ist?


  Kurzum: Wir sind etwas nervös in diesen Tagen.


  
    zurück
  


  
    [10. Kapitel] Das Weiße Haus im Rücken

  


  Safely landed in Washington.


  Jetzt tief Luft holen und cool bleiben. Nicht an die Daten im Koffer denken. Alles ist in Ordnung, sagen wir uns, wir sind bloß gewöhnliche Journalisten aus Germany. Als wir vom Flugzeug Richtung Gepäckabholung gehen, ist uns trotzdem mulmig.


  Der Albtraum ist, dass uns am Zoll jemand die Festplatte aus unserem Gepäck entgegenstreckt.


  Das Gute ist, dass wir die Daten gar nicht verraten können. Das Passwort der versteckten Festplatte ist ungefähr 40 Zeichen lang, und wir haben es bewusst nicht mitgenommen, nicht auf dem PC, nicht im Handy, nicht am Körper. Wir haben nur das Passwort für den Teil der Festplatte, den wir eigens für die US-Zollbehörde mit langweiligen alten Ordnern gefüllt haben. Das Passwort für die versteckte Festplatte werden wir dem ICIJ nach unserer Rückkehr nach Deutschland verschlüsselt übermitteln.


  Aber bevor wir zu den Beamten der Einwanderungsbehörde kommen, müssen wir warten. Die Schlange bis zu den Zollschaltern ist endlos. Wir sehen immer neue Windungen geduldig anstehender Menschen. Es ist ein Wunder, dass hier, im Washingtoner Flughafen, nicht regelmäßig Menschen ausrasten. Niedrige Decken, tausende Reisende, die sich Zentimeter für Zentimeter vorwärtsschieben, verschwitzt und müde von langen Flügen, überall genervte Erwachsene, weinende Kinder – und am Ende warten US-Polizisten und Zöllner, die darüber entscheiden, ob das alles umsonst gewesen sein wird.


  Für jeden, der auch nur ansatzweise zu Phobien neigt, muss das hier die Hölle sein. Für jemanden, der nicht weiß, ob er am Zoll ausgesondert wird, um über womöglich gestohlene Daten im Gepäck befragt zu werden, ist es auch nicht gerade ideal.


  In Trippelschritten schieben wir uns vorwärts. Die Schlange trennt uns irgendwann, beziehungsweise ein US-Zollbeamter, der uns in verschiedene Richtungen weist. Wir folgen seinen Handzeichen. An den Schaltern erwarten uns sehr kurz angebundene Männer, prüfende Blicke und ein professionelles Kopfnicken. Aber keine weiteren Fragen. Wir holen das Gepäck, und das war’s.


  Die Daten sind quasi offiziell in die USA eingereist.


  
    [ ]
  


  Es ist später Nachmittag, und wir fahren direkt zum ICIJ, ins Zentrum Washingtons. Das ICIJ sitzt an der 17. Straße Nordwest, nicht weit vom Weißen Haus. Im zweiten Stock verteilen sich dort Arbeitsplätze für etwa zehn Journalisten. Wir setzen uns mit ICIJ-Direktor Gerard Ryle, seiner Stellvertreterin Marina Walker und der Datenchefin Mar Cabra zusammen, um letzte Details für den nächsten Tag zu besprechen.


  Irgendwann lächelt Marina uns an und fragt: »Seid ihr fit für morgen, für euren Vortrag?«


  Wir nicken freundlich.


  Lange haben wir an unserer Präsentation nicht feilen können, Marina hat uns erst eine Woche zuvor mitgeteilt, dass wir das Projekt selbst vorstellen sollten. Bei dem Vorbereitungstreffen zu Luxemburg-Leaks in Brüssel hatten ICIJ-Mitarbeiter die Präsentation übernommen, hier und da ergänzt von Edouard Perrin, dem Kollegen, der die Daten des Leaks als Erster gesehen hatte. Dazu war ein Experte geladen, der uns die geheimen Steuervorbescheide großer Konzerne erklärte. Beim Vorbereitungstreffen von Swiss-Leaks war es ähnlich, weitgehend erklärte das ICIJ, worum es gehen würde: um den Schatz, den Whistleblower Hervé Falciani bei der Genfer HSBC-Bank hatte mitgehen lassen. Die beiden Kollegen von Le Monde, Gérard Davet und Fabrice Lhomme, die das alles aufgetan hatten, saßen lächelnd am Tisch und beantworteten Fragen. Und wir sollten also einen Vortrag halten. Auf Englisch. In Washington.


  Wir waren leicht angespannt, als wir in München die ersten Power-Point-Seiten zusammengebastelt haben. Und die Nervosität nahm nicht ab, als wir Marina Walkers Mail lasen: »Bastian und Frederik: Bitte bereitet Euch auf die Präsentationen gut vor, sodass sie motivierend und hilfreich für die anderen Journalisten sind.«


  Marina ist großartig. Sie ist diejenige, die bei den internationalen Kooperationen das Heft fest in der Hand hält, die den mitarbeitenden Journalisten immer wieder klarmacht, wie wichtig Tugenden wie Pünktlichkeit, Genauigkeit und Verlässlichkeit sind. Und Marina kann, wie man sieht, sehr direkt sein.


  Aber sie hat recht: Manche der 40 anreisenden Kollegen wissen bisher nur sehr grob, worum es geht: ein Leak, geheime Offshore-Daten, erste spannende Fährten. Unser Job ist es, sie zu begeistern.


  Wir haben Marinas Mail also zum Anlass genommen, unseren Vortrag im Flugzeug ein drittes Mal durchzugehen. Und ein viertes Mal.


  Und als wir nach dem Gespräch beim ICIJ im Hotel angelangt sind, ein weiteres Mal.


  
    [ ]
  


  Am nächsten Morgen, nach einem überteuerten Frühstück und einem schweißtreibenden Spaziergang bei schwülen 30 Grad, stehen wir kurz nach neun Uhr in der »First Amendment Lounge«, im 13. Stock des National Press Buildings in Washington DC, in einem Konferenzraum mit Blick auf das Weiße Haus. Vor uns Kollegen aus aller Welt, aus Argentinien, England, Costa Rica, Italien, Spanien, den USA und weiteren Ländern. Unter ihnen einige der besten Investigativjournalisten der Welt, wie James Ball vom Guardian, oder Jake Bernstein, der vor ein paar Jahren den Pulitzerpreis bekommen hat – oder Uri Blau aus Israel, der mit seinen Recherchen schon Staatskrisen ausgelöst hat.


  Jetzt sitzen sie alle an einem langen Tisch und hören uns zu.


  Unsere Taktik in der »First Amendment Lounge« ist: Sofort Aufmerksamkeit schaffen mit den Dimensionen des Leaks:


  
    
      	
        –

        Das größte bisher da gewesene Leak – 1,5 Terabyte liegen mittlerweile vor, und es wächst noch immer.

      


      	
        –

        Ein geradezu unheimlich aktuelles Leak – die letzten Mails sind erst ein paar Tage alt.

      


      	
        –

        Detaillierte Informationen zu rund einer Viertelmillion Offshore-Firmen.

      

    

  


  Wir haben einen Kollegen aus dem Layout gebeten, uns eine Grafik zu basteln, die verschiedene Leaks ins Verhältnis setzt, also unsere 1,5 TB, die 260 Gigabyte von Offshore-Leaks und die meist nur wenige Gigabyte großen (und dennoch sehr einflussreichen) Leaks von Wikileaks. Und tatsächlich sieht das im Vergleich beeindruckend aus, und sofort wird es still im Raum.


  Wir haben die Zuhörer gewonnen, nach ein paar Minuten ist unsere Nervosität verschwunden, und wir erzählen, erzählen, erzählen. Von Putins angeblich bestem Freund, vom isländischen Premierminister, von Baschar al-Assads Cousin, von dem geheimnisvollen Deutschen und der halben Milliarde US-Dollar in Gold auf dem Bahamas-Konto. Während wir sprechen, sehen wir schon an den Gesichtern unserer Kollegen, dass wir hier niemanden überreden müssen, ins Projekt Prometheus einzusteigen.


  Im Grunde reden wir von neun Uhr morgens bis mittags durch. Wir erklären die Struktur der Daten, wo man welche Informationen findet, wie man am besten sucht und was die problematischen Stellen sind.


  Am Nachmittag entwerfen wir gemeinsam einen Schlachtplan – wann wir publizieren wollen, welche Themengebiete wir gezielt suchen möchten und welche Geschichten wir in Gruppen angehen. Das wirklich Großartige ist nämlich: Wir haben die Expertise unseres Ressorts bei der SZ mit dieser Kooperation mal eben vervielfacht. James Oliver ist einer der intimsten Kenner der FIFA, die Argentinier kennen die Kirchner-Thematik in- und auswendig, der isländische Kollege kann den Fall des Premierministers seines Landes um viele Längen besser beurteilen als wir. Noch fröhlicher stimmen uns aber die Reaktionen der Kollegen. Schon zuvor waren wir von »unserem« Leak überzeugt, und davon, dass es eine internationale Zusammenarbeit wert ist. Aber es ist schon noch mal ein Unterschied, das aus dem Mund eine Pulitzerpreisträgers zu hören. Und zu erleben, dass Guardian, BBC und Le Monde gleichermaßen begeistert sind und auf der Stelle Teams an die Sache setzen werden. Die französischen Fernsehkollegen der Presseagentur Premières Lignes und die US-TV-Leute von Univision sind mit Kameras gekommen, filmen die Konferenz – und interviewen uns.


  
    [ ]
  


  Das Treffen in Washington verändert die Art, wie wir auf unsere Arbeit schauen. Es ist nicht mehr unser kleines Projekt. Es ist jetzt ein Mammutprojekt, und wir werden aufpassen müssen, dass wir in den damit verbundenen Mühen nicht untergehen – immerhin werden wir im Zentrum einer weltweit koordinierten Recherche stehen. Andere Publikationen wären auf Derartiges vielleicht eingestellt, oder könnten sich jedenfalls zügig darauf einstellen, was Personal, Ausstattung und Kosten angeht. Als Wikileaks zum Spiegel kam, erzählt man sich, seien erst mal 30 Leute abkommandiert worden, um die Unterlagen zu sichten. 30 Leute!


  Die Süddeutsche Zeitung ist auf so etwas nicht vorbereitet, in keiner Weise. Wie auch? Unser Ressort besteht zu dieser Zeit aus vier Leuten – und von diesen vieren wird grundsätzlich erwartet, die tagesaktuelle Berichterstattung mitzuprägen.


  Wir haben niemanden, der sich mit Datenjournalismus richtig auskennt, wir haben niemanden im Team, der perfekt Spanisch spricht – obwohl mehr als die Hälfte aller Dokumente in dieser Sprache verfasst sind –, und wir haben eigentlich auch keinen Etat für personelle Verstärkung oder eine massive Aufrüstung unserer technischen Ausstattung. Alles, was wir haben, ist das unbedingte Vertrauen unseres Ressortchefs und den Rückhalt unserer Chefredakteure Wolfgang Krach und Kurt Kister. Wolfgang Krach war früher investigativer Reporter beim Spiegel, und er hat sein Faible für große Recherchegeschichten nicht verloren.


  Wir machen uns im Pulk auf den Weg vom National Press Building zu dem Restaurant, das der ICIJ für das Abendessen gebucht hat. Der Weg trägt im Übrigen durchaus dazu bei, unsere feierliche Stimmung weiter anzuheben, er führt uns nämlich direkt am Weißen Haus vorbei. Von dort weiter zum Farragut Square und dann die Connecticut Avenue hoch zum Dupont Circle. Das Viertel also, das wir von US-Serien wie House of Cards oder West Wing kennen.


  Nach dem Essen probieren wir seltsame Biersorten auf der Terrasse eines angenehm unaufgeregten Restaurants. Immer wieder setzen sich einzelne Kollegen zu uns, um, ganz investigative Reporter, ein bisschen mehr über die Quellenlage zu erfahren. Wir haben uns inzwischen die immer gleiche Reaktion angewöhnt auf die immer wiederkehrende Frage, ob wir die Quelle tatsächlich nicht kennen.


  Ob sie wirklich anonym ist?


  Wir lächeln.


  Ja, so ist es.


  Wir lächeln.


  Es ist die Wahrheit.


  
    [ ]
  


  Der dritte Tag in Washington ist ein Arbeitstag. Die ICIJ-Maschine läuft, die Weichen sind gestellt, es geht im Grunde nur noch um die genauen Koordinaten: Was sind die großen Fälle? Wann gehen wir damit raus? Welche Themen gehen wir gemeinsam an?


  Als wir uns in einem kleinen Konferenzraum in einer Runde mit Datenjournalismusexperten einfinden – in der Agenda hat das ICIJ zu einem »Geeky data meeting« eingeladen –, überlegen die Kollegen, wie sie mit speziellen Programmen die Daten filtern, sortieren und durchsuchen können. Wir sitzen freundlich lächelnd daneben.


  Das Einzige, was wir schnell verstehen, ist, dass uns sehr viele Recherchewege verschlossen sind, solange wir sozusagen konventionell in den Daten recherchieren.


  Wir brauchen jemanden, der sich mit so etwas wirklich auskennt.


  
    [ ]
  


  Am Rande dieses Treffens nimmt uns Christophe Ayad, ein Kollege aus Frankreich, zur Seite. »Schaut mal«, sagt er, »ich habe Alaa Mubarak in den Daten gefunden, den Sohn des früheren ägyptischen Präsidenten Hosni Mubarak.« Der nächste Fall rund um einen Präsidenten. Der Kollege erzählt uns, dass er den Autokratensohn in den Unterlagen zu einer Firma namens Pan World Investments Inc. gefunden hat.


  Wir ziehen uns den zugehörigen Firmenordner aus den Daten und klicken uns durch die Dokumente, Jahr für Jahr. Dokument um Dokument. Nichts Ungewöhnliches, das normale Offshore-Geschäft eben: die Gründungsurkunde – ausgestellt 1993 auf den Britischen Jungferninseln –, Gebührenabrechnungen, ein gelegentlicher Wechsel der Scheindirektoren. Mehr nicht.


  Auch nicht im Jahr 2011, als Autokrat Hosni Mubarak von seinem wütenden Volk aus dem Amt gejagt wird und seine Söhne Alaa und Gamal festgenommen werden. Die beiden gelten den Ägyptern als Paradebeispiele für eine raffgierige Elite, die sich auf Kosten des Volks bereichert, den Staat regelrecht aussaugt. Sie werden vor Gericht gestellt. Kurz vor unserem Treffen in Washington werden sie wegen Unterschlagung verurteilt – so treffen sich die Wirklichkeit und die Daten.


  Alaa Mubarak, dieser inzwischen sogar verurteilte Autokratensohn, ist also seit zwei Jahrzehnten Eigentümer – »UBO: ultimate beneficial owner« – von Pan World. Daran ändert der Arabische Frühling nichts, der Sturz seines Vaters nichts, das Gerichtsverfahren nichts, die weltweiten Schlagzeilen nichts.


  Erst als sich 2013 die Finanzaufsicht der Britischen Jungferninseln meldet und Informationen über die Pan World anfragt, entwickelt sich ein interessanter Dialog zwischen der Compliance- und der Rechtsabteilung von Mossack Fonseca. Es geht um Informationen, die die Behörden wollen. Besser gesagt: um fehlende Informationen.


  Denn eigentlich hätte Alaa Mubarak auffallen müssen, seine Firma, die Pan World Investments Inc., hätte bei interner Prüfung als »high risk« eingestuft werden müssen. Stattdessen gab Mossfon der Briefkastenfirma noch 2012 – also ein Jahr nach dem Arabischen Frühling – ein »low risk«. Nun warnt die Leiterin der Rechtsabteilung, man solle das den Behörden auf keinen Fall schreiben, es wäre das Eingeständnis, dass »unsere Risikoeinschätzungsformel ernsthaft fehlerhaft« sei.


  Alaa Mubarak sei schließlich auch nicht irgendein PEP, also eine politisch exponierte Person, schreibt eine Mitarbeiterin der Compliance-Abteilung: Mubarak sei eine sanktionierte Person, ein international Geächteter. Der Sohn des ägyptischen Ex-Autokraten wurde nämlich 2011 von der EU »wegen rechtswidriger Verwendung staatlicher Gelder« auf die Sanktionsliste gesetzt.[65]


  Das sollte einer Firma dann doch unverzüglich auffallen, die auf unsere Anfrage im Februar 2015 – im Zusammenhang mit der Razzia bei der Commerzbank – noch versichert hatte, das Unternehmen halte sich an die »Kenne-Deinen-Kunden«-Leitlinie und führe nicht nur Due-Diligence-Prozesse bei allen neuen Kunden durch, sondern mache auch »periodische Überprüfungen und Updates bei bestehenden Kunden«.


  Kenne deinen Kunden?


  Eine der Mossfon-Anwältinnen schreibt im August 2013 an ihre Kollegen: »In Wirklichkeit haben wir den wirtschaftlichen Eigentümer von Anfang an nicht identifiziert (wie wir es hätten tun sollen).« Mossfon führte den Sohn eines Autokraten in der Kartei, sie hatten sogar eine Kopie seines Passes – hatte aber offenbar keine Ahnung, um wen es sich da handelte.[66]


  Noch im Washingtoner Hotel stolpern wir auch über eine Tabelle, die ein Mossfon-Mitarbeiter erstellt hat, es ist eine Auflistung aller Mossfon-Firmen auf den Seychellen – jeweils unterschieden danach, ob Mossfon den berechtigten Eigentümer kennt oder eben nicht. Das Ergebnis: Von den 14086 Firmen wusste Mossfon demnach nur bei 204, wem sie in Wahrheit gehören.


  Das ist ein Armutszeugnis. Und es zeigt, wie verantwortungslos Mossack Fonseca mit seinen Pflichten umgeht. Jeder Verbrecher könnte Eigentümer einer dieser Firmen sein, Mörder, Mafiosi oder Diktatoren. Mossfon würde ihnen professionell zu Diensten sein – und weiter keine Fragen stellen.


  
    zurück
  


  
    [11. Kapitel] Wie die Funken sprühen

  


  Abflug aus Washington. Als wir am 3. Juli 2015 wieder in Deutschland landen, sind unsere E-Mail-Postfächer voll, und drei Viertel aller Nachrichten haben den gleichen Betreff: »Die Person XY hat einen neuen Eintrag ins Forum geschrieben: Klick hier«. Diese Mails sind Benachrichtigungen des verschlüsselten Forums, das das ICIJ für die Recherche eingerichtet hat. Das Treffen in Washington hat unsere Kollegen offenbar motiviert, tagelang laufen Recherchetreffer ein. Auch weil Marina in der Zwischenzeit weitere Kollegen ins Boot geholt hat und sie alle die Suchmaschine, die auf unsere Daten zugreift, mit Suchworten füttern. Inzwischen sind rund 70 Journalisten mit an Bord der Recherche.


  Die neuen Treffer: ein uruguayischer Präsidentschaftskandidat, ein Waffenschieber mit Verbindungen zur Iran-Contra-Affäre, ein peruanischer Geheimdienstchef, ein russischer Milliardär, eine Firma, die im Zentrum eines Mordkomplotts stand – alles gute Geschichten.


  Manche Funde lassen uns noch staunen: Ein Kollege aus den USA stößt auf Kojo Annan – Sohn des ehemaligen UN-Generalsekretärs Kofi Annan. Ihm gehörten den Dokumenten zufolge zwei Briefkastenfirmen auf den Britischen Jungferninseln, dazu eine weitere auf Samoa.


  Wir lesen uns ein wenig ein und sehen einen Gastbeitrag, den Kofi Annan 2013 für die New York Times geschrieben hat. Der Titel war zugleich ein Appell: »Stoppt die Plünderung Afrikas«. Annan geißelte, dass der afrikanische Kontinent ausgebeutet werde – und zwar mit der Hilfe von anonymen Briefkastenfirmen und Konzernen, die ihre Sitze steuergünstig in Steueroasen verlegten. Als Beispiel nannte Annan: Nigeria.


  Ausgerechnet.


  Denn der Miteigentümer von einer von Kojo Annans Firmen auf den Britischen Jungferninseln war bis mindestens 2015 der Sohn eines prominenten Ex-Senators aus: Nigeria. Wofür die Gesellschaft genau gegründet wurde, können wir aus den Daten nicht erkennen. Auf Anfrage des ICIJ erklärte ein Berater von Kojo Annan, dieser führe seine Firmen »in Übereinstimmung mit den Gesetzen und Vorschriften der betreffenden Jurisdiktion«. Sofern Steuerschulden anfielen, würden diese in den betreffenden Ländern gezahlt. Zweck der Firmen sei die Regelung von »Familien- und Business-Angelegenheiten«.


  Einige Jahre zuvor war Kojo Annan in ein problematisches Geschäft verwickelt gewesen, nämlich in den Skandal um das irakische Oil-for-Food-Programme. Annan arbeitete für eine Firma, die von den Vereinten Nationen (deren Generalsekretär damals Kofi Annan war) einen millionenschweren Auftrag zur Überwachung der Lieferung von Hilfsgütern in den Irak bekommen hatte. Eine britische Zeitung hatte dazu 1999 erstmals kritische Fragen gestellt. Auch die Zahlungswege, auf denen Kojo Annan von dem Unternehmen seine Vergütung bekam, wurden damals diskutiert. Eine Kommission unter dem Vorsitz des ehemaligen Chefs der US-Notenbank, Paul Volcker, stellt später fest, dass es »keinen Beweis« gebe, dass sich Annan Senior bereichert habe. Ebenso wenig wurden Beweise für ein Fehlverhalten Kojo Annans gefunden, er habe sich allerdings gegenüber der Kommission unkooperativ verhalten. Annans Berater stellt in einem Brief fest, aus dem Bericht der Kommission werde klar, »dass es keinen wie auch immer gearteten Beweis oder irgendeine Feststellung der Kommission gebe, dass Kojo Annan jemals mit jemandem in der UN gesprochen habe oder versucht habe, jemanden in der UN zu beeinflussen, Verträge an eine Gesellschaft zu vergeben, mit der er verbunden ist«.


  
    [ ]
  


  Für uns ist es derweil faszinierend zu beobachten, wie in unsere Daten auf einmal Leben kommt, ohne dass wir etwas tun. Zack – ein neuer Treffer. Oft über Nacht, wegen der Zeitverschiebung zu den USA und Südamerika. Mittlerweile wird rund um die Uhr in den Daten gesucht, in irgendeiner Zeitzone sitzt fast immer ein Kollege vor dem Computer und gibt neue Namen in die Suchmaske ein.


  Wir kommen vom Mittagessen zurück – und irgendjemand hat einen weiteren Regierungschef. Wenn dann die europäischen Kollegen an den Daten sitzen, erleben wir neue Treffer quasi live, im Stundenrhythmus. Etliche Spuren sind spektakulär:


  Der Präsident der Vereinigten Arabischen Emirate.


  Der ehemalige Premierminister von Jordanien.


  Die Familie eines früheren südamerikanischen Diktators.


  Der palästinensische Vize-Premierminister.


  Außerdem eine Spur zu Nawaz Sharif, dem amtierenden Premierminister Pakistans. Sharif war in den Neunzigerjahren bereits zweimal Premier von Pakistan. Die Weltbank nennt in einem kritischem Bericht zwei Firmen auf den Britischen Jungferninseln, die Sharif für zweifelhafte Geschäfte genutzt haben soll: die Nescoll und die Nielson. Über diese Firmen soll er sich Luxusimmobilien gekauft haben, etwa in London. Aus staatlichem Geld wird so in Handumdrehen eine private Villa. Beide Firmen finden wir in den Daten. Die Eigentümerin ist den Dokumenten zufolge mindestens bis 2012 Mariam Safdar, geborene Sharif: die Tochter von Nawaz Sharif.[67]


  Wir versuchen immer, uns in die Fälle einzulesen, um zu verstehen, worum es geht und ob wir helfen können – oder einsteigen sollten. Die genaue Struktur der Daten kennen wir am genauesten, weil wir seit Monaten damit arbeiten. Oft können wir sagen, wie noch mehr herauszuholen ist.


  
    [ ]
  


  In diesen Tagen Ende Juni, Anfang Juli wird in unserem SZ-Hochhaus am Rande Münchens eine Menge umgebaut, Wände werden eingerissen und neue hochgezogen, Büros zusammengelegt und Grenzen aufgehoben. »Eine SZ«, so heißt das Projekt: Die Online-Redaktion der SZ und die Zeitung sollen endlich zusammenwachsen. Bislang saßen die Redaktionen bis zu zehn Stockwerke voneinander entfernt. Jetzt soll etwa die Politikredaktion der Zeitung in dasselbe Stockwerk wie die Politikredaktion von sz.de. Im Zuge des Umbaus zieht unser Ressort vom 25. in den 24. Stock.


  Uns beiden ist es egal, in welchem Stock wir sitzen. Wir brauchen gerade keinen schnellen Kontakt zum Newsroom oder zur Seite Drei. Wie unser Ressortleiter Hans Leyendecker konstatiert, wenn er uns ärgern will: Wir schreiben ja sowieso nicht mehr.


  Im Zuge des Umzugs setzt er durch, dass wir für unser Projekt einen eigenen Raum bekommen. Einen »war room«. An den Wänden hüfthohe Aktenschränke, dazu abwischbare und magnetische Tafeln. Die Tür, die wie ausnahmslos alle Türen im Hochhaus vollverglast ist, wird mit Sichtfolie bezogen. Der Zugang wird auf unser Ressort beschränkt, weder der Sicherheitsdienst noch die Reinigungskräfte können in das Zimmer. Nicht einmal die Chefredaktion.


  Es ist ein guter Ort. Das Projekt ist in der Wirklichkeit angekommen. Wir hängen, als erste Amtshandlung, einen Zettel mit dem Projektnamen an die Wand: Prometheus. Dann machen wir auf einer der weißen Tafeln eine Liste. Die Liste mit den Spuren zu aktuellen und ehemaligen Staatschefs.


  Vorne das Land, dahinter die Art der Verbindung. Also:


  Pakistan, amtierender Premierminister.[68]


  Island, amtierender Premierminister.[69]


  Syrien, Cousin des amtierenden Diktators.[70]


  Wir kommen auf ein gutes Dutzend. Die Liste motiviert, jeden Tag. Und sie gibt uns ein wenig das Gefühl, nicht völlig den Überblick über den Wahnsinn zu verlieren, der gerade passiert.


  Und die Staatschefs sind ja nur der prominente Teil unserer Geschichten. Bekannte Waffenlieferanten für die CIA, Offshore-Firmen, die für das iranische Regime Ölgeschäfte besorgen, schwerreiche Unterstützer von US-Präsidentschaftskandidaten.


  Ob die Mossfon-Leute sich wirklich bewusst sind, wessen Geld sie da nehmen, ist nicht immer klar. Aber ihr Geschäftsmodell nimmt billigend in Kauf, dass wer-auch-immer mit ihrer Hilfe seine Spuren verschleiert.


  Mitglieder der sizilianischen Mafia? In den Daten. Angehörige der Russenmafia? In den Daten. Unterstützer des mexikanischen Sinaloa-Drogenkartells? In den Daten. Geheimdienstmitarbeiter? In den Daten. Wettbetrüger? Wirtschaftsverbrecher? Bankräuber? Alle in den Daten.


  Alles wäre gut, wenn wir nicht ein klitzekleines Problem hätten. Wir selbst können in unseren Daten gerade gar nicht suchen. Zu dieser Zeit, Mitte Juli, haben unsere Kollegen weltweit Zugang zu ein paar hundert Gigabyte des Materials. Das reicht für großartige Funde, aber wir haben inzwischen 1,7 Terabyte hier. Und daran scheitert unser technisches Gerät.


  Der Grund: Nuix, das Programm, das wir vom ICIJ zur Analyse bekommen haben, ist ein Speicherfresser. Nuix wird meist von Kunden genutzt, die enorm leistungsstarke Rechner haben, von großen Wirtschaftskanzleien oder Nachrichtendiensten. Geld spielt da selten eine Rolle. Wir haben einen 1500-Euro-Laptop, der für Zeitungsverhältnisse schon der Wahnsinn ist.


  Aber die Indexierung und Texterkennung der 1,7 Terabyte überfordern ihn trotzdem. Statt einer Anzeige, die herunterzählt, wie viele Dokumente noch verbleiben, sehen wir: den drehenden Kreis, das Symbol für Stillstand beim Computer. Nichts geht mehr.


  Der Laptop hängt sich auf. Wieder und wieder.


  Ein Albtraum.


  Wir müssen zur Chefredaktion und erklären, dass wir einen neuen Computer brauchen. Schon wieder. Wir brauchen mehr Arbeitsspeicher, mehr Prozessoren, mehr Terabyte. Mehr mehr mehr. Das Datenteam des ICIJ berät uns, die Experten von Nuix beraten uns, und wir holen noch weitere Fachmeinungen ein.


  Wir könnten uns natürlich auch auf das verlassen, was das ICIJ uns anbietet: Deren Datenteam indiziert ja alles, was wir bekommen, lässt ein Texterkennungsprogramm darüberlaufen und macht es durchsuchbar. Aber wir wollen mit den Daten auch in zwei Jahren noch arbeiten können, hier, vor Ort. Deswegen müssen wir das selbst hinbekommen.


  Am Ende entscheiden wir uns für einen PC mit 64 Gigabyte Arbeitsspeicher. Zum Vergleich: Ein normaler Laptop hat vier GB, wenn es hochkommt, acht. Außerdem bestellen wir vier Festplatten, eine davon ist eine »SSD«. Wir verstehen nicht viel von Technik, aber so viel mittlerweile schon: Das Kürzel SSD bedeutet, dass die Festplatten schneller arbeiten als gewöhnlich.


  Ein paar Mal müssen wir den Kollegen von IT und Einkauf zwar noch versichern, dass wir uns nicht vertippt haben, dass wir allen Ernstes »diese Mega-Workstation« bestellt haben – einen Computer, den man im Haus als Server benutze, aber doch nicht, um Artikel zu schreiben.


  Die Chefredaktion aber will diesen Computer im Haus haben. Also kommt er: Computer Nummer zwei.


  Bis der Super-PC da ist, sitzen wir vor einem Berg von Daten und können nicht vernünftig darin suchen. Dabei gibt es so viele Spuren, denen wir gerne folgen würden. Alte Spuren, wie der 500-Millionen-Mann von Siemens oder Putins bester Freund, der Cellist. Und es kommen ja täglich neue dazu.


  
    [ ]
  


  Jake Bernstein, der Pulitzerpreisträger beim ICIJ, hat währenddessen einen regelrechten Lauf. Er hat bereits den halben Nahen Osten in den Daten aufgespürt, etwa den Premierminister von Katar.


  Diesmal ist es Ayad Allawi, bis 2015 irakischer Vize-Premierminister.


  »Jedes Mal, wenn du etwas im Forum postest, ist es ein neuer Staatschef«, kommentiert ICIJ-Vize-Direktorin Marina Walker im Forum trocken.


  Allawis Name findet Jake in den Unterlagen zu zwei Firmen auf den Britischen Jungferninseln und zu zwei weiteren in Panama, die mittlerweile aufgelöst wurden. Selbst auf eine Kopie seines Passes stößt er.


  Allawi ist der Sohn einer wohlhabenden schiitischen Händlerfamilie. Ursprünglich Mitglied in Saddams Baath-Partei, verließ er den Irak in den Siebzigerjahren. Er engagierte sich in der Exilopposition, knüpfte angeblich Bande mit der CIA und fiel schon vor dem Sturz Saddams auf, weil er prominente PR-Berater anheuerte und Kontakt zu einflussreichen Politikern und Journalisten in den USA und Großbritannien suchte. Geldsorgen scheint Allawi noch nie gehabt zu haben.


  Ein besonders irritierender Aspekt: Eine seiner Briefkastenfirmen, die inzwischen aufgelöst ist, gehörte ihm zusammen mit den Kindern eines früheren Premierministers des Libanon. Es ist eine seltsame Kombination, selbst für den Nahen Osten: Der ehemalige irakische Vize-Premier und die Kinder eines libanesischen Ex-Premiers besitzen eine gemeinsame Briefkastenfirma. Wobei, als sie gegründet wurde, im Jahr 2005, war Allawi seit ein paar Monaten sogar interimsweise Premierminister.[71]


  Gleichzeitig ist dieser Fund eine Art Déjà-vu. Ehemalige oder gar amtierende Staatschefs haben wir schließlich schon aus Jordanien, Kuwait, Palästina, Pakistan, Katar gefunden.


  Es ist auffällig, wie viele arabische Staatschefs ihr Geld ins Ausland schaffen: nämlich so ziemlich jeder. Schon bei unseren Swiss-Leaks-Recherchen haben wir Schweizer Konten zweier Könige, eines früheren ägyptischen Handelsministers sowie des Schwagers von Tunesiens ehemaligem Diktator Ben Ali gefunden.


  Auch in unseren Daten tun wir uns mittlerweile schwer, überhaupt den Überblick zu behalten über die vielen Emire, Autokraten, Prinzen und Scheichs. Viele regieren Länder, die von krasser Ungleichheit geprägt sind. Sie genießen unvorstellbaren Luxus, während zumindest ein Teil der Bevölkerung von der Hand in den Mund lebt. Einige Länder Afrikas und des Nahen Ostens werden von einer korrupten Elite regelrecht ausgesaugt.


  Während des Arabischen Frühlings wurden Dutzende Auslandskonten und Briefkastenfirmen arabischer Autokraten gefunden – aber das dürfte nur ein Bruchteil dessen sein, was tatsächlich existiert. Bis heute sucht etwa die libysche Regierung das versteckte Vermögen von Muammar al-Gaddafi. Für die Bevölkerung ist die Erkenntnis bitter: Selbst wenn die Menschen es schaffen, einen korrupten Herrscher abzusetzen, sie werden kaum das von ihm außer Landes geschaffte Staatsgeld zurückbekommen.


  Und warum ist es so leicht für Diktatoren und ihre Familien, zusammengerafftes Vermögen zu verstecken? Weil sie das System der anonymen Firmen nutzen können. Anders ausgedrückt: Weil Menschen wie Jürgen Mossack und Ramón Fonseca ihnen helfen, ihre Spuren zu verschleiern.


  Die Weltbank und die Vereinten Nationen haben die Problematik 2011 in einem ausführlichen Bericht beleuchtet: Ihre Analysten haben insgesamt 213 Korruptionsfälle auf der ganzen Welt untersucht, die vor Gericht landeten. In 150 davon spielte mindestens eine Briefkastengesellschaft eine Rolle, durch die der wahre Eigentümer von Vermögen verschleiert wurde. Die Summe, um die es dabei ging, waren 56,4 Milliarden US-Dollar.


  
    [ ]
  


  Pling: Der nächste große Treffer.


  Deng Jiagui. Ein Name, der in der westlichen Hemisphäre niemandem etwas sagen würde, aber Deng Jiagui ist der Schwager von Chinas Präsident Xi Jinping. Also nächste Verwandtschaft. Deng Jiagui gehörten demnach von 2009 bis 2011 zwei Offshore-Firmen: die Wealth Ming International Limited und die Best Effect Enterprises Limited, beide mit Sitz auf den Britischen Jungferninseln.[72] Das ist brisant, denn ausgerechnet sein Schwager, Chinas Präsident, hat ja vor wenigen Jahren erklärt, er werde die Gier nach Luxus ausmerzen. Sowohl in den unteren Rängen, den »Fliegen«, als auch weit oben im System, wo die Einflussreichen die Hand aufhalten, die »Tiger«.


  Noch 2004 hatte er die chinesischen Politkader aufgerufen: »Haltet eure Ehepartner, Kinder, Verwandte, Freunde und Mitarbeiter im Zaum!«


  Nun, vielleicht sollte er mal mit seinem Schwager reden.


  Der Fall ist aber auch deswegen brisant, weil immer wieder offenbar wurde, dass chinesische Politiker Verwandte als Begünstigte eingesetzt haben, wenn sie ihren angehäuften Besitz verschleiern wollen.


  Wir finden weitere Prinzlinge in den Daten – so nennt man die engen Verwandten der chinesischenMachtelite, die zuletzt immer wieder negative Schlagzeilen gemacht haben. Mal ging es um ihre Ferraris, ihre ausschweifenden Partys, ein andermal um ihr arrogantes Gebaren, um Unfälle im Suff und Vergewaltigungen. Der prominenteste Fall unter ihnen ist die Tochter des ehemaligen Premiers Li Peng, der auch bekannt ist als »Schlächter vom Tiananmen«, weil er 1989 den Befehl gab, den Protest auf dem Platz des Himmlischen Friedens mit Panzern niederzuwalzen. Li Pengs Tochter Li Xiaolin gründete den Unterlagen zufolge 1994 mit ihrem Mann über eine Genfer Anwaltskanzlei die Firma Cofic Investment Limited auf den Britischen Jungferninseln.[73]


  Der Schwager des chinesischen Präsidenten und die Tochter des Ex-Premiers – das sind zwei weitere Spuren zu aktuellen und ehemaligen Staatschefs, also für die Liste in unserem »war room«.


  
    [ ]
  


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich denke darüber nach, Notfallpläne zu machen, falls ich plötzlich verreisen muss … gibt es Orte, die ich vermeiden sollte?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              China vielleicht. Der Schwager des aktuellen Präsidenten und die Tochter eines ehemaligen Premiers sind in den Daten.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Wirklich? Wow, das wusste ich nicht. Aber ich hatte sowieso nicht vor, in China zu landen.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Immerhin.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Wenigstens werde ich nicht wie Snowden am Moskauer Flughafen stranden. Jetzt gerade nach Russland zu fahren, wäre eine sehr schlechte Idee, so wie es aussieht.

            
          

        
      

    

  


  Pling.


  Ein Kollege von Le Monde postet: Er hat in den Daten eine fünfseitige Liste gefunden, die Mossack-Fonseca-Mitarbeiter 2010 erstellt und herumgemailt haben. Eine Liste, auf der die wahren Eigentümer dutzender Firmen verzeichnet sind. Eine Liste voller russischer Namen.


  Es sind aber nicht irgendwelche Namen.


  Da ist zum Beispiel ein naher Verwandter eines sehr prominenten russischen Oligarchen.


  Da ist der Sohn von Sergej Tschemesow, der den russischen Rüstungskonzern Rostec leitet und der Wladimir Putin noch aus gemeinsamen KGB-Zeiten in Dresden kennt – und der seit 2014 auf der US-Sanktionsliste steht.[74]


  Und – es geht noch besser – da sind Boris und Arkadi Rotenberg. Zwei der engsten Vertrauten Putins, und wahrscheinlich mit die wichtigsten Geschäftspartner des russischen Präsidenten. Beide stehen ebenfalls auf der Sanktionsliste.[75]


  Diese Namen werden uns über Wochen beschäftigen. Aber wir haben in Washington eine Sonderarbeitsgruppe Russland gegründet, mit der BBC, dem Guardian, der Schweizer SonntagsZeitung und dem Organized Crime and Corruption Reporting Project (OCCRP), das auch russische Kollegen im Team hat, sogar solche, die noch aus Russland berichten. In diesem Team werden wir die neuen spektakulären Namen nachrecherchieren.


  Die Russland-Geschichte, das steht fest, wird riesig werden.


  
    zurück
  


  
    [12. Kapitel] Angst und Ängste

  


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Eine weitere Sache: Ich werde eine Vorwarnung brauchen oder eine Art Benachrichtigung ein paar Wochen, bevor all das veröffentlicht wird.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Kein Problem.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Kurz vor Veröffentlichung will ich es vielleicht meiner Familie erzählen. Ich habe mich noch nicht entschieden, es könnte das Risiko erhöhen. Ich werde es auch ein paar Freunden erzählen, denen ich vertraue. Nur für den Fall, dass mir oder einem von ihnen etwas passiert.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Das könnte diese Leute gefährden.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich weiß. Auf gewisse Weise sind sie sowieso gefährdet. Ich werde ihnen nicht alles erzählen – nur so viel, wie sie wissen müssen, und vor allem, wie sie im schlimmsten Fall die Süddeutsche Zeitung erreichen. Falls mir etwas zustößt oder ich verschwinde, will ich, dass es mindestens eine Person gibt, die wirklich versteht warum.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Okay.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Für wann ist die Veröffentlichung denn geplant?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Frühjahr. November schaffen wir nicht mehr, es ist zu groß geworden.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Frühjahr?!? Wer weiß, ob wir alle dann noch leben …

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Werden wir. Werden wir.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Haben Sie keine Angst? Sie als Journalisten liefern die Munition, mit der gegen sehr mächtige Männer geschossen werden wird. Ihre Namen werden in der Autorenzeile stehen, und in all den Zeitungen. Nicht meiner. (Hoffentlich.)

            
          

        
      

    

  


  Diese Frage hören wir jetzt immer öfter von den eingeweihten Kollegen: Haben wir Angst?


  Solange wir nicht darüber nachdenken, haben wir keine Angst. Und wenn wir darüber nachdenken? Dann irgendwie schon.


  Vielleicht nicht direkt Angst, es ist eher ein Unbehagen, das wir nicht kennen von unseren bisherigen Geschichten. Warum soll man auch Angst haben, wenn man – wie wir zuletzt – gegen den ADAC, die Skandalfirma Bayern-Ei, die katholische Kirche oder selbst gegen deutsche Waffenfirmen recherchiert? Deutschland ist ein sehr zivilisiertes Land, was Widerstand gegen die Presse angeht, jedenfalls solange man sich nicht mit Neonazis oder gewaltbereiten Salafisten anlegt. Hier wird höchst selten gegen Journalisten ermittelt – wie im Fall des Blogs Netzpolitik.org –, aber sie werden nicht verhaftet, verprügelt, entführt oder getötet.


  Allerdings übersteigt diese Recherche alles, was wir bisher gemacht haben, um den Faktor zehn. Oder fünfzehn? Wie auch immer: Einer der Gründe, warum uns die internationale Kooperation eine so gute Idee scheint, ist unsere Sicherheit. Mittlerweile hat eine dreistellige Zahl Journalisten Zugriff auf unsere Daten. Es ergäbe also wenig Sinn, ausgerechnet uns aus dem Weg zu schaffen. Die Berichterstattung würde dadurch nicht gestoppt, im Gegenteil. Es würde ihr noch mehr Aufmerksamkeit verschaffen.


  Andererseits sind es nun mal wir, die die Daten dem ICIJ und damit dutzenden Medien weltweit zur Verfügung stellen. Würde jemand ein Exempel statuieren wollen, damit solche lästigen Journalistenkooperationen nicht weiter zunehmen – bei uns wäre er nicht ganz falsch.


  Und leider haben wir mittlerweile genug Personen gefunden, die wahrscheinlich nicht tagelang schlecht schlafen würden, weil sie uns einen Schlägertrupp geschickt hätten.


  
    [ ]
  


  Drei Firmen haben wir mittlerweile ausfindig gemacht, in denen Sergej Roldugin, der Cellist und Freund von Wladimir Putin, auftaucht: Neben der International Media Overseas, auf die wir bereits zu Beginn unserer Recherchen gestoßen sind, haben wir noch zwei Firmen namens Sonnette Overseas Inc. und Raytar Limited. Alle drei liefen auf den Namen eines Mannes, der noch 2014 in einem Interview erklärt hat, kein Unternehmer zu sein. Und erst recht keine Millionen zu besitzen. Dann sind wir gespannt, wem das alles gehören soll.


  Die Firmen sind Teil eines verästelten Netzes an Briefkastenfirmen, in das noch weitere Personen aus Putins Umfeld verwickelt sind, gemeinsam mit eher unbekannten Bankern und Geschäftsmännern, die aber fast ausschließlich aus St. Petersburg kommen – jener Stadt, in der Putins Aufstieg seinen Anfang nahm.


  In den Unterlagen zu den Offshore-Firmen bei Mossack Fonseca ist von Deals mit Aktien diverser großer russischer Unternehmen die Rede. Und es geht um viel Geld. Unglaublich viel Geld.


  Viele Experten, vor allem westliche, gehen davon aus, dass der russische Staatschef, der sein Einkommen 2014 auf 7,65 Millionen Rubel bezifferte (umgerechnet 119000 Dollar), über Strohmänner Anteile an wichtigen Großunternehmen hält. Der russische Analyst Stanislaw Belkowski schätzte Putins Vermögen bereits 2007 auf mehr als 40 Milliarden. Allerdings ohne das belegen zu können. Es kursieren eine Menge ähnlicher Schätzungen von Putins Vermögen. Sie unterscheiden sich nur in der Frage, ob Putin am Ende eher 10 Milliarden, 40 oder 200 Milliarden gehören. US-Dollar, versteht sich.


  Steckt also Putin dahinter? Es würde passen.


  Unsere internationale Russland-Taskforce, eine gute Handvoll Reporter, geht Firma für Firma und Vertrag für Vertrag des schwer zugänglichen Firmennetzwerks um den Cellisten durch und tauscht wöchentlich Recherchestände aus. In einigen Wochen, wenn sich alle Projektpartner in München treffen, wollen wir über unsere Funde sprechen. Wir stoßen nämlich schon jetzt auf seltsame Dokumente: rückdatierte Verträge, Kredite, die womöglich nie zurückgezahlt werden, mysteriöse Überweisungen. Wir zählen die Summen zusammen, die über die Konten der Firmen im Roldugin-Netz geflossen sind, und kommen schon jetzt auf mehr als eine halbe Milliarde US-Dollar. Wir sind aber lange nicht durch damit.


  In Russland ist seit dem Zerfall der Sowjetunion vieles vorstellbar. Aber dass ein Cellist wie Roldugin mit hunderten Millionen Dollar operiert? Eher nicht.


  Hinter ihm müssen weit mächtigere Personen stehen.


  Damit sind wir zurück bei der Frage nach der Angst.


  Als das russische Forbes-Magazin 2004 erstmals eine Liste der 100 reichsten Russen veröffentlichte (etliche davon finden wir auch in unseren Daten), wurde nur wenige Wochen später der Chefredakteur des Magazins vor dem Redaktionsgebäude erschossen. Die russische Journalistin Anna Politkowskaja, die viel über Russlands Tschetschenienkrieg berichtet hat, wurde 2006 im Treppenhaus ihres Moskauer Wohnhauses ermordet. Die Auftraggeber des Mords sind bis heute unbekannt. Aber das Datum der Tat kennt jeder in Russland: den 7. Oktober 2006, Wladimir Putins 54. Geburtstag.


  Da ist es wieder, dieses diffuse Unwohlsein. Aber was sollen Roman Anin und Roman Schleynow sagen, unsere russischen Kollegen, die seit einigen Wochen mit im ICIJ-Team sind? Roman Anin hat als Sportreporter bei der regierungskritischen Zeitung Nowaja Gaseta angefangen und sich innerhalb weniger Jahre einen Namen als einer der hartnäckigsten Investigativreporter Russlands gemacht, weil er Korruption und Vetternwirtschaft beim Militär, in Politik und Wirtschaft aufgespürt und angeprangert hat. Anin hat beispielsweise die Bauaufträge für die Olympischen Spiele in Sotschi öffentlich gemacht – Aufträge, von denen Gefolgsleute Putins profitierten. Er weiß, dass er in Gefahr ist und dass es keine Sicherheit gibt.


  Seit 2000 sind vier seiner Kollegen bei Nowaja Gaseta ermordet worden.


  Jetzt arbeitet Anin für das Netzwerk OCCRP und andere Medien. Zuletzt schrieb er für die Nachrichtenagentur Reuters an »Genosse Kapitalismus« – einer Serie über die korrupte Elite Russlands. Der andere Journalist ist Roman Schleynow, er arbeitet zu diesem Zeitpunkt als Investigativjournalist bei der Tageszeitung Wedemosti, einem Gemeinschaftsprojekt vom Wall Street Journal, einem russischen Verlagshaus und der Financial Times. Mittlerweile arbeitet Schleynow – wie Roman Anin – für das OCCRP. Er hat in den letzten Jahren viel über die Skandale berichtet, die Putins Aufstieg begleitet haben.


  In unser mehrfach gesichertes Forum können beide Kollegen nicht, denn dafür braucht man, unter anderem, ein Smartphone. Ein Smartphone-Programm ist ein Teil des komplizierten Verschlüsselungssystems. Roman Anin und Roman Schleynow nutzen aber aus Sicherheitsgründen keine Smartphones. Roman Anin hat auf seinem Handy schon einmal Spähsoftware gefunden. Also tauschen wir unsere Rechercheergebnisse mit beiden daher zunächst nur über verschlüsselte E-Mails aus. Sicherheit geht vor.


  
    [ ]
  


  Auch wir zwingen uns zu Disziplin mit unseren Daten und Geräten. Alle Festplatten werden standardmäßig verschlüsselt und alle losen Festplatten in einen Safe gepackt. Einen Teil der Festplatten lagern wir in der Redaktion, einen anderen an einem sicheren Ort außerhalb. Unser Projektraum wird speziell und doppelt gesichert. Der neue Computer bekommt sogar noch ein abschließbares Gehäuse extra, das wiederum angekettet ist, sodass man nicht einfach den ganzen PC davontragen kann. Alle Schrauben des PC-Gehäuses malen wir außerdem mit Glitzernagellack an.


  Richtig: Glitzernagellack, unsere Kinder wären neidisch, wenn sie das wüssten. Aber dazu hat uns ein Sicherheitsexperte geraten. So würden wir sofort sehen, wenn sich jemand an dem Gehäuse zu schaffen gemacht hätte, sagt er. Einfarbigen Nagellack könnte man einfach überlackieren. Bei Glitzernagellack fiele das auf.


  Allerdings zielen diese Maßnahmen nur auf die Sicherheit der Daten. Uns beiden hilft Glitzernagellack im Zweifel eher nicht, wenn uns jemand besuchen kommt.


  Aber was hilft? Wir fühlen uns nicht so gefährdet, dass wir über schusssichere Westen nachdenken. Aber wir empfehlen allen Kolleginnen und Kollegen, die mit uns an Prometheus arbeiten, zumindest ihre Adresse beim Einwohnermeldeamt sperren zu lassen. Denn eigentlich kann sich jeder beim Einwohnermeldeamt als Journalist ausgegeben, nach unserer Adresse fragen – und bekommt sie in der Regel.


  Das wissen wir, weil Name und Foto von einem von uns schon mal auf einer Neonaziseite gefunden wurden, in einer Art Steckbrief. Versehen mit dem Hinweis, man könnte dem Obermaier doch mal einen Besuch abstatten. Seither steht der Name nicht mehr auf dem Klingelschild, die Adresse ist bei den Behörden gesperrt für jeden, der von außen fragt. Das wird fortan die Standardeinstellung sein.


  Aber noch mal: Wir leben in Deutschland, ein Traum von einem Land für die allermeisten investigativ arbeitenden Journalisten. Für unsere ICIJ-Kollegen in Afrika, Nahost, Osteuropa oder Lateinamerika werden die Rechercheergebnisse um ein Vielfaches gefährlicher sein. Und die Bedrohung alltäglicher. Ein ägyptischer Kollege etwa bekam schon während der Swiss-Leaks-Publikationen im Februar 2015 einen Anruf vom Geheimdienst: Wehe Ihnen, warnte der Mann am anderen Ende der Leitung, wenn Sie über folgende Themen berichten. Es folgte eine Aufzählung. Der Kollege hat die Warnung verstanden, und befolgt. Das hätten wir wohl auch gemacht. Wir sind ja nicht wahnsinnig.


  Es ging damals, so haben wir es verstanden, um ein bestimmtes Königshaus im Nahen Osten. Diesmal haben wir so ziemlich jedes Herrscherhaus in Nahost in den Daten, zusammen mit afrikanischen Despoten, osteuropäischen Oligarchen, lateinamerikanischen Machthabern, Mitgliedern international agierender Mafiabanden und anderen Verbrechern. Einige aus dem weiter wachsenden Prometheus-Team werden nicht frei berichten können – oder Probleme bekommen.


  
    [ ]
  


  Chadidscha Ismailowa kann nicht einmal mitrecherchieren, sie sitzt in einem aserbaidschanischen Gefängnis. Mit Chadidscha haben wir 2013 an Offshore-Leaks gearbeitet, sie recherchierte die Offshore-Beteiligungen von Mitgliedern der Familie des aserbaidschanischen Präsidenten Ilcham Alijew. Chadidscha arbeitete damals für das – mittlerweile abgeschaltete – Radio Free Europe und das OCCRP, einen Zusammenschluss investigativer Journalisten aus Südeuropa, dem Kaukasus und Zentralasien. Sie machen das, was lokale Medien meist aus Angst vor Repressalien oder wirtschaftlichem Druck kaum mehr machen: recherchieren, aufdecken und publizieren.


  Mehrere Mitglieder der aserbaidschanischen Präsidentenfamilie hielten laut Chadidschas Offshore-Leaks-Recherchen Anteile an Briefkastenfirmen. Allein die beiden Töchter Arzu und Lejla haben offenbar 2008 drei Offshore-Firmen auf den Britischen Jungferninsel gründen lassen. Der Präsident selbst und seine Frau Mehriban – immerhin ein Parlamentsmitglied – haben demnach 2003 ebenfalls ihre eigene Offshore-Firma erworben: die Rosamund International Ltd.


  Wer in Aserbaidschan solche Geschäfte aufdeckt, lebt gefährlich. Reporter ohne Grenzen führt Aserbaidschan 2015 auf der Rangliste der Pressefreiheit auf Platz 162 von 180.


  Chadidscha Ismailowa ließ sich nicht abschrecken, obwohl sie immer wieder Drohungen erhielt. 2013 wurde sie kurzzeitig festgenommen, und als sie 2014 von ihrer Europareise zurückkehrte, wurde sie am Flughafen in Baku stundenlang vom Zoll festgehalten. Die Beamten wollten den Inhalt ihres USB-Sticks sehen – sie weigerte sich, weil es dafür keine rechtliche Grundlage gab, und holte Polizei. Später berichtete sie, dass der USB-Stick leer war. Chadidscha ging es um das Recht.


  Im Dezember 2014 wurde sie erneut verhaftet. Der Vorwurf: Sie soll ihren Exfreund in den Suizid getrieben haben. Eine absurde Anklage, sagen Beobachter, Freunde, Kollegen. »Chadidscha Ismailowa ist eine lästige Botschafterin. Ihre Festnahme passt perfekt zu den Bemühungen der aserbaidschanischen Regierung, regimekritische Stimmen zum Schweigen zu bringen«, erklärte etwa Human Rights Watch. »Dieser Schritt trägt die gleiche Handschrift wie andere Versuche, die freien Medien in Aserbaidschan mundtot zu machen – Chadidscha Ismailowa ist eine der letzten unabhängigen Stimmen im Land«, sagt Amnesty International.


  Im Sommer 2015 wurde sie in Baku zu 7,5 Jahren Haft verurteilt. Wenige Minuten nach dem Urteil postete das OCCRP auf seiner Homepage: »Heute hat die aserbaidschanische Regierung Chadidscha Ismailowa zu sieben Jahren und sechs Monaten Haft verurteilt. Sie denken, das wird uns davon abhalten, weiter zu berichten. Wird es nicht.«


  Tatsächlich findet Miranda Patrucic, die gemeinsam mit Chadidscha beim OCCRP arbeitet, auch in unseren Daten die Familie des aserbaidschanischen Autokraten Ilcham Alijew. Chadidscha Ismailowa lag mit ihren Berichten richtig. Nicht, dass wir daran gezweifelt hätten. Aber was wir nun vor uns sehen, zeigt, dass sie damals nur die Spitze des Eisbergs beschrieben hat.


  Unsere Dokumente zeigen unter anderem, dass Alijews Frau und – welch Ironie – der aserbaidschanische Minister für Steuern über eine panamaische Stiftung auf das größte Unternehmenskonglomerat des Landes, die Ata Holding, Einfluss hatten. Zu dem Konzern gehören Banken, Hightechfirmen, Reisebüros, Versicherungen, es gibt fast keinen Bereich, in dem die Firma nicht mitmischt. Die Gewinne des Konzerns flossen demnach zumindest zeitweise über ein kompliziertes Geflecht von britischen und panamaischen Firmen sowie Stiftungen auch an zwei Töchter und einen Sohn Alijews.[76]


  Außerdem stoßen die OCCRP-Kolleginnen und -Kollegen auf eine Firma namens Exaltation Limited, die erst 2015 von Töchtern Alijews gegründet wurde. Präsident Alijew wird nicht begeistert sein, wenn das ans Licht kommt. Und auch für Mossack Fonseca dürfte diese Art von Kunden eher geschäftsschädigend sein.


  
    zurück
  


  
    [13. Kapitel] Die Siemens-Millionen

  


  Während wir versuchen, all den Spuren zu Staatschefs zu folgen und im Forum nichts zu verpassen, sind wir immer noch auf der Spur von Hans-Joachim K., dem deutschen Ex-Siemens-Mann, auf dessen Bahamas-Konto im November 2013 offenbar eine halbe Milliarde Dollar in Gold landete. Wir haben inzwischen so oft im Internet nach ihm und dem fehlenden Puzzlestück gesucht, und hatten so oft die Fotos des hageren Mannes mit den wenigen Haaren und der Brille vor uns, dass uns langsam ist, als würden wir ihn tatsächlich kennen. Wir wissen, dass er Anfang des vergangenen Jahrzehnts CEO der Siemens Andenregion war, und von 2003 bis 2009 CEO von Siemens Mexiko. Kein kleiner Fisch. Wir wissen auch, dass er heute als Berater arbeitet, wir haben uns die Videos seiner öffentlichen Auftritte angeschaut, wir haben seine persönlichen Daten zusammengesucht. Aber etwas fehlt.


  Wir gehen noch einmal alle Überweisungen durch, die mit seinem Konto bei der Société-Générale-Filiale auf den Bahamas in Verbindung stehen. Offenbar haben wir etwas übersehen: Neben der Bestätigung eines Geldeingangs von rund 50000 US-Dollar im Frühjahr 2013 steht die Notiz: »Transfer von Gillard Management«. Ein neuer Ansatzpunkt.


  Wir finden tatsächlich eine Firma namens Gillard Management in unseren Daten, und der Mann, der sie im Sommer 2007 bei Mossack Fonseca bestellt hat, war Hans-Joachim K. Aber wir sehen nicht nur ihn im digitalen Ordner der Firma, sondern auch drei weitere frühere Siemens-Mitarbeiter, zum Teil hochrangig. Und alle drei haben, wie auch K., schwarze Kassen in Lateinamerika verwaltet, das geht aus Gerichtsunterlagen der Siemens-Affäre hervor: ein ehemaliger Geschäftsführer der Siemens-Landesgesellschaft Mexiko, ein in Ecuador lebender Ex-Siemens-Mann und ein ehemaliger kaufmännischer Leiter bei Siemens Kolumbien.


  Vier in diese Affäre verwickelte Siemens-Kader in einer einzigen Offshore-Firma?


  Wir brauchen mehr Hintergrundmaterial. In der Anklageschrift gegen Ex-Siemens-Chef Uriel Sharef haben wir gesehen, dass auch gegen K. ein Verfahren gelaufen ist. Wir besorgen uns die Akten und gehen hunderte Seiten durch. Darin wird beschrieben, wie eine ganze Riege von Siemens-Führungskräften in Lateinamerika Abermillionen Euro aus den offiziellen Kanälen des Unternehmens herausgeschleust und neben den eigentlichen Kassen verwaltet hat – offenbar bis vor rund zehn Jahren eine gängige Praxis. Diese Gelder wurden als schwarze Kassen genutzt, über die man frei verfügen konnte – etwa um damit »Berater« zu bezahlen, die das Geld dann weiterleiteten.


  Drei der vier Männer, die wir jetzt in den Daten finden, geben in ihren Befragungen zu – mal konkret, meist aber vage –, Siemens-Gelder über Konten bei verschiedenen Banken hinweg transferiert zu haben, von einer Offshore-Firma in die nächste und wieder zurück. In der Casa Grande Development, die wir schon vor Monaten gefunden hatten, waren demnach zeitweise dutzende Millionen Euro deponiert – als schwarze Kasse von Siemens in Kolumbien, Ecuador, Venezuela und Peru. K. bestimmte von 2001 bis 2003 als CEO der »Andengruppe« die Siemens-Aktivitäten in diesen vier Ländern. Unsere Dokumente zeigen nun nicht nur, wie diese schwarzen Kassen mit Mossack Fonsecas Hilfe neu strukturiert wurden, sondern auch, wie rund 32 Millionen Dollar nach Aufdeckung der Siemens-Affäre über die Trust-Abteilung von Mossfon zurück zu Siemens transferiert wurden.


  Nun gut. Dass Siemens schwarze Kassen für Schmiergelder führte, ist an sich keine Überraschung mehr. Seltsam ist dann aber doch, dass wir zur Gillard Management in den Ermittlungsakten zum Fall K. so gut wie nichts finden können.


  Zu welchem Zweck war sie also noch Jahre nach der Aufdeckung der Siemens-Affäre aktiv? Woher stammt ihr Geld? Wozu dient es?


  Die Geschichte der Gillard Management beginnt am 28. August 2007. Eine Mossfon-Mitarbeiterin notiert, ein Kollege habe sich an diesem Tag in Panama »mit Señor K. (alter Kunde von ihm) getroffen«, und man habe vereinbart, eine Offshore-Firma zu gründen, deren Bankkonto von Mossack Fonseca geführt werden solle. Die Gelder sollten »möglicherweise aus Luxemburg, Deutschland oder der Schweiz« kommen, es seien rund 2,2 Millionen US-Dollar zu erwarten.


  Die Heimlichtuerei um die Gillard Management ist beeindruckend. Wir haben inzwischen, nach einigen Monaten mit den Daten, bestimmt hunderte Firmen durchgeschaut. Aber auf ein solches konspiratives Spektakel sind wir bisher nicht gestoßen: Die Siemens-Leute unterschreiben ihre Mails höchst selten, und die Mossack-Fonseca-Mitarbeiter verwenden fast durchweg Kürzel. Hans-Joachim K. ist »Señor K.«, seine Siemens-Kollegen firmieren als »L.L.« oder »Herr P.«. Zudem ergeht Mossfon-intern die Order, dass keine Dokumente an Hans-Joachim K. geschickt werden dürften, alles müsse »hier in der Firma bleiben, bis es eine neue Anweisung gibt«.[77]


  Damit folgt »Señor K.« einer alten Leitlinie für zweifelhafte Geschäfte: »Schrift ist Gift«.


  Außerdem soll für K. auch ein verschlüsseltes, anonymes E-Mailkonto eingerichtet werden, »um die Kommunikation mit uns zu führen«. Das geschieht über eine Firma, die nach außen hin, auf ihrer Website, so tut, als wäre sie eine ganz normale Import-Export-Firma. Tatsächlich gehört sie zu Mossack Fonseca. In den digitalen Ordnern der Gillard Management sehen wir zwei anonyme Mailkonten, von denen Nachrichten geschickt werden. Eines läuft auf den Code-Namen »Askaban«, das andere auf den Namen »Bruni«. Askaban heißt das Zauberergefängnis in der magischen Welt von Harry Potter. Bruni ist, darauf stoßen wir beim Durcharbeiten der Ermittlungsakten, der Vorname von Hans-Joachim K.s Mutter.[78]


  Ein anonymer E-Mail-Account?


  In einem internen Memo von Mossack Fonseca findet sich die Erklärung dafür: Die Kunden wollten das Thema »mit dem Grad höchster Vertraulichkeit« behandelt haben.


  Das Geld sollte also auf die neu gegründete Firma transferiert werden. Damit keine Spuren entstehen, wurde anscheinend über Bande gespielt, über einen Treuhandvertrag mit Mossack Fonseca.


  Aber natürlich braucht die Gillard Management ein Konto, und für ein Konto braucht sie einen »wahren Eigentümer« der Firma. Die Siemens-Leute entscheiden sich für den bereits pensionierten Mann aus Ecuador, der bei Mossfon meist L.L. genannt wird. Das Konto soll bei der Schweizer Filiale der Hamburger Privatbank Berenberg eröffnet werden, eine Bank, mit der Mossack Fonseca seit etlichen Jahren gute Erfahrungen macht. Allerdings braucht es für die Berenberg Bank eine Art Leumundszeugnis für L.L.


  Diese Aufgabe übernimmt ein deutscher Mossack-Fonseca-Mann, Managing Partner bei der Abteilung für Vermögensverwaltung, der Mossfon-Asset-Management S.A. (MAMSA). Er also setzt ein Schreiben auf, in dem er behauptet, »das einzuzahlende Guthaben« seien L.L.s »lebenslange Ersparnisse und Erbschaften von seinen Eltern«.


  Das erstaunt. Derselbe Mossack-Fonseca-Mitarbeiter hatte in einer der ersten E-Mails zur Firmengründung der Gillard Management dezidiert gesagt bekommen, die Gelder für das Konto kämen aus einer anderen Quelle. Und: Wenn das Konto denn tatsächlich für »lebenslange Ersparnisse und Erbschaften von seinen Eltern« gedacht gewesen sein sollte – warum gingen die Gelder von diesem Konto später an Siemens?


  Auch Mossack-Fonseca-intern scheint die Konstruktion zu der Zeit als besonders zu gelten. Ein leitender Mitarbeiter spricht von einem »signifikanten Risiko«, dem Mossfon durch diese Firma ausgesetzt sei, und von »delikaten Transaktionen«. Er plädiert allerdings nicht dafür, die Kunden deswegen abzulehnen – sondern höhere Gebühren zu verlangen. Am Ende entscheidet man sich dafür, die Partner der Kanzlei darüber befinden zu lassen, ob der Neukunde »Herr L.L.« akzeptabel ist – kein Standardverfahren. Die Führungsriege soll entscheiden, und das tut sie auch. Jürgen Mossack stimmt per Einzeiler in einer Mail zu.[79]


  Nach der Gründung füllen die Siemens-Leute, so sehen wir es in den Daten, das Konto bei der Berenberg Bank mit Millionen. Sie eröffnen sogar noch zwei weitere, bei der Société Générale Singapur und bei der panamaischen Financial Pacific. Hintergrund: Bei einem Treffen im Februar 2008 in einem Einkaufszentrum in Panama-Stadt erklären K. und L.L. ihrem Mossfon-Kontakt, sie hätten Bedenken wegen des Kontos in der Schweiz. Ein anderes ihrer Schweizer Konten sei nämlich gerade von den dortigen Behörden wegen Geldwäscheverdachts eingefroren worden.[80]


  Zu dieser Zeit läuft aber auch schon die Ende 2006 angestoßene staatsanwaltliche Untersuchung der Siemens-Affäre, und da wird es langsam eng für Hans-Joachim K. Die Ermittler haben längst herausgefunden, dass Siemens in Lateinamerika schwarze Kassen installiert hatte. Und K. hatte in dieser Region seit 1996 fast durchgehend Führungspositionen inne. Er entscheidet, sich freiwillig in Deutschland der Justiz zu stellen. Am Dienstag, den 10. Juni 2008, erscheint Hans-Joachim K. um 13 Uhr bei der Staatsanwaltschaft München I, in Begleitung seiner Anwältin. Er redet fast drei Stunden mit den Ermittlern.


  Noch am selben Tag, nur wenige Stunden nach der Vernehmung, schreibt K.s deutscher Mossfon-Kontakt merklich enttäuscht eine Rundmail: Er habe »heute eine schlechte Nachricht vonseiten Herrn K.s erhalten«, und er erzählt, dass die Siemens-Gelder nun doch nach Deutschland zurückgeführt werden könnten. Das bedeute, »dass wir diese Gelder und den Kunden Gillard verlieren werden«.


  Wohlgemerkt: Die Neuigkeit ist ausdrücklich nicht, dass Mossack Fonseca offensichtlich geholfen hat, schwarze Siemens-Millionen zu verstecken.


  Die Neuigkeit ist vielmehr, dass es jetzt die Möglichkeit gebe, diese Gelder zurückzuführen, und dass Mossfon dann dieses Geschäft verliere.


  K. und sein Mossack-Fonseca-Berater beschließen, dass K. so schnell wie möglich nach Panama kommen wird, um beim Mittagessen im Hotel Bristol das Vorgehen zu besprechen. Der Plan ist dann dieser: Als Erstes sollen alle drei zu der Zeit vorhandenen Konten der Gillard Management aufgelöst werden. Anschließend soll das Geld über die Treuhand-Abteilung von Mossfon an Siemens weitergeleitet und die Gillard Management aufgelöst werden.[81]


  Das klingt vorbildlich, und auch in seinen Aussagen bei der Staatsanwaltschaft München wirkt Hans-Joachim K. offenbar glaubwürdig: 2012 stellt die Staatsanwaltschaft München das Verfahren gegen ihn wegen Untreue nach Paragraf 153a STPO ein, gegen eine Zahlung von 40000 Euro. Die Schwere der Schuld stehe einer Einstellung nicht entgegen. K. hatte, wie fast alle seine Siemens-Kollegen, immer erklärt, man habe zwar »Beratern« Millionen gegeben, um die Geschäfte zu fördern, aber ob diese »Berater« dann Politiker oder andere Entscheidungsträger bestochen hätten? K. sagt aus, er »glaube nicht, dass diese Beträge zum ›Verteilen‹ an Auftraggeber gedient« hätten.


  Immer wieder betont K. auch, dass er stets bemüht gewesen sei, die schwarzen Gelder wieder zu Siemens zurückzuführen. Tatsächlich hatte sich Hans-Joachim K. schon Ende 2006 bei der Compliance-Abteilung von Siemens gemeldet, von schwarzen Kassen berichtet und gefragt, wie er diese in die reguläre Buchführung eingliedern könne. Kurz vorher, im November 2006, hatte es Großrazzien bei Siemens gegeben.


  Im Juli 2010 bekam Hans-Joachim K. von Siemens eine offizielle Bescheinigung, wonach »sämtliche von Herrn Hans K. verwalteten und zuletzt von diesem im Rahmen der unternehmensinternen und der staatsanwaltlichen Ermittlungen dargelegten Geldbeträge auf Konten der Siemens AG überwiesen wurden«.


  Nur: Wie sollte Siemens wissen, wie viel Geld tatsächlich in schwarzen Kassen gebunkert war? In den polizeilichen Befragungen schwanken die Kontostände einzelner Konten zwischen 35 und 55 Millionen US-Dollar – je nachdem wen die Beamten gerade befragen. Auch macht die Staatsanwaltschaft kein großes Geheimnis daraus, dass sie weder genau sagen kann, woher all die Siemens-Millionen kamen, die in den schwarzen Kassen landeten, noch, ob nach der Aufdeckung des Skandals wirklich alles zurück zu Siemens fand. In den Vernehmungen legt K. Wert darauf, »nichts in die eigene Tasche gesteckt« zu haben. Die Staatsanwaltschaft folgt – auch mangels anderer Hinweise – seinen Ausführungen und nimmt zugunsten des Angeschuldigten an, dass er »eine vollständige Rückführung« ermöglicht habe.


  Wir überprüfen diese Einschätzung anhand unserer Unterlagen:


  Von dem Hauptkonto der Gillard Management bei der panamaischen Bank Financial Pacific, das identifizierbar in K.s Vernehmungsprotokollen in der Akte des Bayerischen Landeskriminalamts auftaucht, fließen im Zuge der Rückführung rund 4,1 Millionen Dollar in die regulären Siemens-Kassen. Als Zahlungsgrund heißt es vieldeutig: Schulden aus »früheren Geschäften« von Gillard Management und Siemens. Aber das Konto ist damit nicht leer, rund zwei Millionen Dollar bleiben liegen. Später wandert diese Summe auf ein neues Konto der Gillard Management bei einer Privatbank im Zwergstaat Andorra, der Andbank.


  Erst als 2012 das Verfahren gegen ihn eingestellt wird – da ist er schon seit drei Jahren nicht mehr bei Siemens, sondern selbstständiger Berater –, lässt Hans-Joachim K. das Geld von Mossack Fonseca verteilen. Der Löwenanteil – etwas mehr als zwei Millionen – geht auf ein Nummernkonto bei der UBS in Zürich, als Empfänger wird ein UBS-Banker genannt. Dieser war im Sommer 2010 laut der Ermittlungsakten einer von K.s »Kundenberatern« bei der Bank gewesen, als K. rund 40 Millionen Euro aus anderen schwarzen Siemens-Kassen von der UBS zurück zu Siemens transferieren ließ.


  Beinahe wären die zwei Millionen an das UBS-Nummernkonto gar nicht überwiesen worden. Die Compliance-Abteilung Mossack Fonsecas stellte sich tagelang quer: Sie hatten zu wenig Informationen über den Empfänger, und erst recht nicht die intern eigentlich obligatorische Kopie seines Passes. Die internationalen Richtlinien zur Geldwäschebekämpfung sehen bei verdächtig hohen Summen besondere Vorsichtsmaßnahmen vor. Aber K.s Betreuer wischt alle Bedenken vom Tisch.


  Die Führungsebene der Kanzlei wird laut unseren Dokumenten per E-Mail über die Transaktion informiert und stimmt zu. Dennoch fragt eine Mossfon-Kollegin nochmals nach: Wofür das Geld denn gedacht sei? Wenig später meldet sich demnach K.s Berater bei Mossfon und sagt, er habe mit seinem Kontakt gesprochen – aber der habe »keine Kenntnis davon […], was der Begünstigte mit der Überweisung macht«. Möglicherweise sei das Geld »für die Eröffnung eines neuen Kontos«, oder aber »die Gelder werden verteilt«.


  Aus heutiger Sicht erstaunlich: Es ist keine Rede davon, dass das Geld zurück an Siemens ginge.


  Aus damaliger Sicht erstaunlich: Dass die Überweisung stattfindet, obwohl Mossfon offenbar nur spärliche Informationen über den Begünstigten hatte. Aber die zwei Millionen gehen nach Zürich – und rund 75000 Dollar gehen an Mossack Fonseca. Als Provision.


  Wir fragen bei der UBS nach, ob der Bank diese Kontobewegungen bekannt seien, ob das Konto tatsächlich dem UBS-Mitarbeiter gehöre und ob diese Sache intern untersucht worden sei. Wenig überraschend erhalten wir die Auskunft, es sei »aus gesetzlichen und regulatorischen Gründen« nicht möglich, »auf einzelne Kunden oder Transaktionen einzugehen«. Insofern könne die UBS auch weder bestätigen noch dementieren, dass das Konto dem Kundenbetreuer gehöre.


  Wir erreichen auch den Kundenbetreuer, der die Bank inzwischen verlassen hat. Er sagt uns freundlich, aber klar, dass er zu diesen Vorgängen nichts sagen könne – außer dass er nie privat von irgendwelchen Siemens-Geldern profitiert habe.


  Uns leuchtet das ein. Warum sollte ein Banker fragwürdige Gelder ausgerechnet auf ein Konto bei seiner eigenen Bank überweisen lassen? Aber wenn das Geld nicht an den Banker ging – an wen sonst?


  An Siemens? Das können wir so gut wie ausschließen. 2012 war die Rückführung laut K. und Siemens längst beendet. Siemens bestätigt uns auf Anfrage noch einmal ausdrücklich, dass nach 2010 nur noch Schwarzgelder zurückflossen, die zuvor in der Schweiz eingefroren gewesen seien. Die Konten der Gillard Management waren keineswegs eingefroren, und auch nicht in der Schweiz.


  Wir sind noch immer nicht weiter.


  Was wir aber sehen: Als das Geld an das seltsame UBS-Nummernkonto weg ist, bleiben noch 70000 US-Dollar auf dem Konto. 20000 lässt K. via Anweisung per E-Mail an seinen ehemaligen Siemens-Kollegen mit dem Kürzel L.L. überweisen[82], und wegen der restlichen 50000, bemerkt sein Mossack-Fonseca-Berater quasi augenzwinkernd, habe man »der Bank schon angekündigt«, dass der Betrag »zugunsten eines ›Freundes‹ gezahlt« werde.[83]


  Dieser »Freund« ist Hans-Joachim K. selbst. Es ist die Transaktion, die uns überhaupt erst zur Gillard Management geführt hat, der »Transfer von Gillard Management« im Frühjahr 2013.


  In einer Vernehmung bei der Münchner Staatsanwaltschaft ein paar Jahre zuvor hatte K. noch erklärt, er habe »von den Konten nie privat Gelder entnommen«.


  Wir erreichen Hans-Joachim K. schließlich am Telefon. Er sagt nachweislich, er kenne keine Gillard Management – obwohl er der Staatsanwaltschaft sogar die Kontonummer eines der Gillard-Konten genannt hatte. Auch wisse er nichts von solchen Überweisungen. Allerdings sei 2014 sein E-Mail-Account gehackt worden, wir würden da wohl gefälschten Informationen aufsitzen. K. mailt uns später sogar das Aktenzeichen, und ein Check ergibt, dass es echt ist. Allerdings wurde nie etwas dazu ermittelt. Und vor allem: Die Vorgänge, die wir sehen, sind wesentlich älter als 2014, und K.s E-Mails stammen von verschiedenen E-Mail-Konten.


  K. lässt unsere Fragen meist abprallen mit dem Hinweis auf den von ihm angezeigten »Hack« seines E-Mail-Kontos – und als wir ihn schließlich auf seine Ansprechpartner bei Mossfon ansprechen und seinen mutmaßlichen Komplizen, beendet K. das Telefonat. Als wir ihm per E-Mail ausführlicher schildern, dass wir die Vermutung haben, er habe Gelder aus der Siemens-Kasse an dubiose Empfänger verteilt, hören wir erst einmal nichts mehr von ihm.


  Aber nicht nur auf einem Konto der Gillard Management lag noch Geld. Auch die Casa Grande Development, die Firma, die in den Gerichtsakten genannt wird, hatte noch einiges an Vermögen. Aus der Casa Grande kam ein erheblicher Teil der 32 Millionen US-Dollar, die über Mossfon zurück an Siemens flossen, und nach der angeblich kompletten Rückführung war hier noch rund eine Dreiviertelmillion US-Dollar übrig.


  Einer von K.s Ex-Siemens-Kollegen – er wird Mossfon-intern »RPS« abgekürzt – hat es offenbar auf diese Summe abgesehen. Und »RPS« ist bei alledem erstaunlich offen mit seinem deutschen Mossfon-Vertrauensmann. Er schreibt, seine »alten Kameraden« hätten ein »Finanzloch« von mehr als einer halben Million bei ihm hinterlassen, und »sie erkennen keinen Pfennig daraus an«, »ich brauche dringend Cash«.


  Er lässt sich offenbar rund 420000 Dollar überweisen und bittet, als Betreff »Grundsteuer« zu schreiben. Auf der Rechnung steht dann allerdings »Consultant- und Administrationsdienste«. Seltsam. Zumal er sich die nächsten 100000 Dollar »leiht«. Eine Rückzahlung ist in unseren Unterlagen zur Casa Grande nicht vermerkt, es folgen 45000 Dollar, um die er wegen seiner »Überschuldung« bittet und die als »Übertragungssteuern« bezeichnet werden, und noch mal 40000 Dollar, »um Bargelddefizit auszugleichen«, und so geht es weiter.[84]


  Insgesamt überblicken wir rund 2,8 Millionen US-Dollar, die offenbar lange nach der angeblich abgeschlossenen Rückführung von ehemaligen Siemens-Schwarzgeld-Konten abgingen.


  K.s 50000 US-Dollar gehen im März 2013 auf jenes Konto bei der Société Générale auf den Bahamas – auf dem im November 2013 laut unserer Dokumente auch die 484 Millionen US-Dollar in Gold landen. Das Konto bleibt danach aktiv, wir sehen immer wieder hohe Zu- und Abflüsse.


  In einem der letzten Pakete unserer Quelle werden wir eine Abrechnung der Mossfon-Vermögensverwaltung mit Hans-Joachim K. finden. Ende 2014 sind die fast 500 Millionen Dollar demnach nicht auf dem Konto. Die Transaktion bleibt rätselhaft.


  War es ein Tippfehler? Hat ein Mossfon-Mitarbeiter aus Versehen die falsche Währung angeklickt? War es eine Falschüberweisung? Oder hat K. das Geld einfach längst weitertransferiert?


  Auf unsere Frage nach den 500 Millionen erklärt Hans-Joachim K. zunächst per E-Mail, er habe »noch nie im Leben so eine etwas absurde Situation« gesehen. Ob ihm das Konto gehöre, sagt er nicht. Am Telefon bestätigt er dann, dass dies sein Konto sei, er bestätigt auch andere Geldeingänge, die wir im selben Dokument sehen. Aber er bleibt dabei, dass auf dem Bahamas-Konto nie derart hohe Summen gelandet seien – und erklärt wiederum, er sei ja gehackt worden, unsere Informationen seien gefälscht. Wir fragen ihn nach einem Kontoauszug für die fraglichen Monate – und Hans Joachim K. erklärt, er werde sich von seiner Bank eine Übersicht schicken lassen. Bis Redaktionsschluss kommen diese Auszüge nicht bei uns an.


  Dafür erreicht uns etwas anderes, eine spektakuläre neue Information: Jemand aus dem Innersten der UBS versichert uns glaubhaft, dass die Zwei-Millionen-Überweisung an das Schweizer Nummernkonto bei der UBS stattgefunden habe – mit Einzelheiten, die wir dieser Quelle im Gespräch nicht genannt hatten, etwa den Tag der Überweisung, die Summe und den Absender, nämlich Gillard Management. Nur als Inhaber des Kontos nennt uns die Quelle einen anderen Namen. Demnach gehört das Nummernkonto nicht etwa dem UBS-Banker, sondern Hans-Joachim K. selbst!


  Obwohl in den Mossfon-Überweisungen eindeutig der Name des Bank-Mitarbeiters als Begünstigter genannt worden war? Unsere Quelle aus der UBS erklärt, dass es im Grunde egal sei, was im Kontoinhaber-Feld stünde, in den allermeisten Fällen werde bei Überweisungen nur die Kontonummer überprüft, nicht aber der Name. Wir fragen bei Bank-Spezialisten nach und alle bestätigen, dass der Name des Kontoinhabers tatsächlich nicht das Ausschlaggebende sei, sondern eben die Kontonummer. Und die – so unsere Quelle bei der UBS – gehöre in diesem Fall zu einem Konto von Hans-Joachim K.


  Wenn das stimmt, hätte er also – nach der Einstellung des Verfahrens gegen ihn – das restliche Siemens-Schwarzgeld einfach auf sein Konto geschoben. Die zwei Millionen waren ja zuvor auf einem Konto, das K. selbst bei der Staatsanwaltschaft als Schwarzgeld-Konto deklariert hatte.


  Wir schreiben K. noch eine E-Mail, in der wir ihn in allen Einzelheiten nach den möglicherweise veruntreuten zwei Millionen fragen. Ohne Antwort. In einer weiteren E-Mail fragen wir nach dem Schweizer Nummernkonto. Aber Hans-Joachim K. reagiert nicht mehr.


  
    zurück
  


  
    [14. Kapitel] Helfer und Komplizen

  


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Was wird mit Mossack Fonseca geschehen, wenn das alles veröffentlicht wird?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Ich denke, die Firma wird Probleme bekommen. Jeden, der in diesem Geschäft des Geheimnisbewahrens so viele geheime Daten verliert, erwartet großen Ärger. Nicht nur mit seinen Kunden.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Und Jürgen Mossack und Ramón Fonseca? Werden sie tatsächlich ins Gefängnis müssen oder ausgeliefert werden, oder werden sie versuchen zu fliehen und sich zu verstecken?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Eher nicht. Panama hat seine Gesetze ziemlich gut auf diese Art von Geschäft zugeschnitten, wenn wir das richtig verstehen. Vom Sanktionsbruch mal abgesehen. Und die panamaischen Behörden müssten die beiden auch verfolgen wollen – was zu bezweifeln ist.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Aber Jürgen Mossack ist Deutscher …

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Er sollte wahrscheinlich nicht mehr viel reisen. Aber wenn er in Panama bleibt, wird er wohl wenig zu befürchten haben.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Traurig, aber wahrscheinlich habt ihr recht. Werdet ihr als Journalisten nicht wütend, wenn solche Leute davonkommen?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Doch. Aber die Strafverfolgung ist nicht mehr unser Job …

            
          

        
      

    

  


  Inzwischen ist es August geworden, und die Datenmenge ist auf mehr als zwei Terabyte gewachsen. In diesen Monaten haben allein wir beide uns durch hunderte Firmen und tausende E-Mails geklickt. Mit uns recherchieren mittlerweile mehr als 100 Kollegen in über 50 Ländern. Insgesamt haben die Prometheus-Rechercheure wohl eine fünfstellige Zahl von Firmenordnern geöffnet und gesichtet. Das Bild von Mossack Fonseca, das so entstanden ist, steht dem gegenüber, das die Kanzlei zu verbreiten versucht: Nach allem, was wir und unsere Kollegen sehen, ist die Firma eben keine gewöhnliche Kanzlei, die ab und an das unvermeidliche Pech hat, es mit ungesetzlich handelnden Klienten zu tun zu haben. Viel eher ist es wohl ein Unternehmen, das nach außen mit wohlklingenden Begriffen wie Compliance und Due Diligence operiert – aber innen offenbar nicht ganz so sauber ist.


  Ein gutes Beispiel dafür ist die Rolle von Mossack Fonseca in der Siemens-Affäre um die schwarzen Kassen in Lateinamerika. Hier spielt Mossfon im Grunde nur eine Nebenrolle, die treibenden Kräfte sind die Siemens-Manager. Aber die Kanzlei hilft den Managern nicht nur, das schwarze Geld in saubere Kanäle zu verteilen, sondern zeigt ganz nebenbei, was von einigen ihrer angeblich eisernen Prinzipien zu halten ist: ziemlich wenig nämlich.


  Wenn Mossack Fonseca in den vergangenen Jahren von Journalisten angegriffen wurde, ließ die Firma standardmäßig erklären, man habe keinen Kontakt zu Endkunden, führe keine Banktransaktionen für Endkunden durch und habe sich den »höchsten Standards« der Due Diligence, also der Sorgfaltspflicht, verschrieben. Außerdem würde man niemals ungesetzliche Handlungen tolerieren oder gar unterstützen.


  Wenn wir diese Stellungnahmen lesen, sind wir noch immer sprachlos, obwohl wir uns nach all den Monaten längst an solche Ausreden hätten gewöhnen können. Aber das Selbstbewusstsein, mit der die Kanzlei Mossack Fonseca ihr Geschäft schönredet, ist jedes Mal wieder erstaunlich.


  Die Mossfon-Berater kannten handelnde Siemens-Manager – also Endkunden – persönlich und haben sie offenbar in Panama getroffen, etwa in einem Hotel oder einem Einkaufszentrum. Die Mossfon-Berater haben für einzelne Personen und für verschiedene der beteiligten Briefkastenfirmen nachweisbar Überweisungen durchgeführt. Sie haben als »dritte Partei« Konten für Siemens-Schwarzgelder sogar gegründet, verwaltet und später wieder aufgelöst. Noch 2012 haben sie dabei rund zwei Millionen US-Dollar an ein UBS-Nummernkonto überwiesen, ohne die Due Diligence ernst zu nehmen


  Den Einwand eines Mossfon-Kollegen, der Siemens-Manager Hans-Joachim K. sei in eine Schmiergeldaffäre verwickelt gewesen, wischte dessen Ansprechpartner bei Mossack Fonseca mit dem Halbsatz beiseite, das sei Schnee von gestern. Dabei speisten sich die Millionensummen in Firmen jener Ex-Siemens-Manager genau aus diesem Schnee.


  Allein in diesem einen Fall ignoriert Mossack Fonseca derart viele Warnzeichen, dass es beinahe unheimlich ist: Die Beteiligten waren zum Teil unwillig, ausreichend Informationen über sich zu liefern, sie nutzten mehrere Konten, sie traten konspirativ auf, sie lieferten widersprüchliche Erklärungen über die Herkunft der Gelder, sie waren sogar schon mit dem Verdacht auf Finanz-Straftaten in Verbindung gebracht worden. Diese Warnsignale, auf die Geldwäsche-Experten immer wieder hinweisen, lernt jeder zu deuten, der in einer Bank auch nur einen Hauch von Verantwortung übertragen bekommt. Auch bei Mossack Fonseca ist man nicht naiv: Wir finden heraus, dass eine Mossfon-Tochter sogar Seminare zur Geldwäschebekämpfung anbietet.


  Dennoch ignorieren Mossfon-Leute solche Anzeichen wieder und wieder.


  Der Fall Siemens zeigt, wie wenig sich Mossfon dafür interessiert, ob in den von ihnen verwalteten Firmen zweifelhafte Dinge vorgehen. Spätestens ab Mitte 2008 wussten die Mossfon-Leute von problematischen Siemens-Kassen. Mossack Fonseca hat sein Mandat jedoch nicht niedergelegt. Im Gegenteil, die Mitarbeiter halfen offenkundig sogar dabei, Geld hin und her zu überweisen: K.s Vertrauensmann bei Mossfon machte gegenüber der Berenberg Bank offensichtlich falsche Angaben zum Ursprung der Gelder – und Mossfon-Angestellte transferierten diese Gelder weiter von Konto zu Konto und am Ende zu Hans-Joachim K. selbst und zu einem weiteren Siemens-Kollegen.


  All das tat Mossack Fonseca unter gekonnter Verschleierung verräterischer Details, unter Zuhilfenahme von Codewörtern, Abkürzungen und sogar anonymen E-Mailadressen.


  Derart konspirativ verhalten sich die Mossfon-Leute aber nicht nur im Fall von Siemens. Wir finden dutzende Fälle, in denen die Vermögensverwaltungs-Abteilung von Mossfon die Endkunden – mit denen die Kanzlei angeblich doch nie zu tun hat – mit anonymen E-Mail-Konten versorgt. Diese E-Mail-Adressen enden auf »@tradedirect.biz« – ein E-Mail-Dienst, von dem wir zuvor noch nie gehört haben. Auf der Internetseite www.tradedirect.biz bietet die Firma »global trade and professional consulting« an, mit einem angeblichen Fokus auf »international exporting and importing«. Tatsächlich gibt es nur einen weiterführenden Link, der blinkend auf der Seite steht: »secure email«. Wer darauf klickt, landet direkt auf der Anmeldeseite eines gewöhnlichen Outlookservers. Ganz ähnlich übrigens dem der Süddeutschen Zeitung. Aber in wessen System loggt man sich hier ein?


  Nach ein paar weiteren Rechercheschritten in den Daten wissen wir es: Es ist ein interner Mailserver von Mossack Fonseca. Nach ein wenig Recherche in den Daten ist klar: Trade Direct International, deren E-Mail-Endung so viele Mossfon-Kunden für ihre heimliche Kommunikation benutzen, gehört zum Mossack-Fonseca-Kosmos. Jürgen Mossack und Ramón Fonseca halten laut unseren Daten die Aktien der Trade Direct International über eine Scheinfirma namens Serena Services LLP, die ihren Sitz in Großbritannien hat. Die Webseite, auf der von Import-Export-Geschäften die Rede ist, scheint kaum mehr als eine Fassade zu sein.[85]


  Wir finden interne E-Mails, die genau festhalten, wie sich Kunden dort einloggen können. Die E-Mails beschreiben die unter Tarnnamen angelegten Kundenkonten (etwa »winniepooh@tradedirect.biz«), die Bildschirmnamen (»Winnie Pooh«), Benutzernamen (»winnie«) und die Passwörter (»win48491«). Wir könnten uns in dutzende klandestine E-Mail-Konten einloggen, theoretisch. Wir machen es natürlich nicht, so verlockend es auch ist.


  
    [ ]
  


  Die Tarnidentitäten sind dabei oft bizarr gewählt, neben »Winnie Pooh«, dem Bären aus dem gleichnamigen Walt-Disney-Zeichentrickfilm, stoßen wir auf Zauberlehrling »Harry Potter« und »Daniel Radcliffe«, den Schauspieler, der mit der Rolle des Harry Potter berühmt wurde. Andere Aliasse lauten »fighter«, »panama«, »oktoberfest« oder gar »Vater«, »Tochter« und »Sohn«.


  Und es wird noch besser: Wie in einem sehr schlechten Agentenfilm sprechen die Mossfon-Berater ihre Kunden in den E-Mails auch tatsächlich mit den Decknamen an:


  »Lieber Harry«.


  »Hi Sohn«.


  »Hallo Vater«.


  Unsere Lieblingszeile ist aus einer E-Mail an »Winnie Pooh«: »Ich beziehe mich auf mein Treffen mit Harry Potter«.


  »Harry Potter« ist übrigens ein erfolgreicher US-Anwalt, »Vater« ebenso, »Winnie Pooh« eine Managerin. Und »fighter«, also »Kämpfer«? Ein ehemaliger Boxweltmeister …


  Die E-Mails der Kunden kommen durch die Verbindung mit dem Mossfon-internen Server bei den Mossfon-Mitarbeitern dann auch tatsächlich nur mit dem Tarnnamen an, sodass wir jedes Mal recherchieren müssen, wer hinter »Vater«, »Harry Potter« oder »Bruni« steckt. Auffällig ist auch, dass Kunden mit anonymer E-Mailadresse bei Mossack Fonsecas seltsamer Trade-Direct-Firma sehr häufig ein Problem mit undeklarierten Geldern zu haben scheinen. Noch interessanter ist aber, dass ihre jeweiligen Berater von Mossack Fonseca nicht selten diese Probleme zu kennen scheinen …


  Ein paar Beispiele:


  Ein Kunde etwa meldet sich, weil er ein paar Schecks im Wert von etwa 100000 Dollar einlösen möchte, aber bitte »ohne Verbindung« zu sich oder seiner Firma. Jeder Sparkassenlehrling würde an dieser Stelle die Frage stellen: Warum wollen Sie das denn?


  Mossack Fonsecas Berater dagegen werden erfinderisch, um dem Kunden die beste Lösung zu geben: Man könne das Geld in eine anonyme Stiftung legen, ist einer der Vorschläge, die dann Aktien einer Firma kauft, und diese Firma macht eine Spende an den Kunden. Oder, rät einer der Mossfon-Anwälte, man könne eine Offshore-Firma gründen und in die Statuten schreiben, dass »diese Firma namens ABC auch unter den Namen XYZ und BLA Geschäfte macht«. So könne er das Bankkonto auf einen dieser anderen Namen laufen lassen.


  Für zwei andere Kunden kommt ein Mossfon-Berater mit einem ähnlich ausgefallenen Vorschlag. Kunde eins würde gerne sehr viel Geld aus den USA ins Ausland bringen. Kunde zwei würde gerne seine Gelder aus Singapur dezent zurück in die USA schaffen. Die Idee von Mossack Fonseca: Die Kunden sollten sich das Geld gegenseitig überweisen, Kunde zwei 800000 US-Dollar von seinem Konto in Singapur auf ein Konto von Kunde eins in der Schweiz, Kunde eins innerhalb der USA von seinem Konto auf das von Kunde zwei. So hätten beide 800000 US-Dollar dort, wo sie das Geld gerne sähen. Allerdings, so der Mossfon-Mann, müsse man sich »noch einen Grund« für die Überweisung von Kunde eins an Kunde zwei innerhalb der USA überlegen. Vielleicht eine Art »Services Agreement«, sodass Kunde eins Kunde zwei für – nie stattgefundene – Dienste bezahle?


  Doch: Mossfon schlägt tatsächlich vor, eine Scheinrechnung auszustellen. Eine Anleitung zur Verschleierung.


  Die Schmerzgrenzen von Mossack Fonseca sind erstaunlich niedrig. Der Kundin mit dem Alias »Tochter« empfehlen sie sogar, den Referenzbrief zu einer Überweisung in die Schweiz auf Mossfon auszustellen, denn Mossack Fonseca »ist eine Anwaltskanzlei. So sollte nicht der Anschein oder der Gedanke aufkommen, dass Sie Geld außer Landes« bringen. Mossfon hilft also, eine Fassade aufzubauen. Und verspricht, dass »wir irgendwie versuchen, Compliance zu vermeiden«.


  Entschuldigung? Compliance vermeiden?


  Würden solche Beispiele nur vereinzelt auftreten, wären sie vielleicht erklärbar. Als individuelles Versagen Einzelner. Aber es sind keine Einzelfälle. Wir sehen an vielen Stellen, dass Mossack Fonseca mitspielt, wenn es um verdächtige Transaktionen oder Anfragen geht.[86]


  
    [ ]
  


  Wir stoßen beispielsweise auf den Fall eines früheren Siemens-Vorstands. Er nutzte Mossack Fonseca offenbar, um Geld diskret aus der Schweiz nach Panama umzuleiten. Wenige Tage nachdem Ende November 2012 das Steuerabkommen mit der Schweiz im Bundesrat gescheitert war – das vorgesehen hätte, dass Steuerhinterzieher anonym bleiben und straffrei ausgehen würden –, gingen E-Mails bei Mossfon ein, in denen sein Name erwähnt wurde. Ein Kundenbetreuer der andorranischen Andbank erklärte, man wolle den Escrow-Service von Mossfon nutzen – also Geld über die Bande Mossack Fonseca woandershin überweisen.


  Der Kunde habe durch Geschäfte in den USA und Schweden Vermögen angehäuft, heißt es in einem Mailwechsel von Dezember 2012. Auf mehreren Schweizer Konten lägen etwas mehr als zwei Millionen Euro und gut eine Million Schweizer Franken. Dieses Geld wolle der ehemalige Siemens-Manager laut den E-Mails auf ein Investmentkonto der Andbank in Panama transferieren. Wir finden in den Unterlagen auch eine Kopie seines bis 2014 gültigen Passes. Außerdem ein Empfehlungsschreiben eines Züricher Vermögensverwalters, in dem es heißt, der Ex-Siemensianer sei seit 2008 Kunde und ein »seriöser und achtbarer Mensch«.


  Von einem Konto – das den Unterlagen zufolge nicht auf seinen Namen, sondern auf den einer Briefkastenfirma läuft – ging das Geld offenbar in mehreren Tranchen an eine Treuhandfirma, die es wiederum an die Andbank Panama transferierte – zu Händen einer weiteren Treuhandfirma. Diese ist eine Firma von Mossack Fonseca. Von ihrem Konto, so die Anweisungen an Mossack Fonseca, sollten die Millionen sofort auf das Konto des »Endkunden« überwiesen werden. Allerdings sei zu beachten, dass der Name des Kontoinhabers auf keinen Fall auf der Überweisung auftaucht.


  Auf diese Weise flossen im Dezember 2012 insgesamt rund drei Millionen Euro von der Schweiz nach Panama, ohne dass nach außen hin der Name des Ex-Siemens-Mannes sichtbar wurde. Mossack-Fonseca-intern ist der Endempfänger jedoch klar benannt.


  Warum überwies dieser »seriöse und achtbare« Mensch das Geld von dem Schweizer Konto nicht ohne Umwege auf ein Investmentkonto in Panama? Warum wurde ein viel komplizierterer und auch teurerer Weg gewählt? Mossack Fonseca rechnete für den geheimniskrämerischen Geldtransfer 0,5 Prozent der überwiesenen Summe ab, bei insgesamt rund drei Millionen Euro also etwa 15000 Euro. 15000 Euro für einen Transfer, der mit einer simplen Überweisung abgewickelt werden könnte – die bei vielen Banken sogar umsonst ist.


  Eine Überweisung aber wäre den Steuerbehörden womöglich nicht verborgen geblieben – und damit auch nicht der Name des Ex-Siemens-Vorstands.[87]


  
    [ ]
  


  Das ganz normale Geschäft für Mossack Fonseca ist nicht der Treuhandservice, wie ihn der ehemalige Siemens-Vorstand nutzte, sondern der massenhafte Verkauf von Scheinfirmen und Stiftungen an die institutionellen Vermittler. Diese Vermittler reichen die Gesellschaften an ihre jeweiligen Kunden weiter – im Mossfon-Sprachgebrauch: die Endkunden. In diesem Brot-und-Butter-Bereich des Mossfon-Geschäfts geht es nicht um astronomische Vermögen, und da werden keine Harry-Potter-E-Mail-Adressen vergeben. In diesen Gesellschaften parkt der ganz normale steuerminimierende Immobilienmakler, Zahnarzt oder Unternehmer sein Geld. Tatsächlich weiß Mossack Fonseca über diese Leute meistens ziemlich wenig, aus internen Mossfon-Unterlagen ist sogar ersichtlich, dass sie bei tausenden von Offshore-Firmen nicht einmal die Eigentümer kennt.


  Was man bei Mossfon aber zumindest oft sehr wohl kennt und weiß, sind die Gründe, warum Banken und Vermögensverwalter diese Briefkastenfirmen brauchen. Denn als Verkäufer treffen sich die Mossfon-Mitarbeiter natürlich immer wieder mit ihren Kunden, vor allem den regionalen Briefkastenfirmen-Verkäufern in Ländern wie der Schweiz, Luxemburg oder Großbritannien.


  Über solche Gespräche erstatten die Mossack-Fonseca-Leute Bericht, und zwar schriftlich, in dafür vorgesehene Felder im internen Computersystem. Die Berichte, die uns vorliegen, könnten kaum deutlicher sein:


  Dort finden sich dutzende Male Bemerkungen über Banken, deren Kunden »undeklarierte Gelder« hätten – und deswegen »sehr sensibel« seien, was die Geheimhaltung anginge. Bei einem Kunden notieren die Berater, »seine Kunden wollen in der Regel ihr Vermögen vor Exfrauen und der Steuer verstecken«. Und so geht es weiter. Dann gibt es noch etliche Berichte, in denen offen festgehalten wird, die 2005 eingeführte europäische Zinsabschlagsteuer werde die Geschäfte mit diesem oder jenem Kunden ankurbeln. Die Steuer gilt nämlich nur für Konten von EU-Bürgern, nicht aber für Konten von panamaischen Firmen. Die Einführung der Steuer war für das Geschäft von Firmen wie Mossack Fonseca eine Art Turbobooster: Allein in der Schweiz stieg der Anteil der Konten, die in der Hand von Offshore-Firmen waren, um zehn Prozentpunkte. Die Zahl von Privatleuten als Kontoinhaber sank entsprechend. Der Verdacht liegt nahe, dass viele eine Briefkastenfirma gegründet haben, damit nicht mehr sie als Kontoinhaber auftauchen, sondern diese anonyme Firma, der man im Zweifel nicht ansieht, wem sie wirklich gehört.


  In den Mossfon-Memos der jüngsten Jahre finden sich auch immer wieder leicht deprimierte Notizen über Banken, die kaum mehr Schwarzgeld verwalteten und deswegen als Kunden nicht mehr infrage kämen.


  In mehreren Fällen haben wir beobachtet, dass Banken, ihre Rolle als Beihilfetäter kaum verklausulierend, von Mossfon ebenso wenig abgelehnt wurden wie deren Klienten. Stattdessen stand man oft mit Rat und Tat zur Seite: Die Mossfon-Leute erklärten, welche Steueroase für welches Bedürfnis am besten sei, welche Konstruktion den größten Schutz verspreche und schworen immer wieder, dass die hochsensiblen Daten der wahren Eigentümer bei Mossfon gut aufgehoben seien. Man habe ein »state of the art«-Datencenter, und die Verschlüsselung aller Kommunikation geschehe mit »höchsten Weltklasse-Standards«, beruhigte ein Mossfon-Kundenbetreuer einen Schweizer Kunden, der sich nach der Offshore-Leaks-Enthüllung um die Sicherheit seiner Daten sorgte. Auch anderen Kunden schwört Mossfon, dass all die sensiblen Daten bei Mossack Fonseca in guten Händen seien und Panama niemals verlassen würden.[88]


  Nun ist genau dies aber passiert, und es liegen nicht nur Daten bei uns, bei den Journalisten. Auch die deutschen Steuerbehörden haben, wie hier im Buch bereits erwähnt, nach unseren Informationen vor einiger Zeit für eine Million Euro Unterlagen gekauft, die rund 600 Mossack-Fonseca-Firmen mit mutmaßlich deutschen Besitzern betreffen. Die Fahnder durchsuchten aufgrund dieser Daten im Frühjahr 2015 nicht nur bei Helfern und Ermöglichern wie der Commerzbank, sondern nach unseren Informationen auch bei rund 100 Mossfon-Endkunden.


  Die Dokumente, die die Fahnder bei ihren Hausbesuchen sichergestellt haben, sind sozusagen die Gegenstücke zu den Einträgen im internen Mossfon-System – die einen offenbaren die Absicht, Steuern zu hinterziehen, die anderen belegen, dass Steuern hinterzogen wurden.


  Der Nachweis, dass Mossack Fonseca deutschen Bürgern die Steuerhinterziehung ermöglicht hat, wird damit wohl gerade von staatlicher Seite erbracht.


  Einige deutsche Banken, wie die Commerzbank oder die HSH, haben wegen ihrer Geschäfte mit Mossack Fonseca schon Bußgelder in zweistelliger Millionenhöhe akzeptiert, damit die Verfahren gegen sie eingestellt wurden: 17 Millionen Euro etwa die Commerzbank, 22 Millionen Euro die HSH Nordbank. Die Summen setzen sich jeweils zusammen aus Strafzahlungen und der Abschöpfung unrechtmäßiger Gewinne aus den illegalen Geschäften. Auf diese Zahlungen wären die Banken vermutlich nicht eingegangen, wenn sie nicht geholfen hätten, Steuern zu hinterziehen.


  Gerade die Commerzbank war übrigens anfangs sehr skeptisch, was die Zusammenarbeit mit Mossfon anging – ihre Mitarbeiter hatten große Sorge, die geheimen Geschäfte könnten auffliegen oder die Scheindirektoren mit dem Geld der Kunden verschwinden. Mossack Fonseca erklärte das System wieder und wieder und schlug dann eine besonders sichere Lösung vor: Bankkunden könnten ihr Geld in einer Offshore-Firma unter dem schützenden Dach einer anonymen Stiftung verstecken. So hätten die Kunden »den Vorteil, gegenüber den deutschen Steuerbehörden wahrheitsgemäß die eingangs genannten Fragen zur Kontoinhaberschaft, zur wirtschaftlichen Berechtigung und zu Vollmachten verneinen zu können«. Übersetzt heißt das: Die Kunden könnten dem Finanzamt sagen, dass ihnen das Konto nicht gehört und dass sie nicht darauf zugreifen können. Weil das Konto pro forma der Firma und die Firma pro forma der Stiftung gehört – die wiederum den Kunden als Begünstigten einsetzt.


  Dieser Tipp kam, laut dem vorliegenden Brief, direkt »von unserem Seniorpartner, Herrn Jürgen Mossack« – dem deutschen Chef von Mossfon.[89] Tatsächlich gerät Mossack Fonseca in den vergangenen Jahren immer und immer wieder ins Visier von Staatsanwälten, wegen Ermittlungen, in die von Mossfon gegründete Firmen verwickelt sind. Im April 2008 beispielsweise trifft in der Zentrale in Panama eine leicht panische E-Mail einer Mitarbeiterin des Büros auf den Seychellen ein. Sie schreibt, der Generalstaatsanwalt der Seychellen habe sich gemeldet, gegen vier von Mossfon verwaltete Firmen liefen Ermittlungen, und das sei nun schon der sechste Fall in nur einem Monat. Die Frau hat offensichtlich Angst, »was passiert, wenn die Fälle vor Gericht landen«, und fragt, »gibt es eine Art Haftungsausschluss, der verhindert, dass gegen uns Angestellte von Mossack ermittelt wird?«.


  Tatsächlich haben wir bislang keinen Fall gefunden, in dem Mossfon als Gehilfe angegangen wurde. Die Staatsanwälte haben sich am Ende dann doch immer auf den Haupttäter konzentriert, also die Personen oder Organisationen, die bei Mossfon Verschleierung suchten.


  Bislang.


  Nach unseren Informationen ermitteln die deutschen Steuerbehörden nämlich gerade auch gegen die Verantwortlichen der Kanzlei Mossack Fonseca, wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung. Also auch gegen Jürgen Mossack.


  Die Fahnder fragen sich offenbar, ob man in der panamaischen Kanzlei mehr wusste, als nach außen der Anschein erweckt wurde.


  Im Gegensatz zu den Fahndern fragen wir uns das nicht mehr. Wir wissen es.


  Damit bricht die zentrale Verteidigungslinie Mossack Fonsecas in sich zusammen.


  Natürlich weiß im Grunde auch jeder, dass Offshore-Firmen oft für solche Zwecke gegründet werden. Aber da Mossack Fonseca sich nun mal entschieden hat, uns gegenüber Theater zu spielen, müssen wir dieses Spiel als solches entlarven. Mossack Fonseca verglich sich uns gegenüber mit einem Großhändler, der nicht wisse, was der Endkunde schließlich mit der Ware anstelle. Aber die Kanzlei weiß eben in vielen Fällen sehr wohl, was in solchen Firmen vor sich geht. Mossfon hält ja oftmals die »Ware« instand und führt sogar darüber Buch. In den Fällen, in denen Mossfon-Scheindirektoren die Firmen »leiten«, ist Mossfon nicht selten sogar in fragwürdige Geschäfte direkt involviert.


  Im Februar 2015 hatte Mossfon uns auch erklärt, dass jede Person, die eine Vollmacht für eine Firma bekomme, zuerst geprüft werde, durch einen sogenannten World Check. Auffällige Kunden würden dann gar nicht erst angenommen oder bekämen keine Vollmacht. Nun sehen wir in den Daten den Fall eines hochrangigen südamerikanischen Managers einer staatlichen Ölfirma. Sein Name fällt dem Mossfon-Mitarbeiter auf, und er erklärt dem Anwalt des Öl-Managers, man könne ihm keine Vollmacht für die Firma ausstellen. Was aber ginge: Dass man die Vollmacht für den Sohn ausstelle … Es solle einfach nicht erwähnt werden, dass der Bevollmächtigte der Sohn des eigentlichen Inhabers sei.


  Das Bild vom Großhändler stimmt nicht, aber Mossfon versucht es immer wieder zu platzieren. So versucht sich die Kanzlei von ihren »ethisch herausgeforderten« Endkunden zu distanzieren, wie Jürgen Mossack diese Art von Klientel in einem Lobby-Brief an die Finanzregulierungsstelle der Britischen Jungferninseln nennt. Er hätte auch schreiben können: Kriminelle.


  Es scheint, als hätten auch Jürgen Mossack und sein Partner mit ethischen Herausforderungen zu kämpfen.


  
    zurück
  


  
    [15. Kapitel] Geheimtreffen mit Alpenblick

  


  Wir haben schon einen seltsamen Beruf, das muss man hier auch mal so hinschreiben. Seit Monaten sitzen wir an unserem Datenberg und haben in der Süddeutschen Zeitung noch fast niemandem davon erzählt. Bislang war das auch okay, wir laufen sonst auch nicht dauernd durchs Haus und erzählen von unseren Recherchen. Aber jetzt, an diesem Dienstag im September, wird es richtig seltsam: Hundert Reporter aus der ganzen Welt sind angereist, um mehr über das Projekt Prometheus zu erfahren. Das heißt, dass unsere SZ-Kollegen uns im Aufzug mit den BBC-Kollegen Englisch sprechen hören und das südkoreanische Team vor dem Hochhaus filmen sehen. Die SZ-Kollegen stehen hinter Ritu Sarin aus Indien am Drehkreuz in der Eingangshalle und sitzen neben dem österreichischen Kollegen Florian Klenk vom Falter, den einige hier persönlich und viele vom Sehen kennen, draußen in der Sonne vor dem Café des SZ-Hochhauses. Kurzum: Es fällt auf, dass wir Besuch haben. Sogar die neue Guardian-Chefredakteurin Katharine Viner ist angereist, um sich unser Projekt erklären zu lassen.


  Und was sagen wir unseren Kollegen, wenn sie uns im Aufzug, im Café oder im Foyer fragen, was denn da heute los sei?


  Äh. Also. So ein Treffen? Eine Art Konferenz?


  Wir stammeln uns dem Ende der Gespräche entgegen und kommen uns dabei komisch vor. Das legt sich erst wieder, als wir uns daran erinnern, warum wir diese Wichtig- und Heimlichtuerei betreiben: weil irgendjemand irgendwo auf der Welt Angst um sein oder ihr Leben hat. Unsere Quelle.


  Dennoch spricht sich das Treffen natürlich im Haus herum. Einige Kollegen weihen wir ein, weil sie später eine wichtige Rolle im Projekt einnehmen werden, etwa die Redakteure aus dem Ressort Außenpolitik, mit ihrer Expertise und den Korrespondenten auf der ganzen Welt. Aber wir können kaum jemanden zu den Gesprächen mit den ICIJ-Kollegen einladen, wir haben schlicht keinen Platz mehr. Partner um Partner hat das ICIJ inzwischen an Bord geholt; Ziel ist es, in jedem Land, zu dem wir gute Treffer haben oder welche erwarten, Journalisten zu haben. Wir hatten erst 40 Anmeldungen, bald darauf 60, dann 80 – am Ende sitzen 104 Journalistinnen und Journalisten zusammen, um zu diskutieren.


  In die Sky-Lounge des SZ-Hochhauses, in der wir uns treffen, dürften wir eigentlich nur 80 hineinlassen. Aber was sollten wir tun? Kollegen ausladen? Der Raum reicht über zwei Etagen und ist an drei Seiten nur von Fenstern eingefasst. Die Berge in der Ferne, dort die Stadt mit ihren Türmchen und drüben die selbstverständlich in 1860-Blau leuchtende Allianz-Arena.


  Wir lassen an den Fenstern die Jalousien herunter, damit wir den Beamer benutzen können. Während unsere Chefredakteure Kurt Kister und Wolfgang Krach die Gäste begrüßen, testen wir am Handy noch schnell das WLAN. Auch das funktioniert, es kann losgehen.


  Das große ICIJ-Treffen in München. Zwei Tage Prometheus.


  
    [ ]
  


  Schon seit Tagen ist unser Ressortleiter Hans Leyendecker in ausgesprochen feierlicher Stimmung, er ist erklärtermaßen stolz, was seine »jungen Leute« da anstellen. Und natürlich, wann kommen schon mal die Guardian-Chefin und hundert andere Topjournalisten vorbei? Aber wir waren in den Tagen davor zu sehr damit beschäftigt, die Anzahl der Apfelsaftflaschen nach oben zu korrigieren, zu überlegen, wo die Lunch-Pakete ausgegeben werden sollen, oder einen weiteren Beamer für die Arbeitsgruppe Südamerika zu organisieren, als dass wir den Termin herbeigesehnt hätten. Außerdem mussten wir unsere Reservierung in einem bayerischen Wirtshaus in der Münchner Innenstadt immer wieder um Plätze aufstocken – wir hatten unseren Kollegen versprochen, dass sie Bier aus viel zu großen Gläsern trinken dürfen und dazu Schweinebraten und Knödel bekommen. Am Tag vor dem Treffen haben wir uns mit dem ICIJ-Team aus Washington zusammengesetzt und die Tagesordnung der beiden Tage besprochen.


  Und dann geht die Konferenz los: Wir erzählen vom Leak (aktueller Stand: 2,4 Terabyte, acht Millionen Dateien, 200000 Briefkastenfirmen) und den bisherigen Ergebnissen (35 Spuren zu Staatschefs), und die ICIJ-Kollegen führen die eigens entwickelten Rechercheplattformen vor – für all jene Kollegen, die im Juli noch nicht in Washington dabei waren. Wir sind elektrisiert, als wir hören, was unsere Kollegen, die schon länger mit uns an dem Projekt arbeiten, gefunden haben und welche Einschläge sie in ihren Ländern erwarten. Mittlerweile arbeiten 200 Journalisten aus mehr als 65 Ländern daran, und nicht alle schreiben alle ihre Treffer ins Forum. Wir bringen hier auch uns auf den neuesten Stand unserer Recherchen.


  Leo Sisti aus Italien berichtet von den Verstrickungen der Mafia, Jake Bernstein vom ICIJ erzählt, dass er inzwischen etliche weitere weltbekannte Kunsthändler gefunden hat, und Edward Scharfenberg aus Venezuela stellt all die »Chavistas« vor, die er in den Daten gefunden hat – also Sozialisten und Anhänger des vor Kurzem verstorbenen Parteichefs Hugo Chávez. Der isländische Kollege Jóhannes Kr. Kristjánsson präsentiert seine Recherche: Neben dem aktuellen Premierminister, den wir schon am Anfang unserer Recherchen gefunden hatten, ist Jóhannes auch noch auf die mittlerweile verurteilten Eigentümer einer der drei großen isländischen Pleitebanken gestoßen. So geht es reihum. Am Nachmittag fasst der stellvertretende Guardian-Chefredakteur Paul Johnson seine Eindrücke in Worte, die uns noch ein wenig begleiten werden. Seine Zeitung, sagt er, sei schon an vielen tollen Projekten beteiligt gewesen: Wikileaks, Snowden-Files, Offshore-Leaks. »Aber nichts in dieser Größenordnung. Es ist einfach unglaublich.«


  
    [ ]
  


  Nachdem die großen internationalen Geschichten vorgestellt worden sind, beginnt der zweite Teil des Treffens: Wir organisieren uns in Projektgruppen. Etliche Themengebiete – Russland, FIFA, Waffenhandel – sind zu groß, als dass eine Redaktion allein sie bearbeiten könnte. Die Gruppen existieren zum Teil schon, aber es lässt sich deutlich besser austauschen, wenn man sich persönlich gegenübersitzt anstatt sich verschlüsselte E-Mails zu schreiben oder Texte ins Forum zu stellen. Zum Beispiel mit unseren beiden russischen Kollegen Roman Anin und Roman Schleynow. Sie sind vor wenigen Tagen zu unserer kleinen Russland-Arbeitsgruppe gestoßen, die sich seit unserem Treffen in Washington in alles gräbt, was russisch ist. Und das ist so einiges.


  Zuallererst natürlich: Sergej Roldugin, der Cellist und Taufpate von Putins Tochter, in dessen Firmennetzwerk wir schon mehr als eine halbe Milliarde Dollar gefunden haben. Dann wären da auch noch Putins (mittlerweile sanktionierte) Judofreunde Boris und Arkadi Rotenberg[90] sowie Putins Cousin Igor und einer der reichsten Männer Russlands: Alischer Usmanow. Der Oligarch hat mit Rohstoff- und Mediengeschäften ein Vermögen angehäuft, zeitweise mehrere Prozent von Facebook besessen, und noch immer ist er Großaktionär des Londoner Fußballclubs Arsenal. Mossfon selbst bewertet ihn intern als »hoch riskanten« Kunden – behält ihn aber zunächst trotzdem.[91] Die Liste ließe sich fortsetzen. Alle diese Namen sind auch deswegen so interessant, weil die Männer Putin nahestehen – und der wiederum hat das Offshore-System als »unpatriotisch« gegeißelt. Da macht es sich nicht unbedingt gut, dass so viele Personen aus seinem Umfeld ausgerechnet in dieser unpatriotischen Offshore-Welt unterwegs zu sein scheinen.


  Roman Schleynow erzählt uns von einem weiteren Fall, den er gerade recherchiert. Es geht um die Firma Earliglow Limited, sie wurde 2010 auf den Britischen Jungferninseln gegründet. In den Firmenunterlagen ist Roman auf ein interessantes Dokument gestoßen: Earliglow, heißt es darin, sei »non-direct-shareholder« einer russischen Firma namens Svyazdorinvest.


  Svyazdorinvest wiederum hat um 2010 von der russischen Staatsfirma Rostec den Zuschlag für den Bau einer Glasfaserleitung zwischen China und Russland bekommen. Geschätztes Auftragsvolumen: 550 Millionen US-Dollar. Ein Megaprojekt.


  Der Direktor von Rostec, Sergej Tschemesow, ist ein alter KGB-Freund Putins, auch er steht mittlerweile auf den Sanktionslisten von EU und USA. Der Absolvent der Russischen Generalstabsakademie war einst zusammen mit Putin in Dresden stationiert, später avancierte er zu einem der wichtigsten Mittelsmänner des russischen Staatschefs. Der Vater hat über die Staatsfirma, die er leitet, einen millionenschweren Auftrag an eine Firma vergeben, die zum Teil seinem Sohn gehört. So jedenfalls stellt sich das Ganze für uns dar. Und es wird noch besser: Auch die Tochter des Rostec-Vizechefs hält über die Earliglow unseren Dokumenten zufolge indirekt Anteile an Svyazdorinvest.[92]


  Es sieht so aus, als seien wir hier auf einen Teil der »Russland GmbH« gestoßen – jenes gigantischen Selbstbedienungsladens im Gewand einer Demokratie, den Experten schon seit Jahren kritisieren. »Kleptokratischen Autoritarismus« nennt es Karen Dawisha, Autorin des jüngst erschienenen Buches »Putin’s Kleptocracy«.


  Roman Schleynow erzählt uns erst jetzt ausführlich von dieser Geschichte, weil bislang weder er noch Roman Anin aus Selbstschutz Zugang zum Forum hatten.


  Nach längerem Überlegen entscheiden wir uns gemeinsam mit dem ICIJ für folgende Lösung: Die beiden bekommen hier in Deutschland Smartphones, die nur für dieses Projekt sind. Und die sie auf der Stelle entsorgen, sobald sie den Verdacht haben, dass ein Trojaner darauf installiert worden sein könnte. Journalisten, die in Russland arbeiten und auch Putin-kritische Texte veröffentlichen, berichten regelmäßig von Einbrüchen in ihre Büros und Wohnungen. Dass Büros und Wohnungen verwanzt sind, ist eigentlich selbstverständlich. Die beiden Romans werden nicht telefonieren mit den neuen Smartphones.


  Also gehen wir mit ihnen einkaufen. Wir fahren zu einem nahe gelegenen Elektromarkt und zahlen bar, damit keine Spuren zu uns führen.


  
    [ ]
  


  Während des Treffens nutzen wir jede Gelegenheit, die Teilnehmer zur Vorsicht aufzurufen. Nur ein falscher Satz zur falschen Person – und schon könnte Prometheus auffliegen. Mossack Fonseca wäre gewarnt, ebenso die Kunden. Sie hätten ewig Zeit, eine Gegenstrategie auszuarbeiten, während unsere Geschichten noch nicht mal zur Hälfte recherchiert sind. Das ganze Projekt wäre in Gefahr.


  Das ist der Worst Case.


  Der Best Case ist: Im Frühjahr 2016 gehen hunderte Journalisten aus der ganze Welt am selben Tag, zur selben Uhrzeit mit der Geschichte rund um die panamaische Kanzlei Mossack Fonseca online – und niemand hat bis dahin von dieser Teamrecherche erfahren.


  Zu den Fragen, die wir in München lange diskutieren, gehören auch die nach dem genauen Veröffentlichungsdatum und dem Namen des Projektes, also unter welchem Schlagwort die Veröffentlichungen laufen sollen. Beide können wir nicht endgültig beantworten. Die meisten sind sich einig, dass wir einen Sonntagabend anpeilen wollen, um die ganze Woche das Thema setzen zu können, und dass Mitte März oder Anfang April ein guter Zeitpunkt wäre. Aber bei 200 Journalisten aus über 60 Ländern gibt es viele Einschränkungen. Am 7. und 8. März erscheinen in Russland keine Zeitungen: Frauentag. Keine Option. Am 13. März sind in Deutschland drei Landtagswahlen. Sehr ungünstig, die Zeitungen wären voll mit Wahlergebnissen. In der Woche vom 20. März kommen die Osterfeiertage, am 3. April sind in Peru Präsidentschaftswahlen.


  Puh. Wir vertagen die Entscheidung.


  Das Gleiche gilt für die Namensfindung. Soll es #globalleaks oder #offshoreuncovered sein? #panamafiles oder #theshellgame? #shadowland oder #hiddenmoney? Wir finden keinen Konsens, nur zwanzig weitere Vorschläge.


  Die Diskussionen ziehen sich hin. Aber das ist der Preis, den man zahlt, wenn man so viele Kollegen an Bord holt. Auch die Mischung aus TV- und Zeitungsjournalisten birgt Probleme. Die Fernsehkollegen brauchen Bewegtbilder aus Panama, und die würden sie gerne möglichst bald drehen, alles muss ja in den Schnitt, und am Ende wird es sowieso immer furchtbar knapp, sagen die Fernsehkollegen. Wir aber wollen nicht, dass in den nächsten Monaten zwei Dutzend Fernsehteams vor dem Büro von Mossack Fonseca auftauchen. Und »ganz unauffällig« drehen.


  
    [ ]
  


  Rita Vásquez steht auf und meldet sich zu Wort. Sie ist Vize-Chefredakteurin von La Prensa, der panamaischen Zeitung, die im Heimatland von Mossfon selbst berichten wird, unser Partner vor Ort. Und Rita sagt, was wir uns bereits dachten: dass Panama ein kleines Land sei und die Offshore-Branche eine Branche, deren Vertreter ständig auf der Hut seien vor recherchierenden Journalisten. Sie glaubt, wenn auch nur ein einziges Kamerateam komische Fragen stelle, würden nicht nur die Mossfon-Leute sehr nervös werden. Weil man sich kenne und die Branche eng mit der Politik verbunden sei – wie man im Fall Ramón Fonsecas, dem Berater des Präsidenten, ja gut sehen könne. Die TV-Kollegen sind überzeugt. Wir wollen die Branche nicht jetzt schon nervös machen.


  Wenn Rita Vásquez über die Offshore-Industrie spricht, hören wir alle besonders genau zu, sie kennt die Branche wie sonst kaum jemand. Nicht nur, weil sie in Panama lebt, eine der Schaltzentralen dieser Industrie, sondern vor allem, weil sie früher selbst Managerin einer panamaischen Offshore-Filiale auf den Britischen Jungferninseln war. Sie will nicht weiter über ihre Vergangenheit sprechen, aber ihre Erfahrungen und ihr Wissen werden dazu beitragen, dass wir Panama besser verstehen, dieses Land, das für Mossack Fonseca trotz aller Gesetzesanpassungen der ideale Standort ist. Und, nebenbei bemerkt, für eine ganze Reihe weiterer Kanzleien, die ihr Geld mit Offshore-Firmen verdienen.


  Es wird nicht einfach werden, Verständnis für Panama zu entwickeln – oder sollen wir sagen: für den Teil Panamas, der so vielen Verbrechern, Diktatoren, korrupten Firmen und Steuerhinterziehern hilft, Geld zu verstecken. Natürlich ist Panama nicht mehr die »Narco-Kleptokratie«, wie US-Senator John Kerry, der spätere Präsidentschaftskandidat, das Land 1988 nannte, weil ein erstaunlicher Anteil der Drogengeschäfte über Panama lief. Aber noch immer, so zitiert der britische Autor Nicholas Shaxson einen US-Beamten, sei das Land »voller unehrlicher Anwälte, unehrlicher Banker, unehrlicher Offshore-Firmen-Verkäufer und unehrlicher Firmen«. Etwas sachlicher, aber in der Tendenz ähnlich hart, ist es in einem Report nachzulesen, den das US-Außenministerium im März 2014 veröffentlicht hat. Demnach sei Panama immer noch ein »attraktives Ziel für Geldwäscher«, die schmutzige Vermögen dort weißwaschen, die durch Drogenhandel, Korruption und Steuerhinterziehung angehäuft worden seien. »Zahlreiche Faktoren behindern den Kampf gegen die Geldwäsche«, heißt es in dem Report weiter, unter anderem »die Existenz von Inhaberaktien«, »mangelnde Zusammenarbeit von Regierungsstellen« oder »ein schwaches Justizsystem, empfänglich für Korruption und Vetternwirtschaft«. Auch auf der schwarzen Liste der Steueroasen, die die EU im Juni 2015 veröffentlicht, ist Panama vertreten.


  
    [ ]
  


  Einige Tage nach der Abreise unserer Kollegen hat sich der panamaische Präsident Juan Carlos Varela in New York angekündigt. Eine große Rede soll es werden. Wir schauen sie im Internet an: Varela schreitet an das Pult im großen Saal der Vereinten Nationen, nestelt kurz sein Manuskript zurecht und beginnt zu reden. 16 Minuten. Es soll eine Art Befreiungsschlag werden. »Panama verpflichtet sich, die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der steuerlichen Transparenz auszubauen und in Richtung eines automatischen Informationsaustauschs in Steuerfragen auf bilateraler Basis weiterzuentwickeln«, sagt Varela.


  Ausgerechnet Varela, dessen Berater der Offshore-Tycoon Ramón Fonseca ist, will mit dem Steueroasendasein abschließen? So jedenfalls wirkt es. Denn was soll der automatische Informationsaustausch denn anderes bedeuten als das Ende der Steueroase Panama?


  Schreiben wir über etwas, was zum Zeitpunkt der Veröffentlichung längst nicht mehr aktuell ist? Greifen wir ein Land an, das gerade beschlossen hat, sich von Grund auf zu reformieren? Nun, zum einen geht es in unseren Daten nicht nur um Panama. Mossfon verwaltet und/oder gründet ja auch Firmen auf den Britischen Jungferninseln, den Seychellen, den US-Bundesstaaten Nevada und Wyoming, auf den Bermudas, auf den Bahamas, Samoa und British Anguilla. Und zum anderen ist die Frage, wie glaubhaft Varelas Ankündigungen sind.


  
    [ ]
  


  Wenig später stellen wir fest: Wir sind nicht die Einzigen, die Varelas Rede registriert haben.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ich habe die Rede des Präsidenten Panamas vor den Vereinten Nationen gehört. Wird er das durchziehen und wirklich Panamas Daten für den Austausch bereitstellen?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Schwer zu glauben.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Das wäre ein Problem für Mossack Fonseca, richtig?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Wenn es konsequent umgesetzt wird: ja.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Und Ramón Fonseca ist Varelas Berater.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Jep.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Also wird das nie und nimmer passieren …

            
          

        
      

    

  


  Ein paar Tage später spielt uns die Quelle einen Brief zu, den die Verantwortlichen bei Mossack Fonseca nach der Rede Varelas den Kunden schreiben ließen, also Banken, Kanzleien und Vermögensberatungen. Offenbar in der Annahme, ihre Kunden seien durch Varelas Rede ähnlich aufgeschreckt wie wir, wenn auch aus anderen Gründen, versucht Mossfon sie zu beruhigen: »Wir würden Ihnen gern versichern«, heißt es da, dass in Varelas Rede »keine Veränderung der bestehenden Gesetze und Regelungen verkündet« worden sei.


  Keine Veränderung? Hat Varela nicht von mehr Transparenz und einem automatischen Informationsaustausch gesprochen? Irgendwie schon. Aber Mossack Fonseca gibt sich zuversichtlich, dass all das auf panamaische Art gelöst werden wird: Ein möglicher »Austausch wird so gestaltet sein müssen«, schreiben sie, dass er »nicht missbraucht wird, um die Wettbewerbsfähigkeit mancher Länder auf Kosten von anderen zu beeinträchtigen«.


  Man darf beim Lesen dieser Sätze nicht vergessen, dass Ramón Fonseca nicht nur einer der engsten Berater des Präsidenten ist, sondern obendrein der stellvertretende Parteivorsitzende der Regierungspartei. So einer hat das Ohr des Präsidenten, und so einer könnte im Zweifel auch den Einfluss haben, den es braucht, um missliebige Gesetze abzumildern. Selbstverständlich nur, um die Wettbewerbsfähigkeit Panamas zu erhalten.


  In jenem Schreiben von Mossack Fonseca heißt es weiter, Präsident Juan Carlos Varela werde weiterhin die »Interessen des Landes« verteidigen.


  Die Interessen Panamas. Wir wären nicht überrascht, wenn die zufällig deckungsgleich wären mit den privaten Interessen des Kabinettsmitglieds Ramón Fonseca. Und irgendwie sind sie das ja auch: Je mehr Geld Kanzleien wie Mossfon nach Panama holen, umso besser. Das galt jedenfalls bislang.


  
    zurück
  


  
    [16. Kapitel] Die Kanzlei des Bösen

  


  Eine der Folgen des Treffens in München ist, dass wir uns ein paar Tage lang wieder ganz auf Mossack Fonseca selbst konzentrieren, auf die diversen Geschäfte der Firma, die hinter all dem steht, was wir bislang herausgefunden haben.


  Das Problem ist nur: Es ist nicht eine Firma. Es sind viele. Dutzende.


  Im Laufe der Recherchen sind wir und unsere Prometheus-Kollegen immer wieder auf seltsame Firmen gestoßen, die zum Kosmos Mossfon zu gehören scheinen. Der Nachweis ist nur nicht ganz so einfach, weil die Aktien meist nicht von Mossack Fonseca oder den Partnern der Kanzlei gehalten werden, sondern von Mossfon-Holdings – die aber nicht auf den ersten Blick als Mossfon-Holdings zu erkennen sind. Es ist kompliziert.


  Mossack Fonseca verschleiert nach außen nicht nur die Besitzverhältnisse ihrer Kunden, sondern auch ihre eigenen. Das hat objektiv den Vorteil, dass Mossfon sich, wenn es bei einer ihrer Firmen rechtliche Probleme gibt, bequem von der Tochterfirma distanzieren könnte. Im Vice-Magazin beschreibt Jack Blum, ein ehemaliger Ermittler des US-Senats, diese Taktik, die nicht nur Mossfon anwendet, sondern auch andere Firmen: Der Trick sei, dass es »nahtlos und vertikal eng verknüpfte Organisationen« seien – »bis zu dem Punkt, an dem ein Ermittler oder Polizist aufkreuzt, dann lösen sie sich urplötzlich in eine Reihe separater Einheiten auf, und jeder behauptet felsenfest, nicht zu wissen, was irgendjemand sonst innerhalb des Systems tut. Es ist wie ein zusammengebasteltes Puzzle, das urplötzlich auseinanderfällt, wenn jemand zu ermitteln beginnt.«


  Allerdings verwaltet Mossfon alle eigenen Firmen selbst – und wir haben auch diese Unterlagen. Es ist nur eine Menge Kleinarbeit, bei jeder einzelnen Firma allen Spuren zu folgen. Wie bei den russischen Matrjoschka-Puppen gibt es immer noch eine weitere Firma, die wir öffnen müssen, und noch eine und noch eine, bis wir am Ende irgendwann die letzte, die kleinste Puppe finden. Die Spur zu Jürgen Mossack.


  Das aktuellste Beispiel ist die Mossfon-Niederlassung im US-Bundesstaat Nevada. Dort läuft seit einigen Jahren eine Klage, die Paul Singer, der Besitzer des Hedgefonds NML Capital, angestoßen hat, ein Nebenschauplatz seiner Auseinandersetzung mit dem argentinischen Staat. Singer will ja nachweisen, dass der verstorbene Präsident Néstor Kirchner und seine Frau, die ehemalige Präsidentin Cristina Kirchner, rund 65 Millionen US-Dollar außer Landes gebracht hätten – angeblich mit Hilfe von 123 Offshore-Firmen, die Mossack Fonseca gegründet hat. Was die Kirchners bestreiten und wofür es bislang keinerlei Beweise gibt. Da Paul Singers Anwälte in Panama keinerlei Aussichten hätten, die internen Dokumente einzuklagen, und der Großteil dieser Firmen in Nevada angemeldet wurde, klagen sie in dem US-amerikanischen Bundesstaat auf Offenlegung der Besitzverhältnisse.


  Und tatsächlich: Die Strategie von Mossack Fonseca war von Anfang an die Distanzierung von M.F. Corporate Services (Nevada) Limited. Jürgen Mossack selbst erklärt noch in einer Stellungnahme vom 8. Juli 2015 – unter Eid –, Mossack Fonseca und M.F. Nevada seien getrennte Firmen, es bestehe keine Mutter-Tochter-Beziehung, und Mossack Fonseca habe auch keinen Zugriff auf »interne Angelegenheiten oder tägliche Abläufe«.


  Als wir das in den Daten nachprüfen, finden wir eine E-Mail-Konversation, die das Gegenteil nahelegt. Im Herbst 2014 haben die Mitarbeiter von Mossack Fonseca demnach Angst, das Büro von M.F. Nevada könnte durchsucht werden – davor warnen laut den E-Mails ihre Anwälte in Nevada. Eine solche Durchsuchung aber wäre offenbar ein riesiges Problem. Denn die Ermittler würden »leicht Beweise dafür finden, dass wir etwas verstecken«, schreibt einer der Mossfon-Leute. Nämlich die enge Verbindung von Mossack Fonseca Panama zu M.F. Nevada. Also schmieden sie einen Plan, dessen »Ziel es ist, dass M.F. Nevada nicht mit Mossfon verbunden werden kann«.


  Das Vorgehen ist wie folgt: Die einzige Angestellte in Nevada, Patricia A., solle sich im Arbeitsalltag verhalten, »als wäre sie eine Vermittlerin, das ist tatsächlich genau, was wir erreichen wollen«. Deswegen ergeht in Panama der Beschluss, dass A. ein neues Telefon bekomme solle, »sodass der direkte Zugang zum gesamten Mossfon-Adressbuch, den sie hat, nicht gesehen werden kann«. Das neue Telefon – das Patricia A. laut späteren E-Mails auch bekommen hat – soll außerdem keinen Speicher für getätigte Anrufe haben.


  
    [ ]
  


  Das nächste Problem ist das interne System, auf das Patricia A. Zugriff hat. Das soll »den Ermittlern verborgen sein«. Nur: Nach einigem Hin und Her stellen sie fest, dass das nicht geht. Also entscheidet Mossfon Panama, nach Rücksprache mit einem Geschäftsführer, ihr den Zugang zu löschen. Aber damit nicht genug. Die Ermittler könnten bei einer Durchsuchung auf Patricia A.s Computer feststellen, dass sie bislang das interne System genutzt hat. Diese Spuren finde man in den lokalen Log-Dateien, also solle ein gewisser Francisco »via Fernsteuerung« diese Logs »säubern«. Und auch das Büro selbst wird gesäubert: »Als Andrés [gemeint ist ein Mossfon-Mitarbeiter] nach Nevada kam, säuberte er alles und brachte alle Dokumente nach Panama«, heißt es in einer der E-Mails.


  Bei der Mafia gibt es einen eigenen Begriff für die Leute, die nach der Tat diskret alle Spuren beseitigen: Cleaner.


  Nur zu Erinnerung: Jürgen Mossack hat unter Eid erklärt, Mossack Fonseca kontrolliere die internen Angelegenheiten oder täglichen Abläufe von M.F. Nevada nicht.[93]


  Andererseits: Hat Mossack nicht auch erklärt, es bestehe kein Mutter-Tochter-Verhältnis? Nach einigen Mühen finden wir einen Antrag auf Eröffnung eines Kontos von M.F. Nevada, und in diesem Antrag legen die Mossfon-Leute die Eigentümerstruktur offen: Alle Aktien von M.F. Nevada wurden demnach von einer Offshore-Firma namens Tornbell Associates gehalten, die wiederum zu 45 Prozent Jürgen Mossack, zu ebenfalls 45 Prozent Ramón Fonseca und zu zehn Prozent Christoph Zollinger gehört, dem Schweizer Juniorpartner der beiden.[94]


  Mossacks Behauptung, M.F. Nevada sei keine Tochtergesellschaft von Mossack Fonseca, ist typisch dafür, wie die Kanzlei und ihre Verantwortlichen versuchen, die wahren Sachverhalte zu verschleiern.


  Nebenbei versucht Mossfon noch, seine Kunden anderweitig vor dem klagenden Hedgefondsbesitzer Paul Singer zu schützen: Sie schicken E-Mails an die Verwalter betroffener Mossfon-Firmen und schreiben, sie »könnten nur wiederholen« zu raten, möglichst keinen Besitz in diesen speziellen Firmen zu halten. Dieser könnte theoretisch beschlagnahmt werden, schreiben die Mossfon-Leute, falls das Gericht Mossack Fonseca am Ende doch zwingen könne, alle Informationen herauszugeben.


  Wo wir nun schon einmal M.F. Nevada als Unternehmen der Mossfon-Gruppe enttarnt haben, versuchen wir die Suche nach den mit Mossfon verbundenen Firmen systematisch anzugehen. Wir listen alle Firmen auf, von denen wir schon wissen, dass sie Mossack Fonseca gehören. Wir kommen auf 37. Bei noch weit mehr Firmen haben wir den Verdacht.


  
    [ ]
  


  Dann haben wir das große Glück, dass der Kollege Jan Strozyk vom NDR ein Excel-Dokument findet, das uns extrem weiterhilft: eine Art »Mossack Fonseca auf einen Blick«. Weil Mossfon offenbar eine Versicherungspolice abschließen will, haben die Mossfon-Leute ihr gesamtes Universum in ein paar Tabellen zusammengestellt. Und Firmen aufgezählt, die dazu gehören. Stand: 2014.


  Vermutlich gehörte es zu den Vertragsbedingungen der Versicherung, dass Mossfon erklärt, womit sie ihr Geld verdient und welche Firmen dabei involviert sind. Die Ironie dabei ist, dass Mossack Fonseca bei demselben Konzern offenbar auch eine Art Versicherung gegen Wirtschaftskriminalität abgeschlossen hat. Wir recherchieren, was der Versicherer darunter genau versteht, und finden tatsächlich eine Definition. Demnach schützt diese Versicherung Firmen »vor den finanziellen Folgen von Betrug (durch Angestellte oder dritte Parteien), Diebstahl (inklusive Überfall und Einbruch) [von außen, zu Lasten Mossfons, Anm. d. Verfasser] und elektronischem Betrug. Das Risiko beinhaltet ›interne‹ Verluste durch Angestellte, die das Vertrauen missbrauchen, das die Firma ihnen entgegengebracht hat, ebenso wie ›externe‹ Verluste.«


  Wir können nicht ausschließen, dass Mossfon sich damit auch gegen genau das versichert, was in diesem Augenblick passiert: dass interne Daten in die Hand von Journalisten gelangen.


  Durch das Dokument bekommen wir jedenfalls erstmals einen verlässlichen Überblick über die Firma. Demnach hatte Mossack Fonseca im Geschäftsjahr 2013 fast 100 Gesellschaften mit verschiedenen Geschäftszwecken und zusätzlich mehr als 100 verbundene Firmen, die als Scheinfirmen fungierten.


  Eine Ebene über den Mossfon-Tochterfirmen gibt es laut der Unterlage insgesamt 12 Holdings, die allesamt in dem Excel-Dokument aufgeführt werden. Macht insgesamt deutlich über 200 Gesellschaften.


  Mossfon ist nicht nur eine Anwaltskanzlei, Mossfon ist ein vielarmiger Krake!


  Ob es wirklich das gesamte Firmennetz ist? Wir würden nicht darauf schwören. Was wir aber sehen: Mossack Fonseca bietet auch Dienste an wie die Registrierung von Yachten und Flugzeugen, rechtliche Beratung in Sachen geistigen Eigentums, Vermögensverwaltung, Investmentbanking, Treuhänderdienste oder die Vermietung virtueller Büros. Andere Firmen sind zuständig für Immobilien, Bankkonten, Telefonleitungen, Fuhrparks oder Abrechnungen. Und natürlich gibt es für Büros in anderen Ländern eigene Firmen. Wenn also eine solche Mossfon-Niederlassung juristischen Ärger bekommt, etwa weil sie eine Firma verwaltet, die in Betrug oder Sanktionsbruch verwickelt war, kann sich das panamaische Hauptquartier jederzeit distanzieren. Wie von dem erwähnten US-Sonderermittler Jack Blum beschrieben.


  In diesem Übersichtsdokument erfahren wir erstmals auch, wie viel Umsatz Mossfon angeblich macht, und zwar 42,6 Millionen US-Dollar im Jahr 2013. Eine Zahl, die uns ein wenig ratlos zurücklässt. Natürlich sind die Kosten, die dem entgegenstehen, nicht sonderlich hoch. Die Scheindirektoren etwa verdienen ja zum Teil nur rund 5000 US-Dollar im Jahr. Aber dennoch hätten wir vermutet, dass sich Mossack Fonseca ihr mindestens grenzwertiges Vorgehen und damit verbundene Risiko besser bezahlen lässt.


  Das Dokument schlüsselt auch genau auf, welche Unternehmensbereiche welchen prozentualen Anteil am Umsatz hatten. Wenig überraschend wird der Großteil von den Firmen erwirtschaftet, die sich dem Kerngeschäft widmen: dem Gründen und Verwalten von Offshore-Firmen. Aber die Bereiche, in denen Unternehmen der Mossack-Fonseca-Gruppe direkt mit Endkunden zusammenarbeiten, tragen einen nicht unerheblichen Teil bei, nämlich rund zwölf Prozent. Im Jahr 2013 beschäftigt Mossack Fonseca dem Dokument zufolge insgesamt 588 Mitarbeiter, davon 342 in Panama, 140 in Asien und 40 auf den Britischen Jungferninseln. Aber auch 6 in Kolumbien, 3 in Samoa, 5 in Luxemburg und 18 in El Salvador. Man könnte meinen, dass diese Zahl von Angestellten auch Unmengen Kosten verursacht, aber das Lohnniveau in El Salvador, Panama oder den Britischen Jungferninseln ist weit unter europäischem Niveau.


  
    [ ]
  


  Insgesamt hat Mossfon nach eigenen Angaben im Herbst 2015 fast fünfzig Büros in mehr als dreißig Ländern. Mehr als dreißig dieser Büros sind Tochtergesellschaften, die restlichen »Partnerbüros« mit für uns unklarem rechtlichen Status, am ehesten vergleichbar mit Franchisenehmern.


  Inmitten der 200 Firmen könnte man eine unscheinbare Firma beinahe übersehen, die bis vor Kurzem noch International Outsourcing hieß, seit einiger Zeit aber Mossfon Executive. Die Firma mit Sitz in Panama hat 2013 wohl zwanzig Angestellte, darunter die, deren Namen uns nach all den Monaten mit den Mossfon-Daten geläufig sind: Scheindirektoren und Scheindirektorinnen, Strohmänner und Strohfrauen, die angeblich die Geschicke »ihrer« Firmen leiten.


  Sie sind die, die nach außen immer wieder in Erscheinung treten, die man sogar googlen kann. Sie sind es, die in internationalen Medien auftauchen, weil sie für Offshore-Firmen unterschreiben, die in die Schlagzeilen kommen. Auf ihnen lastet mit der größte Druck: Sie sind die Gesichter, die Namen zu Tausenden von Firmen. Ihre Namen landen auf Sanktionslisten, in Anklageschriften, Blogs und Zeitungsartikeln. Und im Zweifel, so erklären es uns Experten aus Panama, können sie sogar für das Treiben der Briefkastenfirmen verklagt werden.


  Man kann sich vorstellen, warum sie nicht bei Mossack Fonseca direkt angestellt sind.


  
    [ ]
  


  Eine der Scheindirektorinnen von Mossfon ist Leticia Montoya. Sie war Direktorin der Casa Grande Development, die für Siemens in Lateinamerika schwarze Kassen verwaltete, und der Firma, mit welcher der nicaraguanische Machthaber Arnoldo »Fat Man« Alemán und seine Helfer Millionen verschoben haben sollen. Die Liste ließe sich sehr lange fortsetzen, insgesamt sehen wir ihren Namen allein im panamaischen Firmenregister auf mehr als 25000 aktuellen und ehemaligen Direktorenposten.


  In Worten: fünfundzwanzigtausend.


  Dabei sind in dieser Zahl all die Posten nicht enthalten, die Montoya bei Briefkastenfirmen außerhalb Panamas hält oder hielt. Die Gesamtzahl liegt vermutlich erheblich höher.


  Leticia Montoya muss sich die Frage gefallen lassen, wie sie es schafft, ihre Pflichten als Direktorin in einem solchen Firmengewirr sorgfältig wahrzunehmen.


  Aber wer ist Leticia Montoya, die Königin der Scheindirektorinnen?


  Laut Kopie ihres Ausweises wurde sie im März 1953 in Panama geboren, ist panamaische Staatsbürgerin und heißt mit vollem Namen Leticia Montoya Moran. Sie hat keine höhere Schule besucht, spricht laut unseren Quellen kaum Englisch und wohnt in einer ärmlichen Gegend außerhalb von Panama-Stadt. Was kaum verwunderlich ist, denn obwohl Mossack Fonseca in dem Geschäft mit den Scheindirektoren Millionen verdient, lassen sie ausgerechnet die exponierten Scheindirektoren daran nicht teilhaben: Wir haben fast ein wenig Mitleid, als wir in einem Memo sehen, dass Leticia Montoya – die laut einer internen Aufstellung seit Oktober 1981 bei Jürgen Mossack arbeitet – zeitweise gerade mal 400 US-Dollar im Monat verdiente.


  Eine kurze Rechnung: Mossfon verlangt für den Scheindirektoren-Service rund 450 US-Dollar im Jahr. Pro Firma setzt Mossfon in vielen Fällen drei Scheindirektoren ein, macht also 150 Dollar pro Scheindirektor. Der Jahresverdienst von Leticia Montoya lag zumindest zeitweise bei 4800 US-Dollar.[95] Wäre sie Direktorin von nur 32 aktiven Firmen, würde sie also genau ihren Jahresverdienst einspielen. Montoya ist aber tatsächlich Direktorin von mehr Firmen. Viel mehr Firmen. In einer Aufstellung aus dem Jahr 2012 ist sie als Direktorin von 3143 Briefkastenfirmen aufgeführt. Das heißt, sie spielte 2012 allein fast eine halbe Million US-Dollar ein. Das ist das Hundertfache ihres Gehalts.


  
    [ ]
  


  Das System der Scheindirektoren braucht im Wesentlichen drei Formulare, um zu funktionieren – und diese Papiere finden wir zu Tausenden in den Daten. Der Strohmann, der in der Offshore-Sprache »Nominee Director« heißt, sichert dem wahren Eigentümer zu, dass er seinen Anweisungen folgen wird und keine Ansprüche gegen ihn oder die Firma hat (»Nominee Director Declaration«). Dann gibt er dem wahren Eigentümer, dem »Beneficial Owner«, eine Vollmacht (»Power of Attorney«), die diesen zum De-facto-Geschäftsführer macht. Im dritten Dokument schließlich – das nicht standardmäßig ausgefüllt wird – bittet der falsche Direktor um seine Entlassung (»Resignation Letter«). Der Scheindirektor unterschreibt diesen Brief und übergibt ihn dem wahren Eigentümer, trägt aber kein Datum ein – so kann der echte Chef den falschen jederzeit und sogar rückwirkendloswerden. Der falsche Direktor ist also oft von Anfang an entmündigt.


  Für den Alltagsgebrauch weist Mossack Fonseca seine Scheindirektoren immer wieder sogar an, allerlei Dokumente blanko zu unterschreiben, oft Kontoeröffnungsanträge, aber auch Aktienvordrucke, in die die Kunden nur noch den Namen der Firma einzutragen brauchen. So geht alles im Bedarfsfall sehr schnell, weil Mossfon Panama nicht eigens die Scheindirektoren zum Unterschreiben holen muss.


  Und es geht noch absurder: Wir finden in den Daten immer wieder Ordner, in denen massenweise blanko unterschriebene Blätter liegen. Weiße leere Blätter, mit Unterschriften von drei Scheindirektoren, in verschiedenen Kombinationen. Mal unterschreiben die Direktoren unten auf der Seite, mal in der Mitte und mal oben. Aus diesen weißen Blättern kann theoretisch alles werden. Ein Kaufvertrag, eine neue Vollmacht, die Schließung einer Firma.


  
    [ ]
  


  Auch Jürgen Mossack übernahm Direktorenposten und fungierte als Strohmann. Als »Jurgen Mossack« bringt er es immerhin auf rund 1500 ehemalige oder aktuelle Direktorenposten. Wenn man die Firmenregistereinträge »Jurgen Mossack 1«, »Jurgen Mossack7058«, »Jurgen Jurgen Mossack« oder andere Schreibweisen dazuzählt, werden es sogar noch ein paar mehr.[96]


  Wir finden eine E-Mail von 2008, laut der Mossack selbst – und seine erste Frau – nicht mehr als Scheindirektoren verwendet werden sollen. Inzwischen lässt er diesen Job also nur noch seine Leute machen. Und wenn die Fehler machen, wenn ein Scheindirektor oder eine Scheindirektorin doch verklagt werden sollten, hat Mossfon ja dafür gesorgt, dass es nicht das große Ganze trifft: Soll doch dann jemand die Firma verklagen, in der die meisten Scheindirektorinnen und Scheindirektoren beschäftigt sind – er wird bei dem Mossfon-Satellit Mossfon Executive landen, einer der mehr als 200 Mossfon-Firmen.


  Wie war das Bild noch mal, das der ehemalige US-Ermittler Jack Blum verwendete? Ein Puzzle, das urplötzlich auseinanderfällt, sobald jemand zu ermitteln beginnt.


  Nach diesem System funktioniert offenbar der gesamte Mossfon-Kosmos. Da Jürgen Mossack und Ramón Fonseca eigene Firmen haben, etwa für das Treuhandgeschäft, die Vermögensverwaltung der Kunden, die Stiftungen und die meisten Büros, träfe eine Ermittlung oder eine Klage immer erst mal eine Tochterfirma. Die aber nicht sofort als Tochterfirma zu erkennen ist, da sie von einer Offshore-Firma gehalten wird, die oft wiederum selbst von einer Stiftung gehalten wird.


  Dieses Prinzip der kleinen, lose verbundenen Einheiten setzen Jürgen Mossack und Ramón Fonseca fast logisch auch privat fort. Beide haben ihr Vermögen in einem Geflecht von Firmen untergebracht, von denen die meisten eine überschaubare Funktion zu haben scheinen. Eine Firma Jürgen Mossacks besitzt ein paar Fincas, eine andere ein Penthouse, eine seinen Hubschrauber-Hangar, eine seinen Hubschrauber, eine seine Teakholz-Plantage, eine sein Gold und wieder eine andere seine Yacht – die »Rex Maris«, König des Meeres. Seine Kanzlei hat Jürgen Mossack, den Sohn des deutschen Abenteurers Erhard Mossack, ohne Frage zu einem sehr reichen Mann gemacht. Zu einem reichen Mann mit einem Spleen für Offshore-Firmen: Sogar für seine Autos hat er einzelne Firmen, eine für den Mercedes, eine für den Volvo, eine für den Mazda und für den Chevrolet Tahoe.[97]


  Das zentrale Element seiner privaten Vermögensplanung scheint eine Stiftung namens The Mossack Family Foundation zu sein. Ihr gehören die meisten Anteile seiner privaten Offshore-Firmen, dorthin fließen offenbar auch Gewinne aus den Mossfon-Aktivitäten. Hauptbegünstigter der 1997 gegründeten The Mossack Family Foundation ist Jürgen Mossack, als nachrangige Begünstigte sind aber auch Kinder und Stiefkinder eingetragen. Mossack ist derzeit das dritte Mal verheiratet, da kommt einiges zusammen.


  Die Mossack Family Foundation hält, wie so viele der Stiftungen, die Mossfon verkauft, ein diskretes Konto in der Schweiz.


  Aber die Familie profitiert nicht nur von der Firma, die Familie ist längst Teil der Firma: eine Tochter aus erster Ehe und ein Sohn, ebenfalls aus erster Ehe, arbeiten schon etliche Jahre bei ihrem Vater. Die Tochter zuletzt offenbar als Kundenberaterin, der Sohn als Anwalt. Mossacks erste Frau war offenbar zeitweise Scheindirektorin, Mossacks zwei Stieftöchter aus zweiter Ehe waren oder sind ebenfalls bei Mossfon, und auch seine dritte Frau, eine gebürtige Kubanerin, hat für Mossack Fonseca gearbeitet, als Anwältin.


  Jürgen Mossacks Bruder Peter, dem panamaischen Honorarkonsul in der Nähe von Darmstadt, wird Mossfon-intern auch eine Firma zugeschrieben. Unklar ist, ob Peter Mossack diese auch wirklich nutzt. Im Februar 2015 erklärte er uns gegenüber noch, dass er von den Aktivitäten seines Bruders keinerlei Ahnung habe.[98] Selbst Jürgen Mossacks Mutter und seinen Vater, den Ex-Waffen-SS-Rottenführer und späteren CIA-Informanten Erhard Mossack, haben wir ja mit einer Firma in den Mossfon-Archiven gefunden.


  Die Familie, la familia. Die Firma. Alles ist eins.


  
    zurück
  


  
    [17. Kapitel] Spirit of Panama

  


  Eine der Schlüsselfiguren der panamaischen Kanzlei haben wir in ihrer Bedeutung bisher unterschätzt, das wird uns klar, als wir intensiver zu Christoph Zollinger recherchieren. Ganz zu Anfang haben wir den Schweizer als einen von drei Partnern in der Kanzlei angesehen, allein schon weil er gemeinsam mit Mossack und Fonseca um Zustimmung gefragt wurde, wenn die Mossfon-Leute vor besonders schwierigen Entscheidungen standen – etwa der Frage, ob man einen dubiosen Kunden behalten sollte oder nicht. Die drei Männer antworteten dann meist in kurzen ein- oder zweizeiligen E-Mails, und damit war die Sache entschieden.


  Doch nach der Commerzbankrazzia im Februar 2015 und unserer Berichterstattung darüber erschien Ende April 2015 im Schweizer Tages-Anzeiger ein Porträt über Zollinger, in dem er mit den Worten zitiert wird, er sei schon 2011 bei Mossack Fonseca ausgestiegen, und obendrein auch kein Partner gewesen. In seinen Antworten auf die Fragen der Zeitung – deren Schwesterblatt SonntagsZeitung inzwischen ebenfalls in das Projekt Prometheus eingestiegen ist – schreibt Zollinger aber nicht nur, er sei »nicht Partner respektive Teilhaber von MF Panama« gewesen, sondern auch »nie zeichnungsberechtigt«, und zwar »weder auf Dokumenten noch auf Bankkonten«. Außerdem habe er »weder die Prokura noch andere Vollmachten« gehabt und sei auch »NIE Mitglied des Board of Directors« gewesen. Und: Er sei auch kein Aktionär von Mossfon gewesen.


  Wer öffentlich derartig konsequent dementiert, sollte besser im Recht sein. Allein schon, weil es ziemlich unangenehm wäre, öffentlich der Lüge überführt zu werden. Also gingen wir nach dem Tages-Anzeiger-Artikel erst einmal davon aus, dass Zollinger die Wahrheit sagt. Wir nahmen uns aber vor, den Schweizer noch einmal genauer anzuschauen. Es war noch eine Menge Zeit, und es gab einfach zu viele andere Enden, die wichtiger schienen.


  Auch wenn sich nicht viele Geschichten so wunderbar erzählen lassen wie die Geschichte Zollingers: Er reist nach seinem Jurastudium durch die Welt und bleibt 1995 in Panama hängen, wo er erst bei einem Internetprovider arbeitet und 1997 schließlich bei Mossack Fonseca einsteigt, zunächst als Assistent der beiden Gründungspartner. Schnell arbeitet er sich nach oben und tritt 2004 in die Geschäftsleitung ein. Er bekommt die panamaische Staatsbürgerschaft, heiratet eine Panamaerin und wird später sogar »Spezialbotschafter des Außenministeriums«.


  2010 unternimmt er in der Schweizer Heimat eine Probefahrt mit dem Bob durch den Eiskanal von St. Moritz und ist von dem Sport so begeistert, dass er offenbar beschließt, den Protagonisten des Kinofilm »Cool Runnings« nachzueifern. In der US-Komödie versucht eine jamaikanische Bobmannschaft gegen alle Widerstände bei den Olympischen Spielen anzutreten – die im Kern wahre Geschichte des jamaikanischen Bob-Teams, das 1988 bei den Olympischen Spielen in Calgary mitfuhr. Zollinger gründet also in Panama einen Bobverband, holt Sponsoren wie Adidas und BMW an Bord, engagiert einen Weltklassetrainer und sucht per TV-Castingshow Anschieber für seinen Bob »Spirit of Panama«. Eine Sympathiewelle schwappt durch das Land, sogar der Staatspräsident drückt den Bobfahrern öffentlich die Daumen für das große Ziel: die Olympischen Spiele 2014 in Sotschi. Die Geschichte vom exotischen schweizerisch-panamaischen Bob-Team wird nicht nur in Panama und der Schweiz begeistert aufgegriffen, auch im Kindermagazin des Spiegel erscheint ein Text über den »Traum auf Kufen«. Die Mannschaft um Zollinger und Eduardo Fonseca – Ramóns Sohn – wähnt sich auch gut im Rennen. Bis sich Christoph Zollinger am Fuß verletzt und die Qualifikation scheitert. Ende eines Traums.


  
    [ ]
  


  Zollinger gerät wieder in unser Visier, als wir ein Papier mit Hinweis auf die Eigentümer der Mossack Fonseca & Co. S.A. finden. Dort wird, mit Stand vom 21. Mai 2008, Christoph Zollinger als Inhaber von 10 Prozent der Aktien genannt, es wird nicht erwähnt, ob er die Aktien direkt oder indirekt hält. Die restlichen 90 Prozent halten danach je zur Hälfte Ramón Fonseca und Jürgen Mossack.


  Zollinger war demnach zumindest 2008 offenbar sehr wohl indirekter Aktionär von Mossack Fonseca & Co – was er im April 2015 im Tages-Anzeiger-Interview nicht offenlegte. Wir fragen ihn im März 2016 noch einmal, mit gleichem Ergebnis. Er gibt aber zu, »umgangssprachlich als Partner bezeichnet« worden zu sein und auch »dementsprechend« seine E-Mails signiert zu haben.


  Wir gehen andere wichtige Mossfon-Firmen durch und werden schnell fündig, und zwar in Holdings, also in Firmen, denen wiederum die Anteile anderer Gesellschaften gehören:[99]


  
    
      	
        –

        An der Tornbell Associates – die unter anderem die Anteile der US-Mossfon-Gesellschaft in Nevada hält – hat Christoph Zollinger unseren Unterlagen zufolge zehn Prozent, wohl aber indirekt.

      


      	
        –

        An der Baysel Invest, die die Mossfon-Private-Banking-Sparte Mossfon Asset Management hält, ist Christoph Zollinger mit zehn Prozent beteiligt. Zollinger bestätigt auf Anfrage, Aktionär der Baysel gewesen zu sein, und erklärt, die Gesellschaft sei ihm »aber nicht bekannt« gewesen.

      


      	
        –

        An der M.F. Private Holdings Limited, einer Mossfon-Holding, hielt laut unseren Daten die private Stiftung Panaswiss Foundation zehn Prozent, eine der drei panamaischen Stiftungen, die wir dem Umfeld von Zollinger zuordnen. Dazu Zollinger: »Meine Stiftung war Begünstigte einer Foundation, die Besitzerin der M.F. Private Holdings Limited war.«

      

    

  


  Wir brechen an dieser Stelle ab und wechseln zu der Frage, ob er im Aufsichtsrat vertreten war. Schon nach wenigen Minuten haben wir ein Word-Dokument auf dem Bildschirm, das säuberlich seine Direktorenposten bei diversen Firmen der Kanzlei auflistet. Stand März 2015, also vor der Rechercheanfrage des Tages-Anzeigers, war Zollinger demnach Direktor bei der Kanzlei Mossack Fonseca & Co. S.A., der Treuhandabteilung, der Private-Banking-Sparte, der Trust-Sparte oder der Beechfield Corp. Holding-Gesellschaft.


  Mossack-Fonseca-Angestellte verschickten sogar noch im Mai 2015 Broschüren, in denen Zollinger mit Foto und Lebenslauf als Mitglied des Mossfon-Aufsichtsrats vorgestellt wird, neben Fonseca und Mossack.


  Wir suchen noch einmal Zollingers wörtliches Zitat heraus: »Ich war auch NIE Mitglied des Board of Directors«.


  Anfang März 2016 fragen wir Zollinger auch nach seinen Direktorenposten. Er behauptet nicht mehr, nie Direktor gewesen zu sein, und erklärt, er sei in den letzten Jahren »aus den genannten Gesellschaften aus dem Board ausgetreten«.


  Nächster Punkt: Im Frühjahr 2015 hatte Zollinger dem Tages-Anzeiger erklärt, er sei 2011 bei Mossfon ausgeschieden. Erstaunlich, denn wir finden diverse E-Mails aus eben dem Frühjahr 2015, die er von seiner Mossfon-E-Mailadresse aus verschickt. Noch im März 2015 hat Zollinger etliche Direktorenposten inne. Die jüngsten Schreiben, in denen er von diesen Posten zurücktreten will, hat er unseren Daten zufolge abgeschickt, kurz nachdem wir Ende Februar 2015 in der Süddeutschen Zeitung erstmals über die Machenschaften der panamaischen Kanzlei berichtet haben. Und wir sehen E-Mails, die eine Angestellte namens Andrea N. schreibt, mit der Signatur: »Assistant to Ch. Zollinger«. Und zwar im Juli 2015. In einer internen E-Mail aus demselben Monat listet die Mossfon-Personalabteilung Mitarbeiterstände auf, neben Mossack Fonseca & Co S.A. steht 260, neben »C. Zollinger« immerhin »2«.


  Dazu erklärt Zollinger, er sei tatsächlich 2011 als Chief Operating Officer – also Manager – bei Mossfon ausgeschieden, habe aber »für die von mir begleiteten MF-Projekte« eine »MF-E-Mail-Adresse behalten« und heute »außer einer punktuellen, externen Beratertätigkeit« keine Funktionen mehr. Er habe auch seit 2012 bei Mossfon »keine Mitarbeiterin« mehr gehabt.


  Außerdem behauptet Zollinger im Tages-Anzeiger, Mossfon habe »nie Endkunden beraten« – obwohl er selbst Direktor und Shareholder der Private-Banking-Abteilung ist, die genau das macht, tagein tagaus.


  Auch damit konfrontieren wir ihn. Zollinger erklärt, er habe in jenem Gespräch mit dem Tages-Anzeiger »über die Aktivitäten der Mossack und Fonseca & Co« gesprochen. Zuvor hatte er auch schon behauptet, der Tages-Anzeiger habe »ausschließlich« nach Mossack Fonseca & Co gefragt, was nach unseren Informationen falsch ist. Zum Geschäft mit Endkunden sagte Zollinger: »Mossfon Trust und Mossfon Asset Management gehören nicht zum klassischen Anwaltsgeschäft. Sie beraten direkt Kunden, was auf deren Webseiten auch ausgewiesen wird.«


  Was wir hier sehen, ist wieder der typische Versuch, die Mossfon-Gruppe künstlich aufzuspalten, durch juristische Spitzfindigkeiten.


  Zuletzt erklärt Zollinger dem Tages-Anzeiger, einer der Gründe für seinen Rücktritt aus der Mossfon-Gruppe sei gewesen, dass er sich, »nicht mit dem Offshore-Business als solches identifizieren konnte« und dass er »nicht für mögliche Vergehen Dritter unverschuldet Verantwortung übernehmen« müssen wolle.


  Nach allem, was wir in den Daten sehen, war Christoph Zollinger eine der treibenden Kräfte der Kanzlei. Immerhin war er derjenige, der vehement dazu geraten hatte, Rami Makhlouf, den Cousin und Finanzberater des syrischen Machthabers Baschar al-Assad, als Kunden zu behalten – gegen den Rat der eigenen Mossfon-Compliance-Abteilung.


  Dazu sagt Zollinger heute, seine damalige Einschätzung sei »falsch« gewesen, er bedauere dies.


  Wir haben dieses Kapitel gerade fertig, als unsere Kollegin Julia Stein vom NDR uns den Link zu einem Youtube-Video schickt. Ein Mossfon-lmagefilm. ln Minute acht sagt der Sprecher aus dem Off feierlich, im Jahr 2004 sei Christoph Zollinger »offiziell Partner der Mossfon Group« geworden.


  
    zurück
  


  
    [18. Kapitel] Die Welt ist nicht genug

  


  Irgendwann Ende der Neunzigerjahre kann Joachim zu Baldernach – der in Wahrheit anders heißt – seine Bahamas-Firma nicht mehr finden. Genau genommen hat Baldernach, dessen Familie Milliarden gehören, natürlich nicht die Firma verlegt, sondern nur die anonyme Inhaberaktie für alle 5000 Anteile der irgendwann Anfang der Neunziger gegründeten Briefkastenfirma. Aber diese Aktie ist quasi die Firma. Offshore-Firmen haben selten Büros oder Angestellte, meistens haben sie noch nicht einmal einen eigenen Briefkasten. Also schickt Baldernach einigermaßen zerknirscht ein Fax an die Mossack-Fonseca-Niederlassung auf den Bahamas und fragt, wie er wohl an eine neue Aktie komme. Das Problem für Mossfon ist nun: Sie können nicht wissen, ob zu Baldernach seine Aktie und damit die Firma nicht in Wahrheit verkauft, verliehen oder verpfändet hat. Das ist ja der Grund, warum anonyme Inhaberaktien in eher lichtscheuen Kreisen so begehrt sind: Man kann seine Offshore-Firma jederzeit verkaufen, ohne Spuren zu hinterlassen.


  Was, wenn Mossack Fonseca eine neue Aktie über alle 5000 Anteile ausstellt – und am nächsten Tag kommt jemand mit der verlorenen Aktie? Dieser Jemand wäre der rechtmäßige Besitzer der Offshore-Firma. Am Ende unterzeichnet Joachim zu Baldernach einen »letter of indemnity«, eine Art Haftungsfreistellung für Mossfon, so sehen wir es in unseren Daten. In diesem Brief versichert Baldernach, die Aktie nicht übertragen, verliehen oder anderweitig eingesetzt zu haben, und befreit Mossfon von jeglichem Haftungsrisiko, das im Zusammenhang mit der neu erstellten Aktie entstehen könnte.


  Joachim zu Baldernach bekommt eine neue Aktie. Die Offshore-Firma ist wieder seine.


  Nur: Warum hat sich Baldernach, Abkömmling einer der reichsten deutschen Familien, überhaupt eine Bahamas-Firma zugelegt – noch dazu eine, bei der er erst seit ein paar Jahren als Anteileigner eingetragen ist? Die zuvor völlig blickdicht war, mit Scheindirektoren und anonymer Trägeraktie, später sogar mit Scheinaktionären? Aus steuerlichen Gründen? Ging es darum, das Vermögen zu schützen? In der Familie derer zu Baldernach gibt es, wie in so vielen Familien, viel Streit, auch ums Geld. Oder waren nur praktische oder rechtliche Aspekte entscheidend?[100]


  Vermittelt wurde Joachim zu Baldernachs Offshore-Firma von einer Genfer Beratungsgesellschaft, die damit wirbt, internationale Strukturen zur Steuerminimierung aufzusetzen. Unsere Unterlagen deuten darauf hin, dass Baldernach damit Immobiliengeschäfte in Südamerika tätigte, und sicher können wir sagen, dass seiner Offshore-Firma eine weitere Firma gehörte, die wiederum eine Yacht hielt.


  Mitte der Neunziger eröffnete Baldernach über seine Briefkastenfirma ein Bankkonto in der Schweiz, rund zehn Jahre später folgte eines in Luxemburg. Beides Länder, die für die Diskretion ihrer Banken berühmt sind.


  Die letzte aus unseren Daten ersichtliche Aktivität der Bahamas-Firma ist der Verkauf einer Luxus-Yacht – die Scheindirektoren unterzeichneten den fälligen Vertrag. Joachim zu Baldernach hatte nämlich beschlossen, sich eine noch größere Yacht zuzulegen, eine ganz speziell auf seine Wünsche zugeschnittene Mega-Yacht. Auch diese wird dem Anschein nach wiederum von einer Firma in einer weiteren Steueroase gehalten.


  Alles perfekt organisiert von einem professionellen Family Office. Aber ist es normal, dass man hier eine Offshore-Firma gründet und da eine, dort eine und drüben eine?


  In der Welt der Superreichen offenbar: ja.


  
    [ ]
  


  Irgendwann gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts hat sich eine Parallelwelt entwickelt, in der die »Uberrich«, wie die Amerikaner die Reichsten der Reichen nennen, ihre Vermögenswerte ganz selbstverständlich irgendwo offshore parken. Wir haben eine dreistellige Zahl sehr berühmter und sehr reicher Familien in unseren Daten, die einen Teil ihres Vermögens in Briefkastenfirmen geparkt haben. Zur Hand gehen ihnen dabei die Vermögensverwalter all der Family Offices, der exklusiven Privatbanken und der großen VIP-Abteilungen der Großbanken. Wer Angehörige dieser verschwiegenen Branche fragt, warum das Geld oft fast automatisch offshore landet, hört, dass es keineswegs immer um Steuervermeidung oder gar Steuerhinterziehung geht.


  Die dänische Soziologin Brooke Harrington kann das bestätigen. Sie kennt sich aus, denn sie hat sich zwei Jahre lang zur exklusiven Vermögensverwalterin ausbilden lassen – vor allem aber hat sie zwei Jahre in dieser Welt gelebt. Sie saß in teuren Hotels neben ihren Kollegen, in Weiterbildungen, im Flugzeug, auf Kongressen. Ihr Vorbild für diese Langzeitfeldforschung war der legendäre US-Wissenschaftler John van Maanen, der sich in den Siebzigerjahren in Kalifornien zum Polizisten ausbilden ließ, um diese Welt wirklich verstehen zu können – und um sich das Vertrauen der Gesprächspartner zu erarbeiten. Wie van Maanen stellte auch Harrington fest: Nachdem sie in der Gruppe einmal akzeptiert war, fiel auch die Zurückhaltung. Ihre Gesprächspartner begannen ihr direkt und klar zu antworten, und so kann Brooke Harrington wohl wie kaum jemand anderes beschreiben, was die Vermögenverwalter der Superreichen antreibt. Die »Uberrich« bezahlen ihren Helfern großzügige Honorare, damit diese sie von Verpflichtungen befreien, sagt Harrington, »die der Rest der Welt als Teil des tagtäglichen Lebens betrachtet«. Dazu können Steuern, Schulden und Gerichtsurteile gehören, aber nicht nur das. Eine der Aufgaben der Vermögensverwalter könne es sein, erklärt Harrington, »persönliche Vermögen dem Zugriff von Regierungen zu entziehen«, und damit auch dem Zugriff von Exfrauen, unzufriedenen Erben, wütenden Klägern oder Gläubigern.


  Offshore gehe es nicht nur um die Vermeidung von missliebigen Steuern, sagt Harrington, sondern auch um die Vermeidung von missliebigen Gesetzen, Regeln oder Pflichten.


  In Demokratien lässt sich diese Aussage spezifizieren: Steuern, Gesetze, Regeln oder Pflichten, auf die sich die Bürger geeinigt haben und die für alle gelten sollten.


  So scheint es allerdings längst nicht mehr zu sein.


  »In den Kommandoebenen der US-Wirtschaft ist es wahrscheinlich die Norm, nicht die Ausnahme«, schreibt der Nobelpreisträger und New York Times-Kolumnist Paul Krugman, »eine Menge seines Reichtums offshore zu verstecken.«


  Nach allem, was man weiß – und was wir seit Monaten in unserem Leak sehen –, ist das im Rest der Welt ähnlich. Wir finden einige der reichsten Inder, Afrikaner, Australier, Russen und Chinesen, Milliardäre aus den USA, aus Europa, Lateinamerika und aus Nahost. Wir finden allein schon mehr als 50 Milliardäre aus der Forbes-Liste der 500 reichsten Menschen des Jahres 2015. Und Mossack Fonseca ist nur einer von etlichen großen Anbietern von Offshore-Firmen – wir sind weit davon entfernt, ein Gesamtbild zu sehen.


  Der französische Wirtschaftswissenschaftler Gabriel Zucman hat versucht hochzurechnen, wie viel Prozent des weltweiten Vermögens in Steueroasen liegt. Er kommt auf acht Prozent, rund 5900 Milliarden Euro. Drei Viertel davon, nimmt Zucman an, seien nicht versteuert. Leona Helmsley, die Ehefrau des Immobilienkönigs und Milliardärs Harry Helmsley, packte das einmal in eine etwas direktere Ansprache, mit ganz ehrlichem Stolz: »Steuern sind für die kleinen Leute.« Allerdings sah das ein US-Gericht anders und schickte sie wegen Steuerhinterziehung ins Gefängnis.


  Aber Steuern sind tatsächlich nur ein Anreiz von ungezählten Anreizen, offshore zu gehen. Der britische Autor Nicholas Shaxson, einer der besten Steueroasen-Experten der Welt, fasst es in seinem Buch über »Schatzinseln – Wie Steueroasen die Demokratie untergraben« so zusammen: »Offshore ist ein Projekt der wohlhabenden und mächtigen Eliten, das ihnen hilft, die Annehmlichkeiten der Gesellschaft zu nutzen, ohne ihren Beitrag dazu zu leisten.«[101]


  Nicholas Shaxson schreibt auch, die Offshore-Welt sei »die größte Kraft in der Geschichte, die Vermögen und Macht von den Armen zu den Reichen schiebt«. Tatsächlich verfügt das oberste Prozent der Weltbevölkerung laut der Nichtregierungsorganisation Oxfam bereits heute über mehr Vermögen als der Rest der Welt zusammen. Es ist wenig überraschend, dass sich um dieses eine Prozent eine glänzend verdienende Industrie gebildet hat, die allein davon lebt, diesen ungeheuren Reichtum zu vermehren. Einen Teil dieser Industrie sehen wir in unseren Daten abgebildet, in fast allen Ländern, mit tausenden von Firmen. Es sind die Family Offices, die Vermögensverwaltungen, die Banken, die Anlageberater, die Steuerexperten und natürlich Mossack Fonseca selbst.


  Alle für das eine Prozent.


  
    [ ]
  


  Ein Prozent.


  Aus der Zahl ist inzwischen ein stehender politischer Begriff geworden, er bezeichnet das reichste Prozent eines Landes. In den USA entstand aus der Umkehrung des Begriffs der Slogan einer politischen Bewegung: »Wir sind die 99 Prozent«, skandierten die Anhänger der »Occupy-Wall-Street«-Bewegung, die »99 Prozent« wurden auf Pappen hochgehalten und auf Fahnen geschrieben. Es war der selten gewordene Aufschrei gegen die Auswüchse und die Allmacht des Kapitalismus. Der US-Autor George Packer beschreibt in seinem Bestseller »Die Abwicklung« genau und ohne Schaum vor dem Mund, wie sich die Finanzelite die US-Wirtschaft untertan gemacht hat, welch absurde Folgen das für den Rest des Landes nach sich zieht und warum sich zuvor eher unterdurchschnittlich politisch engagierte Bürger plötzlich mitten in die demonstrierenden Wall-Street-Besetzer wagen: weil sie sich von »denen da oben« verraten fühlen.


  Von Männern wie Sanford I. Weill, der Gründer der einstmals größten Bank der Welt, der Citibank. Der Banker mit dem aristokratischen Auftreten gilt als einer derjenigen, die durch ihre unverantwortlichen Deals für die Bankenkrise von 2008 mitverantwortlich waren. Sanford I. Weill ist eine der Hassfiguren der Occupy-Wall-Street-Bewegung und war – natürlich – einer der Kunden von Mossack Fonseca. Er hielt bei der panamaischen Kanzlei eine Briefkastenfirma namens April Fool. Diesen Namen gab er auch seiner 60-Meter-Yacht, weil Sandy, wie ihn sein Freunde nennen, seine Frau Joan am 1. April 1954 kennenlernte.[102]


  Das ist die Welt des einen Prozents.


  
    [ ]
  


  Der »99-Prozent«-Slogan verbindet den Durchschnittsangestellten und die Putzfrau, den Obdachlosen und die alleinerziehende Busfahrerin, die selbstständige Grafikerin und den Bauarbeiter, und sie alle eint auch die Wut darüber, dass die normalen Menschen in den Zeiten der Krise jeden Tag um ihr Auskommen kämpfen müssen – während die »Uberrich« darüber nachdenken, wie die Offshore-Firma heißen soll, in der sie ihre neue Superyacht, das Penthouse oder die Aktien verstauen.


  Es gibt eine eigene Internetseite, auf der die 99 Prozent ihre Wut herauslassen. Etwa eine junge Frau, die ihren Text auf einem Blatt Papier in die Kamera hält: »Ich bin 30 Jahre alt, habe ein Kind und bin verheiratet. 2006 ging es uns gut, ich wurde schwanger, musste wegen Präeklampsie vier Monate im Bett liegen. Während dieser Zeit wurde ich gefeuert. 2011: Wir haben all unser Eigentum verkauft, um unserer Tochter zu geben, was sie braucht. Ich kann keinen anderen Job finden. Unser Haus wurde gerade zwangsversteigert. ICH HABE ANGST. WIR SIND DIE 99%.«


  Warum erzählen wir das? Weil wir Menschen wie diese Frau bislang nicht in den Daten gefunden haben. Und es ist auch keine gewagte Prognose zu sagen: Wir werden diese Menschen dort auch nicht finden.


  Ein Offshore-Konstrukt wird umso teurer, je komplizierter und blickdichter es aufgesetzt wird. Aber schon für die Standard-Briefkastenfirma gilt: Damit es sich lohnt, muss das Vermögen schon groß sein. Die Finanzdienstleister in Übersee verlangen jährlich satte Gebühren, dazu kommen Honorare für Anwälte, die sich um die Details kümmern, vielleicht noch ein Konto in der Schweiz; das Ganze idealerweise über viele Jahre. Manchmal muss das Vermögen auch noch umständlich dorthin geschafft werden, über ein paar Umwege.


  So sieht das auch Mossfon: »Die allermeisten« seiner Kunden seien »sogenannte High-Networth Individuals«, die über ein Vermögen »von über 500000 US-Dollar« verfügen können, schreibt ein Mossfon-Mitarbeiter einem deutschen Interessenten, und warnt ihn, dass »Strukturen, die ein Höchstmaß an Vertraulichkeit und Professionalität erfordern, in der Regel mehrere tausend Dollar pro Jahr kosten können«.


  Für die Superreichen kein Problem. Und es gibt ja immer noch Reichere: Als »ultra-high-net-worth individual« gilt in der Welt der Vermögensberater, wer aus dem Stand mindestens 30 Millionen Dollar investieren kann. Von dieser Gattung gibt es inzwischen rund 103000 Exemplare, und es werden jährlich mehr.


  Dazu gehören mit Sicherheit viele Scheichs aus dem Nahen Osten, deren Firmen Mossfon verwaltet. Eine davon, die Marshdale S.A., erwirbt im Juni 2009 die legendäre 87-Meter-Motoryacht eines russischen Oligarchen für einige hundert Millionen, die »Ecstasea«. Bei Mossack Fonseca geht es laut den uns vorliegenden Dokumenten intern ein wenig hin und her, wem die Marshdale denn nun gehöre. Bis ein Kollege aufklärt, es scheine so, als wäre »der letztgültige Eigentümer der Firma seine Hoheit Scheich Abdulla bin Zayid Al Nayan aus der Königlichen Familie Abu Dhabis, der Außenminister der Vereinigten Arabischen Emirate«.[103]


  
    [ ]
  


  Und die deutschen Milliardäre und Superreichen?


  Auch die finden sich.


  Wir sehen beispielsweise einige Männer aus den Vorstandsetagen der größten deutschen Firmen, die Offshore-Firmen auf den Britischen Jungferninseln kaufen, weil sie ihre Villa auf Mallorca oder in der Karibik damit halten wollen, oder weil der Vorbesitzer ihnen diese Villa nur so verkaufen wollte. Einer von ihnen schickt uns sogar Auszüge aus seiner Steuererklärung, um zu beweisen, dass alles mit rechten Dingen zugegangen ist. Ein anderer kündigt am Telefon sofort an, er werde »gnadenlos die Hosen runterlassen«, er habe nichts zu verbergen – und lädt zum Termin mit seinem Steuerberater.


  Natürlich: Diese Konstruktionen haben neben anderen Annehmlichkeiten auch Steuervorteile. Wer in einem Land wie Spanien ein Haus kauft, muss heute zehn Prozent Grunderwerbssteuer bezahlen. Die wird aber nicht fällig, wenn man nicht das Haus kauft, sondern nur die Aktien der Firma, der das Haus gehört.


  Wir sehen aber auch etliche Mitglieder der reichsten deutschen Familien, die über Mossack Fonseca auf anderen Kontinenten investieren oder Teile ihres Besitzes – etwa Kunstwerke – offshore halten oder hielten. Industrielle und Prinzen, Brauereibesitzer und Unternehmer, Gräfinnen und Barone. Überhaupt: der Adel. Habsburg, Stauffenberg, Wittgenstein, Bismarck, Thurn und Taxis – Mitglieder all dieser Familien haben Verbindungen zu Mossack Fonseca.


  Allein schon im panamaischen Firmenregister tauchen derart viele deutsche Adelige auf, dass man meinen möchte, jemand habe das deutsche Adelsregister dorthin entleert. Und nicht nur die: Als wir für die Süddeutsche Zeitung 2013 im panamaischen Firmenregister recherchierten, stießen wir auf eine geradezu unheimliche Dichte prominenter Namen: Ferdinand Piëch, mehrere Porsches, Silvia Quandt und andere waren als Direktoren von Panama-Firmen gemeldet. Piëch und die Porsches erklärten damals, die Firmen seien Teil eines nie genutzten Konstrukts gewesen, das auch keinerlei Steuervorteile erbracht habe, Quandt erklärte, sie könnte sich nicht erklären, weshalb ihr Name dort zu finden sei.


  Bei Mossack Fonseca wiederum finden wir auch die Bahamas-Firma Longdown Properties, wegen der Helmut Linssen, Ex-Finanzminister von Nordrhein-Westfalen, 2014 sein Amt als CDU-Schatzmeister niederlegen musste. Diese Information war ursprünglich auf einer sogenannten Steuer-CD gefunden worden, 2012 war gegen ihn ein Strafverfahren eingeleitet worden, das aber eingestellt wurde. In den relevanten Jahren hatte sein Offshore-Konstrukt mehr Geld gekostet, als sein dort geparktes Vermögen – das in den Neunzigerjahren über eine Luxemburger Bank eingebracht worden war – Zinsen verdient hatte.[104]


  
    [ ]
  


  Nicolas Berggruen, Milliardär und ehemaliger Karstadt-Besitzer, ist gleich in eine ganze Reihe von Offshore-Firmen involviert, die allesamt mit Investments in China zu tun zu haben scheinen. Für den schillernden Investor ist Offshore offenbar nichts Besonderes, auch bei seinem Karstadt-Investment soll unter anderem auch eine Steueroasen-Konstruktion involviert gewesen sein, zudem sollen Berggruens Gewinne an einen Trust auf den Britischen Jungferninseln fließen. Auf unsere Anfrage dazu äußerte sich Nicolas Berggruen dazu bis Redaktionsschluss nicht. Schon seinem Vater, dem 2007 verstorbenen Kunstsammler Heinz Berggruen, war die Offshore-Welt nicht fremd, er wird im panamaischen Firmenregister als Direktor zweier inzwischen inaktiver Firmen geführt.


  
    [ ]
  


  In der Parallelwelt der Reichen und Superreichen mag all das normal sein, dass Konten, Aktien, Häuser, Yachten und Sonstiges von Offshore-Konstrukten gehalten werden, die sich zum Teil über mehrere Kontinente und Länder ziehen. Der Besitz von Briefkastenfirmen an sich ist ja auch, wie schon erwähnt, absolut legal. Nur wenn mögliche Erträge den Finanzbehörden verschwiegen werden, wird es illegal.


  Wir können allerdings sehr wohl die Feststellung machen, dass sich weltweit ein Zweiklassensystem etabliert zu haben scheint, in dem die einen ihre Steuern ganz gewöhnlich bezahlen – und andere, weil sie die Mittel dafür haben, selbst entscheiden können, wann, wie viel oder ob sie überhaupt Steuern bezahlen.


  Es ist ein Problem für jede Demokratie, wenn sich Klassen entwickeln, die miteinander kaum mehr etwas zu tun haben. Dieses Problem wird aber verschärft, wenn ausgerechnet für die Wohlhabendsten andere Regeln zu gelten scheinen.


  Oder: keine Regeln.


  
    zurück
  


  
    [19. Kapitel] Die Ausbeutungsmaschine

  


  Was in Afrika passiert, sagt der britische Autor und Financial-Times-Korrespondent Tom Burgis, muss man sich so vorstellen: Dort arbeitet eine unsichtbare Maschinerie daran, den Kontinent zu plündern. Eine Ausbeutungsmaschinerie. Eine Koalition aus korrupten Diktatoren, skrupellosen Großkonzernen, gewissenlosen Banken, die Hand in Hand arbeiten, geeint durch ihre Gier.


  Mossack Fonseca ist ein zentrales Rad in dieser Maschinerie – die Kanzlei sorgt dafür, dass solche Dinge im Unsichtbaren geschehen können. Unsere Daten belegen, wie Autokraten und korrupte Geschäftsleute massenhaft Mossfon-Briefkastenfirmen einsetzen, um ihre Spuren zu verwischen und Geld außer Landes zu schaffen. Unglaublich viel Geld.


  Der ICIJ-Kollege Will Fitzgibbon schreibt uns vom Prometheus-Treffen in Johannesburg im September: »Unsere Kollegen hier begeistert die Hoffnung, mithilfe dieser Daten wenigstens ein paar der unzähligen Affären aufklären zu können, die ihre afrikanischen Länder seit Jahren beuteln. Zum ersten Mal werden sie hoffentlich in der Lage sein, hinter die Kulissen von Multimillionen- und Milliardenskandalen zu blicken, die bislang nie aufgeklärt wurden.«


  Das Treffen in Afrika wurde vom ICIJ organisiert, weil zu unserem Treffen in München nur ein Afrikaner kommen konnte – der Südafrikaner Justin Arenstein. Die anderen hatten dafür kein Geld. Auch das ist etwas, das uns durch diese Recherche Monat für Monat klarer wird: unter welch traumhaften Bedingungen wir arbeiten. Wir werden nicht nur nicht bedroht, verhaftet oder erschossen – wir verdienen auch noch gutes Geld mit unserer Arbeit, und wenn wir nach Washington oder nach Island wollen, buchen wir einfach einen Flug.


  Unseren Partnern vom ICIJ, die häufig gemeinsam mit Kollegen in Afrika zusammenarbeiten, war längst klar, dass es ein eigenes Treffen in Afrika geben muss. Deswegen haben sie eine Zusammenkunft der afrikanischen Prometheus-Rechercheure in Johannesburg organisiert. Will Fitzgibbon ist dabei federführend, er koordiniert bei ICIJ-Großprojekten seit Jahren den Teil der Recherche, der auf diesem Kontinent geleistet werden soll. Zuletzt ging es dabei zum Beispiel um das fragwürdige Treiben australischer Bergbaufirmen in Afrika.


  Für das Treffen hat Will eine Pension im Zentrum Johannesburgs gemietet. 14 Journalisten aus acht Ländern – Südafrika, USA, Simbabwe, Namibia, Botswana, Mali, Senegal und Tunesien – haben das Gästehaus Ende September zwei Tage für sich allein. Es ist ein Recherche-Camp. Will Fitzgibbon erklärt das Projekt – wie wir es in München und Washington getan haben, er erzählt von den ersten großen Geschichten, Rechercheansätzen, grafischen Umsetzungen, Sicherheitsregeln bei der Kommunikation.


  Es muss ein fantastisches Treffen gewesen sein. Will schreibt uns ein paar Tage nach seiner Rückkehr in die USA, dass es still wurde im Raum, nachdem er das Projekt erklärt hatte und alle anfingen, zusammen in den Daten zu suchen. »Still vor Erwartung und Aufregung.« Die Kollegen seien so vertieft gewesen, dass er sie zu Kaffeepause und Mittagessen regelrecht zwingen musste. Sie wollten einfach nicht aufhören, so groß war der Drang, in den Daten nach Spuren zu suchen, die nach Afrika führen.


  Bereits nach kurzer Zeit haben unsere Kollegen die ersten Treffer. Sie stoßen reihenweise auf afrikanische Politiker und ihre Familien. »Und die Treffer kommen buchstäblich von überall«, schreibt ICIJ-Mann Will Fitzgibbon, »aus dem Sudan, aus dem Senegal, aus Südafrika, aus Ägypten.«


  Wir sind auch begeistert. Hinter der Idee, unser Leak mit der Welt zu teilen, stand ja auch die Einsicht, dass nur so alle wichtigen Geschichten erzählt werden. Hier in Deutschland würden die afrikanischen Geschichten kaum Gehör finden, kaum Aufmerksamkeit erregen – so wie unsere dort. Gleichzeitig haben wir das Gefühl, dass für manche afrikanischen Länder diese Recherche wichtiger sein könnte als für uns. Bei uns sorgen Briefkastenfirmen für soziale Ungerechtigkeiten und können helfen, Verbrechen zu verschleiern. In Afrika treiben die heimlichen Geschäfte der Diktatoren ganze Völker ins Elend. Es ist eine andere Dimension.


  
    [ ]
  


  Afrika ist unfassbar reich. Die Hälfte der weltweiten Diamantenvorkommen liegen auf afrikanischem Territorium, ein Viertel der globalen Goldvorkommen, zehn Prozent der Ölreserven, neun Prozent der Gasreserven. Dazu noch Uran, Erze und vieles mehr. Die Bevölkerung hat davon so gut wie nichts: Das Geld verschwindet einfach, auf den Konten großer multinationaler Konzerne oder in den Geldspeichern der Eliten. Experten schätzen, dass jedes Jahr mehr als 50 Milliarden Dollar aus Afrika abfließen. 50 Milliarden Dollar! Obendrein entgehen den afrikanischen Staaten rund 38 Milliarden Dollar an Steuergeldern, weil dort operierende Firmen ihre Gewinne in Steueroasen ableiten – wie 2013 eine Expertengruppe unter Leitung von Kofi Annan feststellte.


  Auch nach dem Treffen in Johannesburg finden wir und unsere Kollegen fast täglich Spuren, die nach Afrika führen. Mal geht es um eine von Mossfon gegründete Firma, der die Regierung von Gabun vorwirft, 85 Millionen Dollar an Steuern hinterzogen zu haben, dann finden wir die Frau eines ehemaligen Präsidenten von Ghana in den Daten, dann einen früheren nigerianischen OPEC-Präsidenten. Es gibt unzählige Hinweise in den Mossfon-Daten, die zu bislang ungelösten Skandalen und Affären in Afrika führen. Eine kleine Liste ohne Anspruch auf Vollständigkeit:


  
    
      	
        –

        Eine Schwester des umstrittenen Präsidenten der Demokratischen Republik Kongo Joseph Kabila ist laut der Mossfon-Unterlagen Teilhaberin der Keratsu Holding Limited, der nach unseren Erkenntnissen wiederum Anteile an zahlreichen Firmen in Kongo-Brazzaville gehören sollen.[105]

      


      	
        –

        Teodoro Obiang, dem Sohn des Diktators von Äquatorialguinea, gehörte laut den uns vorliegenden Dokumenten eine Firma namens Ebony Shine International Limited. Sie wurde 2006 auf den Britischen Jungferninseln gegründet. Ein Bericht des US-Senats kam 2010 zu dem Schluss, dass Obiang sie genutzt habe, um sich mit mutmaßlich veruntreutem Staatsgeld einen Gulfstream-Jet zu kaufen.[106]

      


      	
        –

        Martina Joaquim Chissano, Tochter des früheren Präsidenten von Mosambik, ist offenbar seit 2013 Shareholderin der Prima Finance Development Limited auf den Britischen Jungferninseln. Außerdem ist Chissano, deren Pass wir in den Daten finden, Direktorin der Firma Prima Talent Group, die in die Öl- und Gasförderung in Mosambik investiert.[107]

      


      	
        –

        Direktoren der Offshore-Firma Press Trust Overseas Limited waren neben einer Nichte des früheren malawischen Präsidenten Hastings Banda zeitweise gleich drei vormalige Minister aus Malawi: der ehemalige Finanzminister Aleke Banda, der ehemalige Außenminister Mapopa Chipete und der ehemalige Wissenschaftsminister Yusuf Mwawa, so jedenfalls geht es aus den Mossfon-Dokumenten hervor. Mwawa wurde 2005 festgenommen, weil er mit Staatsgeldern seine Hochzeit finanziert haben soll. Er wurde später zu fünf Jahren Haft verurteilt.[108]

      


      	
        –

        Bruno Itoua, ehemaliger Energieminister der Republik Kongo, früherer Chef der staatlichen Ölfirma SNPC und »Sohn ehrenhalber« des kongolesischen Präsidenten Denis Sassou Nguesso, hatte den Daten zufolge zeitweise eine Vollmacht für die Panama-Firma Grafin Associated S.A.[109]

      


      	
        –

        Der Ölminister von Angola, José Maria Botelho de Vasconcelos, taucht in den Daten als Begünstigter der Firma Medea Investments Limited auf. Die Firma wurde im September 2001 auf Niue gegründet – damals war er schon zwei Jahre Minister.[110]

      

    

  


  
    [ ]
  


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Gibt es etwa Neues? Und sind eigentlich auch afrikanische Journalisten beteiligt?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              


              Ja, etliche.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Und?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Sie haben Kabilas Schwester gefunden, den Sohn eines Diktators, unzählige Skandale, die mit Öl oder Schürfrechten zu tun haben. Und Kofi Annans Sohn.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Annans Sohn? Ist das ein Scherz?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Nein.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ächz. Davon wusste ich auch nichts. Das ist sehr deprimierend.

            
          

        
      

    

  


  Politiker und ihre Familien – das ist die eine Seite. Die andere sind Großkonzerne aus China und dem Westen, die bereitwillig Schmiergelder zahlen, sowie Firmen wie Mossfon, die dafür sorgen, dass Zahlungen unerkannt bleiben. Es sind Geschäfte, die in einer Parallelwelt abgewickelt werden. Die Öffentlichkeit erfährt davon nur selten. Nehmen wir das Beispiel der Demokratischen Republik Kongo, das frühere Zaire: ein armes Land, gebeutelt von etlichen Kriegen. 32 Jahre lang wurde Zaire von dem Diktator Mobuto Sese Seko regiert. Nach seinem Sturz versuchten etliche Rebellengruppen die Macht an sich zu reißen. Weil sich so viele andere afrikanische Staaten in den Konflikt einmischten und die eine oder andere Seite unterstützten, sprachen Experten vom »afrikanischen Weltkrieg«. Zwar wurde 2002 ein Friedensabkommen geschlossen, bis heute flammen jedoch immer wieder Kämpfe auf.


  2010 vergab Joseph Kabila – seit gut 15 Jahren Präsident des Landes – die Erlaubnis zum Fördern vom Öl im Nordosten seines Landes an zwei Firmen, die in der Branche weitgehend unbekannt waren und erst wenige Monate zuvor auf den Britischen Jungferninseln registriert worden waren. Es waren die Firmen Caprikat Limited und Foxwhelp Limited, beide gegründet von: Mossfon.


  Nun ist es üblich, dass der Staat jeweils einen Großteil der Einnahmen aus der Ölförderung bekommt. In Uganda, dem Nachbarstaat der Demokratischen Republik Kongo beispielsweise, darf eine Firma nur zwischen 20 und 31,5 Prozent ihrer Einnahmen behalten, der Rest geht an den Staat. Die beiden Mossfon-Briefkastenfirmen Caprikat und Foxwhelp hingegen dürfen zwischen 55 bis 60 Prozent behalten, berichtete die südafrikanische Nachrichtenseite News24. Das wäre ein höchst ungewöhnlicher Deal. Ein Deal zu Lasten des Staates.


  Außerdem sollen die beiden Firmen für die lukrativen Konzessionen nur sechs Millionen Dollar bezahlt haben – während andere Unternehmen angeblich das Zehnfache geboten haben.[111]


  Warum willigte Kabila in so einen Deal ein? Für Caprikat und Foxwhelp unterschrieb Khulubuse Zuma, der Neffe des amtierenden Präsidenten Südafrikas, Jacob Zuma, sowie Khulubuse Zumas Anwalt. Der südafrikanische Staatschef wiederum war wenige Monate vor dem Geschäft auf Staatsbesuch in Kongo gewesen, im privaten Gespräch mit Kabila soll es angeblich auch ums Öl gegangen sein, berichtete News24. Zufall? [112]


  Der Deal jedenfalls war so dubios, dass selbst Mossack Fonseca hellhörig wurde.


  In unseren Daten stoßen wir auf eine E-Mail aus dem Sommer 2015. Eine Mossfon-Mitarbeiterin kommt darin zum Schluss, dass hinter Caprikat und Foxwhelp ein ganzes Geflecht an Firmen und Stiftungen stehe, das ganz am Ende, wenn man es entwirre und entschlüssele, einem berüchtigten Investor gehöre: Dan Gertler.[113] Einem israelischen Milliardär, der sein Vermögen mit »der Ausbeutung des Kongo auf Kosten des kongolesischen Volkes« gemacht hat, wie Jean-Pierre Muteba, Leiter einer Nichtregierungsorganisation mit Fokus auf die Folgen des Bergbaus im Kongo, 2012 dem Guardian sagte. Einen modernen »Raubritter« nannte ihn die New York Times 2015.


  
    [ ]
  


  In diesen Tagen Ende 2015 fliegen wir nach Genf: der Stadt des geheimen Geldes, dorthin, wo die Raubritter wohnen. Nur wenige Kilometer vom Flughafen entfernt, unten am Lac Léman, reihen sich die Filialen jener Offshore-Helfer, die wir aus den Daten nur allzu gut kennen: Banken, Anwälte und Finanzdienstleister, die ihren Kunden über Mossfon Briefkastenfirmen, Stiftungen und Nummernkonten anbieten. Von der Steueroase Schweiz aus helfen sie, Geld in andere Steueroasen zu schleusen. Alles ganz diskret, versteht sich.


  Stundenlang spazieren wir von einer Adresse, die wir aus den Daten kennen, zur nächsten, schauen uns die Deutsche-Bank-Filiale in Saint-Gervais Les Bergues an, werfen einen Blick auf das Genfer Mossfon-Büro in der Rue Micheli-du-Crest, staunen über die fein bezwirnten Männer und Frauen, die aus großen Mercedes und BMWs mit Kennzeichen aus aller Welt steigen, nur um dann – oft verbunden mit einem scheuen Blick in alle Richtungen – in den diskreten Marmoreingängen zu verschwinden.


  Sightseeing für Offshore-Rechercheure.


  Am späten Nachmittag fahren wir nach Russin, einem kleinen Ort nur ein paar Zugminuten außerhalb von Genf. Jean Ziegler, Bürger der Republik Genf, Soziologe, emeritierter Professor, ehemaliger Abgeordneter, ist hier zu Hause. Ziegler empfängt uns in Jogginghose, er hatte noch keine Zeit zum Umziehen. »Telefonkonferenz mit New York.« Der über Achtzigjährige ist ein viel beschäftigter Mann. Einst war er UN-Sonderberichterstatter für den Hunger in der Welt, mittlerweile ist er Berater des UN-Menschenrechtsrats. Seit 50 Jahren wettert er gegen das Gefälle zwischen der Ersten und der Dritten Welt. »Wir lassen sie verhungern«, hieß eines seiner letzten Bücher. Untertitel: »Die Massenvernichtung in der Dritten Welt«.


  Er ist ein Mann der brachialen Worte, Stimme der Armen, Schreck der Mächtigen.


  Transnationale Privatkonzerne betrachtet er als »Kreuzritter des Neoliberalismus«, die World Trade Organisation, den Internationalen Währungsfonds und die Weltbank bezeichnet er als die »drei apokalyptischen Reiter des Hungers«, Banken sind für ihn »Hehler des kapitalistischen Systems« und seine Heimat, die Schweiz, »ein von Banken und Banditen beherrschtes Disneyland«.


  Ziegler kann seine Wut auf den Turbokapitalismus schlecht zügeln, so schlecht, dass er ständig irgendwo in Rechtsstreitigkeiten verwickelt ist, weil er wieder diesen oder jenen Banker beleidigt hat. Sein Haus gehört deshalb seiner Frau, sein Auto ist geleast, seine Schulden belaufen sich auf mehrere Millionen Franken. Aber das war es wert, sagt Ziegler. Er hat eben einen ausgeprägten Sinn für Gerechtigkeit, und der beginnt schon beim Begriff: »Sprechen Sie nicht von Steueroasen«, bittet er uns, »das klingt zu gut. Halunkenstaaten sind das!«


  Ziegler bittet an einen ausladenden Eichentisch im Wohnzimmer, gießt Rotwein ein, dann will er reden. Über die Halunkenstaaten …


  
    Es gibt wahrscheinlich wenige Vergehen – von der massiven Steuerhinterziehung ganz zu schweigen –, die nicht irgendwie im Zusammenhang stehen mit Offshore-Staaten. So viel kriminelle Energie pro Quadratmeter wie auf den Bahamas oder in Panama gibt es nirgendwo sonst auf der Welt. So ziemlich alle Transaktionen mit kriminellem Geld – ob es nun vom Ursprung her kriminell ist oder kriminell eingesetzt wird – werden über Financial Business Companies, Trusts, Anstalten und Stiftungen abgewickelt, die in Offshore-Staaten registriert sind. Und die Folgen sind verheerend: Nehmen Sie zum Beispiel die Hunderttausenden Toten jedes Jahr …

  


  Die Hunderttausenden Toten? Das müssen Sie erklären.


  
    Rund um den Globus toben gemäß UN derzeit 32 sogenannte Low Intensity Wars, also Kriege mit weniger als 10000 Toten pro Jahr. Die gibt es auf den philippinischen Inseln, aber auch in Darfur, in der Zentralafrikanischen Republik et cetera et cetera. Weltweit sterben in diesen Kriegen jedes Jahr Hunderttausende. All das wird instrumentell nur möglich durch die Existenz von Offshore-Zentren, über die zum Beispiel Waffen angekauft oder Blutdiamanten verkauft werden.

  


  Politiker auf den Jungferninseln, den Cooks und Caymans würden wohl sagen, dass sie doch nichts anderes machen, als die Gründung von Briefkastenfirmen zu ermöglichen.


  
    Das ist falsch. Die sogenannten Steueroasen und ihre Dienstleister wie Mossack Fonseca sind nichts weniger als Feinde der Menschheit.

  


  Viele Offshore-Länder eint, dass sie über so gut wie keine Ressourcen verfügen. Das Geschäft mit den Briefkastenfirmen sehen sie als letzte Rettung.


  
    Pah, Sie sagen ja auch nicht, mein Familienbudget ist zu klein, deswegen verkaufe ich jetzt in der Nachbarschaft Heroin, auch wenn ich weiß, dass das den Nachbarn schadet.

  


  Ziegler redet sich in Rage, eine Stunde vergeht, zwei, dann drei. Schon bald öffnen wir die zweite Weinflasche. Das Weltgewissen, wie Bewunderer Ziegler nennen, hat Redebedarf. Steueroasen, Hedgefonds, Mossack Fonseca, der Hunger der Welt – für ihn ist das ein und dasselbe Thema. Alles hängt zusammen, bedingt sich. Ziegler sieht das große Ganze. Zu lange schon, so sagt Ziegler, habe er zugesehen, wie auf der ganzen Welt schmierige Deals zugunsten der Reichen ausgehandelt werden, wie Politiker ihre Hände aufhalten, ihre Länder ausbeuten und ihr Schwarzgeld mithilfe von Offshore-Dienstleistern auf den Bahamas, den Caymans oder in Panama verstecken.


  Ziegler hat gesehen, was es für Folgen hat, wenn afrikanische Autokraten Geld ins Ausland schaffen, statt es in Schulen und Krankenhäuser zu investieren. Er hat gesehen, wie sich Hungerkrankheiten durch die Gesichter afrikanischer Kinder fressen, hat in die leeren Augen ausgezehrter Frauen und Männer geblickt und weiß, was Hunger anrichten kann: die Auszehrungen, die behinderten Kinder, die Toten.


  Plötzlich werden unsere Funde ganz konkret, das Treiben von Dienstleistern wie Mossfon in seiner ganzen Tragweite begreifbar. Wenn die Regierung eines Landes sich entscheidet, den rechtlichen Grundstein für das Dasein als Steueroase zu legen, ist das eben nicht nur die Privatangelegenheit dieses Staates. Es ist vielmehr ein Problem für die ganze Welt.


  Diese »Halunkenstaaten«, so Ziegler, gehörten ausgetrocknet. Der Zahlungsverkehr mit dort registrierten Gesellschaften müsse eingestellt werden. Warum das nicht längst geschehen ist? Weil die Regierungen unter Druck stünden – unter dem Druck von Banken, Geheimdiensten, Weltkonzernen und Superreichen, der »Weltdiktatur des globalisierten Finanzkapitals«.


  Zum Abschied drückt Ziegler uns noch sein neuestes Buch in die Hand. Es heißt »Ändere die Welt«. »In herzlicher, solidarischer, respektvoller Freundschaft«, schreibt er als Widmung hinein. Dann schließt er die Tür – ein sympathisch lauter Mahner in einer Welt, die angesichts der Offshore-Schattenwelt schon so lange auffällig schweigsam geblieben ist.


  
    [ ]
  


  Zurück in München knien wir uns erneut in die Daten und stoßen auf einen Milliardär, der in Afrika immer wieder in Affären verwickelt ist: Beny Steinmetz, der Mann, dem bis vor Kurzem ein großer Teil der Warenhauskette Karstadt gehörte. Steinmetz ist einer der reichsten Männer der Welt, mit seinem Privatjet pendelt er zwischen Tel Aviv, London, Genf und seinen vielen Diamantenfirmen. Und wer mit etwas Abstand auf Afrika blickt, hat das Gefühl, Dan Gertler und Beny Steinmetz hätten den Kontinent untereinander aufgeteilt. Der eine rafft hier, der andere dort. Im Fall Steinmetz führt uns die Spur der Daten nach Guinea, eines der ärmsten Länder der Welt.


  Im Hinterland des westafrikanischen Staates, mitten im Dschungel, liegen die Simandou-Berge. Ihre Gipfel tragen seltsam unpassend wirkende Namen wie Iron Maiden oder Metallica. Dass die Berge nach Heavy-Metal-Bands benannt sind, ist eine Anspielung auf den Schatz, der in den Hügeln schlummert: Eisenerz.


  Guinea hatte Ende der Neunziger dem brasilianischen Unternehmen Rio Tinto die Erlaubnis gegeben, dieses Erz abzubauen. Vom größten unerschlossenen Vorkommen der Erde war die Rede. Die Schürfrechte waren extrem wertvoll, es ging um hunderte Millionen. 2008 jedoch entzogen die guineischen Behörden Rio Tinto plötzlich die Lizenz und vergaben sie stattdessen an eine Firma, die mit Diamanten ein Vermögen gemacht hat – im Erzabbau aber keine große Erfahrung vorzuweisen hatte: Beny Steinmetz Group Resources, kurz BSGR. Die Geschichte wird noch seltsamer, denn die Firma hat dem guineischen Staat laut Medienberichten für die Schürfrechte nichts gezahlt. Sie soll sich lediglich bereit erklärt haben, etliche Millionen US-Dollar in das Eisenerzfeld zu investieren.


  »Paradox des Überflusses« oder, etwas ominöser, den »Fluch der Ressourcen« nennen Volkswirte das Phänomen, dass ausgerechnet in Staaten wie Guinea, die gewaltige Vorkommen an Öl, Gas oder Edelmetallen besitzen, Armut und Korruption herrschen. Die US-Ökonomen Jeffrey Sachs und Andrew Warner haben den Zusammenhang schon vor Jahren untersucht und festgestellt: Rohstoffreiche Staaten verzeichnen meist ein deutlich geringeres Wachstum als Länder, in denen Bodenschätze keine so große Rolle spielen.


  Ein Jahr nachdem Beny Steinmetz die Schürfrechte bekommen hatte, verkaufte seine BSGR die Hälfte seiner Simandou-Unternehmung für unfassbare 2,5 Milliarden US-Dollar an die brasilianische Bergbaufirma Vale.


  Der damalige Haushalt der guineischen Regierung war: 1,2 Milliarden US-Dollar. BSGR hatte also mal eben doppelt so viel erhalten, wie die Regierung pro Jahr zur Verfügung hat. Die Regierung eines Landes wohlgemerkt, in dem die Kindersterblichkeit so hoch ist, dass 104 von 1000 Kindern das fünfte Lebensjahr nicht erleben. Zum Vergleich: in Deutschland sind es nicht einmal 4. Im Human Development Index der Vereinten Nationen belegt Guinea Platz 179 von 187. Der Fluch der Ressourcen.


  Der britische Independent jedenfalls sprach vom »korruptesten Deal des Jahrhunderts«. Kein Wunder. Guinea ist laut Transparency International eines der korruptesten Länder der Welt. Der guineische Diktator Lansana Conté, unter dessen Herrschaft Steinmetz die Schürfrechte bekam, nannte seine Minister »Diebe«.


  Und das war kein Witz.


  Wenn man alle Guineer, die dem Staat etwas gestohlen haben, erschießen würde, dann würde am Ende keiner mehr übrig bleiben, so soll Conté einst erzählt haben. Sich selbst nahm er offenbar nicht aus.


  Der Kleptokrat jedenfalls starb nur wenige Tage, nachdem er BSGR die wertvollen Simandou-Konzessionen überschrieben hatte. Es kam zu einem Putsch, dann zu noch einem Putsch. Schließlich wurde bei der ersten einigermaßen demokratischen Wahl in der Geschichte des Landes ein Mann namens Alpha Condé gewählt. Er hatte Guinea verlassen, als es noch von Frankreich regiert wurde, in Paris Jura studiert und später auch an der Sorbonne gelehrt.


  Bei seinem Amtsantritt schwor Alpha Condé, der Nelson Mandela von Guinea zu werden. Eine seiner ersten Amtshandlungen war die Überprüfung des Simandou-Deals, dessen Anrüchigkeit sich inzwischen bis in den letzten Winkel herumgesprochen hatte. Der sudanesische Milliardär Mo Ibrahim brachte es bei einer afrikanischen Wirtschaftskonferenz in Dakar damals auf den Punkt: Eigentlich sei die Frage nur, ob die Zuständigen in der Regierung von Guinea dumm oder kriminell gewesen seien. Oder beides.


  Der neue Präsident, zu dessen Beratern Tony Blair und George Soros gehören, heuerte amerikanische Rechtsanwälte und Risikoanalysten an, sie sollten herausfinden, wie ausgerechnet die im Eisenerzabbau weitgehend unerfahrene Steinmetz-Firma BSGR diesen Auftrag bekommen konnte. Und vor allem: wer im Hintergrund die Fäden gezogen hatte.


  Die Ermittler stießen schon bald auf einen Mann mit ungewöhnlich guten Verbindungen: den Franzosen Frédéric Cilins. Er war nach 2000 Dauergast in Guinea gewesen, und er hatte Geschenke für die Offiziellen dabei: MP3-Player, Handys, solche Dinge. Nichts Großes im Westen, aber begehrt und schwierig zu bekommen in einem der ärmsten Länder der Welt. Und dabei blieb es nicht, auch mit Diamanten besetzte Formel-1-Modellautos sollen in ausgesuchte Hände gegangen sein. Schon bald nannten ihn die Eingeweihten »Weihnachtsmann«.


  Ein von Alpha Condé eingesetztes Komitee kam 2012 nicht nur zu dem Schluss, dass dieser Frédéric Cilins ein »geheimer Strohmann« von Beny Steinmetz sei, die Ermittler stießen auch auf Unregelmäßigkeiten beim BSGR-Simandou-Deal. So habe Frédéric Cilins dem damaligen Diktator Lansana Conté – der Mann, der Steinmetz den Zuschlag gegeben hatte, kurz bevor er starb – eine goldene, mit Diamanten besetzte Uhr angeboten (was BSGR bestreitet).[114]


  BSGR bestätigte zwar, dass Frédéric Cilins für BSGR gearbeitet habe. Mit dem Erwerb der Schürfrechte für Simandou habe das allerdings nichts zu tun.


  Die Behörden von Guinea sind 2012 an Verträge gelangt, die offenbar eine Offshore-Firma namens Pentler Holdings und BSGR mit Mamadie Touré geschlossen haben, einer der vier Ehefrauen von Diktator Lansana Conté. In einem dieser Verträge erklärt sich eine Firma namens Matinda, die Mamadie Touré gehört, dazu bereit, »alles Nötige zu unternehmen, um von den Behörden die Unterschrift für die angesprochenen Abbaugebiete für die Firma BSG Resources Guinea zu bekommen«. In einem anderen Dokument ist die Rede von 2,4 Millionen Dollar, die Matinda aufgrund eines »Kooperationsvertrags« mit Pentler Holdings erhalten solle. Und dann war da noch ein Vertrag, der die Zusammenarbeit von Touré beziehungsweise Matinda mit Pentler beendet und Matinda eine Summe von 3,1 Millionen Dollar zusichert: für ihren Anteil an den Aktivitäten in Guinea.[115]


  Man könnte das einen Korruptionsvertrag nennen. Oder muss man sogar? Mamadie Tourés Bruder jedenfalls war plötzlich Vizepräsident von BSGR Guinea – und BSGR hat den Simandou-Zuschlag bekommen.[116]


  Als 2012 Details über die dubiosen Verträge öffentlich wurden, wurde Global Witness auf den Fall aufmerksam. Es war ein Fall wie gemacht für die Nichtregierungsorganisation, die sich den Kampf gegen Korruption, Steueroasen und die Ausbeutung ganzer Länder auf die Fahnen geschrieben hat – zumal die Organisation von dem amerikanischen Milliardär George Soros unterstützt wird, der wiederum zu den Beratern des neuen Präsidenten Alpha Condé zählt. Also stürzten sich die Mitarbeiter von Global Witness in die Recherche – und wurden schnell fündig. Zum Beispiel hatte BSGR in einer Mitteilung erklärt, dass die Ehefrau des Diktators nichts mit dem Simandou-Deal zu tun hat. Global Witness veröffentlichte daraufhin ein Video aus dem Jahr 2006, das Frédéric Cilins und mehrere BSGR-Vertreter zusammen mit Mamadie Touré zeigt – bei einer Veranstaltung, in der es um das Simandou-Projekt geht. BSGR hatte außerdem behauptet, Mamadie Touré sei überhaupt nicht mit Präsident Conté verheiratet. Daraufhin veröffentlichte Global Witness eine Kopie ihres Passes. Darin steht unübersehbar »Epouse P.R.G«: Ehefrau des Präsidenten der Republik Guinea.[117]


  Seit mehr als drei Jahren beschäftigt sich Global Witness auf diese Weise mit BSGR. Der Mann hinter dem Ganzen ist Daniel Balint-Kurti. Einst berichtete er als Journalist für die Times und den Independent aus Afrika, jetzt befragt er für Global Witness Zeugen, beschafft Dokumente und durchpflügt Unternehmensregister auf der ganzen Welt. Sein Ziel: zu beweisen, dass Beny Steinmetz durch Bestechung an die Simandou-Konzession gelangt ist. BSGR spricht von einer »plumpen Schmutzkampagne«.


  2013 verklagte BSGR Global Witness. Die Steinmetz-Firma wollte unter anderem wissen, wer Balint-Kurtis Quellen sind. Die Klage wurde abgewiesen.


  Wir wollen mit Daniel Balint-Kurti sprechen, wir wollen mehr erfahren. Tatsächlich können wir ihn in München treffen, er hat Verwandtschaft in Bayern. Wir erzählen ihm, dass wir uns für den Simandou-Deal interessieren – und für seine bisherigen Recherchen.


  Am Ende, so erzählt uns Balint-Kurti, sei er bei mehreren Firmen gelandet, die von Mossack Fonseca gegründet wurden oder zu ihren Kunden zählen: Die Pentler Holdings sowie Matinda auf den Britischen Jungferninseln. Die Firmen seien wie eine Mauer, hier komme er nicht so einfach weiter. »Der Simandou-Fall ist nur einer von vielen. Immer wieder enden die Korruptionsrecherchen von Global Witness bei einzelnen Briefkastenfirmen oder gar einem ganzen Netz.«


  In diesem Fall können wir nun allerdings ein geheimes Tor öffnen, endlich Einblick geben, was bislang verborgen war.


  Die Pentler Holdings, so viel ist bekannt, wurde 2005 auf den Britischen Jungferninseln gegründet, kurze Zeit später schloss die Firma erste Verträge mit Mamadie Touré. BSGR jedoch erklärte Global Witness zufolge, mit eben dieser Pentler nichts zu tun zu haben.


  Ohne unsere Daten wäre diese Geschichte hier erst mal zu Ende. Von den Behörden auf den Britischen Jungferninseln würde man auf Nachfrage vielleicht noch erfahren, wer die Direktoren sind. Mehr aber nicht. Wir gehen also die Dokumente durch, die im Ordner der Pentler Holdings liegen, und finden heraus, dass die Firma im Auftrag von Onyx Financial Advisors Ltd. mit Sitz in der Schweiz gegründet wurde.[118] Auch die Firma Onyx – die laut internen Mossfon-Vermerken mittlerweile Invicta Advisory heißen soll –, so behauptet die Beny-Steinmetz-Firma 2013 gegenüber der Financial Times, sei »komplett getrennt und komplett unabhängig von BSGR«. Uns teilt ein BSGR-Sprecher Ende 2015 mit, »Pentler ist nicht mit Onyx verbunden und wurde auch nicht von Onyx besessen«.


  Komplett getrennt und unabhängig?


  Onyx – die Pentler einst gründen ließ – und BSGR teilten sich bis mindestens Dezember 2015 in der 7 Old Park Lane in London, nicht weit vom Buckingham Palace, ein Stockwerk in einem kleinen Backsteingebäude. Der Geschäftsführer von Onyx ist bis Redaktionsschluss dieses Buches auch einer der Direktoren von BSGR.[119] Außerdem erfahren wir, dass ein Mossfon-Mitarbeiter im Juni 2009 in Genf eine Onyx-Angestellte getroffen hat. Der Mossfon-Mann erfährt in dem Gespräch, Eigentümer der Firma sei eine »französisch-israelische Familie, die im Diamanten-, Öl- und Kunsthandel tätig ist«. Nun: Beny Steinmetz ist in Israel geboren, hat aber auch einen französischen Pass.


  Vorsichtig ausgedrückt sieht das nicht aus wie »völlig unabhängig«.[120]


  Frédéric Cilins, der mutmaßliche Strohmann von Steinmetz, wurde übrigens 2013 in den USA festgenommen. Er hatte versucht, Mamadie Touré, die Ehefrau des mittlerweile verstorbenen Diktators Lansana Conté, zu überreden, sämtliche Unterlagen im Zusammenhang mit Pentler und BSGR zu vernichten. Bei einem Hühnersandwich bot Frédéric Cilins Touré Geld, wenn sie die Schriftstücke zerstöre. Frédéric Cilins wollte also entscheidende Beweismittel in einer der größten Korruptionsuntersuchungen Afrikas vernichten. Außerdem solle Madamie Touré die USA verlassen, das Flugticket würde er zahlen. Wenn BSGR die laufende Untersuchung durch das Minenkomitee von Guinea überstehe und seine Schürfrechte behalte, würde sie weitere fünf Millionen Dollar bekommen. Die »Nummer eins« habe alles abgesegnet. Darauf angesprochen, wer die Nummer eins sei, sagte er: »Beny.«[121]


  Was Frédéric Cilins nicht wusste: Touré trug ein Mikrofon bei sich und zeichnete die Gespräche auf. Sie hatte einen Deal mit dem FBI gemacht. Frédéric Cilins wurde am 14. April 2013 in Florida verhaftet und erklärte sich später schuldig, versucht zu haben, Beweismittel zu vernichten. Über seine Hintermänner jedoch schwieg er. Er wurde zu zwei Jahren Haft verurteilt.


  In den Unterlagen des Prozesses ist immer wieder die Rede von einem Co-Conspirator 1 – einem Mitverschwörer also. Nach Recherchen mehrerer Medien handelt es sich um: Beny Steinmetz. Mittlerweile wird wegen des Guinea-Deals auch in der Schweiz und Guinea ermittelt, wegen Korruptionsverdachts. Die Onyx-Büros wurden durchsucht, Steinmetz mehrmals vernommen.[122]


  In Guinea entzog Alpha Condés Regierung 2014 schließlich der Firma von Beny Steinmetz die Simandou-Konzession. Es gebe »präzise und konsistente Beweise« für »korrupte Praktiken« bei der Konzessionsvergabe. Neben den schweizerischen, amerikanischen und guineischen Behörden hat auch das britische Serious Fraud Office Ermittlungen aufgenommen. Wie wir herausfinden, haben die Schweizer Ermittler den Verdacht, dass Steinmetz direkt an Korruptionshandlungen beteiligt war. Pentler sei von Onyx auf Anweisung von Steinmetz gegründet worden. Eine Onyx-Mitarbeiterin kümmere sich praktisch ausschließlich um die Administration der Gesellschaften und Stiftungen von Steinmetz, heißt es in Schweizer Gerichtsunterlagen, die wir einsehen konnten. Und was sollen wir sagen: Das deckt sich genau mit dem, was wir in unseren Daten sehen.[123]


  
    zurück
  


  
    [20. Kapitel] Geheime Treffen im Komitèrom

  


  Wir stehen in Lillehammer auf dem Lysgårdsbakken, der olympischen Ski-Sprungschanze, unter uns liegt das Gebirgstal Gudbrandsdalen, in dem sich der hier ziemlich schmale Mjøsa-See befindet, der größte See Norwegens. An seinem Ufer liegt Lillehammer, die Stadt, in der 1994 die Olympischen Winterspiele stattfanden – bei denen der deutsche Skifahrer Markus Wasmeier sensationellerweise zwei Goldmedaillen gewann. Wir sehen die Gleise, die sich durch das Tal ziehen, den Bahnhof, an dem wir am Vortag ausgestiegen sind, und das etwas ramponierte, aber sympathische Hotel, in dem wir wohnen.


  Das Radisson-Hotel ist etwas weiter oben in den Hang gebaut. Hier treffen sich gerade – vom 8. bis 11. Oktober 2015 – etwa 900 Reporter aus mehr als 100 Ländern zur »Global Investigative Journalism Conference«. Es ist eine Konferenz, die alle zwei Jahre an wechselnden Orten stattfindet. Auf dem Programm stehen Werkstattberichte renommierter Kollegen, Vorträge von Presserecht-Experten, Datenspezialisten, Undercover-Journalisten. Mit unserem Prometheus-Projekt hat die Konferenz nichts zu tun, aber einige unserer internationalen Partner sind auch dort, und wir wollen die Gelegenheit nutzen, mit ihnen persönlich zu sprechen.


  900 investigative Journalisten. Wenn wir das Freunden und Kollegen erzählen, ist die Reaktion fast immer gleich: Ist das Risiko eines Anschlags nicht ziemlich groß? Wenn man annimmt, dass sich nur jeder Zehnte durch seine Recherchen ernsthafte Feinde gemacht hat, wären das für die Polizei 90 potenzielle Motive, wenn da eine Bombe hochgeht. Unter den Konferenzbesuchern sind zwar eine Menge Wohlstandsjournalisten wie wir, die vielleicht mal dem Bundesnachrichtendienst, den amerikanischen Geheimdiensten, dem ADAC oder der deutschen Regierung auf die Nerven gegangen sind. Aber viele andere arbeiten eben auch in China, in Russland und der Ukraine, in Nahost und in afrikanischen Staaten und sind konkret gefährdet. Manche Kollegen gehen nur verhüllt auf die Bühne, andere treten unter falschem Namen auf, oder zumindest nicht mit dem Namen, unter dem sie publizieren. Roman Anin, der russische ICIJ-Kollege, mit dem wir an der Putin-Geschichte arbeiten, wird auf einem Podium gefragt, ob er Angst habe.


  Anin zuckt mit den Schultern und meint: »Wenn sie mich töten wollen, töten sie mich.«


  
    [ ]
  


  Die Konferenz ist für uns nicht nur spannend, weil die Vorträge so interessant sind, sie hilft auch unserem Projekt. In Lillehammer sind ICIJ-Direktor Gerard Ryle, Prometheus-Projektleiterin Marina Walker, die Datenchefin Mar Cabra, der Programmierer Rigo Carvajal und all die anderen, die beim ICIJ arbeiten, und dazu bestimmt 30 Journalisten, die mit uns an Prometheus recherchieren. Mittlerweile gibt es in unserem Forum schon mehr als 100 Gruppen und Zehntausende Einträge. Aber am besten ist es eben immer noch, die Dinge, wie hier in Lillehammer, persönlich zu besprechen. Immer wieder ziehen wir uns zurück, in Hotelzimmer oder sogar in den kleinen »Komitèrom«, in dem 1994 die Chefs des Internationalen Olympischen Komitees die wichtigsten Dinge besprochen haben, es war sozusagen der Kontrollraum der Olympischen Spiele.


  Weniger ideal in Sachen Geheimhaltung ist, dass manche unserer Kollegen, die mit uns an den Mossfon-Daten arbeiten, das Projekt auch in überfüllten Sälen ansprechen und anfangen, vor anderen über »eure wahnsinnigen Daten« zu sprechen. Wir biegen das Thema dann mit einem Halbsatz ab oder starren so lange schweigend in die Luft, bis der Kollege versteht.


  In Lillehammer zeigen wir den ICIJ-Datenspezialisten eine neue Liste von rund 25000 Namen und Informationen zu Überweisungen, die Mossfon im Auftrag seiner Kunden getätigt hat. Mar, die Datenchefin, ist zwiegespalten. Einerseits: Hey, mehr Material! Anderseits ist alles sowieso schon so viel, und so kompliziert …


  Wir erzählen auch, dass wir ein paar Tage vor der Abfahrt nach Lillehammer schon wieder einen neuen Rechner bestellt haben, den dritten mittlerweile. Der zweite, unser fast nagelneuer 6000-Euro-Supercomputer, kam mit der Datenmenge nicht mehr zurecht, inzwischen sind es 2,5 Terabyte. Es war nervtötend, jede einzelne Suche dauerte Minuten, und wenn man das gefundene Dokument anschauen wollte, vergingen wieder Minuten – wenn der PC nicht gleich ganz abstürzte. Auch wenn alle Experten uns vorher erklärt hatten, dass dieser PC leistungsstark genug sei: Er war es nicht.


  Als wir den zweiten Computer bestellten, wussten wir natürlich, dass ein noch teurerer Computer noch besser geeignet gewesen wäre, sagen wir: ein 17000-Euro-Computer. So viel hätte die Version gekostet, die uns der konsultierte IT-Spezialist als Königslösung vorgeschlagen hatte. Das vorzuschlagen wäre uns allerdings nicht weniger absurd vorgekommen, als vorzuschlagen, auf das SZ-Hochhaus eine eigene Etage für uns zu bauen.


  Aber inzwischen hat unser Projekt längst absurde Ausmaße angenommen, und es half ja nichts: So konnten wir nicht arbeiten. Wir unternahmen den unangenehmen Gang zur Chefredaktion, erklärten vorsichtig den Stand der Dinge und legten noch etwas vorsichtiger nahe, dass wir einen noch teureren Computer brauchten – wenn wir die Daten denn in der Süddeutschen Zeitung durchsuchbar haben wollten. Wenn wir uns auf das ICIJ verlassen wollten, brauchten wir das nicht … Unser neuer Vorschlag: ein Mega-PC mit 128 Gigabyte Arbeitsspeicher und fünf SSD-Festplatten mit insgesamt 8,256 Terabyte Speicherplatz. Eine Server-Farm verpackt in das Gehäuse eines PCs. Kosten: 17484,36 Euro.


  Unsere Chefredaktion entschied: kaufen.


  Als wir das in Lillehammer beim Abendessen ICIJ-Programmierer Rigoberto Carvajal erzählen, kann er es nicht fassen: »17000 Euro?! Für einen Computer? Ihr seid verrückt!« Er lacht sich kaputt, und ist gleichzeitig begeistert, will jedes Detail, jede Spezifikation wissen. Uns ist der neue Computer beinahe unangenehm, also verweisen wir ihn auf Vanessa Wormer, die Datenjournalistin, die seit September in unserem kleinen Team arbeitet – wir haben sie aus New York angeworben, wo sie einen Sonderstudiengang zu Datenjournalismus an der renommierten New Yorker Columbia-Universität absolvierte. Sie schreibt uns Programme, mit denen wir die Daten noch besser durchsuchen können, und kümmert sich um die komplette technische Seite des Projekts. Seit Vanessa bei uns ist, beschäftigen wir uns nur noch dann mit Festplattengrößen, Arbeitsspeicher oder Excel-Formatierungen, wenn es wirklich unbedingt notwendig ist. Also fast gar nicht mehr. Und das ist sehr erholsam. Davon abgesehen ist Vanessa eine fantastische Journalistin und Kollegin, die unser Projekt extrem voranbringt.


  Noch ein neuer Kollege ist für ein halbes Jahr zu uns gestoßen: der freie Journalist Mauritius Much. Er vertieft sich nicht nur begeistert in jeden Fall, den wir ihm hinlegen, vor allem in die Sportfälle – er spricht auch sehr gut Spanisch. Nicht ganz unwichtig, wo doch ein erheblicher Teil der E-Mails und Dokumente in dieser Sprache abgefasst sind.


  Jetzt sind wir schon zu viert im Prometheus-Team der Süddeutschen Zeitung.


  
    [ ]
  


  Die exakte Übersetzung wird immer wichtiger, je näher wir dem Veröffentlichungsdatum kommen. Manche Finte der Mossfon-Leute erkennen wir nämlich erst in der genauen Übersetzung, zum Beispiel eines unserer derzeit liebsten Themen: der Umgang mit dem »nominee beneficial owner«, also dem Schein-letztgültigen Eigentümer. Es ist so ziemlich das Abstruseste, was es in der an Absurditäten nicht gerade armen Welt der Briefkastenfirmen gibt.


  Also: Der letztgültige Eigentümer steht in der Offshore-Branche eigentlich unverrückbar am Ende der Verschleierungskette. Mag man auch Strohmänner als Direktoren einsetzen und andere Offshore-Firmen als Anteilseigner eintragen – wenn irgendwann die Rede vom »beneficial owner« oder sogar dem »ultimate beneficial owner« ist, sollte klar sein: Dem gehört die Firma wirklich. Alle halbwegs seriösen Banken richten inzwischen beispielsweise nur noch Konten für Offshore-Firmen ein, wenn ihnen der »ultimate beneficial owner« genannt wird. Diesen letztgültigen Eigentümer muss die Bank dann überprüfen, um sicher zu sein, mit wem sie Geschäfte macht. Die Regel, den Mensch am Ende der Kette zu kennen, ist also essenziell, wenn man Geldwäsche, Terrorfinanzierung und andere Straftaten verhindern will.


  Bei Mossack Fonseca scheint man aber offenbar der Meinung zu sein, dass dies eine Regel wie viele andere ist. Also eine weitere, die man flexibel handhaben kann.


  Mossack Fonseca bietet deshalb wiederholt besonders problematischen Kunden an, den Überprüfungsmechanismus der Banken auszuschalten: Sie offerieren, einen echten Menschen als »nominee beneficial owner« einzusetzen, der anstelle des nunmehr »real ultimate beneficial owner« genannten wahren Eigentümers auftritt.


  Eigentümer.


  Schein-letztgültiger Eigentümer.


  Finaler letztgültiger Eigentümer.


  Wirklich finaler letztgültiger Eigentümer?


  Das klingt nach Kabarett. Aber es ist nicht nur vollkommen absurd, sondern auch vollkommen verboten. Zu dieser Bewertung kommt auch der hochrangige Mossack-Fonseca-Manager Ramses Owens, bis vor wenigen Jahren Leiter der Trust-Abteilung, als ihn ein Kollege aus dem Mossfon-Büro Hongkong im Mai 2008 darauf anspricht. Ramses Owens erklärt, der Service eines »nominee beneficial owner« werde »heutzutage als ›illegal‹ eingestuft«: In Panama gebe es im Strafgesetzbuch einen eigenen Artikel, der es ebenso verbiete, »versteckte Begünstigte« einzusetzen, wie über »wahre Eigentümerschaft« zu lügen.[124]


  Noch ein Jahr zuvor hatte Ramses Owens allerdings selbst genau diesen Service einem Kunden angeboten, und zwar als »delikate« Leistung, die Mossack Fonseca aber selbstverständlich mit der »größtmöglichen Vertraulichkeit« behandle.


  Und derselbe Ramses Owens bietet diese Dienstleistung auch noch ein gutes halbes Jahr, nachdem er sie selbst als illegal eingestuft hat, einer Kundin an. Im Januar 2009 meldet sich eine US-Kundin, für die Mossack Fonseca ein verstecktes Auslands-Konto bei der HSBC-Bank verwaltet. Die Kundin ist panisch, sie fürchtet, die HSBC kenne ihren Namen, und sie vermutet, eine Mossfon-Angestellte hätte ihn aus Versehen weitergegeben.


  Ramses Owens versucht, die Wogen zu glätten, er schreibt, Mossfon könne das zurückdrehen und ihr den »Natural Person Nominee«-Service anbieten. Das bedeute, führt er aus, dass man jemanden als Beneficial Owner einsetze, »dessen Namen dann der Bank genannt wird«. Dieser Service sei allerdings »sehr heikel«, sagt Ramses Owens, und deswegen auch sehr teuer. Für das erste Jahr müsse man 30000 US-Dollar nehmen, für das zweite 15000 US-Dollar. Immerhin, erklärt Ramses Owens, habe man auch viele Umstände: »Wir müssen die natürliche Schein-Person anstellen, ihn bezahlen, er muss eine Menge Dokumente unterzeichnen, um uns zu decken, wir müssen dafür sorgen, dass er beweisen kann, dass er ökonomisch in der Lage ist, über derart viel Geld zu verfügen, wir brauchen Referenzen, Wohnsitznachweise und so weiter.« Sollte die Kundin das Angebot annehmen, schreibt Ramses Owens weiter, müsse klar sein, dass es ein langjähriger Vertrag sei.[125]


  Wir suchen weiter, und stellen fest: Die Kundin hat es angenommen. Und sie hat dafür in drei Jahren tatsächlich rund 60000 US-Dollar bezahlt. Der Mann, der für sie den »wahren Eigentümer« spielt, ist sozusagen der Porsche unter den Mossfon-Scheindirektoren, es ist ein Mann, den sie in solch »delikaten« Situationen gern vorschlagen.


  Sein Name ist Edmund W., und er ist Ex-Schwiegervater von Ramón Fonseca.


  Edmund W. wird von Mossack Fonseca meistens als »Natural Person Nominee« in Spiel gebracht, und immer wird auf seine Vorzüge hingewiesen: Er sei ein Ingenieur, der theoretisch also viel Geld haben könnte, er sei ein britischer Staatsbürger, der lange schon in Panama lebe und selten verreise. Der Großvater von Ramón Fonsecas Kindern wird also auf dem Papier der Eigentümer der Firma jener Kundin, und die HSBC erhält von Mossfon tatsächlich seinen Ausweis und seine Stromrechnung, als wäre er der finale Eigentümer.[126]


  Das alles hier ist so klar verboten, dass jede Diskussion darüber im Grunde lachhaft ist. Wir sind gespannt, was Mossfon dazu sagen wird.


  Aber Mossfon beantwortet die Frage nicht, ob sie den »Natural Person Nominee«-Service anbieten. Auf unseren Vorhalt schickt die Kanzlei eine allgemeine Stellungnahme, die auf diesen Vorwurf nicht eingeht.


  Das jüngste Beispiel des »Natural Person Nominee«-Services datiert auf März 2014: Für immer noch teure 10000 US-Dollar pro Jahr bietet ein Mossfon-Angestellter diese Leistung an. Der Kunde, ein Franzose, hakt nach. Er will wissen, ob es also möglich sei, ein Bankkonto zu eröffnen, bei dem er selbst in den Unterlagen der Bank »absolut nicht erscheine«.


  Kein Problem, erklärt der Mossfon-Angestellte, man könne jemanden zum »final beneficial owner« erklären, also zum »finalen wahren Begünstigten«. Diese Person werde der Bank dann eben genannt, an dieser Person führe die Bank dann die Due Diligence durch – also die Sorgfaltsprüfung des »wahren Eigentümers«.[127]


  Die Tage in Lillehammer nutzen wir auch dafür, unsere Partner dezidiert darauf anzusprechen, ob sie in ihren Fällen klare Gesetzesbrüche gefunden haben, Verstöße gegen Due-Diligence-Pflichten, Fälschung von Dokumenten, Beihilfe zur Geldwäsche. Solche Sachen. Davon können wir im Zweifel nicht genug haben. In Nischen der Lobby, auf Hotelzimmern oder beim Spazierengehen, erzählen uns andere Prometheus-Rechercheurinnen und Rechercheure immer ähnliche Geschichten. Sie alle sind fasziniert, wie wenig sich Mossack Fonseca offenbar von Gesetz und Moral irritieren lässt.


  
    [ ]
  


  Ein paar Tage nachdem wir wieder zu Hause sind, meldet sich die Quelle mit einer Frage, die uns nervös macht.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Bereit für mehr Daten?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Ernsthaft?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Sehr ernsthaft

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Okay. Wie viel?

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Weniger als 100 Gigabyte dieses Mal. Aber immer noch eine Menge.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Wow! Das ist verrückt!

            
          

        
      

    

  


  Noch mehr Daten von Mossack Fonseca. Wir kommen mit den bisherigen kaum zurecht. Als das neue Datenpaket da ist, legen wir es erst mal zur Seite. Unser neuer Riesencomputer ist noch nicht da, und wir haben noch ein paar Millionen Dokumente aus unserem bisherigen Datenbestand, die texterkennbar gemacht werden müssen, damit sie durchsuchbar werden.


  Es ist alles zu viel.


  Aber noch sind ja ein paar Monate Zeit, bis die Recherchen in Zeitungsartikel münden sollen.


  
    zurück
  


  
    [21. Kapitel] In der Gewalt der Monster

  


  Unter den Kunden von Mossack Fonseca haben wir bislang unter anderem diese Verbrechergattungen gefunden:


  Drogenbosse.


  Finanzbetrüger.


  Mafiosi.


  Waffenschmuggler.


  Steuerhinterzieher.


  Sanktionsbrecher.


  Betrüger so ziemlich jeder Sorte.


  Und dann ist da auch noch die Geschichte von Andrew M. Er wurde im 2009 in den USA zu acht Jahren Gefängnis verurteilt. Sein Verbrechen: Er hat mindestens drei russische Kinder vergewaltigt. Nach Ansicht der Ermittler tat er das nicht nur aus Neigung, sondern auch aus Geschäftsinteressen. Er wollte einen illegalen Ring zur Prostitution von Kindern mit aufbauen und drei Mädchen »testen«. Andrew M. soll einer der Geldgeber dieser kriminellen Vereinigung gewesen sein und geholfen haben, die Gewinne aus diesen Verbrechen zu waschen – indem er sie durch eine Briefkastenfirma schleuste.


  Andrew M. ist – mit einer anderen Briefkastenfirma – bis heute Kunde bei Mossack Fonseca.[128]


  Mossack Fonseca weiß von M.s Verbrechen, der Verurteilung und der Haft – das geht aus unseren Unterlagen hervor. Und dennoch behält Mossfon ihn als Kunden.


  Aber der Reihe nach. Andrew M., der sowohl die US-amerikanische wie auch die russische Staatsbürgerschaft besitzt, lässt 1995 zwei Firmen auf den Britischen Jungferninseln gründen, so sehen wir es in den Unterlagen. Einen Zweck gibt er nicht an.


  Nach außen lebt M. ein märchenhaftes Aufsteigerleben: Mit 18 Jahren emigrierte er mit seinem Vater in die USA, wurde wegen besonderer mathematischer Begabung an der Columbia University in New York genommen und schloss mit Bestnoten ab. Danach macht er innerhalb weniger Jahre mit dem Verkauf spezieller Feuerlöscher und dem Handel mit deutschen Autos ein Vermögen: 2004 wird seine Firma auf über 10 Millionen Dollar geschätzt. Andrew M. heiratet, bekommt drei Kinder und lebt in einer Villa in Philadelphia den amerikanischen Traum.


  Aber es gibt noch ein zweites Leben, ein finsteres. Es lässt sich aus Ermittlungsakten und Gerichtsdokumenten rekonstruieren: Im Jahr 2002 geht demnach die Webseite www.berenika.org online. Sie wirbt für etwas, das ihre Macher »romantic studio« nennen. In Wahrheit ist es ein Kinderprostituiertenring. Das wird kaum verbrämt: Schon auf der Startseite ist ein nacktes Mädchen mit einer Rose in der Hand zu sehen. Es sieht jung aus, sehr jung.


  
    [ ]
  


  Die Mädchen auf berenika.org werden wie Ware geordnet und nach Größe, Gewicht und Körbchengröße angeboten, sie seien »jung und frisch«, heißt es – und schon für 150 bis 300 Dollar pro Stunde zu haben. Eine ganze Nacht koste 500 Dollar. Tatsächlich gibt es auf berenika.org pro forma die Erklärung, alle Mädchen seien über 18 Jahre alt. Aber wer nach minderjährigen Mädchen sucht, sieht sofort, dass er auf der richtigen Seite gelandet ist. Die Kunden von berenika.org werden am Ende zu einem unscheinbaren Apartment in Moskau gelotst. Hier passieren die Verbrechen an den Kindern.


  Andrew M. hat diesen Kinderprostituiertenring mit finanziert, zu diesem Schluss kommen amerikanische Ermittler. Sie schreiben, M. habe investiert, »in der Erwartung, dass er einen Anteil an den Gewinnen aus der Prostitution erwachsener und minderjähriger Frauen bekommen würde«. Er soll die Webseite sogar ins Englische übersetzt haben, um westliche Kunden anzulocken.[129]


  Ende 2003 reist M. nach St. Petersburg und holt aus einem Waisenhaus am Rande der Stadt drei Mädchen ab. Sie sind 13 und 14 Jahre alt. M. verspricht, mit ihnen einen Sightseeing-Trip zu machen. Stattdessen zwingt er sie offenbar zum Geschlechtsverkehr. »Ich habe gebeten, mir nichts zu tun, ich war doch noch so klein«, zitierte die englischsprachige Ausgabe der russischen Tageszeitung Prawda später eines der Mädchen. »Er gab mir Schmerztabletten und fing an, mir den Pyjama auszuziehen.« Ein anderes Mädchen gab zu Protokoll, es wolle nicht daran denken, und am liebsten einfach vergessen, was er ihm angetan habe.


  Etwa zur selben Zeit gründet Andrew M. eine Stiftung, um russischen Terroropfern – speziell Kindern – zu helfen. Er wird der Präsident des »Team USA« der Stiftung. Auf Abendveranstaltungen trifft er den russischen Botschafter in den USA, er lässt sich in seiner Rolle als Wohltäter auf VIP-Partys mit Hollywood-Schauspielerin Heather Graham fotografieren.


  Das ist der Schein.


  Aber der Berenika-Ring gerät ins Visier russischer Ermittler, und die geben ihren US-Kollegen offenbar einen Hinweis auf Andrew M. Als er im Juli 2004 von einer seiner Reisen zurückkehrt, konfisziert die Polizei am Flughafen von Philadelphia seinen Laptop. Im Zuge weltweiter Ermittlungen werden in Russland 2005 vier seiner Komplizen zu Haftstrafen verurteilt. M. entkommt ihnen, jedenfalls zunächst. Erst drei Jahre später gelingt es dem FBI, verschlüsselte Dateien seines am Flughafen konfiszierten Laptops zu decodieren – und sie finden E-Mails, die M. mit berenika.org in Verbindung bringen.


  In diesem Zusammenhang stoßen die Ermittler offenbar auch auf die Firma IFEX Global Ltd, die Briefkastenfirma, die 1995 von Mossack Fonseca auf den Britischen Jungferninseln gegründet wurde. Die Ermittler vermuten, dass die Firma M. gehört, und bitten auf den Britischen Jungferninseln um Auskunft. Die dortige Financial Investigation Agency wendet sich an Mossfon, um Namen und Anschrift des IFEX-Direktors und Shareholders zu erfragen.


  Mossack Fonseca antwortet den Ermittlern, die IFEX Global gehöre einem Mann namens D.G., Andrew M. sei lediglich Direktor.


  Eine falsche Auskunft. In den internen Mossfon-Unterlagen, die uns vorliegen, ist klar Andrew M. als alleiniger Anteilseigner aufgeführt. Seit 1995.


  Außerdem erklärt Mossfon, es lägen keine Informationen zu anderen Firmen vor, die mit IFEX in Verbindung stünden.


  Dabei hat M. gleichzeitig mit der IFEX Global Ltd auch eine Maga Global Limited registrieren lassen. Mossack Fonseca hat sogar eine Visitenkarte der Maga Global in den Akten abgelegt: Darauf steht Andrew M. als Vizedirektor.


  Nachdem Andrew M. im Dezember 2008 in den USA festgenommen wird und viele Medien in großen Lettern über den Multimillionär berichten, der Kinder sexuell missbraucht und ausgebeutet haben soll, bekommt Mossack Fonseca erneut einen Brief von den Behörden der Britischen Jungferninseln. Diesmal wollen die Ermittler alle Unterlagen zur Due Diligence – also jene Unterlagen, die zeigen, dass Mossack Fonseca penibel und vorschriftsmäßig überprüft hat, mit wem sie Geschäfte machen.


  Allerdings hat Mossfon so etwas nicht, weil sie offenbar nicht ausreichend geprüft haben, mit wem sie da Geschäfte machen. 13 Jahre lang.


  Als Andrew M. 1995 über den amerikanischen Vermittler USA Corporation seine beiden Firmen auf den Britischen Jungferninseln gründet, muss er Mossfon dabei offenbar nicht einmal eine Passkopie überlassen.


  Für ein Unternehmen, das sich unablässig seiner strengen Richtlinien rühmt, sieht das nicht gut aus. Entsprechend nervös werden die Mitarbeiter von Mossfon. Sie versuchen, wenigstens jetzt an handfeste Nachweise zu kommen, und schreiben dem amerikanischen Vermittler, der die Firma IFEX einst für M. bestellt hat. Der antwortet, dass er vergeblich versucht habe, die Informationen von M. zu bekommen.


  Wie soll man ihn auch auf die Schnelle erreichen? Er sitzt ja im Gefängnis.


  Was USA Corporation aber anbieten kann: eine Bescheinigung der Christiania Bank OG Kreditkasse, einer Bank in Norwegen, bei der M.s Firma ein Konto hatte, und einen drei (!) Jahre zuvor abgelaufenen Führerschein. Beides schickt Mossfon im Januar 2009 an die Financial Investigation Agency der Britischen Jungferninseln. Außerdem bestätigen sie nun doch, dass M. Eigentümer der IFEX Global ist.[130]


  Wenige Tage später gesteht Andrew M. vor einem Bezirksgericht in Pennsylvania, mit drei minderjährigen russischen Mädchen Geschlechtsverkehr gehabt zu haben. Er wird im September 2009 zu einer mehrjährigen Haftstrafe verurteilt. Die Richter halten ihm zugute, dass er den drei Kindern eine Aussage vor Gericht erspart und sich außergerichtlich mit ihnen geeinigt hat.


  Als verklagte Partei taucht in den Unterlagen eines Zivilprozesses, den M.s Opfer 2009 in den USA anstreben, auch eine Firma namens IFEX Global auf. Die entstandenen Kosten für den Kinderprostituiertenring seien laut Klageschrift als Unternehmensausgaben bei IFEX Global verbucht worden, dem Gewinn aus dem illegalen Treiben wiederum sei durch die Firma »der Anschein von Legitimität« gegeben worden. Zudem sei die Homepage www.berenika.org aus M.s Privathaus beziehungsweise seinem Geschäft, also der IFEX Global, »kontrolliert« worden. Es stehe sogar der Verdacht im Raum, dass mit Geld von Firmenkonten Bestechungsgelder an russische Beamte gezahlt worden seien, damit diese die Berenika-Betreiber gewähren ließen.[131]


  Allerdings ist in den Gerichtsunterlagen von einer IFEX Global Inc. die Rede, nicht von der Mossfon-Firma IFEX Global Limited.


  Näheres könnte nur durch volle Einsicht in alle Gerichtsakten selbst geklärt werden. Die aber sind aber bis auf die paar Seiten, die uns vorliegen, unter Verschluss – M.s Opfer haben sich nach dessen Verurteilung außergerichtlich auf Entschädigungszahlungen geeinigt. Und das bedeutet auch, dass Prozessunterlagen nicht öffentlich zugänglich gemacht werden.


  
    [ ]
  


  Obwohl Medien in USA wie in Russland 2009 über das Urteil gegen den Millionär berichten, bekommt Mossack Fonseca davon offenbar nichts mit. Erst im Frühjahr 2014 – fünf Jahre nach der Verurteilung – fällt der Kanzlei in Panama auf, dass einer ihrer Kunden ein verurteilter Sexualverbrecher ist. Die Mitarbeiter emailen Zeitungsartikel herum und stufen M. als »Hochrisikokunden« ein. Schließlich taucht auch die Frage auf, ob Mossfon die Behörden der Britischen Jungferninseln informieren solle.


  Die Chefin der Mossfon-Compliance-Abteilung plädiert dagegen, schließlich sei IFEX Global »in nichts Illegales verwickelt« gewesen, schreibt sie. Am Ende entscheidet die geschäftsführende Direktorin, die Behörden nicht zu benachrichtigen: Sie sehe nicht, wie die Firma von M.s pädophilem Treiben profitiert habe.


  Mossack Fonseca behält also einen verurteilten Sexualverbrecher beziehungsweise dessen Firma als Kunden, der laut Ermittlern Geldgeber einer kriminellen Organisation war, die den Missbrauch an russischen Kindern organisierte.


  Tatsächlich ist IFEX Global Limited bis Redaktionsschluss dieses Buches noch eine reguläre, aktive Firma.


  Andrew M. wurde im Dezember 2015 aus dem Gefängnis entlassen.


  Jürgen Mossack ließ in der Vergangenheit über Sprecher regelmäßig ausrichten, Mossfon siebe illegal agierende Kunden streng aus – wenn sie denn von solchen Aktivitäten erführen.


  
    zurück
  


  
    [22. Kapitel] Der rote Adel

  


  Es ist der 15. November 2011, als im Lucky-Holiday-Hotel, einer Drei-Sterne-Unterkunft auf den Hügeln der südchinesischen Metropole Chongqing, eine Leiche gefunden wird. Der Tote in Bungalow 1605 ist schnell als Neil Heywood identifiziert, ein britischer Geschäftsmann, und fast genauso schnell wird die angebliche Todesursache festgestellt: Herzversagen durch Alkoholkonsum. Der Leichnam wird ohne Autopsie eingeäschert.


  Neil Heywood galt in seiner Familie allerdings als »Teetotaler«, als jemand, der nie Alkohol trank. Warum sollte er sich zu Tode getrunken haben? Dazu kommt: Neil Heywood war nicht irgendjemand, er war ein enger Freund von Bo Xilai und Gu Kailai. Bo Xilai, Sohn eines der »Acht Unsterblichen«, wie die Revolutionsveteranen in China genannt werden, ist zu der Zeit Parteichef von Chongqing. Gu Kailai, seine Frau, Tochter eines Generals, arbeitet als Anwältin.


  Die beiden sind viele Jahre das Traumpaar der chinesischen Politik: Bo Xilai ist einer der beliebtesten Politiker des Landes, für ihn scheint der weitere Weg schon vorgezeichnet zu sein: ganz nach oben, an die Spitze des bevölkerungsreichsten Landes der Welt. Doch dann stirbt Heywood.


  Seine Bande zur Politik und die offenen Fragen sorgen dafür, dass sofort Gerüchte über die wahren Hintergründe des mysteriösen Todesfalls entstehen. Der Polizeichef der Stadt Chongqing, der von Anfang an in den Mord eingeweiht gewesen sein soll, lässt vor der Einäscherung heimlich Blutproben von der Leiche nehmen. Am Ende ist er es, der damit aus einem vermeintlichen Alkoholtod den größten Kriminalfall der jüngeren chinesischen Geschichte macht. Als bekannt wird, dass Heywood kaltblütig ermordet wurde, endet ein Shakespeare-würdiges Drama um Liebe, Macht und Geld, angesiedelt in der Welt der chinesischen Elite.


  Im Herbst 2011, als Heywood stirbt, sieht noch alles danach aus, als würde Bo ein Jahr später in den Ständigen Ausschuss des Politbüros einziehen, in Chinas innersten Machtzirkel. Bo war 2007 vom Posten des Handelsministers nach Chongqing gewechselt und hatte seitdem die Stadt am Jangtse derart verändert, dass ganz China von ihm sprach: Die Bürger müssen Parteilieder singen, er lässt die Stadt mit roten Fahnen beflaggen, feiert Mao Tse-tung und untersagt dem Regionalfernsehen, Werbung auszustrahlen. Kurz gesagt: Bo Xilai lässt in Chongqing die Zeit wieder aufleben, in der in China der echte Maoismus noch das Ideal war, und der Kapitalismus der Feind.


  Gleichzeitig gibt er die Devise »Zerschlag das Schwarze« aus und greift hart gegen Kriminalität und Korruption durch. Die Parteipresse feierte ihn als schärfsten Anti-Korruptionsjäger des Landes und als talentierten Wirtschaftsförderer, bald ist im ganzen Land vom »Modell Chongqing« die Rede.


  Das ist die Fassade. Aber bereits in den Neunzigerjahren, als Bo Xilai noch Bürgermeister in Dalian ist, einer Hafenstadt in Nordostchina, gibt es eine unausgesprochene Regel unter Geschäftsleuten: Wer in der Stadt zum Zug kommen will, muss Bos Familie einen Anteil abgeben. Gu Kailai, seine Frau, sei dabei »eine Art Bezahlschranke« gewesen, schrieb der Spiegel 2012. Sie nahm demnach das Eintrittsgeld.


  Schon damals ist Neil Heywood ihr Vertrauter. Heywood sorgt angeblich sogar dafür, dass ihr Sohn Bo Guagua auf eine teure Privatschule in London gehen und später in Oxford studieren kann. In Harvard, wo er später studiert, fährt Bo Guagua einen Porsche und lebt in einem Apartment, dessen Monatsmiete einem Viertel des Jahresgehalts seines Vaters entspricht.


  Heywood kümmert sich. Er ist ein Mann von Welt, er trägt Leinensakkos und steuert ein Luxusauto mit dem Kennzeichen: 007. Angeblich kümmert er sich nicht nur um den Sohn. Er und seine Freunde machen alle gemeinsam Geschäfte und verdienen Millionen, von denen offenbar ein Teil in Offshore-Firmen geparkt wird.


  Bis Heywood stirbt, unter all diesen ungeklärten Umständen. Als der Polizeichef von Chongqing, eigentlich ein Vertrauter und Komplize von Bo Xilai und dessen Frau, den Politiker mit seinen Recherchen konfrontiert, will Bo davon nichts wissen, er schreit ihn an, schlägt ihn und droht mit Entlassung.


  Der Polizist gerät in Panik und bittet im Februar 2012 im US-Konsulat im 300 Kilometer entfernten Chengdu um Asyl – weil er um sein Leben fürchtet. Seine Version lautete: Bo Xilais Frau hat den Geschäftsmann ermordet, indem sie ihn erst betrunken gemacht und ihm dann Gift eingeflößt hat. Asyl bekommt der Polizeichef am Ende nicht, er stellt sich stattdessen nach einigen Tagen den chinesischen Behörden.


  Seine Aussagen treffen China ins Mark. Ein Vorzeigepolitiker, verwickelt in Mord, verstecktes Geld – eine Sensation. Über Wochen hält die Affäre China in Atem, die Kommunistische Partei stürzt in die größte Vertrauenskrise seit dem Massaker auf dem Platz des Himmlischen Friedens. Je mehr herauskommt, desto schlechter steht Wunderkind Bo Xilai plötzlich da. Am Ende zensiert die KP im Internet sogar die Worte »Bo Xilai« und »Wahrheit«.


  Gu Kailai wird schließlich für ihre Tat zu sogenannter bedingter Todesstrafe verurteilt, das Urteil später in eine lebenslange Haftstrafe umgewandelt. Ihr Mann Bo Xilai wird 2013 wegen Korruption zu lebenslanger Haft verurteilt. Es zeigte sich: Das Ehepaar hatte ein dunkles Geheimnis, für das Gu bereit war, zu morden. Sie tötete Heywood offenbar, weil sie Angst hatte, er könne ihr Geheimnis ausplaudern.


  
    [ ]
  


  Wir sind gebannt, als sich herausstellt, dass ein Teil dieser Geschichte sozusagen in unseren Daten nachzuerzählen und so ein Stück weit genauer zu fassen ist. Wir sehen nämlich, dass Gu Kailai im September 2000 zusammen mit einem französischen Architekten die Firma Russell Properties S.A. mit Sitz auf den Britischen Jungferninseln gründet. Die wahren Eigentumsverhältnisse sollten offenkundig verborgen werden: Es gibt Scheinanteilseigner und Scheindirektoren – was uns im Fall Gu Kailai auch nicht wundert.


  Es wäre der politische Tod ihres Mannes gewesen, wenn bekannt geworden wäre, dass sie Millionen im Ausland investierte, zumal es nicht ihre eigenen waren. Ein Teil des Geldes stammte von einem chinesischen Milliardär, der im Gefolge Bo Xilais reich geworden war. Er ließ Bos Frau Gu und deren Geschäftspartner 3,2 Millionen Dollar zukommen. Der Architekt und Gu zahlten das Geld auf ein Konto bei einer britischen Großbank ein.


  Gus Ehemann Bo Xilai kennt den Mann aus seiner Zeit in Dalian, dort hatte der Franzose in eine prominente örtliche Familie eingeheiratet und prestigeträchtige Gebäude entworfen. Im Sommer 2001 kauften Gu und der Franzose über die Russell Properties eine Villa an der französischen Riviera: oberhalb von Cannes gelegen, 400 Quadratmeter, sechs Schlafzimmer, 4000 Quadratmeter Grund. Ein Palast – definitiv zu teuer für die Frau eines chinesischen Politikers. Außerdem ist es rechtlich gesehen so, dass chinesische Staatsbürger pro Jahr nur Devisen im Wert von etwa 50000 Dollar ohne Sondergenehmigung ins Ausland bringen dürfen.


  Dazu muss man wissen: Gus Firma Russell Properties kaufte die Villa »Fontaine St. Georges« nicht direkt. Vielmehr trat eine weitere Offshore-Firma – die Fontaine St Georges Residence S.A. – als Käufer auf, die wiederum der Russell Properties gehörte. Viel geheimniskrämerischer geht es kaum.


  Das Problem war offenbar allerdings, dass Gu Kailai Neil Heywood, jenen britischen Freund ihrer Familie, in den Deal einweihte. Er sollte die Villa in Cannes verwalten und dabei helfen, sie zu vermieten. Heywood jedoch erpresste Gu. Es war Neil Heywoods Todesurteil.


  Zwei Wochen nachdem sie Heywood in dem Bungalow des Lucky-Holiday-Hotels Gift eingeflößt hatte, versuchte Gu Kailai offenbar ihre Spuren in der Offshore-Welt zu beseitigen. In den Daten der Russell Properties S.A., die Mossfon intern unter der Kennung 6015818 führt, sehen wir, dass der französische Architekt am 29. November 2011 zum alleinigen Geschäftsführer und Anteilseigner der Firma ernannt wurde.


  Damit wären die Spuren eigentlich verwischt gewesen, hätte der Franzose nicht einen Fehler gemacht. Als Korrespondenzanschrift hat er eine Hochhaussiedlung in der Nähe des Pekinger Olympiastadions angegeben – und das ist eine frühere Adresse von Gu Kailais Anwaltskanzlei.


  
    [ ]
  


  Die Kader der Kommunistischen Partei Chinas beschrieben ihr Land bislang gerne mit dem Begriff »hexie shehui«, es soll sagen, dass die Volksrepublik eine »harmonische Gesellschaft« sei.


  Aber die Realität, das zeigt auch der Fall Bo Xilai, sieht anders aus. Die sozialen Spannungen werden von Jahr zu Jahr stärker. Schätzungen der Weltbank zufolge haben mehr als 300 Millionen Menschen in China weniger als zwei Dollar pro Tag zur Verfügung. Die 100 reichsten Chinesen hingegen haben laut Forbes ein Vermögen von mehr als 450 Milliarden Dollar angehäuft, das macht im Schnitt viereinhalb Milliarden pro Kopf.


  Ein erheblicher Teil davon befindet sich allerdings nicht in der »harmonischen Gesellschaft«. Sondern in Steueroasen, meist versteckt hinter nichtssagenden Firmenfronten und den beliebigen Namen gemieteter Scheindirektoren.


  Längst haben wir ja Deng Jiagui in den geheimen Unterlagen gefunden: den Schwager von Chinas Präsident Xi Jinping – jenes Xi Jinping, der sich seit Jahren als großer Verfechter von Transparenz inszeniert.[132]


  Außerdem sind wir auf Li Xiaolin gestoßen, die Tochter von Ex-Premierminister Li Peng, der wegen seiner Rolle am Massaker auf dem Tian’anmen-Platz 1989 »Metzger von Peking« genannt wird. Li Xiaolin gilt heute als eine der reichsten Frauen Chinas – ohne die Verbindungen ihres Vaters hätte sie das vermutlich nicht erreicht.[133]


  Nun ist es so, dass in China Politiker und ihre Familien nicht verpflichtet sind, ihr Vermögen offenzulegen. Die Bürger können nur mutmaßen, wie viel Geld in Offshore-Firmen liegt und wie viele Steuern dadurch dem Staat entgehen. Auch deshalb bergen die Geschichten von dem Präsidentenschwager Deng Jiagui und der Ex-Premiertochter politische Sprengkraft. Kritische Berichte über raffgierige Politiker und ihre Verwandten, die streng Verzicht predigen und sich gleichzeitig ihre Taschen vollstopfen, sind in China tabu, sie gefährden den ohnehin brüchigen Zusammenhalt in dieser Gesellschaft der extremen Gegensätze. Experten schätzen, dass allein seit 2000 zwischen einer und vier Billionen US-Dollar von China aus in dunklen Kanälen verschwunden sind.


  Das wenige, das bislang darüber veröffentlicht wurde, kam von westlichen Journalisten. Die Nachrichtenagentur Bloomberg hat 2012 als erstes Medium Details zum finanziellen Hintergrund der Familie des aktuellen Präsidenten Xi Jinping recherchiert und berichtet, wie Xis Verwandte mit Firmenbeteiligungen und Immobiliendeals Millionen angehäuft haben sollen. Bloomberg hat nicht einmal behauptet, dass sich Xi persönlich bereichert habe, dennoch sperrte die Staatszensur im Internet sofort den Zugriff zu diesen Informationen.


  Auch als die Süddeutsche Zeitung Anfang 2014 zusammen mit dem ICIJ über die Chinesen in den Offshore-Leaks-Daten berichtete, war der Zugriff aus China auf sueddeutsche.de innerhalb weniger Stunden gesperrt und unser Account bei Weibo, dem chinesischen Pendant zu Twitter, gelöscht. Ähnlich erging es der New York Times, die berichtete, dass sich Verwandte des Präsidenten frühzeitig bei einer Firma des reichsten Chinesen eingekauft und die Aktien später mit einem Millionengewinn abgestoßen hätten. Der Mann, der diesen Deal eingefädelt haben soll, war Deng Jiagui, der Schwager von Präsident Xi Jinping. Der Mann, dem wir nachweisen können, dass ihm drei weitere und bislang öffentlich unbekannte Briefkastenfirmen gehörten.


  Die Offshore-Geschäfte seiner Familie werden Xi Jinping nicht stürzen, aber es dürfte für ihn unangenehm sein, schon wieder im Zentrum einer Enthüllung zu stehen, nach den Bloomberg-Artikeln, den Offshore-Leaks-Veröffentlichungen und den New-York-Times-Berichten. Schließlich liest man in der chinesischen Volkszeitung – dem Parteiorgan der Kommunistischen Partei – Losungen wie diese: »Egal wer du bist, egal wie hoch oder tief du stehst, wenn du das Gesetz brichst, dann wirst du bestraft«.


  Natürlich sind wir nicht so naiv zu glauben, diese Regel gelte für die Eliten so wie sie für das Volk gilt. Aber es wäre ein weiteres Mal, dass dieser Widerspruch offenbar wird.


  
    [ ]
  


  Wir machen uns keine Illusionen: Chinesische Medien werden sich schwertun, darüber zu berichten. Zu groß ist die Gefahr. Die Süddeutsche Zeitung und unsere Projektpartner müssen eher die bürokratische Rache fürchten: Reportern von New York Times und Bloomberg wurde zeitweise das übliche Visum verweigert. Auch deswegen recherchieren wir nur von Deutschland aus und lassen den China-Korrespondenten der SZ außen vor. Er lebt in der Volksrepublik, mit seiner Familie, seinen Kindern, und er will dort auch noch eine Zeit lang bleiben.


  Just in den Tagen, als wir diese Dinge besprechen, geschehen seltsame Dinge. Die IT-Abteilung der Süddeutschen Zeitung meldet auffällig viele Attacken auf die Homepage der Zeitung. Will jemand mit automatisierten Zugriffen auf die Seite den Server absichtlich überlasten und zum Absturz bringen? Solche sogenannten Denial-of-Service-Attacken gehören zum Standardrepertoire chinesischer und russischer Geheimdienste.


  Vielleicht ist es ein Zufall, dass diese Attacken gerade jetzt sprunghaft zunehmen, da wir über China und Russland recherchieren. Aber wer weiß das schon? Bei einer großen deutschen Wochenzeitung sollen schon mal kurz vor einer chinakritischen Veröffentlichung Hacker ins Redaktionssystem eingedrungen sein, um den betreffenden Artikel zu löschen.


  Aber egal wie massiv der Staat zensiert, auf Dauer lässt sich das Unübersehbare nicht unter der Decke halten. Chinas Elite verschiebt so viel Geld in Steueroasen, dass 2011 sogar in einem Report einer staatlichen chinesischen Bank zu lesen war, korrupte Chinesen würden Briefkastenfirmen wie »Handtaschen« benutzen.


  Einer der großen Anbieter dieser »Handtaschen« in China wiederum ist, und das ist keine Überraschung: Mossack Fonseca.


  Die panamaische Kanzlei unterhält auf dem Festland der Volksrepublik acht Büros – so viele wie in keinem anderen Land. Hinzu kommt eine Filiale in Hongkong. Insgesamt gibt es also neun Mossfon-Filialen auf chinesischem Territorium.


  Weil die Nachfrage so groß ist?


  
    [ ]
  


  Die Suche nach guten chinesischen Geschichten ist allerdings weitaus schwieriger als in nahezu allen anderen Regionen der Welt. Mossack Fonseca erwähnt viele chinesische Namen nur in der – mehrdeutigen – Umschrift, wenn ein chinesischer Name in lateinische Buchstaben »transkribiert« wurde. Das Hochchinesische benutzt aber etwas mehr als 400 Silben, die in unterschiedlichen Tonhöhen und Kombinationen vorkommen. Ausgeschrieben schaffen eigentlich nur die chinesischen Schriftzeichen Eindeutigkeit. Dazu kommt, dass es Millionen Chinesen mit sehr ähnlichen Namen gibt. Tatsächlich leben in der Volksrepublik mehr Menschen mit dem Nachnamen Wang, als es in Deutschland überhaupt Einwohner gibt. Das alles bedeutet, dass es unendlich viel Zeit kostet, in jedem einzelnen Fall zu prüfen, ob der gefundene Name auch zu dem gesuchten Mensch gehört. Ausweisnummern müssen abgeglichen, Geburtsdaten recherchiert und Geschäftsadressen ausfindig gemacht werden. Nicht alle können endgültig verifiziert werden, und wenn wir uns nur neunundneunzigprozentig sicher sind, lassen wir den Fall sein.


  Im kleinen ICIJ-China-Team arbeitet, wie schon bei Offshore-Leaks, auch unser Kollege Christoph Giesen aus dem SZ-Wirtschaftsressort. Er spricht Chinesisch, bereist das Land regelmäßig, kennt sich aus. Ohne ihn wären wir aufgeschmissen. Denn von Tag zu Tag stoßen wir in den Daten auf mehr Chinesen, mehrere Tausend werden es am Ende sein. Hier eine kleine Liste der Recherchegruppe um Christoph Giesen und Alexa Olesen, der China-Spezialistin des ICIJ:


  
    
      	
        –

        Wallace Yu Yiping, der Ehemann der Nichte des großen Deng Xiaoping, der fast zwei Jahrzehnte lang China regiert hat. Wallace Yu Yiping taucht als Direktor und alleiniger Teilhaber der BVI-Firma Galaxia Space Management auf.[134]

      


      	
        –

        Lee Shing Put, der Schwiegersohn des aktuellen chinesischen Vize-Premierministers und Politbüro-Mitglieds Zhang Gaoli. Lee Shing Put ist Anteilseigner der Offshore-Firmen Glory Top Investments Limited, Zennon Capital Management Limited.[135]

      


      	
        –

        Zeng Qinghuai, der Bruder von Chinas ehemaligem Vizepräsidenten Zeng Qinghong. Kritiker haben Zeng Qinghong schon lange unter Korruptionsverdacht. Vor einigen Jahren hat sich sein Sohn in Sydney ein Anwesen für mehr als 20 Millionen Dollar gekauft – woher das Geld dafür genau stammte, ist bis heute nicht geklärt. [136]

      

    

  


  Alle drei, also Yu, Lee und Zeng, sind sogenannte Prinzlinge (auf Chinesisch: Taizidang): enge Verwandte der chinesischen Machtelite. Politisch sind sie zerstritten, was sie aber eint, ist ihr Drang nach Geld.


  
    [ ]
  


  Manche Prinzlinge haben es in der Privatwirtschaft zu Milliardären gebracht, andere leiten die Banken des Landes oder sitzen in Ministerien. Einige haben vermutlich Geheimfirmen gegründet, um Teile ihres Reichtums zu verstecken, andere, um verdeckt in China investieren zu können, damit niemand ahnt, wer wirklich die Geschäfte tätigt.


  Dazu muss man wissen: Prinzlinge sind die ersten Anlaufstellen für Geschäftsleute, die in China etwas erreichen wollen. Wenn in China Bestechungsgelder fließen, dann in der Regel nicht direkt an einen Politiker selbst. Das wäre zu auffällig, zu gefährlich. Sicherer ist es, dem Sohn, der Schwägerin oder dem Bruder von Politikern zum Beispiel Rechnungen zu begleichen oder eine teure Wohnung zu finanzieren. Im Gegenzug können die Geldgeber erwarten, bei lukrativen Bauaufträgen oder Ähnlichem bevorzugt zu werden. Wer mit wem eine solche Symbiose eingeht, ist schwer nachzuweisen.Ein Beispiel aus dieser geheimen Parallelwelt, das Fragen aufwirft, betrifft den in Shanghai ansässigen Unternehmer Zhang Yuping. Er ist seit 1997 der Chef der Firma Hengdeli, die laut Selbstbeschreibung der »größte Verkäufer international anerkannter Uhrenmarken« in China ist.


  Zhang Yuping ließ 2009 bei Mossack Fonseca die Firma »Harvest Sun Trading Limited« auf den Britischen Jungferninseln gründen. Ein Jahr später wurde die Harvest Sun Trading Limited an eine Frau namens Li Zidan übertragen. Im Aktienregister ist der Wert des einzigen Firmenanteils mit einem Dollar angegeben. Die neue Besitzerin der Firma, jene Li Zidan, war keine bekannte Geschäftsfrau, und mit ihren 18 Jahren damals fast noch ein Kind – aber kein gewöhnliches. Li Zidan ist eine jener Prinzlinge. Sie ist die Enkelin von Jia Qinglin, der damals und noch bis 2012 Mitglied des Ständigen Ausschusses des Politbüros war – und damit die Nummer vier im chinesischen Machtgefüge. Einer der mächtigsten Männer Chinas.[137]


  
    zurück
  


  
    [23. Kapitel] Die Gasprinzessin und der Schokoladenkönig

  


  Der zyprische Mittelsmann kommt gleich zur Sache: Er wolle mal wieder eine Offshore-Firma gründen bei Mossack Fonseca, schreibt er in einer Mail von Anfang August 2014. Die Briefkastenfirma solle Prime Asset Partners Limited heißen und auf den Britischen Jungferninseln angesiedelt sein. So weit, so klar.


  Es gibt da nur eine kleine Besonderheit: Der Kunde und künftige Anteilseigner, schreibt der Mittelsmann, sei eine »Person, die in die Politik involviert ist«. Die Firma werde aber »nichts mit seinen politischen Aktivitäten zu tun haben«.


  Eine äußerst dezente Untertreibung.


  Der Kunde des zyprischen Vermittlers heißt Petro Poroschenko, der amtierende Präsident der Ukraine, einem Land im Krieg.


  Poroschenko, die Nummer 55 auf unserer weiter wachsenden Liste der Spuren zu Staatschefs, ist einer der reichsten Männer des Landes, je nach Liste rangiert er mit seinem Vermögen auf Platz sechs, sieben oder acht.


  Er hat sein Vermögen mit Schokolade gemacht und ist mit seinen Pralinen Marktführer in Osteuropa, deswegen nennen sie ihn den »Schokoladenkönig«. Zu seinem Imperium gehören diverse Medien, Auto- und Saatgutfirmen sowie eine Werft. Poroschenko gilt als willensstark und pragmatisch. Poroschenko engagierte sich schon Ende der Neunzigerjahre in der Politik, als Leonid Kutschma noch Präsident war. Er gehört zu den Gründern der Partei der Regionen, die später, unter Viktor Janukowitsch, zum Sammelbecken jener wurde, die das Land und seine Staatsfirmen zum eigenen Vorteil nachgerade ausraubten.


  2004 jedoch stellte sich Poroschenko auf die Seite der Orangen Revolution. Als Hunderttausende Ukrainer nach den Präsidentschaftswahlen auf die Straße gingen und gegen den manipulierten Wahlsieg von Janukowitsch protestierten, war es Poroschenkos Fernsehsender, der als einziger über die Demonstrationen berichtete. Am Ende setzten sich die Demonstranten durch, es kam zu einer Wiederholung der Stichwahl – diesmal gewann der durch einen Giftanschlag gezeichnete Viktor Juschtschenko. Er wurde Präsident, Julia Timoschenko wurde Ministerpräsidentin und Schokoladenkönig Petro Poroschenko wurde Vorsitzender des Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrats, später sogar Außen- und Wirtschaftsminister.


  Eine Forderung der Demonstranten auf dem Maidan war, dass die hundert reichsten Ukrainer aus der Politik verschwinden. Sie richtete sich gegen die Elite des 48-Millionen-Einwohner-Landes, gegen Leute wie Julia Timoschenko oder Petro Poroschenko. Eine Elite, die unermesslich reich ist, während nach Angaben der Vereinten Nationen 80 Prozent der Ukrainer unter der Armutsgrenze leben. Es war eine der Forderungen, die ungehört verhallten. Petro Poroschenko stellte sich 2014 als Präsident zur Wahl und gewann, unter anderem gegen Julia Timoschenko. Dabei dürfte auch eine Rolle gespielt haben, dass der Oligarch, der von sich behauptet, kein Oligarch zu sein, im Wahlkampf versprochen hatte, seine Firmen zu verkaufen: »Als Präsident der Ukraine will ich mich ausschließlich um das Wohl des Landes kümmern, und das ist alles, was ich tun will«, sagte er.


  Große Worte. Daran gehalten hat er sich nicht.


  Poroschenko ist sogar noch reicher geworden in den vergangenen Jahren, während andere Oligarchen in der Ukraine durch die Krise massive Vermögensverluste erlitten. Warum er mehr Glück hatte? Womöglich auch, weil sich Poroschenko im Sommer 2014 intensiv um sein Vermögen kümmerte. Außerhalb der Ukraine, verdeckt.


  Anstatt sich tatsächlich aus der Wirtschaft zu verabschieden, gründet Poroschenko nämlich – über jenen zyprischen Vermittler – nur zwei Monate nach seinem Wahlsieg die Firma Prime Asset Partners Limited auf den Britischen Jungferninseln. Später präzisiert Poroschenkos Vermittler den Firmenzweck als »Holding für zyprische und ukrainische Firmen der Roshen-Gruppe, einen der größten europäischen Hersteller von Süßigkeiten«. Das Imperium des Schokoladenkönigs. Das alles geschieht fern von den Augen der Öffentlichkeit. Das sollte offenbar auch so bleiben: In den E-Mails ist nachzulesen, dass die Kommunikation mit Mossack Fonseca über ein »gesichertes E-Mail-System« erfolgen sollte.


  Womöglich wollte Poroschenko seine Firmen in dieser Offshore-Holding zusammenfassen, um sie besser verkaufen zu können. Womöglich wollte er aber auch einfach nur verschleiern, dass er seine Wahlversprechen nicht gehalten hat.[138]


  
    [ ]
  


  Was für die ukrainische Bevölkerung ohnehin viel wichtiger sein könnte als die Frage, ob Poroschenko überhaupt verkaufen wollte oder nicht, ist die Frage der Moral. Denn der ukrainische Präsident lässt seine Briefkastenfirma nun mal ausgerechnet im August 2014 gründen. Damals ist der Ukrainekonflikt auf seinem Höhepunkt, just in diesen Tagen – vom 10. August bis 2. September – tobt im Südosten des Landes die »Schlacht von Llovajsk«. Tagelang sitzen etwa 7000 Soldaten, vor allem Mitglieder von ukrainischen Freiwilligenbataillonen, in der 15000-Einwohner-Stadt fest, während prorussische Truppen, unterstützt von russischen Kräften und Panzern, die Stadt einkesselten. Vergeblich rufen die Eingekesselten um Hilfe. Die Armee, deren Oberbefehlshaber Poroschenko ist, schickt keinen Nachschub.


  Nach Tagen heftiger Gefechte schließen beide Seiten ein Waffenstillstandsabkommen. Die ukrainischen Einheiten sollen die umzingelte Stadt unbeschadet verlassen dürfen, sofern sie ihre Waffen zurücklassen. Als die ukrainischen Soldaten abziehen, werden sie plötzlich von Panzern und Mörsern beschossen, bis zu tausend Soldaten sollen dabei getötet worden sein. Die ukrainische Regierung spricht von einem »Massaker«.


  Und was macht Präsident Poroschenko, der doch versprochen hat, »sich ausschließlich um das Wohl des Landes« zu kümmern, in dieser Zeit? Er lässt eine Briefkastenfirma registrieren.


  Während ukrainische Soldaten sterben und die Welt auf den Konflikt sieht, besprechen Mossack Fonseca und Poroschenkos Vermittler die Einzelheiten der Holding. Poroschenko sucht seine Stromrechnung heraus und lässt sie beglaubigen, sein Pass wird beglaubigt, eine Direktorin ausgesucht. Erst einen Tag bevor die »Schlacht von Llovajsk« am 2. September 2014 zu Ende geht, sind alle wichtigen Formalitäten erledigt.


  Die Prognose, dass Poroschenkos Offshore-Geschäfte in der Ukraine Schlagzeilen machen werden, ist nicht sonderlich gewagt. Das Land hatte eine Ausnahmestellung im Projekt Prometheus, aus kaum einer anderen Nation finden wir derart viele hochrangige Politiker wie aus der von Korruption und Misswirtschaft gebeutelten Ukraine. Außer dem aktuellen Premierminister Poroschenko haben wir Spuren zu zwei ehemaligen Premiers gefunden: Pawel Lasarenko sehen wir direkt als Eigentümer einer Offshore-Firma, Julia Timoschenko ist indirekt involviert, über eine Firma, mit der sie zu tun gehabt haben soll.


  Lasarenko war derjenige, der im April 2005 ein Fax an Mossfon geschrieben und behauptet hatte, er habe erst wenige Wochen zuvor davon erfahren, dass ihm eine gewisse Gateway Marketing Inc. gehöre, eine Briefkastenfirma, die Mossack Fonseca gegründet habe. Außerdem finden wir noch den Bürgermeister von Odessa, Gennadi Truchanow, als Shareholder einer auf den Jungferninseln registrierten Firma. Dazu den Sohn von Ex-Ministerpräsident Mykola Asarow und die Familie eines früheren Abgeordneten, einem zeitweise sowohl von der Schweiz wie der EU sanktionierten Helfer des gestürzten Ex-Präsidenten Janukowitsch.[139]


  
    [ ]
  


  Ein aktueller Staatschef und zwei ehemalige Staatschefs aus ein und demselben Land? Wieder zögern wir kurz: Muss das nicht sofort in die Zeitung? Wenig später sitzen wir vor den Massen von Dokumenten zu unseren Ukrainetreffern und fragen uns vielmehr: Bekommen wir das alles recherchiert bis zum Frühjahr, zum angepeilten Erscheinungsdatum, das wir auf dem Treffen in München festgelegt haben?


  Seit Wochen reißt es uns in diese beiden entgegengesetzten Richtungen. Wir können es kaum erwarten, dass endlich alles veröffentlicht wird. Und gleichzeitig bräuchten wir dringend mehr Zeit, viel mehr Zeit. Es ist so viel zu recherchieren, so viel zu schreiben. So viele lose Enden, so viele ungeklärte Fragen, so viele Themen sind noch übrig, in die man richtig tief eintauchen sollte, müsste, wollte.


  Aber es gibt nur eine Lösung: Geduld.


  Wir wissen ja noch nicht einmal genau, wie lange unsere Geduld noch halten muss. Seit wir mit den internationalen Partnern entschieden haben, alles gemeinsam im Frühjahr 2016 zu veröffentlichen, sind dutzende starker Geschichten dazugekommen, und damit noch mehr Arbeit als erwartet. Außerdem hängen wir in allen technischen Bereichen unseren Deadlines hinterher, unsere lokal in München gespeicherten Daten sind längst nicht alle durch die Texterkennung gegangen, obwohl jede Woche gut hunderttausend bearbeitet werden. Das Update, das wir nach Lillehammer von der Quelle bekommen haben, ist noch nicht einmal indexiert.


  Immerhin ist inzwischen geklärt, wie das neue Projekt heißen soll, eine Frage, die nach dem München-Treffen noch offen war. Der Name wird lauten: Panama Papers.


  Der Hashtag auf Twitter: #panamapapers.


  Es war ein Vorschlag von ICIJ-Chef Gerard Ryle. Eine Anlehnung an die Pentagon Papers, jene geheimen Papiere des US-Verteidigungsministeriums, die die New York Times 1971 veröffentlicht hat. Die Pentagon Papers bewiesen, dass die US-Präsidenten Harry S. Truman und Richard Nixon in Bezug auf den Vietnamkonflikt gelogen hatten. Die Amerikaner erfuhren durch die Enthüllung der Zeitung, dass der Vietnamkrieg, entgegen der Behauptungen von Nixon und Truman, schon lange geplant war. Das, was sie immer als Ziel für den Krieg genannt hatten, die Demokratie in Südvietnam zu retten, entpuppte sich als Vorwand.


  Eine der vielen Absurditäten dieses Projekts ist, dass auch einer derjenigen in den Daten ist, die mutmaßlich in die Watergate-Affäre verwickelt waren. Gilbert Straub soll laut einem Zeugen die 50000 Dollar überbracht haben, mit denen das Schweigen der Watergate-Einbrecher erkauft werden sollte. Und ausgerechnet mit der panamaischen Firma dieses Straub machte Mossfon den Unterlagen zufolge in den Achtzigerjahren Geschäfte.


  Pentagon Papers.


  Panama Papers.


  Es ist gewöhnungsbedürftig – aber gut. Oder haben wir längst jeden halbwegs objektiven Blick auf unser Monsterprojekt verloren? Es ist jedenfalls dabei, uns aufzufressen. Der Online-Auftritt, das Logo, die Bildsprache, die ersten Grafiken, die achtseitige Sonderveröffentlichung in der Print-SZ am ersten und zweiten Tag unserer Publikation, der Ablauf der anschließenden Serie. Wir stellen unser Projekt anderen Ressorts in der Süddeutschen Zeitung vor, wir haben regelmäßige Treffen mit der Rechtsabteilung, transatlantische Telefon-Konferenzen mit dem ICIJ und Besprechungen mit den Kollegen aus dem Ausland. Und dann kommt noch unsere eigentliche Arbeit dazu, also unsere Fälle zu recherchieren, die vielen Tausend Treffer auf unseren Suchlisten nach Relevanz durchzugehen, Dokumente zu prüfen, Interviews abzusprechen, im internationalen Forum zu posten und dort die neuen Fälle durchzulesen.


  Wir sind jeden einzelnen Tag froh darüber, dass das deutsche Team nicht nur aus uns bei der SZ besteht, sondern auch aus den Kollegen von NDR und WDR.


  Und dann ist da noch dieses Buch. Unsere augenblickliche Arbeitsteilung sieht so aus: Einer fängt abends an zu schreiben, wenn die Kinder im Bett sind. Der andere steht um vier Uhr auf und macht weiter – bis um kurz vor sieben jemand aus dem Kinderzimmer angetapst kommt. Auf Dauer halten wir das nicht durch, das ist uns klar. Aber das Ende ist inzwischen schon absehbar, also ordnen wir unser Leben die nächste Zeit diesem Datenberg unter.


  Und natürlich ist das Projekt gleichzeitig noch immer ein riesiges Geschenk.


  
    [ ]
  


  Als wir uns noch mal die Hintergründe von Pawel Lasarenkos seltsamer Firma ansehen – von der er angeblich jahrelang nichts wusste –, fällt uns auf, dass das nicht seine einzige Offshore-Firma war. Wir sehen ihn auch im Zusammenhang mit einer Firma namens Bainfield, an der er Anteile hatte. Die interessanteste Firma Lasarenkos aber ist eine Bassington Ltd., und in diese Firma war angeblich auch Julia Timoschenko verwickelt – und gleichzeitig in einen riesigen Fall von angeblicher Korruption und Untreue.


  Julia Timoschenkos Aufstieg beginnt in der südöstlichen Ukraine, in Dnjepropetrowsk, offenbar eine Art Biotop für politische Führer. Aus der Stadt stammen der frühere sowjetische Staatschef Leonid Breschnew, der frühere ukrainische Premier und Präsident Leonid Kutschma und auch Pawel Lasarenko. Der Volksmund spricht, und das nicht nur wegen der Ballung der Großpolitiker, von der »Dnepropetrowsker Mafia«.


  In der Stadt mit dem für uns unaussprechlichen Namen legt Timoschenko den Grundstein für ihren späteren Reichtum, als das Ende des real existierenden Sozialismus bereits zum Greifen nahe ist. In einer Videothek verleiht sie Raubkopien amerikanischer Filme: Rambo, Pretty Woman, aber angeblich auch pornografische Werke. Schon bald hat Timoschenko damit angeblich ihre erste Million verdient. Als die Sowjetunion endgültig zusammenbricht, steigt Timoschenko – laut Spiegel »besessen von Geld und Macht« – ins Ölgeschäft ein, und 1995 wird sie die Chefin des Konzerns »Vereinigtes Energiesystem der Ukraine«. Die junge Frau, die in einem Plattenbau aufgewachsen ist, macht ein Vermögen. Ende 1996 kontrolliert sie bereits einen großen Teil der ukrainischen Volkswirtschaft. Für dasselbe Geschäftsjahr zahlt ihr Gaskonsortium nur 11000 Dollar Steuern, wie das Wall Street Journal schrieb. Ein Sprecher Julia Timoschenkos erklärte auf Anfrage, dies sei »unwahr und durch keinerlei Beweis belegt«.


  Damals gerät Julia Timoschenko wiederholt ins Zwielicht. 1995 etwa wird sie mit einer großen Menge Bargeld am Flughafen Saporischschja aufgehalten; sie muss mehrere Tage im Gefängnis verbringen, bevor sie wieder auf freien Fuß kommt. 2001 wird sie wegen Gasschmuggels und Steuerhinterziehung 42 Tage inhaftiert. Sie wird verdächtigt, während ihrer Zeit als Chefin des »Vereinigten Energiesystems der Ukraine« bei Gasimporten aus Russland betrogen zu haben – es kommt aber nie zum Prozess. Timoschenkos Sprecher teilte in diesem Zusammenhang mit, die Regierungen von Leonid Kutschma und Viktor Janukowitsch hätten versucht, »Julia Timoschenko politisch und physisch zu vernichten«. Zu diesem Zweck hätten ukrainische Strafverfolgungsbehörden »falsche Strafverfahren fabriziert, deren Ziel politische Diskreditierung von Julia Timoschenko und ihre physische Isolation durch rechtswidrige Festnahmen und Inhaftierungen war«.


  Zu dieser Zeit ist die Mossack-Fonseca-Firma Bassington Limited, in die Timoschenko laut Fahndern gemeinsam mit ihrem Mentor Pawel Lasarenko involviert gewesen sein soll, längst aktiv. Lasarenko hat seine beste politische Zeit da bereits hinter sich, er war von 1996 bis 1997 Ministerpräsident der Ukraine, bevor er, umweht von Korruptionsgerüchten, schließlich zurücktrat. Er wird 1998 bei der Einreise in die Schweiz festgenommen; der Vorwurf: Geldwäsche. Außerdem soll er als Ministerpräsident etliche Millionen Dollar an Staatsgeld veruntreut haben. Gegen Kaution kommt er auf freien Fuß und verlässt fluchtartig das Land – um nur ein Jahr später bei der Einreise in die USA festgenommen zu werden. Er muss vor ein Schwurgericht in San Francisco. In der Anklageschrift heißt es, Lasarenko habe zusammen mit mehreren Komplizen Hunderte Millionen Dollar »durch Betrug, Erpressung, Bestechung und Unterschlagung« auf die Seite geschafft. Als »nicht angeklagte Komplizin« wurde von den US-Ermittlern namentlich genannt: Julia Timoschenko.


  Ihrem politischen Erfolg tut das keinen Abbruch: Die Haare blondiert und zu einem strengen Haarkranz geflochten, wird sie 2004 erst zur Heldin der Orangen Revolution, zur Jeanne d’Arc der Ukraine, und dann zur Ministerpräsidentin. Einmal von Januar bis September 2005 und ein zweites Mal von Dezember 2007 bis März 2010.


  Pawel Lasarenko sitzt in einem US-Gefängnis, während Julia Timoschenko die Ukraine regiert. 2004 wird er wegen Geldwäsche und Betrugs rechtskräftig schuldig gesprochen. Er soll 114 Millionen Dollar, die aus Korruptionsgeschäften stammen, in die USA geschleust haben. Im Urteil wird Timoschenko nicht erwähnt. Zu ihrer möglichen Beteiligung an schmutzigen Geschäften ist einiges in einem anderen seit 2011 in den USA geführten Gerichtsverfahren festgehalten worden, und zugleich über die Rolle der Bassington Limited, jener Firma, die 1996 von Mossack Fonseca gegründet worden war: Eine Firma aus Massachusetts hatte die Bassington vor dem zuständigen Distriktgericht 2011 verklagt, weil die Briefkastenfirma ihr aus einem früheren Geschäft mit einer Firma von Julia Timoschenko noch 18 Millionen Dollar schulde. In der Klage heißt es, dass jene Bassington die Mutterfirma von Timoschenkos Vereinigten Energiesystemen der Ukraine sei. Über die Bassington habe Timoschenko Lasarenko bestochen, sie habe ihm die Hälfte der Einnahmen aus illegalen Geschäften als »Kickback« gezahlt. Die Bassington sei »ein zentrales Element« gewesen, um Vermögen der Timoschenko-Firma zu verschleiern und um die »Schmiergelder an Lasarenko zu verstecken«. Am Ende urteilte das Distriktgericht, dass Bassington dem Kläger 18,3 Millionen Dollar schulde. Auf den Schmiergeldvorwurf ging das Gericht in seiner Entscheidung nicht weiter ein. Ein Strafverteidiger Julia Timoschenkos erklärte auf Anfrage, Julia Timoschenko und die Vereinigten Energiesysteme der Ukraine hätten »nie irgendwelche Beziehungen« zur Firma Bassington Limited gehabt. Außerdem hätten »weder Frau Timoschenko noch die mit ihr verbundenen Unternehmen (…) irgendwelche illegalen Gelder an Pawel Lasarenko bzw. an die mit ihm verbundenen Unternehmen überwiesen«.


  Damit sind wir mittendrin im Propagandakampf um die Deutungshoheit über Julia Timoschenko. Kaum ein Politiker polarisiert mehr als sie, die hier als der ukrainische Engel und dort als die kriminelle Oligarchin gilt.


  Nachdem sie 2010 bei den Präsidentschaftswahlen gegen Janukowitsch verlor, wurde sie des Amtsmissbrauchs angeklagt. Wieder ging es um Geschäfte mit Gas. Sie habe 2009 als ukrainische Ministerpräsidentin einen Gasvertrag mit Putin ausgehandelt, der dem Land schweren wirtschaftlichen Schaden zugefügt habe, stellte ein Gericht in Kiew fest und verurteilte sie zu sieben Jahren Haft. Ihre Gegner feierten das Urteil als späte Gerechtigkeit, ihre Anhänger sehen darin den Racheakt eines Unrechtsregimes.


  Von außen ist der Propagandaanteil der Geschichten beider Seiten kaum zu beurteilen. Eindeutig scheint aber, dass die Ukraine ein massives Problem mit ihrem politischen Personal hat – ein Problem, das sich längst nicht nur, aber auch in der Kundenkartei Mossack Fonsecas niederschlägt.


  
    [ ]
  


  Bei Mossack Fonseca weiß man übrigens, dass der aktuelle Präsident der Ukraine Kunde ist. Der Mittelsmann aus Zypern schrieb ja, sein Kunde sei »in Politik involviert«, und bei der standardmäßigen Überprüfung stellten die Mossfon-Leute fest: Sie haben den Präsident der Ukraine als Kunden. Ordnungsgemäß lassen sie sich erklären, wofür er das Unternehmen braucht. Außerdem fordern die Mossfon-Berater von Poroschenkos Mittelsmann mehr Nachweise zur Herkunft der Gelder an und etliche andere Dokumente. Sie bekommen schließlich unter anderem eine Art Unbedenklichkeitsbescheinigung für Poroschenko, ausgestellt von der ukrainischen International Invest Bank. Darin heißt es, Poroschenko habe sein Konto stets »ordnungsgemäß zu unserer Zufriedenheit« geführt.


  Ein genauerer Blick auf dieses Dokument und seine Hintergründe ergibt: Petro Poroschenko ist Miteigentümer der International Invest Bank, seine eigene Bank hat ihm also seine Unbedenklichkeit bestätigt.


  
    zurück
  


  
    [24. Kapitel] Deutschland, deine Banken

  


  Und jetzt zu den deutschen Banken.


  Genauer genommen: zu mehr als 15 deutschen Banken, die in verschiedenen, meist problematischen Zusammenhängen in unseren Daten auftauchen. Wenn wir die sieben größten deutschen Banken ansehen, sind darunter sechs, die – meist über Tochtergesellschaften in der Schweiz oder Luxemburg – Offshore-Firmen vermitteln beziehungsweise verwalten oder dies in der Vergangenheit getan haben, nämlich:


  Die Deutsche Bank.[140]


  Die Commerzbank.[141]


  Die DZ Bank.[142]


  Die HypoVereinsbank.[143]


  Die Landesbank Baden-Württemberg.[144]


  Die BayernLB.[145]


  Wenn die Dresdner Bank nicht 2009 von der Commerzbank übernommen worden wäre, wären es damals sogar alle sieben größten Banken gewesen.


  Fast alle deutschen Großbanken haben also über viele Jahre ihren Kunden systematisch bei deren Offshore-Versteckspiel geholfen.


  Genau das hätten die meisten deutschen Banken bis Anfang 2015 sehr wahrscheinlich vehement bestritten. Und wenn es aufgedeckt worden wäre, hätten sie wohl versucht, dies herunterzuspielen, wie ie Commerzbank Ende Februar 2015, nach der Razzia im eigenen Haus: alles Altfälle, zehn Jahre oder älter, alles halb so schlimm. Diese Unwahrheit haben wir in der Zeitung und auch hier im Buch bereits widerlegt. Und wie bereits erwähnt, hat sich die Commerzbank mit der Staatsanwaltschaft auf die Einstellung des Verfahrens geeinigt: Im Gegenzug musste die Bank 17 Millionen Euro bezahlen.


  Die Commerzbank ist nun die dritte Bank, die auch wegen ihrer Offshore-Geschäfte Millionenzahlungen leisten muss – zuvor hatten sich ja schon die HypoVereinsbank (HVB) und die HSH Nordbank mit der Staatsanwaltschaft geeinigt und ebenfalls Millionen bezahlt.


  Der Hintergrund dieser Strafen ist ja, dass deutsche Ermittler von einem Whistleblower geheime Dokumente von Mossack Fonseca gekauft haben, die belegen, dass Banken beziehungsweise ihre Mitarbeiter Beihilfe zur Steuerhinterziehung geleistet haben. Diese eingekauften Mossfon-Daten sind zwar nur ein Bruchteil der Daten, die wir haben, und wesentlich älter, aber es gibt Überschneidungen. Wir wissen also, dass genau diese Kombination »Deutsche Banken plus Mossack Fonseca« zu Straftaten geführt hat. Die deutschen Banken hätten kaum Millionenzahlungen akzeptiert, wenn sie eine Chance gewittert hätten, ungestraft davonzukommen. Diese Zahlungen sind für uns juristisch eine große Erleichterung.


  Wir können demnach also hierhin schreiben, dass deutsche Banken – über ihre ausländischen Tochterfirmen – offenbar aktiv und systematisch bei der Steuerhinterziehung geholfen haben. Jahrelang. Und etliche der von ihnen vermittelten Briefkastenfirmen sind noch immer aktiv.


  
    [ ]
  


  Das ist aber nur eine von drei Säulen, auf denen das Bankgeschäft ruht. Neben der Vermittlung und Verwaltung von Offshore-Firmen verdienen mehr als zehn deutsche Banken auch damit Geld, anonymen Briefkastenfirmen Konten zu führen, und in einigen Fällen einzelner Institute wohl auch, ohne die vorgeschriebenen Sorgfaltspflichten einzuhalten. Die dritte Säule ist das Geschäft von Banken als sogenannte Korrespondenzbank. Dabei geht es darum, dass große Banken es kleineren Institutionen, die keine oder nicht viele Auslandsfilialen haben, ermöglichen, Geld von einem Land in ein anderes zu transferieren. Dagegen ist grundsätzlich wenig einzuwenden, wenn alle Regeln eingehalten werden.


  Die eine oder andere deutsche Bank aber arbeitet laut den uns vorliegenden Dokumenten als Korrespondenzbank für umstrittene Geldinstitute, die unter starkem Geldwäscheverdacht stehen. Und damit sind wir schnell auf einer ganz anderen Ebene: nämlich dem Verdacht, dass Banken in solchen Fällen offenbar in Kauf nehmen, Geld von Drogenkartellen, Waffenschiebern und Terroristen zu verschieben.


  Noch nie konnte man in dieser Breite und Detailtiefe belegen, wie deutsche Banken spätestens Ende des vergangenen Jahrhunderts den moralischen Kompass verloren haben. In den vermeintlich geheimen E-Mail-Konversationen zwischen Mossack-Fonseca-Mitarbeitern und Bankberatern wird wunderbar anschaulich, wie man gemeinsam unverblümt und ohne jedes Schuldbewusstsein im großen Stil zu Werke ging. Wenn eine Art Problembewusstsein erkennbar wird, dann meist nur dieses: nicht erwischt zu werden.


  Das Paradebeispiel für die unheilige Allianz zwischen Mossack Fonseca und deutschen Geldinstituten bietet Deutschlands größte Bank, die Deutsche Bank. Sie war einmal eines der angesehensten Unternehmen Deutschlands, vielleicht sogar der Welt. Heute ist sie eine Bank, gegen die wegen Geldwäsche, Steuerkriminalität und Zinsmanipulation weltweit Dutzende Prozesse geführt werden oder wurden. In den Büchern von Mossack Fonseca steht der Konzern mit insgesamt elf verschiedenen Vermittlerprofilen, zum Beispiel als Deutsche Bank Schweiz, Deutsche Bank Luxembourg und Deutsche Bank AG, aber auch Niederlassungen in Jersey, Guernsey, Mauritius, Peking oder Shanghai sind gelistet. Insgesamt hat die Deutsche-Bank-Gruppe mehr als 400 Offshore-Firmen für ihre Kunden vermittelt oder verwaltet, die Schweizer Niederlassung etwa bezahlte 2006 rund 160000 US-Dollar allein für Jahresgebühren der ihr von Mossfon zugerechneten dreistelligen Zahl an Offshore-Firmen.[146]


  Im Mai 2015 stellte der Autor Stefan Willeke in der Zeit die rhetorische Frage, ob die Deutsche Bank nicht eher als kriminelle Vereinigung zu sehen ist. Die Antwort ist jedenfalls kein schnelles Nein.


  Bei Mossack Fonseca galt die Deutsche Bank als schwieriger, aber extrem wichtiger Kunde. Als die Luxemburger Filiale 2005 mit Mossfon ins Gespräch kam, versuchten die Partner der Kanzlei um Jürgen Mossack ihr Möglichstes, die Anbahnung zu erleichtern. Als die Deutsche Bank Luxembourg vor Geschäftsbeginn sogar Kopien der Personalausweise der drei Partner einforderte, stimmte Jürgen Mossack nicht nur zu – er erlaubte sogar, »dieses eine Mal« eine Kopie seines deutschen Ausweises zu schicken.


  Die Deutsche Bank bekam aber auch noch andere Privilegien: Weil sie »wie viele andere deutschen Banken ein Problem damit hat, die Namen der wahren Eigentümer der Offshore-Firmen zu nennen«, so schreibt es ein Mossfon-Mann, wurde eine Sonderlösung gefunden: Für die Firmen der Deutschen Bank wurden standardmäßig anonyme Trägeraktien vergeben.[147] Aber trotzdem wollten die meisten Kunden doch selbst ihr Schweizer Schließfach aufsperren können. Sie brauchten also eine Vollmacht. Diese Vollmacht mussten normalerweise die panamaischen Direktoren ihrer Offshore-Firma unterschreiben – die dann den Namen des Endkunden kennen. Und das bereitete der Deutschen Bank offenbar Sorgen. Die Lösung: Mossack Fonseca schickte von Scheindirektoren unterschriebene Blankovollmachten an die Deutsche Bank.[148] Dort konnten die Banker dann selbst die wahren Eigentümer eintragen, und Mossack Fonseca erfuhr erst gar nicht, wer die Vollmacht bekam. Außerdem bekam die Deutsche Bank, etwa in der Schweiz, blanko unterschriebene Kontogründungsdokumente.


  Beide Praktiken widersprechen dem, was Mossfon uns im Februar 2015 gesagt hat: Demnach habe die Kanzlei nur aus Zeitgründen und äußerst selten Blanko-Dokumente verschickt, und Mossfon habe »Kopien der vollständigen Dokumente« aufbewahrt. Also mithin das Gegenteil der oben geschilderten Lösung.


  Um ihren Service zu promoten, ließ die Deutsche Bank, wie bereits erwähnt,sogar eine eigene Homepage aufsetzen: http://www.dboffshore.com. Die Seite wurde zwar wenige Wochen nach der kritischen Erwähnung in der Offshore-Leaks-Berichterstattung der Süddeutschen Zeitung vom Netz genommen, aber wir finden noch archivierte Screenshots.[149] Dort lesen wir, dass die Büros in Jersey und Guernsey schon 1972 eröffnet wurden, das Büro der Deutschen Bank auf den Cayman Islands 1983 und das auf Mauritius 1999. Stolz hat man eine Zeit lang sogar einen Sonderschriftzug auf der Seite angebracht: »Seit über 30 Jahren Offshore-Finanzdiensten verpflichtet«.


  Die Wünsche der Kunden, denen die Deutsche Bank sich da verpflichtete, waren sicherlich nicht immer illegal. Aber eben auch. Während unserer Recherchen – im November 2015 – zahlte die Deutsche Bank Schweiz beispielsweise 31 Millionen Dollar Bußgeld an die US-Behörden, weil sie spätestens ab 2008 bis ins Jahr 2013 US-Bürgern bei der Umgehung ihrer Steuerpflichten geholfen haben soll. »Deutsche Bank Suisse bot eine Vielzahl von Dienstleistungen an und gestattete einige Praktiken, von denen sie wusste, dass sie amerikanischen Steuerzahlern helfen könnten – und dies auch taten –, Vermögen und Einkommen vor der Bundessteuerbehörde zu verstecken«, hieß es dazu in einer Mitteilung des US-Justizministeriums.[150] Auch in Deutschland läuft laut einem unserer Informanten ein Verfahren gegen die Schweizer Deutsche-Bank-Niederlassung.[151]


  


  Wie sehr sich die Deutsche Bank den Wünschen ihrer Kunden bis in die jüngste Vergangenheit verpflichtet fühlte, zeigt ein Beispiel aus dem Mai 2014, als auch die Deutsche Bank dieses Geschäft längst beendet haben sollte: Mossack Fonseca fragt die Deutsche Bank auf Guernsey im Rahmen ihrer routinemäßigen Sorgfaltschecks nach dem wahren Eigentümer einer noch aktiven Offshore-Firma. Die Deutsche-Bank-Mitarbeiterin verweigert die Kooperation und erklärt, sie müsse erst mal ihren Kunden fragen, ob er damit einverstanden sei. Am Ende bleibt die Deutsche Bank dabei: Der Name des wahren Eigentümers sei tabu, immerhin gehe es nicht nur um die Firma, daran hänge auch noch eine Stiftung. Anstatt den Namen herauszugeben, erklärt die Deutsche-Bank-Mitarbeiterin im Herbst 2014, der Kunde werde Mossack Fonseca verlassen. [152]


  
    [ ]
  


  Wir könnten hier noch seitenweise über die Offshore-Geschäfte der Deutschen Bank referieren, der Suchbegriff »Deutsche Bank« liefert uns mehr als 15000 Treffer in unseren Daten. Aber auch wenn die Deutsche Bank die größte und skandalträchtigste ist – es gibt auch noch andere.


  Die Commerzbank wiederum haben wir hier im Buch bereits ausführlich abgehandelt, ihr galt ja die Razzia im Februar 2015 und sie half offenbar jahrelang dabei, den Staat zu betrügen – der sie im Jahr 2008 mit 18 Milliarden Euro Steuergeldern am Leben hielt.[153] Es mutet auch fast wie ein schlechter Witz an, dass ausgerechnet die Commerzbank die Dresdner Bank übernommen hat – eine der deutschen Banken, die in Luxemburg mit die meisten Offshore-Firmen laufen hatten.


  Eine Abteilung bei der Dresdner Bank darf man hier besonders hervorheben: Die Dresdner Bank Lateinamerika (DBLA), die zuvor als Deutsch-Südamerikanische Bank firmierte. Die DBLA war tatsächlich eine der ersten Banken, mit der Jürgen Mossack Ende der Siebzigerjahre ins Geschäft kam, lange vor dem Zusammenschluss mit Ramón Fonseca. Damals firmierte seine Kanzlei noch als »Jürgen Mossack Lawfirm«. Intern wurde die Dresdner Bank Lateinamerika als Kunde Nummer 17 geführt. Gemeinsam verhalfen Mossfon und DBLA hunderten Kunden zu Offshore-Firmen, und unter diesen Endkunden waren unter anderem engste Vertraute des nicaraguanischen Machthabers Arnoldo »Fat Man« Alemán, der umstrittene deutsche Privatagent Werner Mauss und auch Siemens-Manager, die ihre schwarzen Kassen mithilfe eines Beraters dieser Bank neu strukturierten. Ende 2004 kaufte die UBS das Privatkundengeschäft der Dresdner Bank Lateinamerika und verfrachtete es großteils nach Hamburg, wo die Berater ihr Geschäft fortsetzten – am Latein-Amerika-Desk der Schweizer Bank.


  Absurd? Gar nicht so sehr: Die deutschen Banker könnten ihren südamerikanischen Kunden sogar bedenkenlos bei der Steuerhinterziehung in ihren Heimatländern helfen. Das ist in Deutschland nämlich nicht verboten, wie uns Markus Meinzer vom Netzwerk Steuergerechtigkeit erklärt: »Das ist ja der Irrsinn. Die deutsche Regierung tut so, als würde sie Steuerhinterziehung bekämpfen, und in Wahrheit agieren Banken aus Deutschland heraus ganz legal als Komplizen von Steuerhinterziehern aus aller Welt.«


  Deutsche Banker machen sich nach deutschem Recht erst dann strafbar, wenn sie den gleichen Service auch deutschen Kunden anbieten.


  Heute zeigt man sich in der UBS hinter vorgehaltener Hand weniger erfreut über diesen Zukauf und die damit verbundenen Risiken – dort hat man demnach inzwischen erkannt, dass etliche ihrer südamerikanischen Kunden jahrelang Schwarzgeld horteten.


  Angeblich versucht die UBS nun seit einigen Jahren im Zuge ihrer Weißgeldstrategie, diese Kunden loszuwerden oder sie dazu zu bewegen, sich steuerehrlich zu machen. Das aber, so hören wir, sei nicht immer so einfach.[154]


  Die UBS Hamburg hat übrigens auch einen erstaunlichen Anteil von jüngst noch immer aktiven Firmen bei Mossack Fonseca: Ende 2015 waren noch mehr als 70 Offshore-Firmen in regulärem Betrieb.[155]


  
    [ ]
  


  Unter den deutschen Mossfon-Großkunden waren – und sind teilweise noch immer – auch etliche Banken, die staatlich getragen werden. Etwa die Landesbank Baden-Württemberg, die Landesbank Rheinland-Pfalz, die HSH Nordbank und – fast möchte man sagen: selbstverständlich – auch die skandalgebeutelte BayernLB.


  Man fragt sich ja schon, was sich so ein staatlicher Banker denkt, während er gerade mithilft, den Staat um seinen Anteil zu bringen.


  Vielleicht: »Machen doch alle«?


  Oder: »Wird schon keiner merken«?


  Wie auch immer, über die BayernLB-Tochter LBLux und die anderen Landesbanktöchter wurden hunderte Offshore-Firmen vermittelt und eingesetzt. Ein Problembewusstsein schien auch hier nicht vorhanden zu sein, jedenfalls nicht, bis sich Ende des vergangenen Jahrzehnts wirklich in die letzte Bankenecke herumgesprochen hat, dass den Banken dieses Geschäft auf die Füße fallen könnte. Und selbst dann reagierten die Banken zögerlich. Nach einem Treffen mit Vertretern der Luxemburger BayernLB-Tochter im August 2010 hielten Mossfon-Mitarbeiter beispielsweise fest, der Leiter der Vermögensverwaltungssparte habe zwar erklärt, dass es nun die »strikte Order« gebe, Kunden Briefkastenfirmen aus Panama oder anderen Steueroasen nicht mehr »aktiv« anzubieten. Wenn aber ein Kunde selbst danach frage, sei man aber weiterhin behilflich. Und die bereits bestehenden Offshore-Firmen – zu diesem Zeitpunkt immerhin mehr als 90 allein Panama – werde man weiterhin pflegen. [156]


  Wenig später beginnt das große Abstoßen. Die HSH verkauft 2011 ihr Privatkundengeschäft in Luxemburg an die Banque de Luxembourg, die BayernLB folgt dem Beispiel 2013 (auch an die Banque de Luxembourg) und die LBBW veräußert 2011 an die Deka-Bank Luxembourg. Eine weitere Tochter einer deutschen Bank …


  Hier kurz noch im Schnelldurchgang: Auch die HSBC Deutschland finden wir im Zusammenhang mit etlichen Firmen, ebenso die DZ Bank, die private BHF-Bank, und selbst so randständige Banken wie die mittlerweile in der Commerzbank aufgegangene Deutsche Schiffsbank tauchen als Verwalter in den Daten auf, wenn auch in diesem Fall nur als Vermittler einer einzigen Offshore-Firma.[157]


  Unsere heimliche Lieblingsbank wird im Laufe dieser Recherche aber die altehrwürdige Hamburger Berenberg Bank. Wenn Mossack Fonseca ihren Kunden diese Bank empfehlen, fehlt so gut wie nie der Hinweis, dass es die älteste Bank Deutschlands sei, genau genommen die älteste Privatbank: Sie wurde 1590 gegründet und feiert auf ihrer Homepage ihr 425-jähriges Jubiläum mit einer Art Berenberg-Quiz. Die Bank, die im Hamburger Haupthaus ihre Privatkunden zeitweise sogar von einem eigenen Koch umsorgen ließ, lebt auch von diesem Image der Tradition, der feinen hamburgischen Art.


  Zuletzt, so erfahren wir es von einigen Steuerfahndern, ist die Bank aufgefallen, weil ihr Name in den Selbstanzeigen etlicher Deutscher auftaucht.[158] Die Bank hat laut unseren Unterlagen mindestens von ihren Standorten in Luxemburg und der Schweiz bei Mossack Fonseca Offshore-Firmen für ihre Kunden gekauft. Wohl nicht besonders viele, nur ein paar Handvoll, aber einige davon sind – Stand Herbst 2015 – noch aktiv. [159] Viel spannender ist aber ohnehin, dass die Berenberg Bank eine der wichtigsten Vertrauensbanken von Mossack Fonseca ist, wenn es darum geht, Konten für Offshore-Firmen bereitzustellen.


  Die zweite Säule des Bankengeschäfts also.


  Wenn man sich durch die Ordner klickt, in denen Mossfon die Dokumente besonders problematischer Kunden abgelegt hat, fällt auf, wie viele von ihnen Konten bei der Schweizer Filiale von Berenberg haben. In internen Mossfon-E-Mails sehen wir, dass die Bank eine der Favoriten Mossack Fonsecas war. Man habe »beste Erfahrungen« mit Berenberg gemacht, heißt es.


  Etliche der Konten, die offiziell auf Firmen mit den üblichen Fantasienamen laufen, wurden und werden sogar von Mossfon selbst vollumfänglich verwaltet. Das heißt, dass ein Mossfon-Angestellter als autorisierte dritte Person Überweisungen vornehmen kann – nach Rücksprache mit dem wahren Inhaber. Es ist allerdings unklar, ob die Berenberg Bank immer wusste, wer dieser wahre Eigentümer ist.


  Und das ist gefährlich. Denn allgemein gilt: »Briefkastenfirmen sind das beliebteste Vehikel, um Schwarzgeld und Verbrechenserlöse reinzuwaschen«, sagt Lanny Breuer, der lange Jahre die Strafkammer des US-Justizministeriums leitete. Dokumentierte Beispiele gibt es tatsächlich zuhauf: Die Hisbollah finanzierte ihre Anschläge lange Zeit auch über Zigarettenschmuggel, den sie über mehrere Briefkastenfirmen abwickelte. Der berüchtigte Waffendealer Victor Bouts tarnte seine Geschäfte über ein Dutzend Briefkastenfirmen, russische Beamte wurden nachweislich über Briefkastenfirmen bestochen, Iran-Sanktionen umgangen und so weiter.


  Diese Beispiele betreffen nicht die Berenberg Bank. Aber wer sich ihre Daten genauer ansieht, der findet auch bei ihr Hinweise auf schmutziges Geld – etwa die Konten, auf denen schwarze Siemens-Gelder lagen.[160]


  Im Grunde wäre das Geschäft mit Konten für Offshore-Firmen weitgehend unproblematisch, wenn man den Regeln des »Kenn-den-Kunden«-Verfahrens folgen würde. Aber nicht nur bei der Deutschen Bank stellen wir manchmal fest, dass den Beratern dort der tatsächliche Kunde offenbar keineswegs bekannt war. So wurden von Februar 2007 bis Oktober 2011 mehr als 60 Millionen US-Dollar auf ein in Hamburg geführtes Deutsche-Bank-Konto überwiesen, das auf den Namen der Briefkastenfirma Val de Loire lief. Nach außen trat der erwähnte Edmund W., der Exschwiegervater Ramón Fonsecas, als Anteilseigner der Firma auf, in Wahrheit gehörte die Val de Loire aber – das besagt ein Treuhandvertrag, den wir finden – jemand anderem. Davon wusste die Bank aber offenbar nichts.[161] Seit 1993 sind deutsche Banken aber verpflichtet, den wahren Eigentümer – also den wirtschaftlichen Berechtigten – sämtlicher Konten zu kennen. Sollte eine deutsche Bank das Gefühl haben, dass eine Firma wie die Val de Loire falsche Angaben dazu macht, muss sie dies eigentlich den Behörden melden. Edmund W. arbeitete bei Mossfon offiziell als Controller und bekam dafür laut unseren Dokumenten ein höchst moderates Jahresgehalt. Eine ganze Reihe von Fragen drängen sich auf, und wir haben sie der Deutschen Bank gestellt: Hat die Bank Edmund W. je überprüft? Wenn ja, mit welchem Ergebnis? Hat sie je nach dem Ursprung all dieser Millionen gefragt? Kam niemand auf die Idee, zu fragen, wie in aller Welt dieser Edmund W. in nur vier Jahren der Empfänger von mehr als 60 Millionen US-Dollar sein konnte?


  Die Deutsche Bank erklärt, sie könne »grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« geben.


  Bei unseren Recherchen stellen wir – und jetzt meinen wir ausdrücklich nicht nur die Deutsche Bank – immer wieder fest, dass deutsche Banken die vorgeschriebenen Überprüfungen ihrer Kunden nicht so genau nahmen, wenn es dem Geschäft zuträglich war. Dabei kann theoretisch hinter jeder anonymen Firma ein korrupter Politiker stecken, der Geld außer Landes bringt, ein skrupelloser Diktator, der Waffen für seine Kindersoldatenarmee bezahlt, oder eine Terrorgruppe, die das für einen Anschlag nötige Geld verschiebt.


  Eine Bank, die ihre Kunden nicht kennt, nimmt diese Risiken billigend in Kauf.


  
    zurück
  


  
    [25. Kapitel] Der Beutezug der Finanzwikinger

  


  »Der Tag ist gekommen«, postet ICIJ-Datenchefin Mar Cabra am 29. Oktober 2015 in unserem gemeinsamen Rechercheforum: Alle Daten, die das ICIJ auf seine Server hochgeladen hat, alles, was wir bis dahin bekommen haben, ist jetzt durchsuchbar. 8,2 Millionen Dokumente. Weit mehr als zwei Terabyte.


  Happy digging, wünscht Mar in die Runde: Viel Spaß beim Graben.


  Endlich, endlich, endlich können alle Journalisten in allen Daten suchen – und nicht nur in einem Teil davon. Alle Journalisten heißt inzwischen: Mehr als 320 Kolleginnen und Kollegen aus mehr als 70 Ländern und über 90 Medienhäusern. Es ist die größte journalistische Kooperation der Geschichte.


  Im Forum ist sofort die Hölle los. Im Minutentakt werden neue Treffer gepostet: ein weltbekannter Regisseur, ein Schachgroßmeister oder mehrere ehemalige Formel-1-Piloten. Nur wenige Stunden später postet unser Schweizer Kollege Titus Plattner begeistert ins Forum: »Was für ein Unterschied! Zuerst hatten wir etwa 300 Schweizer in den Daten gefunden, jetzt sind es mehr als 1000 – viele davon sehr interessant! Das ganze Schweizer Team ist begeistert.«


  Wir auch.


  Die größten Auswirkungen der neu durchsuchbaren Daten zeigen sich in einem Land, das durch seinen Premierminister ohnehin schon prominent vertreten war: Island. Dort arbeitet unser Kollege Jóhannes Kr. Kristjánsson an der Recherche mit, und Jóhannes schreibt am nächsten Tag: »Ich habe die ganze Nacht Kaffee getrunken – um zu suchen.« Und weiter: »In nur 20 Minuten habe ich großartige Funde in den Daten gemacht: Bjarni Benediktsson, Finanzminister und Vorsitzender der Unabhängigkeitspartei, Ólöf Nordal, neu gewählte Vize-Vorsitzende der Unabhängigkeitspartei.«[162]


  Dazu muss man wissen: Die Unabhängigkeitspartei ist in Island an der Regierung und die Vize-Vorsitzende ist zugleich amtierende Innenministerin. Ihre Partei wiederum koaliert mit der Fortschrittspartei – deren Geschäftsführer ebenfalls in den Daten ist, und natürlich der Parteichef: Das ist nämlich der Premierminister.


  Was für ein Land. Was für absurde Zustände.


  
    [ ]
  


  In Reykjavík treffen wir unseren Kollegen Jóhannes Kristjánsson, den wohl bekanntesten und meistausgezeichneten Investigativjournalisten Islands. Früher hat er für den öffentlichen Rundfunk in Island gearbeitet, er hat eine bemerkenswerte Dokumentation über die Ursachen der Bankenkrise in seinem Land produziert, er hat aber auch schon Undercover-Recherchen über Drogenmissbrauch betrieben und Sexualverbrecher enttarnt. Gerade arbeitet er als freier Journalist, und beschäftigt sich nur mit dem Projekt Prometheus. Seine Geschichte wird in diesem Land, dessen politische Landschaft von der Bankenkrise 2008 extrem erschüttert wurde, für enorme Aufmerksamkeit sorgen.


  Den Premierminister Sigmundur Gunnlaugsson haben wir ja schon früh in unseren Recherchen gefunden. Zur Erinnerung: Über die Luxemburger Niederlassung der Landsbanki haben er und seine Frau bei Mossfon eine Firma auf den Britischen Jungferninseln gegründet: die Wintris Inc. Auf deren Namen eröffneten sie ein Konto bei der Credit Suisse in London. Das Pikante daran: Seit Anfang 2009 gibt es in Island eine Regelung, die Parlamentariern vorschreibt, Firmenanteile und Vermögen offenzulegen. Gunnlaugsson, der seit April 2009 im Parlament sitzt, hätte Wintris Inc. also melden müssen, hat es aber nicht getan. Ende 2009 hat er seine Firmenanteile dann an seine Frau »verkauft«: für einen Dollar.[163]


  Noch mal in alle Ruhe: Der isländische Premierminister ist in den Daten, und zwei seiner Minister. Das ist ein Drittel des isländischen Kabinetts. Dazu kommen hochrangige Funktionäre beider Regierungsparteien, Dutzende bekannte Geschäftsleute, und gefühlt, sagt Jóhannes, der das alles kaum fassen kann, das halbe Land.


  
    [ ]
  


  Noch im Auto, auf der langen Fahrt vom Flughafen in die Hauptstadt, erklärt uns Jóhannes, warum die Enthüllungen das Land in einem besonderen Zustand antreffen. Auf der Vulkaninsel im Atlantik ziehen bis heute jene Familien die Fäden, die schon vor Jahrhunderten, als das Land einzig vom Fischfang lebte, das Sagen hatten. »Oktopus« nennen die Isländer diese Clique, weil ihre Mitglieder wie Kraken überallhin die Finger ausstreckten. Zu den Banken, den großen Firmen, den Parteien. Diese mächtige Elite privatisierte Ende der Neunzigerjahre faktisch das gesamte Land. Erst die Fischereiflotten, dann die Banken. Island wurde zu einem der reichsten Länder der Welt. In Reykjavík boomten die Designergeschäfte, die Edelrestaurants waren teurer als in London, an jeder Ecke parkten Luxusgeländewagen. Laut einer Studie von 2006 waren die 320000 Isländer die glücklichsten Menschen der Welt. »Und dann kam das Erwachen«, sagt Jóhannes.


  Der Boom und die Privatisierung hatten nämlich Schattenseiten: Die drei größten Banken des Landes – Kaupthing, Glitnir und Landsbanki – wurden ausgerechnet den Oktopussen und ihren Freunden zugeschachert. Anhänger der Fortschrittspartei übernahmen die Kaupthing, während die Landsbanki an die Granden der Unabhängigkeitspartei ging und die Glitnir-Bank wiederum an einen großen Handelsketten-Mogul. Die neuen Eigentümer gaben alle Zurückhaltung auf und verloren in ihrer Gier das Maß. Regierung und Parlament sorgten für eine Aufweichung der Regeln für Hypothekenkredite, und plötzlich konnte man in Island Kredite bis zu 90 Prozent des Werts der belasteten Immobilie aufnehmen. Eine gewaltige Blase entstand.


  Als es 2008 erste Anzeichen gab, dass es nicht dauerhaft so weitergehen würde und der Kurs der großen Banken zu kippen drohte, setzten die Oktopusse sogar noch eins drauf: Sie manipulierten den Aktienkurs der Geldhäuser. Das Prinzip war so einfach wie verhängnisvoll: Die Banken vergaben Kredite an Anteilseigner, die wiederum kauften damit Akten bei jenen Banken und ließen damit deren Aktienkurs künstlich in die Höhe schnellen. Der Bilanzwert der drei größten Banken wuchs so auf das Achtfache des BIP von Island. Das Achtfache!


  Es war der Anfang vom Ende. Als im September 2008 die Finanzmärkte nach der Lehman-Brothers-Pleite abstürzten, konnten die Banken ihre Gläubiger nicht mehr bedienen und brachen zusammen. Der Staat musste mit so viel Geld in die Bresche springen, dass Island vor der Pleite stand. Die Bevölkerung tobte. Ein früherer Finanzstaatssekretär wurde später zu einer mehrjährigen Gefängnisstrafe verurteilt, ebenso die drei früheren Kaupthing-Besitzer Ólafur Ólafsson, Hreidar Már Sigurdsson und Sigurdur Einarsson.


  Jóhannes lacht. »Die Kaupthing-Leute habe ich auch schon alle in euren Unterlagen gefunden, aber die sitzen ja schon im Gefängnis.«


  Eine skrupellose Elite hatte innerhalb weniger Jahre eines der reichsten Länder der Welt ruiniert – so sehen es hier die meisten. Und während die gewöhnlichen Isländer darunter litten, weil die Lebenshaltungskosten stiegen, die Löhne sanken und die Hypothekenschulden in die Höhe schnellten, hatten viele derjenigen, die für die Krise verantwortlich waren, ihr Geld längst außer Landes geschafft.


  Finanzwikinger, so nennen die Isländer bis heute die Hasardeure, die sich in ihrer Gier nach immer mehr Geld gleichzeitig verkalkuliert und bereichert hatten. Unterstützt wurden die Wikinger dabei von der damaligen wie heutigen Regierung aus Unabhängigkeitspartei und Fortschrittspartei. Gunnlaugssons Fortschrittspartei.


  
    [ ]
  


  Und tatsächlich hat Wintris, die vormalige Offshore-Firma von Premier Sigmundur Gunnlaugsson, ihr Konto bei der Londoner Filiale der Schweizer Bank Credit Suisse im Vorfeld der Krise, im März 2008, eröffnet – zu einer Zeit also, als bei den Finanzwikingern intern schon längst absehbar gewesen sein musste, wohin Island zu steuern drohte: in die Zahlungsunfähigkeit.


  Als uns das auffiel, gingen wir jedes einzelne Dokument noch mal durch. Wir diskutierten mit Jóhannes. Wir sprachen mit Experten. Die große Frage war – und ist: Wofür brauchte der isländische Premierminister eine Firma auf den Britischen Jungferninseln und ein Konto bei einer Schweizer Bank? Und vor allem: Warum hat er beides nicht ordnungsgemäß angegeben?


  Jóhannes fand heraus: Wintris taucht auf der Liste der Gläubiger von Kaupthing und Landsbanki auf. Später erfuhr er von einer Quelle, dass die Wintris auch Glitnir-Anleihen gehabt haben soll. Allein für ihre Landsbanki- und Kaupthing-Anleihen forderte Wintris nach dem Bankencrash umgerechnet mehrere Millionen Euro.[164]


  Entweder haben Gunnlaugsson und seine Frau die Anleihen von drei Banken schon vor der Krise gekauft. In diesem Fall hätte er das der Öffentlichkeit sagen müssen, nachdem er 2009 ins Parlament einzog.[165]


  Oder aber Gunnlaugsson – studierter Wirtschaftswissenschaftler und Oxford-Absolvent – und seine Frau haben die Anleihen nach dem Zusammenbruch der drei Banken gekauft, als sie nur noch drei bis fünf Prozent ihres ursprünglichen Wertes wert waren. Das hieße, sie hätten darauf spekuliert, dass die Bankenkurse bald wieder im Wert steigen würden.


  Keine der beiden Möglichkeiten lässt Gunnlaugsson besonders gut dastehen. Zumal der Besitz dieser Anleihen sein bisheriges politisches Engagement plötzlich in einem völlig anderen Licht erscheinen lässt.


  Dazu muss man wissen: Als den Landsbanki-Granden bewusst wurde, dass ihnen das Geld ausging, bedienten sie sich eines Tricks, um an Devisen zu kommen. Sie gründeten einen Onlineableger der Landsbanki-Bank und nannten ihn Icesave. Die Bankentochter lockte mit deutlich höheren Zinsen als damals üblich Sparer aus ganz Europa, besonders in Großbritannien und den Niederlanden, aber auch in Deutschland. Als die Landsbanki pleiteging, wollten die hunderttausenden Sparer ihr Geld zurück. Da die Landsbanki aber längst kein Geld mehr hatte, wurden in Europa Forderungen laut, die Zentralbank sollte bürgen, und damit jeder isländische Bürger. Großbritannien setzte gar Antiterror-Gesetzgebung ein, um Gelder von der Landsbanki, der isländischen Zentralbank und der Regierung einzufrieren. Island, gerade noch Everybody’s Darling, stand auf einer Stufe mit al-Qaida.


  Entsprechend panisch war die Mitte-Links-Regierung, die 2009, nach der Krise, an die Macht kam und jenes Chaos ordnen sollte, das ihre Vorgänger von Unabhängigkeitspartei und Fortschrittspartei hinterlassen hatten. Die neue Regierung verhandelte mit den Niederländern und den Briten und konnte sich am Ende auch auf einen Vorschlag einigen: Island bekommt neue Kredite, im Gegenzug bekommen niederländische und britische Icesave-Kunden ihr Erspartes zurück – garantiert vom isländischen Staat. So könnte Island seinen Ruf retten, hoffte man, und sich nicht die Chancen auf den EU-Beitritt verbauen.


  Aber diese Pläne stießen auf Gegenwehr. Die Isländer hätten – mit ihren Steuern – für die Abenteuer der Finanzelite bürgen und die neuen Kredite über Jahre abzahlen müssen. Es kam zur politischen Auseinandersetzung. In diesem Kampf trat eine bis dahin vollkommen unbekannte Gruppierung in die politische Arena: Sie nannte sich »InDefence« (was für »In Defence of Iceland« steht), sammelte im Internet Unterschriften gegen das geplante Abkommen und schickte Experten ins Parlament, die sich gegen den Kompromiss aussprachen. Bei InDefence trafen sich normale Bürger – einer ihrer Anführer ist bis heute ein Klavierlehrer – und hochrangige Politiker.


  Einer ihrer wichtigsten Sprecher war ausgerechnet: Sigmundur Gunnlaugsson, der frisch ins Amt gewählte Vorsitzende der Fortschrittspartei. Der Mann, der zu dieser Zeit Mitbesitzer der Offshore-Firma Wintris war, und damit einer der Gläubiger, die Millionen von den Banken wiederhaben wollten.


  Diesen Umstand aber, das hören wir aus Island, behielt er allerdings auch innerhalb von InDefence für sich.[166]


  Am Ende gab es drei Volksabstimmungen, jedes Mal gewann das InDefence-Lager. Der Kompromissvorschlag der Regierung war vom Tisch. Dieser öffentliche Sieg war der Beginn einer Entwicklung, die Gunnlaugsson bis ins Amt des Premierministers trug.


  InDefence forderte auch, dass alle Gläubiger eine Stabilitätssteuer in Höhe von 39 Prozent an den Staat bezahlen sollten, wenn sie ihr Geld – das seit 2008 staatlich eingefroren war – abziehen wollten. Gunnlaugssons Regierung ließ sich 2015 allerdings auf einen anderen Deal mit den Gläubigern ein: auf die Zahlung eines »Stabilitätsbeitrags«, der nach Meinung von Experten mehr als zwei Milliarden Euro weniger in die Staatskassen bringen wird. Auch die wütenden Attacken seiner ehemaligen InDefence-Kollegen stimmten Gunnlaugsson nicht um.


  Es wird sie nicht erfreuen, zu hören, dass der Deal durchaus vorteilhaft für die Familie des Premiers ist: Die rund zwei Milliarden, die der Staat weniger bekommt, kommen den Gläubigern zugute. Und einer der Gläubiger ist die Offshore-Firma Wintris.


  Gunnlaugsson war also in gewisser Weise auf beiden Seiten des Verhandlungstisches vertreten. Ein klassischer Interessenskonflikt, den offenzulegen keine schlechte Idee gewesen wäre.


  
    [ ]
  


  Im Sommer 2015 sah Gunnlaugsson die isländische Steuerbehörde mit einer interessanten Entscheidung konfrontiert: Ein anonymer Whistleblower bot den isländischen Behörden eine Steuer-CD an. Auf der CD: geheime Daten über die Briefkastenfirmen von etlichen Isländern. Daten, die nach unseren Informationen allesamt von Mossack Fonseca stammen – die allerdings deutlich älter und weniger detailliert sein sollen als die, die wir in Händen halten.


  Dieses Angebot wurde öffentlich, und ganz Island diskutierte: Sollte man kaufen oder nicht? Was die Isländer nicht wussten: Auch die Firma, die der Premierminister mit seiner Frau gekauft hatte, war nach unseren Informationen auf dieser CD. Die Chefin der Steuerbehörde war für einen Ankauf der Daten. Sie erhoffte sich viel davon, schließlich sollen sich darin Dokumente zu 300 bis 500 Briefkastenfirmen von Isländern befinden. Islands Finanzminister Bjarni Benediktsson – der aus einer der berühmt-berüchtigten Oktopus-Familien stammt – zeigte sich anfangs skeptisch. Es sei »vollkommen undenkbar«, für die Daten »einen Koffer voll Geld an eine anonyme Person« zu geben.


  Die Chefin der Steuerbehörde setzte aber genau das durch. Die Daten wurden für umgerechnet rund 200000 Euro gekauft. Und der Finanzminister erklärte in einem TV-Interview auf die Frage, ob er zu irgendeinem Zeitpunkt Vermögen in Steueroasen hatte oder Transaktionen über Steueroasen abgewickelt hatte: »Nein, ich habe nie Vermögen in Steueroasen gehabt oder so was Ähnliches gemacht.«


  Als wir in Reykjavik mit Jóhannes diesen Fall durchgehen, zeigt er auf seinen Laptop: »Den Satz habe ich da drauf, und ich werde ihn rauf und runter laufen lassen, wenn wir die Geschichte veröffentlichen.«


  In jener Oktobernacht, als Jóhannes mit viel Kaffee vor dem endlich vollständig durchsuchbarem Datensatz saß, war Bjarni Benediktsson einer der ersten Namen, die er eingab. Er fand ihn. Der Finanzminister bekam 2006 gemeinsam mit zwei anderen Geschäftsleuten eine Vollmacht für die Firma Falson & Co auf den Seychellen – und in einer E-Mail seines Bankberaters an Mossack Fonseca heißt es, die wahren Eigentümer seien »die gleichen drei wie oben erwähnt«.[167]


  Auch diese Firma war nach unseren Informationen auf der CD, die von den isländischen Behörden gekauft wurde.


  War Bjarni Benediktsson deswegen anfangs skeptisch?[168]


  Spätestens wenn Jóhannes Kristjánsson in Island seine Geschichten veröffentlicht, wird Benediktsson sich erklären müssen, und nach den Spielregeln der Politik wird er als Finanzminister, ausgerechnet, schwer zu halten sein. Das Gleiche gilt für den Premierminister. Vielleicht auch für Ólöf Nordal, die amtierende Innenministerin, die laut Jóhannes eine Vollmacht für eine Firma namens Dooley Securities S.A. hatte.[169]


  
    [ ]
  


  Die Panama Papers werden die Regierung in extreme Erklärungsnot bringen. »Die isländische Bevölkerung hat seit der Bankenkrise so viel durchgemacht – deshalb wird es null Verständnis für einen extrem reichen Premierminister und seine extrem reiche Ehefrau geben, die eine Offshore-Firma genutzt haben, um heimlich Bankenanleihen zu kaufen«, erklärt uns Jóhannes.


  Er ist in einer absurden Situation: Er kann möglicherweise den Premierminister seines Landes aus dem Amt heben, er hat die Geschichte des Jahres in Händen, und das schon seit Frühjahr 2015 – aber er muss noch warten, ewig warten, bis wir alle im Frühjahr 2016 veröffentlichen.


  Noch dazu weiß er ja, dass ein kleiner Teil der Daten schon im Land ist, in den Händen der Finanzverwaltung. Und das in einem sehr kleinen Land, in dem fast jeder jeden kennt.


  »Ich frage mich fast jeden Tag: Wird die Geschichte halten?«, sagt er.


  Ein ganz anderes Problem für Jóhannes ist: Er hat keine Ahnung, wo und wie er die Geschichte überhaupt wird veröffentlichen können. Er ist Fernsehjournalist, und Island hat drei große Fernsehsender. Aber er findet Verantwortliche aller drei Sender und/oder Anteilseigner und/oder nahe Verwandte einer der beiden Gruppen in den Daten.


  Jóhannes hat kein gutes Gefühl dabei, seine Geschichte einem der drei Sender anzubieten. Wie absurd: Mit jedem seiner Funde wird der Scoop größer – und gleichzeitig die Sorgen um die Veröffentlichung.


  Klar, da sind auch noch die Zeitungen. Nur: Die für ihre mutigen Investigativgeschichten bekannte Tabloid DV wurde erst vor Kurzem durch einen ehemaligen Politiker der Fortschrittspartei übernommen – der jetzt über seine Freunde berichten lassen müsste. Und bei der führenden Tageszeitung Morgunbladid ist der ehemalige Zentralbankchef David Oddsonn Chefredakteur, und er ist mithin einer jener Akteure, die für die Wirtschaftskrise mitverantwortlich waren.


  Jóhannes überlegt mittlerweile, seine Recherchen einfach auf einer eigenen Homepage zu veröffentlichen. Den Namen Reykjavik Media hat er sich schon gesichert, ebenso die Website Rme.is.


  Er lacht. »Aber der Name ist im Grunde egal, jeder in Island wird auf diese Seite gehen, wenn wir dort unsere Geschichten veröffentlichen. Jeder wird das lesen wollen.«


  Nicht nur in Island.


  
    zurück
  


  
    [26. Kapitel] Spuren ins Nichts

  


  Es ist Spätherbst geworden, und nicht nur wir werden immer nervöser. Offenbar auch unsere Quelle.


  
    
      
        
          
          
        

        
          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Ist der Plan immer noch, im Frühjahr damit herauszugehen? Das ist entsetzlich lange hin.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Stimmt schon. Aber es sind auch entsetzlich viele Daten. Und wenn wir es überstürzen, vergrößern wir die Gefahr, dass wir Fehler machen.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Klar. Ich hasse nur die Idee, so lange zu warten.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Warum nicht ein wenig früher? Februar?

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Wir haben nur einen Schuss. Und alles muss sitzen. Jede Geschichte ist für sich wahnsinnig kompliziert, Russland, Island, Siemens, die Banken.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Und selbst wenn wir früher könnten – wir würden Partner verlieren, und damit an Wirkung.

            
          


          
            	
              [john doe]:

            

            	
              Hm. Ich wünschte, das Projekt wäre flexibler.

            
          


          
            	
              [sz]:

            

            	
              Wir auch. Aber so ist es nicht. Und wir sind schon so weit gekommen.

            
          

        
      

    

  


  Alle paar Tage versammelt sich unsere kleine SZ-Mannschaft in unserem »war room« vor der Wand mit den inzwischen – im Herbst 2015 – fast 60 Spuren zu den Staatschefs, um die neuen Funde zu besprechen.


  Weit oben auf der Liste steht die Spur zu den Kirchners, also zu den beiden ehemaligen Staatschefs Argentiniens, den Eheleuten Néstor und Cristina Kirchner.


  Tatsächlich waren die Unterlagen zu diesem Fall die ersten, die wir überhaupt genauer angesehen haben. Inzwischen liegen uns die Dokumente zu fast allen dieser Firmen vor. Und um es kurz zu machen: Den schlagenden Beweis für eine Verbindung zu den Kirchners, die sogenannte »smoking gun«, haben wir nicht gefunden.


  Auch unsere argentinischen Kollegen von La Nación waren von der Aussicht begeistert, geheime Geschäfte ihrer damaligen Präsidentin offenzulegen. Aber auch sie konnten bei ihren Nachforschungen keine Belege für Illegales finden, oder für Bezüge zum Präsidentenehepaar. Mittlerweile sind wir uns sicher: Ein Großteil dieser 123 Firmen hat mit dem argentinischen Fall nur insofern zu tun, als dass bei ihnen dieselben internen Mossfon-Firmen als Scheindirektoren agieren, wie bei den wenigen Firmen, die womöglich wirklich Kirchner-Vertrauten zuzurechnen sind. Es scheint so, als träfe zumindest auf den Großteil der Firmen zu, was uns Mossack Fonseca auf Anfrage im Februar 2015 dazu gesagt hatte, nämlich dass sie »nichts mit dem Fall ›NML gegen Argentinien‹ zu tun haben«.


  Aber wer auch immer die Struktur hinter diesen übrigen Briefkastenfirmen etabliert hat, er hat es gut gemacht. Wir stoßen auf drei, vier oder vielleicht sogar noch mehr blickdichte Schichten, mit denen der wahre Eigentümer vor Entdeckung geschützt wird. Die Spuren enden bei anonymen Firmen in der Schweiz und anderswo.


  Das sind die Grenzen unserer Daten: Was die Kunden Mossack Fonseca verschwiegen haben, haben sie uns verschwiegen. Die Spur führt uns nicht zu den Kirchners, sondern vor eine schwarze Wand.[170]


  
    [ ]
  


  Eine andere vielversprechende Spur, die wir früh verfolgt haben, ist die zum ehemaligen libyschen Machthaber Muammar al-Gaddafi. Wir sind auf rund ein Dutzend Firmen gestoßen, für die sich offenkundig auch Libyens Fahnder interessieren. Über sie, so haben wir in einem Rechtshilfeersuchen gelesen, sollen Millionen an Staatsgeldern außer Landes geflossen sein – auch in versteckte Kassen eines engen Vertrauten Gaddafis: eines Mannes namens Ali Dabaiba.[171]


  Kurz nachdem Muammar al-Gaddafi 1969 den libyschen König gestürzt hatte, wurde der gelernte Erdkundelehrer Ali Dabaiba Bürgermeister in der Hafenstadt Misrata. Schon bald gehörte Dabaiba zum engsten Kreis des Autokraten: zu den »Gefährten des Führers«, wie man die Clique in Libyen nannte. Die gigantisches staatliche Auftragsbehörde, der er vorstand, erteilte über die Jahre Aufträge in Milliardenhöhe, viele davon sollen, nach Ansicht libyscher Ermittler, an Firmen mit Verbindungen zur Dabaiba-Familie gegangen sein. Als sich Wirtschaftsprüfer die Aufträge genauer anschauten, stießen sie laut Medienberichten auf eine doppelte Buchführung. Ein Berater von Muammar al-Gaddafi erklärte libyschen Fahndern später, dass schon sehr früh Unstimmigkeiten bei ODAC aufgefallen seien. Sie seien aber nicht genauer untersucht worden, weil Gaddafi selbst und seine Söhne »in die Leitung der ODAC verwickelt waren«.[172]


  So weit, so klar. Allerdings wechselte Dabaiba die Seite, als Gaddafis Ende nahte. Er finanzierte die libyschen Rebellen, stellte ihnen Millionen zur Verfügung, um seine Heimatstadt Misrata zu verteidigen. Über Nacht wurde aus dem Gaddafi-Anhänger Dabaiba der Rebellenfreund Dabaiba. Und das macht die Sache so kompliziert.


  In Libyen ist derzeit nämlich nicht klar, wer eigentlich die Macht hat. Der »Islamische Staat«? Die in Tobruk ansässige, gewählte Regierung? Oder die islamistische Gegenregierung, die sich in Tripolis festgesetzt hat? Und wo in dieser Gemengelage steht Dabaiba? Wer will ihn vor Gericht bringen, wer genau das möglicherweise verhindern?


  Nach dem Sturz Gaddafis fror die neue Regierung das Vermögen von 240 ehemaligen Helfern des Autokraten ein, darunter auch das Ali Dabaibas. Zeitweise ließ Libyen Dabaiba sogar via Interpol suchen, der Fahndungsaufruf verschwand aber genauso plötzlich von der Interpol-Seite, wie er dort erschienen war.[173] Die Übergangsregierung setzte außerdem Ermittler auf sein mögliches Vermögen an: Sollten sie es finden, bekommen sie ein paar Prozent Finderlohn.


  Wir stehen vor mehr als einem Dutzend digitaler Ordner mit hunderten Dokumenten zu Briefkastenfirmen, die damit zu tun haben könnten, und fragen uns: Haben wir womöglich den entscheidenden Hinweis irgendwo in unseren Daten?


  In einer Stadt der westlichen Hemisphäre – genauer dürfen wir nicht werden – treffen wir jemanden, der uns vielleicht weiterhelfen kann. Der Informant muss anonym bleiben, seine Familie lebt noch in Libyen, er selbst hat einen unverdächtigen Job im Ausland. Nur wenige Menschen wissen, dass er undercover dem Geld der Gaddafis und ihrer Verbündeten hinterherjagt – jenen Leuten, die Libyen mit Gaddafis Segen ausgesaugt und ihre Beute im Ausland versteckt haben.


  Der Informant zeigt uns ein Diagramm auf einem DIN-A3-Blatt: Es ist ein Gewirr aus Kästchen und Pfeilen in Dutzenden Farben. Jedes Kästchen stellt eine Firma dar (insgesamt sind es mehr als 100), jeder Pfeil symbolisiert eine Verbindung, einen Geldfluss oder eine Teilhaberschaft. Jede Farbe steht für ein Land, in dem die Firmen sitzen. Nur so viel: Es ist ein sehr buntes Bild.


  »Irgendwo hier drin«, erzählt Informant, »stecken Millionen, die eigentlich dem libyschen Volk gehören.«


  Nur wo?


  Einige Firmen, die im Zentrum der Grafik stehen, haben wir in unseren Daten.


  
    [ ]
  


  Nach dem Gespräch mit dem Informanten gehen wir Ordner für Ordner durch. Wir suchen nach Gaddafi, seinen Kindern, seinen engen Verbündeten und nach Ali Dabaiba. Ohne Erfolg. Stattdessen stoßen wir bei Firmen, die die libyschen Ermittler Dabaiba zuschreiben, immer wieder auf den Namen Riad G., britischer Staatsbürger, in Libyen zur Schule gegangen, in London studiert. Seine Facebook-Seite zeigt, dass er mit Ali Dabaibas Bruder befreundet ist.[174]


  Wir rufen unseren Informanten an, erzählen von Riad G. – und bekommen eine klare Antwort: »Wir glauben, dass Ali Dabaiba G. vorgeschickt hat!« Riad G. soll eine Art Strohmann von Dabaiba sein.


  Allerdings: Es ist nur ein Verdacht. Wir sprechen mit Interpol. Wir wollen wissen, warum Dabaiba erst gesucht wurde und weshalb sein Festnahmeersuchen, die sogenannte »Red Notice«, dann wieder aus dem Netz verschwunden ist. Die Antwort ist vage: Alle Fahndungsaufrufe seien angesichts der gegenwärtigen Situation – gemeint ist der Bürgerkrieg – blockiert worden. »Die Information bleibt gesperrt, bis weitere Nachforschungen abgeschlossen sind.«


  Dann kommt eine E-Mail von einem Informanten. »Fahren Sie nach Genf«, schreibt er, dort sei Riad G. gerade. Jemand habe ihn dort in einer Chocolaterie gesehen, in der Rue de Rive, direkt am Genfer See.


  Der letzte Flug von München nach Genf ist allerdings schon weg. Wir sprechen mit einem Kollegen von der Schweizer SonntagsZeitung, der mit uns an dem Projekt arbeitet, erzählen ihm von dem Fall – und er ist dabei. Schon am nächsten Morgen steht er vor dem Four Seasons. An der Rezeption weiß niemand was. Ein Riad G. habe nicht eingebucht. Chocolatier Auer? Auch dort ist er nicht. Wo könnte er sein?


  Unser Kollege versucht es im Grand Hotel Kempinski an der Prachtmeile direkt am Genfer See. Hinter den verspiegelten Fassaden findet sich unter anderem die größte Suite Europas mit über 1000 Quadratmeter Wohnfläche und kugelsicheren Fenstern. Hier trifft sich zu dieser Jahreszeit der Geldadel vom Golf und aus dem Maghreb.


  Die Rezeptionistin hat einige Mühe, das Zimmer von Monsieur G. zu finden. »Welches Zimmer meinen Sie denn? Auf seinen Namen laufen insgesamt fünf Zimmer.«


  Der Mann ist mit der Großfamilie angereist und das womöglich nicht nur zu seinem Vergnügen. Der Kollege setzt alles auf eine Karte und ruft G. an – die Nummer haben wir von einem Informanten bekommen. Eine zögerliche Stimme meldet sich am Telefon. Arabischer Akzent, holpriges Englisch. Wer denn hier anrufe, will die Stimme wissen, und vor allem: »Woher haben Sie diese Nummer?« Er könne jetzt nicht reden.


  Nach Stunden meldet sich G. schließlich ein zweites Mal am Telefon, ein Treffen zögert er hinaus. Am darauffolgenden Tag habe er noch dringende Geschäfte, dann wolle er einen Familientag einlegen.


  Am Ende wird er sich nicht mehr melden, nicht mehr auf Anrufe reagieren. Er verlässt die Schweiz, ohne dass unser Kollege mit ihm länger sprechen kann.


  In unseren Daten sehen wir, dass einer Firma Riad G.s zeitweise offenbar die Hälfte eines Hotels in den schottischen Highlands gehörte. In dieser Firma wiederum seien womöglich libysche Staatsgelder versteckt, schrieben libysche Fahnder vor einiger Zeit in einem Rechtshilfeersuch an die britischen und schottischen Behörden. Die Firma wird laut Handelsregister von zwei Männern geleitet, die, jetzt wird es interessant, beide 2008 millionenschwere Aufträge der ODAC bekommen haben – jener ODAC, die Ali Dabaiba leitete.[175]


  An dieser Stelle allerdings versanden unsere Spuren. Zwar finden wir heraus, dass gegen die beiden Geschäftsleute ermittelt wird. Beide Männer befinden sich jedoch weiterhin auf freiem Fuß. Und ob Riad G. nun der Mittelsmann für Dabaiba ist? Wir können es schlicht nicht sagen, die Daten geben es nicht her. [176]


  
    [ ]
  


  Die Fälle Gaddafi und Kirchner sind nicht die einzigen Fälle dieser Art. Immer wieder legen wir Firmen weg, bei denen zwar dieser oder jener Verdacht naheliegt, wir womöglich auch allerlei Indizien finden, aber eben nicht genug.


  Sehr wahrscheinlich verbergen sich in den Ordnern direkt vor unserer Nase noch eine Menge Spuren, die am Ende zu spektakulären Namen führen würden. Wir werden sie aber nicht finden, weil ihre Berater vorsichtig genug waren, Mossack Fonseca keine Namen zu nennen.


  Es ist frustrierend.


  Glücklicherweise ist der Frust aber nicht das prägende Gefühl dieser Recherche.


  Denn wir haben zwar keinen Beweis dafür, dass Cristina Kirchner oder Néstor Kirchner mit einer der 123 Nevada-Firmen zu tun haben, dafür werden wir über ihren Nachfolger im Amt berichten können. Anfang Dezember 2015 schreibt uns Marina Walker vom ICIJ, dass unsere Kollegen von der argentinischen Zeitung La Nación den gerade erst in der Stichwahl zum Präsidenten gewählten Mauricio Macri in unseren Daten gefunden haben. Der konservative Unternehmer hat sein Amt noch nicht einmal angetreten, und schon schreiben wir ihn auf unsere Liste im »war room«. In unseren Daten sehen wir, dass Macri zusammen mit zwei anderen ihm nahestehenden Personen 1998 eine Firma auf den Bahamas gründen ließ. Ihr Name: Fleg Trading. Macri war damals Präsident des brasilianischen Fußballklubs Boca Juniors und ein wohlhabender Mann. 2007 wurde er schließlich zum Bürgermeister von Buenos Aires gewählt. Nun ist es so, dass die Fleg Trading laut den Mossfon-Daten erst 2008 deaktiviert wurde. In den Firmenunterlagen finden sich jedoch nur Dokumente, die belegen, dass Macri einer der Direktoren des Unternehmens war. Das Feld »Anteilseigner« ist in sämtlichen uns vorliegenden Dokumenten leer. Bevor die Firma 2008 von den Behörden der Bahamas geschlossen wurde, hatte Mossfon etliche Mal nach den Anteilsverhältnissen gefragt – jedoch ohne die Informationen zu bekommen.


  Als Macri 2007 Bürgermeister von Buenos Aires wurde, musste er seine Bankkonten sowie etwaige Firmenanteile offenlegen – von einer Bahamas-Firma schrieb er in der Erklärung, die ein argentinischer Kollege einsehen konnte, nichts. Eine falsche Angabe kann laut argentinischem Strafgesetzbuch mit bis zu sechs Jahren Haft bestraft werden.


  Mit unseren Recherchen konfrontiert, erklärte ein Sprecher des Präsidenten, dass Macri »gelegentlich« Direktor der Firma Fleg Trading war. Die Firma sei Teil des Familienunternehmens der Macris. In der Tat habe er die Fleg Trading nicht deklariert – dies liege aber daran, dass er nie Teilhaber gewesen sei.


  
    zurück
  


  
    [27. Kapitel] Bund der Ehe, Bund des Geldes

  


  Es gibt nicht viele Fotos, die Wladimir Putin im Kreis seiner Familie zeigen. Das Privatleben des Präsidenten ist in Russland ein Tabu. Seine beiden Töchter schirmt er rigide vor der Öffentlichkeit ab. Umso erstaunter sind wir über ein etwas pixeliges Schwarz-Weiß-Foto, das wir bei unseren Recherchen im Internet finden: Ein junger und ernst dreinblickender Wladimir Putin ist darauf zu sehen. Aufgenommen wurde das Foto im Jahr 1985, in Leningrad – wie Sankt Petersburg hieß, als die Sowjetunion noch existierte. Michail Gorbatschow war gerade Generalsekretär geworden und Wladimir Putin noch ein kleiner unbedeutender KBG-Offizier. Er hält seine jüngste Tochter Maria auf dem Arm, neben ihm steht seine damalige Ehefrau Ludmilla; sie hat sich bei ihm untergehängt und sieht glücklich aus.


  Neben Ludmilla steht ein junger Mann mit vollem Haar und festem Blick. Es ist Sergej Roldugin, der Taufpate von Putins Tochter Maria. Der mysteriöse Cellist. Bei unseren Recherchen haben wir ihn im Zentrum eines Netzes anonymer Offshore-Firmen ausgemacht – aber erst, nachdem wir die verschiedenen Tarnschichten entfernen konnten, die Mossack Fonseca und die bereits in diesem Buch erwähnte Schweizer Anwaltskanzlei darüber gelegt haben. Über dieses Netzwerk wurden über die Jahre mithilfe mehrerer – auch westlicher – Banken und etlicher Briefkastenfirmen in Panama und auf den britischen Jungferninseln hunderte Millionen verschoben.


  Dabei hatte Roldugin doch der New York Times erzählt, er besitze keine Millionen, er sei nur ein Musiker. Nur wenige Monate nach dieser Aussage in einem Artikel über den auffällig schnell wachsenden Reichtum von Putins Freunden wurden mehrere Millionen auf das Konto einer Roldugin-Firma bei der Schweizer Niederlassung einer sanktionierten russischen Bank transferiert. Roldugin, und das ist das Kuriose an der Geschichte, ist in Russland nahezu unbekannt. Man kennt ihn vor allem aus Filmen oder Biografien über Wladimir Putin, darin ist er eine Art Side-Kick: der »beste Freund Putins«, der sich bewundernd über den Staatschef äußert.


  
    [ ]
  


  Putin und Roldugin haben sich in den Siebzigerjahren kennengelernt, als sie beide junge Männer waren. Putin sei wie ein Bruder für ihn gewesen, sagt Roldugin später in einem Interview. Nachts zogen sie durch St. Petersburg, sangen und prügelten sich mit anderen Halbstarken. Roldugin soll Putin auch mit seiner späteren Ehefrau Ludmilla zusammengebracht haben.


  Die Verbindung der beiden Männer hat offenbar bis heute gehalten, obwohl ihre Lebenswege nicht unterschiedlicher sein könnten. Putin wurde kurz nach der Taufe seiner Tochter Maria in die DDR versetzt, dort kam seine zweite Tochter Jekaterina zur Welt. Er kehrte erst nach dem Ende der Sowjetunion nach St. Petersburg zurück. Der KGB-Mann wurde Assistent des Bürgermeisters, dann Vize-Bürgermeister, später Chef des Inlandsgeheimdienstes FSB, 2000 schließlich Präsident.


  Roldugin wurde der erste Cellist beim Mariinski-Theater und Chef des St. Petersburger Konservatoriums. Er ist ein viel dekorierter Musiker, angeblich spielt er immer wieder bei privaten Abenden im Hause Putin. Und er ist einer der ganz wenigen Menschen, denen Putin es offenbar durchgehen lässt, gegenüber Journalisten Privates auszuplaudern. So konnte Roldugin in einem Interview ungestraft erzählen, was bis dahin nicht öffentlich bekannt war: dass der russische Präsident, der sich so gern als ewig junger Kraftprotz gibt, längst Großvater geworden ist und sich mit einem Rückenleiden plagt.


  Taufpate, Jugendfreund, Verkuppler, Stichwortgeber in der Putin-Biografie, eingeweiht in sehr private Dinge und und und – aus alldem lässt sich schon folgern, dass Sergej Roldugin, wenn nicht »bester Freund«, dann doch zumindest eine sehr wichtige Vertrauensperson des russischen Präsidenten ist.


  Nun ist es so: Sollte Putin tatsächlich einen derart sagenhaften Reichtum angehäuft haben, wie Experten vermuten, wird daran nicht sein Namensschild angebracht sein. Offiziell würden die Gelder Leuten gehören, die nicht im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit stehen, unauffälligen Mittelsmännern, denen er aber uneingeschränkt vertraut.


  Menschen wie Sergej Roldugin?


  
    [ ]
  


  Auf den Cellisten sind wir in unseren Daten im Zusammenhang mit fünf Offshore-Firmen gestoßen: Roldugin war zumindest zeitweise Eigentümer der drei Briefkastenfirmen International Media Overseas, Raytar und Sonnette – diese wiederum stehen in enger Verbindung zu den beiden Gesellschaften Sunbarn und vor allem Sandalwood Continental Ltd, die eine besonders mysteriöse Rolle innerhalb des Netzwerks innehat.


  Für Mossack Fonseca war der offizielle Ansprechpartner für diese Firmen – mit Ausnahme der Raytar – die bereits erwähnte Schweizer Anwaltskanzlei. Die Kanzlei ist für das Roldugin-Netzwerk offenbar eine Art Schutzschild. Offiziell agiert sie als Ansprechpartner für Mossack Fonseca, im Hintergrund aber, das sehen wir in den Unterlagen zu einzelnen Offshore-Firmen, ziehen indes Mitarbeiter der Bank Rossija die Fäden. Der Bankangestellte S. hatte zum Beispiel das Recht, Unterlagen für Roldugins Firma International Media Overseas zu unterzeichnen, andere hatten ähnliche Befugnisse bei anderen Firmen im Netzwerk. Die Bank Rossija hat ihren Hauptsitz in St. Petersburg und wurde etwa zu jener Zeit, als Putin von seinem Posten in der DDR zurück in die Stadt kam, mit dem Geld der Kommunistischen Partei gegründet. Experten gilt sie als »Putins Bank«, mehrere enge Putin-Freunde besitzen Anteile – darunter auch Sergei Roldugin. Während der Ukrainekrise setzte die US-Regierung sie auf ihre Sanktionsliste, sie wollte den innersten Zirkel um Putin strafen. Der reagierte prompt. Er ordnete an, dass die Staatsbank die Bank Rossija unterstützen sollte, mehrere staatliche Energiekonzerne legten dort ihr Geld an.


  
    [ ]
  


  Diese Bank Rossija mischt nun also in dem Netzwerk mit, in das Roldugins Firmen eingebunden sind.


  Welche Rolle die Bank Rossija in dem Roldugin-Netzwerk spielte, zeigt ein Mailwechsel aus dem Jahr 2009. Eine Anwältin von Mossack Fonseca wendet sich besorgt an Jürgen Mossack und den Schweizer Teilhaber Christoph Zollinger. Ein Mitarbeiter der Bank Rossija hatte sich bei ihr gemeldet, er wollte, dass Mossfon für die Offshore-Firma Sandalwood eine Kreditlinie in Höhe von 103 Millionen Dollar abzeichnet. Das Geld sollte von einer Bank auf Zypern kommen. Wir sehen den 47-seitigen Vertrag dazu, und das Blatt, auf dem die Sicherheiten angegeben werden sollen, ist leer. Das scheint uns bei einem Vertrag in dieser Höhe äußerst ungewöhnlich.


  Es war ein Vertrag, der offenkundig selbst Jürgen Mossack verdächtig vorkam. Es handele sich wohl um Geld zweifelhafter Herkunft und ebenso zweifelhafter Bestimmung, schreibt er in einer internen E-Mail. Das Ganze sei schon »delikat«.


  Ein bemerkenswerter Satz.


  Trotz Mossacks Bedenken wurde der Deal nicht abgelehnt.[177] Mossfon ließ sich stattdessen einen »Letter of indemnity« ausstellen, eine Haftungsbefreiung, eine Art Schadloshaltungsversprechen. Sollte es am Ende mit dem Vertrag Probleme geben, wäre erst mal der Kunde verantwortlich und nicht die Offshore-Kanzlei. Die 103-Millionen-Kreditlinie ist einer von vielen fragwürdigen Vorgängen, die wir im Roldugin-Netzwerk sehen. Allein zwischen 2009 und 2011 floss laut unseren Unterlagen rund eine Milliarde Dollar in diese eine Richtung.


  Das Geld, das auf diese Weise ins Roldugin-Netzwerk kam, stammt in vielen Fällen von einer zypriotischen Bank, die damals hundertprozentige Tochter einer russischen Bank war, die wiederum zum größten Teil dem russischen Staat gehört.


  Die riesigen Kredite sind aber nur eine Art, über die die Offshore-Firmen in Roldugins Netzwerk an Geld gekommen sind. Zwischen Mai und Juni 2010 zum Beispiel bekommt die Firma Sunbarn Millionensummen für »Beratungsleistungen«. Sunbarn soll eine andere Offshore-Firma zu »Investment und Handel« in Russland beraten haben und wurde dafür mit 30 Millionen Dollar bezahlt. Vieles spricht dafür, dass es sich hier nur um die Verschleierung von Geldflüssen handelt, die einen vollkommen anderen Grund haben. So wurde die beratene Offshore-Firma nach unseren Recherchen nie als »Investor und Händler« in Russland auffällig.


  Geldwäscheexperten kennen den Terminus »Beratungsleistungen« als unkomplizierten Vorwand, um massenhaft Geld zu verschieben.


  Schon bei unseren ersten Recherchen ist uns ein weiteres Muster aufgefallen, das wir »Ausfallgebühren abgreifen« nannten. Es ist denkbar einfach und zugleich bestens geeignet, um Geld von hier nach dort zu schaufeln: Eine der Offshore-Firmen im Netzwerk verpflichtet sich, einer anderen Offshore-Firma aus Belize Anteile an Firmen abzukaufen. Die Belize-Firma »scheitert« jedoch daran, diese Anteile bereitzustellen – und muss dafür fast 800000 Dollar »Entschädigung« zahlen. Es gibt also ein klares »Geschäft«, und eine eindeutige Beschriftung für den Transfer.


  Außerdem stoßen wir in diesem Zusammenhang auf verdächtige rückdatierte Aktiengeschäfte: Firmen aus dem Roldugin-Netzwerk kaufen laut diesen Dokumenten für Millionen Dollar Aktien russischer Firmen, die innerhalb kürzester Zeit wieder verkauft werden – mit erheblichem Gewinn. Es könnte sich bei den Gewinnern dieser Verkäufe um geniale Spekulanten handeln. Allerdings gibt es Auffälligkeiten, die uns daran zweifeln lassen. Ein Beispiel: Am 5. Juni 2011 bittet ein Bank-Rossija-Mitarbeiter Mossfon, die Direktoren von Sandalwood mehrere Aktiengeschäfte abzeichnen zu lassen. An sich ein normales Vorgehen: Hintermänner lassen von Direktoren Verträge abzeichnen. Nun ist es in diesem Fall aber so, dass die Geschäfte laut den beigefügten Dokumenten bereits fünf Monate zuvor, im Januar 2011, stattgefunden haben sollen.


  
    [ ]
  


  Die zweifelhaften Millionenkredite, die rückdatierten Aktiengeschäfte, die Beratungshonorare und Entschädigungen, all das scheint Teil eines gigantischen Schattensystems zu sein. Eines Systems, in dem innerhalb von kurzer Zeit Unmengen Geld in undurchsichtige Offshore-Firmen verschoben werden kann.


  Der Verlierer ist dabei auffällig oft der russische Staat.


  Nun ist es an und für sich keine gute Idee, den russischen Staat zu melken. Außer man gehört zu denen, die es sich dank ihrer Kontakte erlauben können.


  Längst sprechen nicht nur westliche Experten von einer Kleptokratie, wenn sie über das von Putin regierte Russland reden. Tatsächlich ging der politische Aufstieg des Wladimir Putin von Anfang an einher mit massiven Korruptionsvorwürfen. Die meisten davon sind inzwischen vergessen.


  Aber nun sehen wir, wie ein offshore gelagerter Geldtopf auf verschlungenen Wegen mit hunderten Millionen gefüllt wird, und das unter Mitwirkung eines alten Freundes und Vertrauten Putins.


  Um die von uns entdeckten Deals besser bewerten zu können, sprechen wir mit einem europäischen Fahnder, einem der international renommiertesten Jäger von Geldwäschern und Betrügern. »Es gibt Hunderte Möglichkeiten, Geld aus einem Land wie Russland zu schaffen«, sagt er, die von uns entdeckten zählten dazu. Er schließt aus, dass die russischen Behörden davon nichts mitbekommen hätten. Für die Jagd nach Geldwäschern sei in Russland nämlich eine Behörde namens Rosfin-Monitoring zuständig – sie werde seit ihrer Gründung von einem Putin-Vertrauten geleitet und sei, anders als die meisten anderen europäischen Behörden, mehr Geheimdienst als Polizei. Rosfin-Monitoring könne E-Mails mitlesen, Telefonate abhören und sämtliche Bankinformationen über eine Person abrufen. »Denen entgeht nichts«, sagt der Fahnder, mit einer Mischung aus Respekt und Neid.


  
    [ ]
  


  Die kleine Russland-Taskforce aus Prometheus-Rechercheuren, die bei unserem Treffen in Washington gegründet wurde, diskutiert mittlerweile fast täglich auf verschlüsseltem Wegen über Rechercheergebnisse, rätselhafte Kredite, verdächtige Verträge und unsere neuesten Hochrechnungen, was das geschleuste Geld angeht.


  Unser Kollege Luke Harding vom Guardian drückt es so aus: Wir sind auf der Suche nach dem »Heiligen Gral des Investigativjournalismus«. Putins Geld. Besonders für unsere russischen Kollegen Roman Anin und Roman Schleynow kann das schnell gefährlich werden. In Russland als Journalist zu arbeiten ist Selbstmord, heißt es in Russland oft.


  Was heißt es dann erst, wenn man Putins Geld hinterherjagt?


  Zusammen mit ICIJ-Projektleiterin Marina Walker entscheiden wir uns daher für ein Arbeitstreffen auf neutralem Boden, weit weg vom russischen Geheimdienst. Ohne die Angst, abgehört zu werden, wollen wir mit unseren russischen Kollegen über unsere bisherigen Funde und das weitere Vorgehen sprechen.


  
    [ ]
  


  Kurz vor Weihnachten 2015 reisen wir daher nach London. Unser Treffpunkt: Kings Place, 90 York Way, der Hauptsitz des Guardian. Wir sollen in eines der oberen Stockwerke kommen, wo am Ende eines langen Ganges ein Raum liegt, der unter Investigativjournalisten Legendenstatus hat: »Der Bunker«.


  In dem schmucklosen Raum, der nur mit einem Schlüssel sowie einer speziellen Schlüsselkarte geöffnet werden kann, hat der Guardian einst die geheimen Dokumente des NSA-Whistleblowers Edward Snowden ausgewertet. Jetzt arbeiten hier bis zu zehn Redakteure an den Mossfon-Daten, die vor etlichen Monaten bei uns in München angekommen sind.


  Die Tische stehen eng an eng, das Fenster zum Gang ist abgeklebt und die bisherigen Funde hängen auf Post-its an den Wänden, fein sortiert nach verschiedenen Themenbereichen: Berühmtheiten, Söldnerfirmen, Staatschefs, Sport, Politiker. Als die Snowden-Dokumente hier bearbeitet wurden, standen sogar zwei Wachen vor der Tür. Damals war schon bekannt, dass die Daten beim Guardian waren. Wir hoffen, das ist jetzt nicht so.


  
    [ ]
  


  Es ist eine kleine Gruppe, die sich im Bunker versammelt hat: neben uns der russische Kollege Roman Anin, außerdem Luke Harding, der einst aus Russland ausgewiesen wurde, nachdem er in einem Artikel über Putins Vermögen spekuliert hatte. Marina Walker, Gerard Ryle und der Pulitzerpreisträger Jake Bernstein vom ICIJ sind angereist, außerdem zwei BBC-Journalisten und unsere Kolleginnen Julia Stein vom NDR und Petra Blum vom WDR, die sich nun schon seit Monaten durch die Roldugin-Daten arbeitet.


  Gemeinsam diskutieren wir, was wir bislang schon in den Daten gefunden haben: die Gebrüder Arkadi und Boris Rotenberg zum Beispiel.[178] Oder den russischen Oligarchen und Putin-Freund Gennadi Timtschenko, der in den Daten als Teilhaber beziehungsweise Bevollmächtigter mehrerer Briefkastenfirmen auftaucht.[179]


  Wir müssen auch über Dmitri Peskow schmunzeln. Er ist Wladimir Putins Sprecher. Zuletzt stand er in der Kritik, weil er bei der Hochzeit mit einer bekannten Skiläuferin eine Uhr trug, die weit mehr kostet, als Peskow in einem Jahr verdient. Dann deckten Blogger auch noch auf, dass Peskow und seine frisch Angetraute einen Urlaub auf einer der teuersten Segelyachten der Welt verbracht haben. Und was sehen wir nun in den Daten? Dass seine Frau mindestens bis 2014 Eigentümerin einer Briefkastenfirma namens Carina Global Assets war.


  Das sind alles gute Geschichten, am meisten interessiert uns aber alle der Fall des Cellisten Roldugin. Wie wir herausgefunden haben, besaß er über Offshore-Firmen Anteile an Video International. Andere Firmen, die von denselben Personen der Bank Rossija – an der Roldugin Anteile hält – und der Schweizer Kanzlei verwaltet werden wie Gesellschaften Roldugins, besitzen und handeln Aktienoptionen des Autoherstellers Lada oder des Panzer- und Lastwagenherstellers Kamaz. Es sind Aktionoptionen mit einem bitteren Beigeschmack: Es waren Lastwagen dieses Herstellers, die im Ukraine-Krieg besonders häufig zum Einsatz kamen. Die weißen russischen Trucks, die als angebliche Hilfstransporte auf die Krim fuhren, waren Kamaz-Trucks. Auch in Syrien, wo längst russische Bodentruppen die Armee von Diktator Baschar al-Assad unterstützen, wurden Kamaz-Laster gesichtet. Lada wiederum ist ein Zulieferer der russischen Armee.


  
    [ ]
  


  Da sitzen wir also alle an einem grauen Dezembertag im Bunker des Guardian, diskutieren die Besitzverhältnisse russischer Banken, sprechen darüber, wer nun Putin nahesteht und wer längst mit ihm gebrochen hat, als Roman Anin uns plötzlich mit einem Rechercheergebnis schockt.


  Positiv schockt.


  Die Runde springt auf und klatscht Beifall, wir schütteln ungläubig den Kopf.


  Was ist passiert?


  Kurz zuvor hatte die Nachrichtenagentur Reuters enthüllt, dass Putins jüngste Tochter Katerina unbemerkt von der Öffentlichkeit im Februar 2013 einen Mittdreißiger namens Kirill Schamalow geheiratet hat. Er ist der Sohn von Nikolai Schamalow, der wiederum Mitglied der sagenumwobenen Ozero-Kooperative ist. Wladimir Putin hatte die Kooperative in den Neunzigerjahren zusammen mit mehreren Freunden gegründet, die kurz zuvor Grundstücke mit Datschas am Komsomolskoy-See unweit von St. Petersburg gekauft hatten. Was einst als bloßer Zusammenschluss von Datschabesitzern begann, wurde schnell zum Inbegriff von Cliquenwirtschaft. Ozero-Mitglied Juri Kowaltschuk beispielsweise ist heute Chef und größter Anteilseigner der Bank Rossija, an der auch Nikolai Schamalow – jener Mann, dessen Sohn Putins Tochter geheiratet hat – Anteile besitzt.


  Putins Schwiegersohn wurde innerhalb weniger Monate nach der Hochzeit zu einem noch reicheren Mann: Er stockte seinen Anteil an dem Petrochemie-Riesen Sibur von ein paar Prozent auf 21 Prozent auf.


  Noch interessanter als das ist für uns aber der Ort der Hochzeit: das Skiressort Igora, eine Stunde Fahrt nördlich von St. Petersburg, nicht weit von der Ozero-Kooperative. Ein großzügiges Anwesen hier nennen Einheimische die »Villa des Präsidenten« und erzählen, dass er oft hier sei – im Grundbuch ist ein anderer Eigentümer eingetragen. Auf dem angrenzenden Grundstück liegt das Igora-Ressort.


  Im Februar 2013 fuhr das prominente Hochzeitspaar hier mit einem Schlitten vor, gezogen von drei weißen Pferden. Ihre Gäste bekamen Schals bestickt mit K & K, den Initialen des Paars: Katerina und Kyrill.


  Fotografieren war verboten, und alle Besucher mussten ihre Handys am Eingang abgeben, die Sicherheitsvorkehrungen waren massiv. »An jeder Ecke standen Wachen, sie ließen niemanden an das Fest heran«, beschreibt ein Angestellter des Igora-Ressorts einem Reuters-Journalisten die Szenerie. Die Hochzeitsgäste bekamen viel geboten: Eislauf, eine Laser-Show und ein nachgebautes russisches Dorf mit Schauspielern und allerlei Volkstanz.


  Roman Anin nun hat überprüft, wem das Igora-Ressort derzeit gehört. Der Besitzer des Grundstücks ist eine russische Firma, die zu 25 Prozent dem Putin-Vertrauten Juri Kowaltschuk, einem der Bank-Rossija-Teilhaber, und seinem Sohn gehört. Das Unternehmen hat das Grundstück um 2012 erworben. Kowaltschuk ist eines der Mitglieder der Ozero-Kooperative – und in dem Ressort, das auch Kowaltschuk gehört, heirateten also die Kinder zweier weiterer Ozero-Mitglieder: die Tochter von Wladimir Putin und der Sohn von Nikolai Schamalov. Das sei nur erwähnt, um zu zeigen, wie eng die Bande noch heute sind, 19 Jahre nach der Gründung der Ozero.


  Der Grund aber, warum wir uns im »Bunker« des Guardian darüber so freuen, ist ein anderer. Die russische Firma, der das Ski-Ressort gehört, heißt Ozon LLC – und die haben wir längst in unseren Dokumenten gefunden. Die Ozon LLC bekam Ende 2009 einen Kredit von rund fünf Millionen Dollar von einer der Offshore-Firmen aus dem Roldugin-Netzwerk, der Firma Sandalwood. Rund ein Jahr später floss noch einmal fast genauso viel Geld, wieder als Kredit. Eine Rückzahlung erfolgte unseren Unterlagen zufolge nicht, die Sandalwood wurde später aufgelöst.


  Übersetzt bedeutet das: Die Hochzeit von Wladimir Putins Tochter steht in Verbindung nicht nur zu der Clique des Präsidenten, sondern auch zu dem Netzwerk von Briefkastenfirmen, in dessen Zentrum Sergej Roldugin steht.


  Damit führt uns die monatelange Recherche, die in Panama ihren Anfang nahm, am Ende nach Igora. Zu Wladimir Putins engster Familie.


  Das ist unheimlich.


  
    zurück
  


  
    [28. Kapitel] Star, Star, Mega Star

  


  Nach dem Treffen in London wird es ruhiger im Forum und bei uns. Über Weihnachten und Neujahr passiert wenig, auch wenn wir nicht ganz abschalten können. Natürlich nicht. Nicht nach diesen neuen Erkenntnissen. Aber dank der ungewohnten Ruhe haben wir Zeit, alte Geschichten noch einmal neu anzuschauen. Zu diesem Zeitpunkt haben wir längst mehr als 7000 Einträge im Forum. Unmöglich, da den Überblick zu behalten.


  Und auch wenn das in diesem Buch so wirken mag: Unter den Kunden von Mossack Fonseca sind nicht nur die dunklen Gestalten zu finden. Da sind auch berühmte Regisseure und Schauspielerinnen, südamerikanische Sänger, die in ihrer Heimat vergöttert werden, genialische Schachspieler und eine ganze Reihe von Männern, die große Fußballvereine besitzen oder ihnen vorstehen.


  Wir klicken uns durch hunderte Funde in diesen ruhigen Tagen um die Jahreswende und lesen von dutzenden Ministern, von großen Tänzern und der Enkeltochter eines der bekanntesten Künstler der Klassischen Moderne, von Spionen, die noch mit der DDR Waffengeschäfte gemacht haben, und von der angeblichen Geliebten eines europäischen Königs.


  Es wären noch so viele Geschichten zu erzählen.


  Aber wir können hier aus juristischen Gründen nur die namentlich erwähnen, die wir ausreichend recherchiert haben. Und die Anzahl dieser Fälle ist begrenzt durch unsere Zeit und Kraft – manchmal müssen wir auch schlafen.


  
    [ ]
  


  Die Weihnachtsferien sind noch nicht so richtig vorbei, da kommt Anfang Januar 2016 schon der nächste ganz große Fall.


  Lionel Messi. Der beste Fußballspieler der Welt. Der vielleicht beste der Geschichte.


  Der Name seiner panamaischen Briefkastenfirma klingt ein wenig protzig, aber ganz unpassend ist er nicht: Mega Star Enterprises. Die Firma wird von fünf unbekannten Scheindirektoren geleitet, aber derjenige, der offenbar in Wahrheit das Sagen hat, ist der Megastar des Weltfußballs. Das geht aus einem Papier von Juni 2013 hervor, das ein spanischer Prometheus-Kollege entdeckt.


  In diesem Papier erklärt ein Mitarbeiter einer uruguayischen Anwaltskanzlei dem Offshore-Provider Mossack Fonseca, die finalen Begünstigten der Mega Star Enterprises seien Lionel Andrés Messi und sein Vater, Jorge Horacio Messi.


  Auch das noch. Lionel Messi hat wegen der Art, seine Finanzen zu verwalten, schon große Probleme. Im Oktober 2015 entschied ein spanischer Ermittlungsrichter, dass Messi und sein Vater, der ihn berät, wegen Steuerhinterziehung angeklagt werden. Die Bundesanwaltschaft fordert eine Geldstrafe von 4,1 Millionen Euro, die dem Multimillionär Lionel Messi allerdings relativ gleichgültig sein dürfte. Vor allem aber fordert sie fast zwei Jahre Haft für Barcelonas Spielmacher. Der Termin für den Prozess ist schon angesetzt, am 31. Mai dieses Jahres soll er beginnen.


  Es wird interessant sein, zu beobachten, wie die spanischen Behörden auf diese Informationen reagieren. Denn die Mega Star Enterprises – die mindestens bis Anfang 2016 aktiv war – wird in der bisherigen Anklage nicht erwähnt. Möglicherweise wissen die spanischen Behörden also nichts von ihrer Existenz.


  Laut Anklage nutzten Messi und sein Vater Briefkastenfirmen für die ihnen vorgeworfene Hinterziehung. Die Messis sollen ab 2005 zum Schein Bildrechte für sehr wenig Geld an Offshore-Firmen verkauft haben, die ihren Sitz in lateinamerikanischen Steuerparadiesen wie Belize oder Uruguay haben. Dadurch seien Werbeinnahmen in Höhe von 10,1 Millionen Euro in diese Steuerparadiese geflossen und praktisch nicht besteuert worden. Zudem hätten die Messis dem Finanzamt wichtige Daten verschwiegen, damit es nichts von den Geldflüssen ins Ausland erfährt. So soll Messi in den Jahren 2007 bis 2009 etwa 4,1 Millionen Euro Steuern hinterzogen haben.


  Die Mega Star Enterprises wird am 8. Februar 2012 von einem Offshore-Anbieter in Panama gegründet, die Anteile werden in anonymen Inhaberaktien ausgegeben. In Messis Auftrag handeln Vermittler der erwähnten uruguayischen Anwaltskanzlei. Hier ist die erste Verbindung zu den Vorwürfen aus der Anklage: Demnach stellt dieselbe Kanzlei neun Tage später eine Bestätigung aus, dass Lionel Messi der einzige Teilhaber der Briefkastenfirma Firma Jenbril S.A. sei – die im Zentrum der bekannten Hinterziehungs-Vorwürfe steht. Die Mega Star und die in der Anklage erwähnte Jenbril werden also im Hintergrund von derselben uruguayischen Kanzlei betreut.


  Der zweite Berührungspunkt entsteht im Sommer 2013, als die Ermittlungen gegen Messi öffentlich werden. Am 12. Juni 2013 berichtet die spanische Nachrichtenagentur EFE erstmals über das Verfahren, und die internationalen Medien ziehen nach. Direkt am nächsten Tag melden sich Lionel Messis uruguayische Anwälte per E-Mail bei Mossack Fonseca, weil sie für die Mega Star Enterprises, wie es laut der E-Mail zuvor telefonisch besprochen wurde, den Offshore-Anbieter wechseln wollen. In Zukunft soll Mossack Fonseca die Briefkastenfirma verwalten.


  Mossack Fonseca bestehen darauf, eine Haftungsfreistellung ausgestellt zu bekommen: Die Kanzlei Mossack Fonseca und ihre eingesetzten Schein-Direktoren werden bezüglich aller »Beschwerden, Forderungen, Klagen, Streitigkeiten, Prozesse, Kosten und Ausgaben« entschädigt, die Mega Star Enterprises betreffen. Das uns vorliegende Dokument vom 23.7.2013 wird unterschrieben von Lionel Andrés Messi und Jorge Horacio Messi.


  Offenbar war die Panama-Firma Teil der Offshore-Konstruktion, die Lionel Messi sich von der uruguayischen Kanzlei orchestrieren ließ. Welche Rolle aber die Mega Star im Firmen-Geflecht der Messis innehat, ist aus den Papieren schwer zu sagen. Als genereller Geschäftszweck ist in einem Dokument pauschal »Investitionen« angegeben. Bislang fanden sich in den Daten des Leaks aber keine konkreten Verträge oder Geschäfte. Das kann allerdings damit zu tun haben, dass die Messis sich selbst oder anderen involvierten Personen Vollmachten für die Firma ausgestellt zu haben scheinen – wodurch keinerlei Dokumente an Mossack Fonseca zum Unterschreiben gehen müssen. Jedenfalls versichern laut eines Schreibens vom 23. Juni 2013 »Horacio Jorge und Lionel Andrés Messi« Mossack Fonseca, im Fall der Beendigung der Geschäftsbeziehung zu der uruguayischen Kanzlei zu helfen, »alle und jede einzelne der Vollmachten, die die Gesellschaft auf Dritte übertragen hat […] zu widerrufen«.


  Mit einer solchen Vollmacht ausgestattet, lassen sich Verträge jeder Art abschließen, also etwa Konten eröffnen oder Immobilien erwerben. Und von außen ist dennoch nicht festzustellen, wem die Firma eigentlich gehört – die Aktien werden ja, wie gesagt, anonym gehalten.


  Die spanische Staatsanwaltschaft wird sich vermutlich sehr dafür interessieren, wer mit einer solchen Vollmacht ausgerüstet wurde – und wofür.


  Aber ganz gleich, was in den Verträgen der Mega Star Enterprises steht, Lionel Messi wird seine bisherige Verteidigungslinie im Verfahren kaum ändern müssen. Die Strategie des Stürmers des FC Barcelona ist klar – und nahezu identisch mit der von Franz Beckenbauer in der DFB-Affäre: »Ich schaue mir nicht an, was ich unterschreibe«, sagte Messi laut Zeitungsberichten einer Untersuchungsrichterin, »wenn mein Vater es sagt, unterschreibe ich mit geschlossenen Augen.« Und: »Ich unterschreibe das, was mir mein Vater sagt, dass ich unterschreiben soll, weder schaue ich, noch konzentriere ich mich darauf, noch frage ich.«


  Die Strategie scheint allerdings nicht recht zu verfangen. Die spanische Bundesanwaltschaft glaubt ihm zwar, dass die Initiative von Messis Vater ausgegangen sei – und dieser nimmt auch bereitwillig alles auf sich –, aber das Finanzministerium entschied dennoch, dass auch Lionel Messi selbst angeklagt werden solle. Auch der Fußballprofi hätte die Vorgänge verdächtig finden müssen, argumentiert die Vertreterin des Ministeriums, etwa als er eine Steuerrückerstattung für die Jahre 2007 bis 2009 bekam. Laut der Nachrichtenagentur AFP ist in der Begründung des Entscheids von »vernünftigen Hinweisen auf kriminelle Handlungen beider Angeklagter die Rede«.


  In unseren Daten sehen wir, dass sich am 1. Dezember 2015 die Eigentümerschaft der Mega Star Enterprises verändert. Die zuvor ausgestellten anonymen Inhaberaktien werden von gewöhnlichen Aktien abgelöst, die von Lionel Messis Vater gehalten werden. Die uruguayische Anwaltskanzlei hat da allerdings noch ein Anliegen: Ein Vertreter bittet Mossfon am nächsten Tag zu bestätigen, dass die Anteilseigner der von ihnen betreuten Firmen nicht im öffentlichen panamaischen Firmenregister auftauchen. Falls dies standardmäßig vorgesehen sei, bitten die Anwälte um die notwendigen Dokumente, um dies zu verhindern.


  Lionel Messi und Horacio Messi haben bis Redaktionsschluss dieses Buches auf wiederholte gemeinsame Anfragen von ICIJ und Süddeutscher Zeitung nicht reagiert.


  Die neuen Enthüllungen werden den Gang vor Gericht für Lionel Messi – der in diesen Tagen im Januar 2016 erneut zum Weltfußballer gewählt wird – nicht einfacher machen.


  
    zurück
  


  
    [29. Kapitel] Der vierte Mann und die FIFA

  


  Das Ende der FIFA-Krise ist von außen kaum zu erkennen. Aber: Die FIFA selbst hat dieses Ende proklamiert, beziehungsweise ihr neuer Präsident, der Schweizer Gianni Infantino. Direkt nach seiner Wahl im Züricher Hallenstadion erklärt er in den gewohnt markigen Worten eines FIFA-Präsidenten: »Wir werden das Image und den Respekt der FIFA wiederherstellen, jeder in der Welt wird uns Beifall spenden, wird jedem von Ihnen Beifall spenden, für das, was wir für die Zukunft der FIFA tun werden. Wir müssen stolz sein auf die FIFA. Jeder muss stolz sein auf die FIFA.«


  Infantinos erstes Wort auf der Bühne war übrigens: »Uff«.


  Das denken wir auch: Uff.


  Denn den Namen Gianni Infantino haben wir seit Mitte 2015 auf unserer Liste, als wir den zweifelhaften Handel der UEFA mit den ecuadorianischen Fernsehrechten fanden, die über die TV-Rechtehändler Vater und Sohn Jinkis von der UEFA erworben und dann für den dreifachen Betrag an den Sender Telemazonas weiterverkauft worden waren.


  Wir bekommen die Einschätzung eines Insiders aus Kreisen der FIFA-Ermittler: Für ihn ist dieser Vertrag mit einer Marge von 1:3 »sehr verdächtig«. Vor allem, wenn, wie in diesem Fall, die Rechte schon zuvor weiterverkauft worden waren.


  Auch ein Sportrechte-Fachmann hält dieses Modell für fragwürdig.


  Laut der New Yorker Ermittler sah das Geschäftsmodell der Jinkis’ so aus: Sie bestachen FIFA-Funktionäre, um so an günstige Fernsehrechte zu kommen, die sie dann teuer weiterverkaufen konnten.[180] Es wäre, wenn diese Vorwürfe stimmen sollten, ein ähnliches Muster. Mit dem wichtigen Unterschied allerdings, dass wir keine Hinweise auf Bestechung bei der UEFA gefunden haben.


  Als wir die Verträge zwischen UEFA und Cross Trading gefunden haben, haben wir den handelnden Personen aufseiten der UEFA noch wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Auf den zwei Verträgen zwischen der UEFA und Cross Trading stehen insgesamt vier Namen von Offiziellen als Zeichnungsberechtigte auf den Unterschriftenblättern. Drei von ihnen waren 2015 schon nicht mehr in exponierten Positionen bei der UEFA oder haben den Verband verlassen.


  Dafür aber der vierte Mann: Gianni Infantino. Der heutige FIFA-Präsident.


  Das ist Sprengstoff.


  Aber der Reihe nach. Der Vertrag, in dem Infantino genannt wird, bezieht sich auf die Champions-League-Rechte 2006–2009 für Ecuador. Die zweite Seite des Vertrags ist das Unterschriftenblatt, hier werden drei Personen genannt, die den Vertrag unterzeichnen sollen: für Cross Trading Hugo Jinkis, für die UEFA der damalige stellvertretende Generalsekretär der UEFA sowie Gianni Infantino, dessen Titel mit »Director Legal Services« angegeben wird. Wir prüfen das, und tatsächlich war Infantino damals Direktor der UEFA-Rechtsabteilung.


  Von einem Sportrechtefachmann erfahren wir, dass Verbände derlei Verträge im Normalfall von ihrer Rechtsabteilung prüfen lassen. Der Versuch, bei der UEFA zu erfragen, ob das damals ebenso war, scheitert an der absurd rigiden Pressepolitik des Verbands: Das sei eine interne UEFA-Angelegenheit, sagt man uns.


  Warum aber sollte der Chef der Rechtsabteilung einen Vertrag unterschreiben, für den er dann keine Verantwortung übernehmen muss? Und dass er unterschreiben sollte, daran besteht kein Zweifel. Allerdings hat Infantino in den uns vorliegenden drei Ausfertigungen nicht unterschrieben. Neben »Name« steht sein Name, neben »Titel« seine Funktion, nur auf der Linie »Unterschrift« – auf der die beiden anderen unterschrieben haben – ist bei Infantino keine Signatur.


  Aber entscheidend ist am Ende nicht, ob Infantino unterschrieben hat. Entscheidend ist, dass es offenbar seine Abteilung war, die das Geschäft mit den Jinkis’ passieren ließ und den beiden heutigen Angeklagten des FIFA-Prozesses Hugo und Mariano Jinkis zu hunderttausenden US-Dollar verholfen hat. Ein Geschäft, zu dem die UEFA, als ihr Generalsekretär Infantino hieß, mitteilte, es habe »keine geschäftlichen Beziehungen« mit dem genannten Hugo Jinkis gegeben. Dessen Name aber gut lesbar drei Zentimeter unter Infantinos Namen steht.


  Das ist wichtig: Die beiden Argentinier haben nicht anonym agiert. Cross Trading ist eine in der Branche bekannte Firma der Jinkis’, eine Tochter ihrer noch bekannteren Firma Full Play (die ebenfalls in der FIFA-Anklage genannt wird). Und als Chef der UEFA-Rechtsabteilung sollte Infantino auch Bescheid wissen, mit wem er Geschäfte macht.


  Unsere Kollegin Catherine Boss von der Schweizer SonntagsZeitung wollte Infantino sowieso anfragen, ob er als UEFA-Funktionär mit den angeklagten Sportrechtehändlern in der Vergangenheit geschäftlich oder anderweitig zu tun hatte. Das tut sie denn auch, und nennt unter anderem auch Hugo Jinkis, Mariano Jinkis und Cross Trading.


  Gianni Infantino lässt antworten, er habe »in keiner seiner Funktionen bei der UEFA persönlich mit einer der unten genannten Personen oder Organisationen geschäftlich oder wissentlich anderwärtig zu tun gehabt«.


  Die Entwicklung dieses Falls war für uns einigermaßen absurd. Infantino war als UEFA-Generalsekretär schon eine wichtige Person, und seine Verwicklung in die Sache interessant. Immerhin war er damals nach Michel Platini der zweitwichtigste Mann der UEFA. Dann wurde Platini wegen dubioser Millionen-Zahlungen gesperrt und musste seinen Plan fallen lassen, sich als Blatters Nachfolger zum neuen FIFA-Präsident wählen zu lassen. Und plötzlich lasen wir, dass die UEFA sich auf Infantino geeinigt habe, als neuen Kandidaten. Allerdings schien er anfangs kaum Chancen zu haben. Anfang 2016 erklärten dann immer mehr Landesverbände, im Februar für ihn zu stimmen. In einem Welt-Interview erklärte er vor der Wahl, er habe 105 Stimmen sicher, von 209. Am Ende bekam er 115.


  Und auf einmal war die seltsame UEFA-Ecuador-Geschichte besonders spannend.


  Für den Weltfußballweltverband ist diese Episode auch deswegen unangenehm, weil diese Wahl den Verband doch aus der größten Krise seit seiner Gründung 111 Jahre zuvor holen sollte, der FIFA-Affäre.


  
    [ ]
  


  In der Beschreibung dieser FIFA operiert der britische Enthüllungsjournalist Andrew Jennings ebenso wie unser SZ-Kollege Thomas Kistner schon länger mit dem Begriff »Mafia«. Und tatsächlich reihte sich in den vergangenen zehn Jahren Skandal an Skandal. Es ging um Schmiergeldzahlungen im Zusammenhang mit dem FIFA-Marketing-Partner ISL, um fragwürdige Präsidentenwahlen, um mögliche Bestechung bei der Vergabe der Fußballweltmeisterschaften. Nach außen versuchten Sepp Blatter und seine Kollegen im FIFA-Exekutivkomitee nach jedem Skandal den Eindruck zu erwecken, von jetzt würde alles anders besser. Im Nachhinein wirken diese Beteuerungen absurd.


  Das FIFA-Ethikkomitee, die allem Anschein nach letzten Aufrechten des Verbands, hatte in den zurückliegenden Monaten einen Haufen Arbeit: Sie mussten ja nicht nur ihren eigenen Chef Sepp Blatter suspendieren, sondern auch noch UEFA-Chef Michel Platini, FIFA-Generalsekretär Jérôme Valcke und eine ganze Reihe weiterer hochrangiger Funktionäre wie Jack Warner, Chuck Blazer, Präsidentschaftskandidat Chung Mong-Joon oder den Ex-FIFA-Vizepräsidenten Eugenio Figueredo.


  Die Aufgabe des FIFA-Ethikkomitees ist nahezu unlösbar: Es soll den Weltfußball säubern. Die Glaubwürdigkeit dieses Komitees lebt natürlich vor allem von der persönlichen Integrität ihrer Mitglieder – wie etwa dem deutschen Vorsitzenden der rechtsprechenden Kammer Hans-Joachim Eckert, einem langjährigen Strafrichter am Landgericht München. Man könnte annehmen, dass auch sämtliche anderen Mitglieder der beiden Kammern handverlesen sind, sozusagen die moralischen Größen des angeschlagenen Weltverbands. Offenbar ein Irrglaube.


  Denn ausgerechnet in Eckerts Kammer finden wir jemanden, der selbst tief in dem Morast steckt, den die New Yorker Ermittler gerade versuchen trockenzulegen. Es geht um Juan Pedro Damiani, einen einflussreichen Anwalt aus Uruguay, gleichzeitig Präsident des Fußballteams Peñarol.


  Eine der Spezialitäten von Juan Pedro Damiani ist das Verwalten von Briefkastenfirmen. Ausgerechnet. Seine Kanzlei ist einer der wichtigeren Kunden des Offshore-Providers Mossack Fonseca. Mehr als 400 Firmen wurden oder werden von der Kanzlei J.P. Damiani betreut. Schon das ist nicht gerade ideal für jemanden, der jetzt andere auf die richtige Ethik hin überprüfen soll.


  Aber es wird noch erstaunlicher: Drei von Damianis langjährigen Kunden sind laut unseren Unterlagen Angeklagte des FIFA-Prozesses.


  Einer ist der ehemalige FIFA-Vizepräsident Eugenio Figueredo, der im vergangenen Jahr in der Schweiz verhaftet wurde. Die anderen beiden sind die beiden argentinischen TV-Rechte-Händler Hugo Jinkis und Mariano Jinkis – die über ihre Mossfon-Firma Cross Trading nach unseren Recherchen auch mit der UEFA gearbeitet haben und die laut FIFA-Anklage Briefkastenfirmen genutzt haben, um Schmiergelder zu bezahlen.[181]


  Bei Mossack Fonseca haben die beiden gleich drei Briefkastenfirmen mit dem identischen Namen Cross Trading gründen lassen, und zwar in drei verschiedenen Steueroasen: auf der Karibikinsel Niue, im US-Bundesstaat Nevada und auf den Seychellen. Die beiden Firmen auf Niue und in Nevada verwaltete Juan Pedro Damianis Kanzlei.


  Wer sich nun die Mühe macht und die FIFA-Anklage durchgeht, wird immer wieder auf den Namen Cross Tradings stoßen. Schmiergeldzahlungen wurden demnach über Konten der Cross-Trading-Firmen abgewickelt, etwa die Überweisung von fünf Millionen US-Dollar am 17. Juni 2013 an ein Konto der Cross Trading bei der Schweizer Hapoalim Bank in Zürich. Allerdings wird aus der Anklage nicht klar, welche der drei Cross Tradings das Bankkonto führte – und auf unsere Anfrage lehnte es das US-Justizministerium ab, dazu Stellung zu nehmen. Die Fünf-Millionen-Überweisung soll Teil eines größeren Schemas gewesen sein, das den Präsidenten einiger lateinamerikanischer Verbände Schmiergelder in Millionenhöhe bescherte, um die Rechte etwa der Copa América für Vater und Sohn Jinkis und ihre Geschäftspartner zu sichern.


  Die Kundenberater bei Mossack Fonseca wussten, dass sie mit besonderen Leuten Geschäfte machten, einer aus der Mossfon-Führungsriege schrieb, es handele sich um argentinische Endkunden, die »ein spezielles Konzept von Vertraulichkeit« hätten.


  Und der Mann, der diese Vertraulichkeit beschützt und organisiert hat, die die Jinkis’ für ihre Geschäfte mit FIFA-Funktionären offenbar brauchten, ist Juan Pedro Damiani. Die Unterlagen der Panama Papers zeigen, dass Damiani von der Gründung der ersten Cross Trading 1998 in Niue bis zur Abwicklung der Cross Trading in Nevada 2015 involviert war.


  Er macht also seit mehr als 15 Jahren Geschäfte mit Personen, die nach Ansicht der FIFA-Ankläger FIFA-Funktionäre bestochen haben. Und er soll für eine sauberere FIFA sorgen?[182]


  Ist das jetzt komplett irre – oder einfach nur die FIFA?


  Wenn man zu Damianis Gunsten annimmt, dass er bis zur Anklage der New Yorker Ermittler nichts von den Bestechungsgeldvorwürfen gegen die Jinkis’ wusste, hätte er spätestens dann seine Verstrickung offenlegen und aus dem Ethikkomitee austreten müssen. Zumal die Jinkis’ ja nicht seine einzigen Problemfälle sind.


  Für Eugenio Figueredo, den verhafteten Ex-FIFA-Vizepräsidenten, arbeitete Juan Pedro Damiani nachweislich seit 2002. Damals war Figueredo Präsident des uruguayischen Fußballverbandes. Er steht in Zusammenhang mit einer ganzen Reihe von Offshore-Firmen, die bei Mossack Fonseca gegründet wurden, die meisten dieser Firmen wurden von Damianis Kanzlei verwaltet.


  Erst im Februar 2015 organisierte Damiani laut unserer Unterlagen noch eine Vollmacht für Figueredos Frau, damit sie für eine der Firmen handeln konnte.


  Dann schreckt Eugenio Figueredos Verhaftung am 27. Mai 2015 in Zürich Damiani und Mossfon auf. Am nächsten Tag gehen aufgeregte E-Mails hin und her. Mossfon lässt seine Scheindirektoren zurücktreten und die Vollmacht auf Figueredos Frau widerrufen.


  Im Juni 2015 überlegt die Leiterin der Mossfon-Compliance-Abteilung in einer internen Mail etwas ratlos, ob man denn bei Figueredos Immobilien belegen könne, dass die Investitionen nicht mit Geld getätigt wurde, das »aus dem Thema FIFA stammt«, und fragt: »Haben wir dafür Beweise in den Unterlagen über die Gesellschaft?«Tatsächlich erklärt der mittlerweile nach Uruguay ausgelieferte Ex-Funktionär bei seiner Befragung nicht nur, Bestechungsgeldern kassiert zu haben – er beziffert die Höhe auf rund 50000 Dollar pro Monat –, sondern erklärt auch, wie er diese reinvestiert habe. Er habe seine illegalen und legalen Einkünfte vermischt und davon vor allem Immobilien in Uruguay gekauft. Dafür wiederum habe er, so beschreibt es die uruguayische Wochenzeitung Busqueda, die Unterlagen aus seiner Befragung einsehen konnte, panamaische Gesellschaften von der Kanzlei Juan Pedro Damiani gekauft.[183]


  Auf die Mossfon-Anfrage, ob Gelder Figueredos aus »dem Thema FIFA« stammen könnten, schickt die Kanzlei Damiani eine Liste des Vermögens, das Figueredo in den noch aktiven Mossfon-Firmen hält. Darunter: etliche Immobilien in Uruguay.[184] Im Januar 2016 sagte Damiani in Uruguay vor Gericht dazu aus. Er erwähnte nur drei Offshore-Firmen (wir sehen sieben), die er Figueredo vermittelt haben will. Auch habe seine Kanzlei nie Honorar von Figueredo erhalten. Seine Kanzlei habe alle Informationen den Behörden gegeben und niemals Güter versteckt.


  Der Uruguayer Damiani darf in der rechtsprechenden Kammer des FIFA-Ethikkomitees nicht mit über seinen Landsmann Figueredo abstimmen, weil sich Richter enthalten müssen, die aus demselben Land stammen wie die Personen, über die sie urteilen. Aber: Drei seiner Kunden wurden angeklagt, über einen mussten seine Kollegen aus dem FIFA-Ethikkomitee abstimmen, und Juan Pedro Damiani? Sitzt still und sagt nichts?


  Auf Anfrage des ICIJ erklärte Damiani, den Präsidenten des FIFA-Ethikkomitees im Rahmen »rechtlicher Einschränkungen« über den Fall Figueredo informiert zu haben. Wann er das tat, sagte er nicht.


  Noch der kleinste Schatten, der auf ihre Mitglieder fällt, ist für das Ethikkomitee ein Problem – das erzählen uns Insider in aller Verschwiegenheit.


  Das FIFA-Ethikkomitee ergibt nach außen nur dann Sinn, wenn es als ethisch unangreifbar gilt. Und nur dann kann das Komitee auch intern drastische Entscheidungen durchsetzen wie die im Dezember 2015 verhängte Sperre gegen den eigenen Präsidenten Sepp Blatter und den UEFA-Präsidenten Michel Platini.


  
    [ ]
  


  Hier schließt sich der Kreis: Ein Michel Platini, wohnhaft laut den vorliegenden Papieren in der kleinen Gemeinde Genolier in der französischen Schweiz, bekommt nämlich am 27. Dezember 2007 von Mossack Fonseca eine dauerhafte Generalvollmacht für die Panama-Firma Balney Enterprises Corp. Die Vollmacht wird von der Genfer Privatbank Baring Brothers Sturdza zu demselben Zeitpunkt wie die Offshore-Firma bestellt, sie besteht also von Anfang an. Dieses Modell wandten viele Banken an, um den wahren Eigentümer einer Firma nicht nennen zu müssen. Das macht es wahrscheinlich, dass jener Michel Platini nicht nur Bevollmächtigter, sondern auch Besitzer der Firma ist.


  Wem die Balney Enterprises Corp. tatsächlich gehört, lässt sich aus den vorliegenden Daten nicht sagen: Alle Anteile laufen auf eine anonyme Inhaberaktie.


  Wir stellen schnell fest, dass der Michel Platini in unseren Akten der echte Michel Platini ist: Die Gemeinde Genolier liegt ganz in der Nähe von Nyon, und in Nyon wiederum ist der Hauptsitz der UEFA. Als Michel Platini 2007 Präsident des Europäischen Fußballverbandes wurde, war eines seiner Wahlversprechen, in die Nähe der Zentrale zu ziehen und sich ums Tagesgeschäft zu kümmern. Die Gegend um Genolier, schön gelegen am Genfer See, ist beliebt bei wohlhabenden und berühmten Menschen, dort wohnen etwa Sean Connery und Phil Collins. Der große Sir Peter Ustinov lebte und starb sogar in Genolier selbst. Die Schweizer Boulevardzeitung Blick berichtete bereits vor längerer Zeit, dass Platini vorhatte, sich in der Genolierer Siedlung »Les terrasses sur Léman« niederzulassen. Exakt diese Adresse finden wir in den Daten in der Generalvollmacht.


  Allerdings geht aus den Dokumenten zu Michel Platini nicht hervor, welche Geschäfte die Firma macht. Das liegt auch daran, dass sie keine Scheindirektoren braucht, um Verträge zu unterschreiben. Platini hat ja die Generalvollmacht, und das bedeutet, er kann nahezu uneingeschränkt im Namen der Firma handeln. Platini könnte also ein Konto eröffnen, Verträge unterschreiben, Immobilien erwerben – was auch immer. Das Präsens ist angebracht, da die Firma noch aktiv ist, jedenfalls zum Stand Ende 2015.


  Aber weshalb hat Michel Platini einen solchen Zugriff auf eine Offshore-Firma?


  Der einzige konkrete Hinweis ist ein Schreiben, das am 12. August 2015 bei Mossack Fonseca landet: ein Brief des Vermittlers, der Privatbank Baring Brothers Sturdza. Das Schreiben hat den Betreff »Re: Account n° [Kontonummer gelöscht, Anm. d. Verf.] – BALNEY ENTERPRISES CORP«.


  Damit ist klar: Die Firma hat ein Konto. Wir kennen sogar die Nummer.


  Wir fragen Michel Platinis Berater an, und die Antwort kommt rasch: Die Schweizer Behörden wüssten über alle Konten und das Vermögen von Michel Platini Bescheid. Auf Nachfrage erklärt der Berater, die Behörden seien auch speziell über dieses Konto bei Baring Brothers Sturdza informiert – und Platini habe sich aus persönlichen Gründen für eine Offshore-Firma als Kontoinhaberin entschieden. Auch habe er dieses Konto nie im Zusammenhang mit FIFA- oder UEFA-Belangen verwendet.


  Wir fassen noch einmal nach und fragen, seit wann die Schweizer Behörden von diesem Konto wüssten, ob Platini uns einen Beleg dafür zukommen lassen wolle und ob es je eine Ermittlung wegen des Kontos gegeben habe.


  Diese Fragen, erklärt der Berater, sollten wir den Schweizer Behörden stellen, und nicht Michel Platini. Schweizer Behörden geben auf derlei Anfragen aber – und das dürfte auch der PR-Berater Platinis wissen – natürlich keine Auskunft.


  
    zurück
  


  
    [30. Kapitel] Die 99% und die Zukunft der Steueroasen

  


  Die mehr als 2,5 Terabyte Daten von den Servern der panamaischen Anwaltskanzlei Mossack Fonseca zeigen die Offshore-Welt in einer Detailtiefe, Unmittelbarkeit und zeitlichen Nähe, wie es zuvor undenkbar war. Wir haben über viele Monate beinahe live miterlebt, wie Mossack Fonseca für fast jeden, der etwas zu verschleiern hat, eine maßgeschneiderte Lösung bietet. In irgendeiner Steueroase ist immer das passende Schlupfloch zu finden, wenn es nicht die Firma auf den Seychellen ist, dann eben der panamaische Treuhänder oder die Stiftung auf Bermuda; oder aber die Kombination von zwei, drei oder vier dieser Bausteine. Es scheint in der globalisierten Welt kaum ein Gesetz zu geben, das nicht mit ein paar Briefkastenfirmen umgangen oder abgemildert werden kann.


  Der britische Autor Nicholas Shaxson bringt diesen Zustand ziemlich treffend auf den Punkt:


  
    »Offshore ist nicht nur ein Ort, eine Idee, eine Art, Dinge zu erledigen, oder auch eine Waffe der Finanzindustrie. Es ist auch ein Prozess: Ein Abwärtswettlauf, dorthin, wo die Regeln, Gesetze und äußeren Zeichen der Demokratie Stück für Stück abgetragen werden.«[185]

  


  Konsequent angewendet, bietet Offshore einen Raum der beinahe absoluten Verantwortungslosigkeit. Es ist für Behörden, das hören wir in Hintergrundgesprächen immer wieder, so gut wie unmöglich, eine Beweiskette gerichtsfest zu belegen, wenn die Fahnder auf ein Netz von Briefkastenfirmen stoßen, das sich über fünf, zehn oder dreißig Steueroasen erstreckt.


  Dieses Versteckspiel hat gravierende Folgen, und das lange nicht nur in den Fällen, in denen offensichtlich kriminelle Handlungen getarnt werden. Auch die legalen Konstrukte der Offshore-Welt schaffen Probleme gewaltigen Ausmaßes. Ein Experte des Tax Justice Network erklärte 2008 in einer Stellungnahme für eine Anhörung vor dem Finanzausschuss des britischen Unterhauses sogar: »Die Herausbildung der gegenwärtigen Kreditkrise im Finanzsektor wäre ohne Offshore-Zentren unmöglich gewesen.«


  Die Auswirkungen der Finanzkrise trafen, wenig verwunderlich, ihre Verursacher am wenigsten. Während Banken mit Milliarden gerettet wurden und fast alle Verantwortlichen ohne Ermittlungen oder gar Verfahren davonkamen, wurden die Opfer, die Menschen, denen gigantische Kredite aufgeschwatzt wurden, alleingelassen, oft ohne Job, Haus und Aussicht auf die Möglichkeit, jemals wieder schuldenfrei zu leben. Wer sein Geld in einem Offshore-Trust gesichert hatte, musste sich dagegen keine Sorgen machen.


  
    [ ]
  


  Eine weitere Facette erwähnen wir in diesem Buch kaum: die Steuertricks der multinationalen Konzerne wie Amazon, Starbucks oder Apple. In deren noch immer ungebändigtem Verlangen nach Steuerminimierung sind Offshore-Firmen die zentralen Elemente. Den Staaten, in denen die Konzerne operieren und Geld verdienen, und ihrer Bevölkerung gehen so Milliarden an Einnahmen verloren – zuletzt wurde das in den Ergebnissen der Luxemburg-Leaks sichtbar. Zwar verteidigt EU-Präsident Jean-Claude Juncker das Vorgehen des Landes, dessen Premierminister er lange war, als legal, eine Untersuchung der EU strafte ihn jedoch der Lüge: Luxemburg hat nach Überzeugung der EU-Kommission dem Onlinebuchhändler Amazon illegale Steuervorteile eingeräumt. Allerdings spielt Mossack Fonseca bei Konzernen kaum eine Rolle, deswegen findet dieses Thema hier kaum statt.


  Klar und deutlich entzieht sich also ein erschreckender Anteil von Akteuren der Finanzwelt über Briefkastenfirmen dem Einfluss der regelnden Organe ihrer Länder. Damit unterhöhlen sie die demokratische Idee; wenn die Regeln einer Gesellschaft, von allen beschlossen und getragen, nicht für jene gelten, die es sich kraft Macht und Vermögen erlauben können, sie zu umgehen, verlieren sie ihre Bedeutung.


  Warum sollten die anderen diese Regeln weiter akzeptieren?


  Warum sollten die 99 Prozent akzeptieren, dass ihre Regierungen nur noch theoretischen Einfluss auf das superreiche eine Prozent der Gesellschaft haben? Der Angestellte sieht auf seinem Gehaltszettel nur ohnmächtig, was der Staat sich genommen hat. Wer aber seine Dividenden über eine Briefkastenfirma auf den Britischen Jungferninseln kassiert, kann selbst entscheiden, ob er diese Gewinne der Gesellschaft, in der er lebt und deren Annehmlichkeiten und Schutz er genießt, auch erklärt.


  Das Gefühl, dass »die da oben« machen können, was sie wollen, ist in der Finanzwelt nicht nur ein Gefühl.


  Es ist die Realität.


  Die dänische Soziologin Brooke Harrington, die Frau, die sich zwei Jahre als Vermögensverwalterin ausbilden ließ und in einer Art Feldforschung in diese Welt eintauchte, warnt zu Recht vor einer »neu-feudalen Konzentration von Reichtum«. Eine kleine Gruppe reicher Menschen verstecke nicht nur ihr Geld, vermeide Steuern, sondern vermeide auch Gesetze.


  Die Mitglieder der internationalen Finanzelite basteln sich quasi ihr eigenes Rechtssystem. Was in dem einen Land nicht geht, wird einfach in einer anderen Jurisdiktion gemacht. Als unabkömmliche Helfer und Ermöglicher dieser Entwicklung identifiziert Harrington: Offshore-Provider, also Firmen wie Mossack Fonseca.


  
    [ ]
  


  Die internationale Finanzwelt ist aber nur einer der unzähligen Profiteure der Offshore-Industrie. Und in der Finanzwelt versucht man immerhin noch, und schafft es teils auch, die Aktivitäten innerhalb der Buchstaben der Gesetze stattfinden zu lassen. Wir haben gemeinsam mit unseren am Ende rund 400 internationalen Kollegen aber auch unzählige Verbrecher gefunden, die sich offshore tummeln. Die japanische Mafia, die italienische Mafia, die russische Mafia. Drogenkartelle, Waffenschmuggler, Terrorfinanziers. Die mutmaßlichen Helfer von Schlächtern wie Assad und Gaddafi. Geldwäscheringe. Hinzu kommen dutzende Korruptionsfälle.


  Kurzum: Die organisierte Kriminalität in ihren unterschiedlichen Formen geht genauso offshore wie individuell agierende Betrüger und Verbrecher – und schafft es so, ihre Spuren zu verwischen und ihre Verbrechen zu verschleiern.


  Auch das ist die Realität.


  Die gute Nachricht lautet: Diese Realität ist nicht unumkehrbar.


  Die gelebte Verantwortungslosigkeit in den Offshore-Zentren dieser Welt beruht auf Gesetzen, die man ändern kann.


  Die Experten, die wir getroffen haben, sind sich weitgehend einig in der Bewertung passender Maßnahmen; im Grunde geht es vor allem um zwei Dinge:


  Der eine große Schritt wäre ein funktionierender weltweiter automatischer Informationsaustausch über Bankkonten. Deutschlands Behörden würden dann automatisch erfahren, welche Deutschen beispielsweise auf den Bahamas ein Konto unterhalten. Ein solcher Informationsaustausch bleibt jedoch nutzlos, wenn ein Konto von einer anonymen Briefkastenfirma gehalten wird. Denn wenn sich ein Deutscher hinter einer Briefkastenfirma versteckt, auf deren Namen wiederum sein Konto läuft, dann würden dies die deutschen Behörden nie erfahren.


  Also braucht es dafür, und aus etlichen anderen Gründen, weltweit transparente Unternehmensregister. Dort müssen die wahren Eigentümer von Firmen und Stiftungen erfasst sein – mit der Bedingung, dass Falschinformation strafrechtlich verfolgt und rigoros bestraft wird. Das wäre der zweite Schritt.


  So banal wäre das Ende der Steueroasen einzuläuten.


  Damit wären etliche der Leistungen verboten, die Mossack Fonseca anbietet, um die wahre Eigentümerschaft der von ihnen verkauften Gesellschaften zu verheimlichen: Scheinanteilseigner, anonyme Inhaberaktien und natürlich die gemieteten »wahren Eigentümer«, die in Wahrheit Strohmänner sind. Die Scheindirektoren wären überflüssig, weil die Besitzer der Firmen ohnehin bekannt wären.


  Kanzleien wie Mossack Fonseca behaupten ja gern, ihre Kunden hätten nur zu einem Bruchteil illegale Ambitionen. Es wäre höchst interessant, zu sehen, wie viele Offshore-Firmen aktiv blieben, wenn ihre Eigentümer öffentlich würden.


  Es hängt also nur daran, diese beiden Schritte konsequent durchzusetzen.


  Wiederholt lesen wir von Verteidigern der Steueroasen (sie loben sie meist für etwas, das sie »Steuerkonkurrenz« nennen), diese Reformen wären nicht umsetzbar. Und tatsächlich stellt sich ja die Frage: Warum sollten die Steueroasen einknicken?


  Nun: Der französische Autor Gabriel Zucman hat in seinem Buch »Steueroasen – Wo der Wohlstand der Nationen versteckt wird« durchgespielt, wie automatischer Informationsaustausch und das Register der wahren Eigentümer notfalls durch Zwang und Sanktionen umgesetzt werden könnten.


  Zucman argumentiert, auch Länder wie Luxemburg und die Schweiz würden umschwenken, sobald sie sich mit drastischen Schritten wie einem Handelsboykott konfrontiert sähen. Bei kleineren Ländern würde schon die Androhung von Sanktionen ausreichen, und falls nicht: viele kleine Zwischenschritte auf dem Weg zum Handelsboykott. »Kein Land kann sich gegen den gemeinschaftlichen Willen der Vereinigten Staaten und der großen Länder der Europäischen Union stellen«, schreibt Gabriel Zucman.


  
    [ ]
  


  Hier und da tarnen die Lobbyisten der Steuerhinterzieher und -vermeider ihre Absichten mit der vermeintlichen Sorge, dass einige der einschlägig bekannten Orte – die Britischen Jungferninseln, Samoa, die Cookinseln – keine Zukunft abseits ihres Steueroasendaseins hätten.


  John Christensen vom Tax Justice Network, der selbst aus der Steueroase Jersey stammt, kann die Frage nicht mehr hören. »Wir haben einen romantisierten Blick auf Inseln«, sagt er, »hier in der Nähe von London wurde vor etlichen Jahren eine gigantische Stahlmine geschlossen. Eine ganze Kleinstadt war arbeitslos. Da kann man neoliberal unterkühlt antworten: ›So was passiert, so ist der Markt‹. Stellen wir uns kurz vor, diese Stadt wäre zufällig die einzige Stadt einer Insel gewesen – wäre der Vorgang dann schlimmer?« Er lächelt. »Oder anders gefragt: Wenn die Bewohner einer dieser Inseln davon leben würden, Kreuzfahrtschiffe auszurauben – hätten wir da auch Mitleid? Eher nicht. Diese Inseln helfen nun aber seit Jahren, ganze Gesellschaften zu plündern! Vielleicht muss man einfach sagen: Heutzutage ist es machbar, eine Insel zu verlassen. Und manche Inseln haben so wenig zu bieten, was das Leben dort erträglich macht, dass sie am besten unbewohnt bleiben.«


  Andere Einwände gegen automatischen Datenabgleich und transparente Register der wahren Eigentümer von Firmen lauten, der Eingriff in die Privatsphäre wäre immens. Wirklich? In diese Register müssten die Namen der Besitzer, deren Geburtsdatum, eine Geschäftsadresse und die Zahl ihrer Anteile. Mehr braucht es nicht. Und wem das zu viel ist – eine Offshore-Firma ist ja kein Muss.


  Und nur zur Erinnerung: Das Steuergeheimnis an sich ist kein universelles Menschenrecht. In Teilen Skandinaviens, in Norwegen etwa, sind Steuerdaten seit Jahren öffentlich. In Schweden gibt es nicht nur das Wertpapierregister, das zeigt, wem Aktien oder Anleihen gehören, sondern, ab einem gewissen Einkommen, auch alphabetische Listen dieser wohlhabenden Bürger mit Gehalt, Kapitalerträgen und Vermögen. Schweden und die Norweger stehen dennoch nicht im Ruf, neidische Menschen zu sein.


  Wer mit den Kosten, dem Aufwand und der Bürokratie gegen das Register argumentiert, der sei an die Milliardensummen erinnert, die den Staaten durch Steueroasen jedes Jahr entgehen. Die derzeitige Situation kostet die Gesellschaften ungleich mehr.


  Und wer sagt, damit würden die Eigentümer sich womöglich öffentlichen Anschuldigungen aussetzen, der hat nicht verstanden, dass es genau um die Beseitigung der organisierten Verantwortungslosigkeit geht. Die Angst, dass Misswirtschaft, unethisches oder ungesetzliches Verhalten dann konkreten Personen zuzuordnen sind, ist keine legitime Ausrede für Firmen, den wahren Eigentümer geheim zu halten.


  Der letzte Einwand, den wir finden, lautet, Unrechtsregime könnten Informationen aus diesen Registern nutzen, um ihre Widersacher zu verfolgen. Theoretisch ist das richtig. Aber zum einen zeugt das von einer fast naiven Sicht auf Unrechtsregimes wie Syrien, denn die Verantwortlichen dort wissen sehr gut, wer ihre politischen Gegner sind und wo sie ihr Geld haben. Und zum anderen sehen wir in den Daten unseres Leaks ebenso wie in den Daten von Offshore-Leaks und Swiss-Leaks nur in äußerst seltenen Fällen die Vermögensverstecke von Oppositionellen. Aber wir haben hunderte von Beispielen dafür, dass korrupte Offizielle und die Verbündeten der Unrechtsregimes ihre Millionen verstecken.


  
    [ ]
  


  Wenn man das Treiben der Steueroasen also beenden kann, muss die Frage also nicht lauten, wie vorher formuliert: Warum sollte die Gesellschaft das hinnehmen?


  Sondern: Warum nimmt die Gesellschaft es hin?


  Und präziser gefasst: Warum nimmt die Politik es hin? Warum gehen die großen Nationen nicht einfach radikaler dagegen vor – immerhin geht es nicht nur um Gerechtigkeit, sondern zum Teil auch um unerhörte Verbrechen?


  Weil gerade die großen Nationen eine Menge zu verlieren haben – und sich letztlich selbst Sanktionen androhen müssten.


  Die USA haben ihre Festland-Steueroasen wie Nevada, Wyoming oder Delaware, in den beiden erstgenannten Bundesstaaten hat Mossack Fonseca sogar eigene Niederlassungen. Ein US-Gesetzesentwurf gegen den Missbrauch von Offshore, den der damalige Senator Barack Obama 2007 mit in den Senat eingebracht hat, ist bis heute nicht angenommen. Großbritannien hat in seinem Einflussgebiet einige der wichtigsten Steueroasen, etwa die Überseegebiete und die Kanalinseln. Allein auf den Britischen Jungferninseln hat Mossfon mehr als 100000 Firmen gegründet.


  Und Deutschland?


  Deutschland gilt – bei weitgehender verbaler Aufgeschlossenheit gegenüber Reformen – als einer der Bremser in Europa. Wann immer versucht wird, mehr Transparenz einzufordern, sei es über die EU oder andere Gremien, versuchen deutsche Vertreter hinter den Kulissen, genau das zu verhindern, das hören wir immer wieder. Die Macht der Finanzlobby ist auch im Jahr acht nach der weltweiten Finanzkrise ungebrochen. Auch in deutschen Banken liegen viele Milliarden ausländischer Gelder – ein ordentlicher Teil davon sehr wahrscheinlich unversteuert.


  Denn: Deutsche Banken machen sich nur dann der Steuerhinterziehung strafbar, wenn sie dies im Inland tun. Steuerhinterziehung in Brasilien oder Neuseeland fällt aber nicht unter deutsches Recht.


  Obendrein gibt es auch in Deutschland anonyme Firmen, auch bei uns sind die sogenannten Inhaberaktien erlaubt. Sie machen denjenigen zum Eigentümer einer Firma, der die Aktien physisch in Händen hält.


  Auch für Deutschland wäre ein öffentliches Register der wahren Eigentümer und Teilhaber wirklich aller Firmen etwas Neues. Allerdings etwas, das schon lange gefordert und diskutiert wird. Öffentliche Befürworter sind etwa die Organisationen Attac, Netzwerk Steuergerechtigkeit und Transparency Deutschland. So erklärte etwa Detlev von Larcher von Attac kurz nach unseren Veröffentlichungen zu Offshore-Leaks im Frühjahr 2013: »Wir müssen anonymen Unternehmen ein Ende setzen. Briefkastenfirmen haben keine wirtschaftliche Funktion und dienen allein Kleptokraten, Steuerflüchtigen und Geldwäschern. Wenn Deutschland hier bremst, sind alle starken Worte gegen Schattenfinanzplätze nichts anderes als Heuchelei.«


  Das Absurdeste aber ist: Im Grunde ist das Unternehmensregister mitsamt wahrem Eigentümer längst beschlossen. Auf dem G8-Gipfel 2013 in Nordirland haben sich die beteiligten Staaten darauf geeinigt. Es wurde nur nicht konsequent umgesetzt. Großbritannien will auf dem Festland damit anfangen – die notorischen britischen Überseeterritorien bleiben außen vor. Andere Staaten haben erklärt, sie würden ein solches Register aufsetzen, das aber nur für staatliche Behörden einsehbar sein werde. Wichtig wäre aber, dass ein solches Verzeichnis auch offen ist für Wissenschaftler, Nichtregierungsorganisationen – Experten eben, die Zeit und Muße haben. Denn der Staat hat bislang beides nicht.


  
    [ ]
  


  Für Mossack Fonseca wäre eine internationale Offensive gegen Steueroasen geschäftsbedrohend. Allerdings wäre diese Offensive in dem Moment, in dem die Panama Papers veröffentlicht werden, vermutlich ihr geringstes Problem.


  In etlichen der Länder, in denen unsere ICIJ-Kollegen veröffentlichen, werden Strafverfolgungsbehörden sich für Mossfon interessieren. Die deutschen Fahnder tun das bereits. Auch die Sicherheitsdienste werden aufhorchen, sie dürften sich sehr für Geldströme und Tarngeschäfte interessieren – schließlich haben wir etliche Kunden identifiziert, die aus Ländern kommen, über die Terrorakte finanziert werden.


  Die staatlichen Ermittler werden ihre helle Freude haben: Angestellte der Mossack-Fonseca-Gruppe haben nach unserer Beobachtung oft grenzwertig, teilweise sogar ungesetzlich oder kriminell gehandelt.


  Immer und immer wieder betont Mossack Fonseca, in der Kanzlei stehe die Due Diligence an erster Stelle – die Sorgfaltspflicht, zu prüfen, mit wem man Geschäfte macht. Wir haben viele Beispiele dafür, wie Ausnahme für Ausnahme genehmigt wird, sobald ein guter Kunde etwa den Namen des wahren Eigentümers nicht nennen will.


  Mit seiner laxen Geschäftspolitik ist Mossack Fonseca aber offenbar nicht die Ausnahme: Ein Team amerikanischer und australischer Forscher hat 2012 etwa 3700 Offshore-Vermittler aus 182 Ländern angeschrieben und versucht, eine Firma zu gründen. Die Hälfte der Vermittler nahm die vorgeschriebene Identifikation nicht vor, fast ein Viertel wollte nicht einmal Ausweisdokumente sehen. Dabei hatten die Forscher in den Anfragen durchscheinen lassen, dass sie Korruption verschleiern oder gar Terror finanzieren wollen. Die Reaktionen waren schockierend: Viele übersahen alle Warnsignale geflissentlich. Ein Vermittler antwortete einem der angeblichen Kunden, der sich so vorstellte, dass der Terrorfinanzierungsverdacht extrem nahelag: »Es hört sich an, als wollten Sie eine Firma anonym für den Staat gründen, trifft das zu? Wir können das für einen Aufschlag von 25 Dollar machen. Wenn wir nur eine Firma für Sie gründen und nicht mehr, brauchen wir von Ihnen überhaupt keine Dokumente.«[186]


  Auch unser Blick auf die Dinge hat sich geändert, aber nicht nur durch die Daten und die Übeltaten, die wir darin fanden. Auch durch Geschichten, von denen uns etwa Daniel Balint-Kurti von Global Witness erzählt. Er recherchierte heimliche Geschäfte in Burundi, es ging wie meist um viele Millionen, die aus dem Land geschleust wurden. Einem Land, erzählt Daniel, in dem die Menschen so arm sind, dass sich viele Familien im Tagesrhythmus mit dem Essen abwechseln müssen: An einem Tag essen die Eltern, am nächsten Tag die Kinder.


  Diese Menschen sind die Opfer der Offshore-Branche. Auch weil Wirtschaftsjuristen sich in europäischen Firmenzentralen genau überlegen, wie ihre afrikanischen Tochterfirmen über Offshore-Gesellschaften möglichst wenige Steuern in den Ländern lassen, fehlt dort dem Staat das Geld für Schulen, Kleidung und Essen. Afrika verliert laut einer Studie von Tax Justice Network doppelt so viel Geld durch Steuerflucht, wie durch Entwicklungshilfe wieder zurückfließt.


  Aber es sind nicht nur die Armen, die darunter leiden. Terrorismus, Drogenschmuggel, illegaler Waffenhandel etwa sind Verbrechen, die uns alle angehen und die auch wegen der Verschleierungssysteme der Offshore-Industrie kaum in den Griff zu bekommen sind. Und allein die Europäische Union verliert pro Jahr eine Billion Euro durch Steuerhinterziehung und Steuerumgehung.


  Die Kosten des Modells Steueroase tragen die Gesellschaften all der Länder, deren Steuern durch Briefkastenfirmen gedrückt werden, deren Staatsgelder außer Landes geschafft und in der Karibik versteckt werden. Und die Bevölkerung all der Länder, deren Staatsoberhäupter Gelder veruntreuen und auf privaten Konten verstecken.


  Um am Ende noch ein wenig Optimismus zu versprühen: Die internationale Weltgemeinschaft wird handeln. Es ist mehr als fraglich, ob die Reformen von EU, OECD oder UN weit genug gehen werden – vermutlich wird das erst mal nicht der Fall sein –, aber es wird nächste Schritte geben. Dafür sorgt der öffentliche Druck, der durch die Panama Papers sicherlich noch weiter ansteigen wird – dieses Phänomen durften wir bereits bei Offshore-Leaks und Luxemburg-Leaks beobachten.


  Aber da ist noch etwas.


  Niemand, der irgendwo geheime Geschäfte tätigt und dabei digitale Spuren hinterlässt, ist heutzutage noch sicher. Egal was er tut, und egal wo. Wer eine anonyme Briefkastenfirma erwirbt, sollte wissen, dass Verschwiegenheit in diesem digitalen Zeitalter eine Illusion ist.


  Irgendwo wird es immer Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter geben, die dem Treiben nicht länger zusehen wollen. Irgendwo wird es immer Aktivistinnen oder Aktivisten geben, die Lücken in Datenbanken finden. Irgendwo wird es immer Technikerinnen oder Techniker geben, die mal eben ein paar Gigabyte Daten abgreifen.


  Dieses Leak ist nicht das erste Leak. Aber es ist womöglich trotzdem ein Anfang.


  Der Anfang vom Ende der Steueroasen.


  
    zurück
  


  
    [ ] Epilog

  


  Panama-Stadt. Der Anblick ist schon aus der Ferne gewaltig: Dutzende Wolkenkratzer, einer höher als der andere, aufgereiht am Rande des Pazifiks. Zeugen eines Reichtums, der auch aus dem großen Geschäft mit dem geheimen Geld stammt. Bienvenidos a Panama. Willkommen in Panama.


  Unser Flugzeug befindet sich im Landeanflug, unten, vor der Küste, sehen wir die Containerschiffe liegen, die auf die Einfahrt in den Panamakanal warten, am Horizont den Urwald und dazwischen den Finanzdistrikt, in dem auch Mossack Fonseca seinen Hauptsitz hat: jene Kanzlei, deren Treiben uns nun schon seit über einem Jahr beschäftigt. Wir haben mittlerweile einige Tausend Seiten interner Dokumente der Kanzlei gelesen, kennen Kunden wie auch Mitarbeiter, wissen, wer es mit den Gesetzen nicht immer so ganz genau nimmt und wer wiederum mit seinen Bedenken regelmäßig überstimmt wird. Hier, so viel ist klar, wird das Projekt »Panama Papers«, das bei uns seinen Anfang genommen hat, den größten Widerhall finden. Jetzt, wenige Wochen vor Beginn der Veröffentlichungen, haben wir uns selbst auf den Weg gemacht – pathetisch gesagt: in die Höhle des Löwen. Solange es noch unauffällig möglich ist, wollen wir uns selbst ein Bild machen von Mossfon, seinen Mitarbeitern und der Steueroase Panama.


  Der Flug ist eine gute Gelegenheit, noch einmal durchzuschnaufen und einsickern zu lassen, was uns da eigentlich widerfahren ist. Dass sich eine anonyme Quelle ausgerechnet bei uns gemeldet hat – mit der Frage: »Interessiert an Daten?« – und dass daraus das bislang größte Investigativprojekt der Welt wurde. Dass mittlerweile rund 400 Journalisten aus mehr als 80 Ländern daran arbeiten, dass wir Spuren dutzender Staatschefs in den Daten gefunden haben, dazu Spuren zu Skandalen in so ziemlich jedem Land der Welt, zur FIFA und ihrem Präsidenten, zur UEFA und ihrem Präsidenten, verschiedenen Mafia-Organisationen, Hisbollah, al-Qaida, dem ukrainischen Präsidenten, dem isländischen Premier (der vor Kurzem auch noch zum isländischen »Geschäftsmann des Jahres« gekürt wurde – zusammen mit jenem Finanzminister, den wir auch in den Daten gefunden haben) – und: zu Wladimir Putin.


  Aber jetzt sind wir auch froh, dass es bald losgeht. Denn das Projekt zehrt an uns und unseren Kräften. Wir helfen dem ICIJ bei der Organisation und Journalisten auf der ganzen Welt bei ihren Recherchen. In der Süddeutschen Zeitung arbeiten gerade allein in unserem Investigativteam sieben Leute einzig und allein an den Panama Papers: außer uns beiden die Datenexpertin Vanessa Wormer, der freie Journalist Mauritius Much und die SZ-Kollegen Katrin Langhans, Hannes Munzinger und Gianna Niewel. Dazu ein täglich wachsendes Team, das die Geschichten digital, online und im Print zum Glänzen bringen wird, es wird eine eigene SZ-Internetseite geben (www.panamapapers.de), seit Wochen arbeitet ein Illustrator exklusiv für unser Projekt, es wird einen Making-Of-Film geben und so weiter. Die ganze SZ ist infiziert, in etlichen Ressorts sitzen Kollegen mit uns an den Geschichten. In den vergangenen Wochen haben wir unzählige Tage nur damit verbracht, zu planen, wie das Layout aussehen soll, wie die Illustrationen und Grafiken.


  Hinzu kamen stundenlange Gespräche mit der Chefredaktion und unseren Anwälten. Es geht darum, durchzusprechen, wen wir namentlich nennen können, wen nicht. An welcher Stelle wir unsere Formulierungen womöglich abschwächen müssen und wo wir sogar noch offensiver sein könnten. Nachts finden wir immer weniger Schlaf, an den Wochenenden immer weniger Zeit für unsere Familien. Längst haben wir aufgehört zu zählen, wie viel Kaffee und Red Bull wir jeden Tag in uns hineinschütten. Es gibt einfach so viel, was noch zu tun ist.


  Die Aussicht darauf, dass all das bald endet, hält unsere Motivation aufrecht – zusammen mit der täglich wachsenden Anspannung, wie all das ausgehen wird. Und ob bis zur Veröffentlichung wirklich nichts nach außen dringt – womit wir ehrlich gesagt nicht rechnen. Zu viele Leute sind inzwischen involviert.


  
    [ ]
  


  Erst vor wenigen Wochen hat eine Nachricht das ganze Prometheus-Team in helle Aufregung versetzt: Die brasilianische Polizei hatte mehrere Mossfon-Mitarbeiter vorübergehend festgenommen. Sie sollen in den sogenannten Lava-Jato-Skandal verwickelt sein: einen, wenn nicht den größten, Korruptionsskandal Lateinamerikas. Im Kern geht es darum, dass die brasilianische Regierungspartei und ihre Verbündeten sich aus überteuerten Verträgen zwischen dem halbstaatlichen Erdölkonzern Petrobras und mehreren Baukonzernen finanziert haben sollen. Insgesamt sollen mehrere Milliarden US-Dollar in dunklen Kanälen verschwunden sein. Auch Ex-Präsident Lula da Silva steht unter Verdacht, involviert zu sein.


  Die Ermittlungen laufen seit 2014, doch immer wieder kommen neue Schweinereien ans Licht. Um den Überblick nicht zu verlieren, nummerieren die brasilianischen Staatsanwälte ihre Ermittlungsetappen und geben ihnen griffige Spitznamen.


  In Phase 22 – Codename »Triplo X« – haben die Fahnder nun Mossfon ins Visier genommen. Eine festgenommene Mossfon-Mitarbeiterin wird beschuldigt, Dokumente vor der Polizei versteckt und schließlich vernichtet zu haben. Angeblich soll es dabei insbesondere um Due-Diligence-Dokumente gegangen sein: jene Papiere also, die zeigen, wie ernst – oder im Fall von Mossfon wohl eher: wenig ernst – die Kanzlei das Überprüfen ihrer Kunden genommen hat, wie sehr Mossfon darauf geachtet hat, nur saubere Kunden zu haben. Der brasilianische Staatsanwalt Carlos Fernando dos Santos Lima sagte unlängst in einer Pressekonferenz, obwohl die Ermittlungen noch liefen, sei schon so viel klar: Es gebe Beweise, dass Mossfon eine »riesige Geldwaschanlage« sei.


  Mossack Fonseca veröffentlichte daraufhin eine Pressemitteilung und betonte, dass alle Mossfon-Büros »höchsten Due-Diligence-Standards« verpflichtet seien und gemäß sämtlichen internationalen Gesetzen und Regeln arbeiteten. Und überhaupt sei Mossack Fonseca Brasilien unabhängig von Mossack Fonseca & Co. Panama. Mit dem Lava-Jato-Skandal jedenfalls habe die Kanzlei nichts zu tun. Es war die alte Leier: Alles gut, die Kanzlei befolge die Gesetze und wenn was falsch laufe, dann seien das Büros, die nicht direkt mit Mossfon zu tun hätten. Wir sind gespannt, was von dieser Argumentation übrig bleibt, wenn in mehr als 70 Ländern die Ergebnisse der Panama-Papers-Recherche veröffentlicht werden.


  Insbesondere unsere brasilianischen Partner sind nervös in diesen Tagen. Sie haben Angst, dass durch die Verhaftung und die Durchsuchung des brasilianischen Mossfon-Büros die Arbeit der vergangenen Monate zunichtegemacht werden könnte; dass schon vor unseren weltweiten Veröffentlichungen langwierig recherchierte Details ans Licht kommen. ICIJ-Projektleiterin Marina Walker muss nun Trösterin und Mahnerin sein. Sie muss trösten, dass die Geschichte schon halten wird, schließlich hat offenbar nicht einmal die brasilianische Polizei so viele Informationen wie wir. Gleichzeitig muss sie mahnen, dass sich auch alle wirklich an die vereinbarten Termine halten und nicht doch jemand aus Panik zu früh veröffentlicht.


  
    [ ]
  


  Auch wir wurden in den vergangenen Wochen schon mehrmals von Kollegen anderer deutscher Medien darauf angesprochen, was wir denn da für ein Projekt am Laufen hätten. Das beunruhigt uns natürlich. Andererseits ist auch klar, dass sich so etwas nicht komplett geheim halten lässt. Schließlich arbeiten weltweit Hunderte Kollegen an dem Projekt, wenn jeder nur einem anderen etwas verrät, sind das schon fast 1000 Leute, die davon wissen. Außerdem reicht auch schon ein Blick in die Zeitung, um zu sehen, dass die Gebrüder Obermay/ier schon seit mehreren Monaten nichts mehr veröffentlicht haben.


  Wir jedenfalls versuchen, so gelassen wie möglich damit umzugehen. Einige Kollegen wissen zwar, dass wir an etwas Größerem arbeiten, aber sie haben offenbar keinen Schimmer, woran genau. Als uns auf einer Abendveranstaltung der Kollege eines Nachrichtenmagazins also jüngst augenzwinkernd fragte, dass es doch sicherlich stressig sei für uns in diesen Tagen, antworteten wir ganz direkt: allerdings. Mit unseren Kindern sei es zur Zeit tatsächlich ganz schön anstrengend. Der eine sei gerade in den Kindergarten gekommen, der andere lerne gerade Laufrad fahren.


  
    [ ]
  


  Bei fünf Grad sind wir in München in das Flugzeug gestiegen, bei 35 Grad und 60 Prozent Luftfeuchtigkeit steigen wir am Aeropuerto Internacional de Tocumen aus. Was für eine Umstellung. Es ist seltsam, wir waren noch nie in Panama – und doch sehen wir schon nach wenigen Metern Altbekanntes: den Tocumen Royal Saloon zum Beispiel. In dieser VIP-Lounge, das wissen wir aus unseren Daten, treffen Mossfon-Mitarbeiter gerne wichtige Kunden, die auf der Durchreise sind. So wird es uns in diesen Tagen noch oft gehen: Wir sehen Dinge, treffen Menschen, die wir noch nie gesehen haben, aber aus den Daten längst bestens kennen.


  Unsere Projektpartner von der Zeitung La Prensa haben für unsere Zeit in Panama einen Fahrer organisiert. Einen schweigsamen Mann, einen Bär von einem Mann. Ein eigener Fahrer – das ist neu für uns. Mit Engelsgeduld kurvt er uns durch die Rushhour. Unser Ziel sind die Hochhäuser in der Ferne, der Distrito Financiero. Wir fahren vorbei an Slums, denen man ansieht, dass es in Panama noch immer viele Leute gibt, die nicht genug Geld für drei Mahlzeiten haben. Und nur wenige Hundert Meter von den ärmlichen Verschlägen entfernt ragen glitzernde und in der Sonne schimmernde Fassaden in die Höhe. Hochhäuser in allen erdenklichen Formen und Höhen. Der Trump Tower etwa gleicht einem gigantisches Segel, andere Wolkenkratzer sehen aus wie Raketen, wie Fackeln oder Tetrapaks, in die ein Riese mit einem Handkantenschlag eine Delle geschlagen hat. Jeden Monat kommen neue Hochhäuser dazu. Immer höher, immer schräger. Auch das ist Panama. Am auffälligsten ist bislang der 243 Meter hohe Tornillo – auch bekannt als Revolution Tower: ein Gebäude, einer Schraube gleich um die eigene Achse verdreht.


  Das Mossack-Fonseca-Gebäude, in dessen Fassade sich der Tornillo spiegelt, wirkt dagegen fast schon aus der Zeit gefallen: Es ist nur drei Stockwerke hoch, liegt in einer Nebenstraße, im untersten Stockwerk ist eine Arztpraxis untergebracht. Die beiden Wachmänner beäugen jeden Passanten misstrauisch, skeptisch schauen sie auch zu uns, als wir mit dem Wagen langsam an dem Gebäude vorbeifahren, mit dem Handy unauffällig Fotos schießen. Ist die dunkelhaarige Frau, die ihren Toyota gerade auf dem Firmenparkplatz abgestellt hat, womöglich Leticia Montoya, die »queen of offshore«, jene Frau, die auf dem Papier Tausenden Firmen vorsteht? Oder sitzt in dem schwarzen SUV, der gerade in die Mossfon-Tiefgarage einbiegt, womöglich Jürgen Mossack selbst? Die Verlockung ist groß, einfach auszusteigen, in das Gebäude zu marschieren und die Mossfon-Leute mit unseren Funden zu konfrontieren.


  Ein paar Tage müssen wir uns allerdings noch gedulden. Dann gehen unsere Vorhalte, also die Briefe mit all unseren Vorwürfen, raus. Wir werden dann allerdings schon wieder ausgereist sein. Aus Sicherheitsgründen.


  
    [ ]
  


  Wir fahren zu La Prensa. Die Redaktion sitzt in einem Industriegebiet im Nordosten von Panama-Stadt, neben einem Baumarkt und einem Autohändler. Es ist eine Zeitung im alten Stil: von den Büros im ersten Stock sieht man hinunter in die Druckerei, wo gerade die Ausgabe des nächsten Tages produziert wird. Im ganzen Haus riecht es nach Druckerfarbe.


  Es ist Rita Vásquez’ Reich. Die Vize-Chefredakteurin von La Prensa empfängt uns in ihrem Büro, einem kargen Raum ohne Fenster. Rita kennen wir schon von unserem Projekttreffen in München, sie ist die Frau mit dem ganz besonderen Hintergrund: Sie hat einst selbst in der Offshore-Branche gearbeitet, auf den Britischen Jungferninseln, viele Mossfon-Mitarbeiter kennt sie persönlich. Jetzt ruft sie erst mal ihr Team zusammen: ihren Ehemann Scott Bronstein, das Recherchetalent Ereida Prieto-Barreiro und Rolando Rodríguez, den großen panamaischen Investigativjournalisten, der schon etliche Skandale aufgedeckt hat. Sie erzählen uns von ihren bisherigen Funden: den Spuren zu einflussreichen panamaischen Unternehmen, großen Skandalen der vergangenen Jahre, einem früheren Präsidenten. »Diese Geschichte wird einschlagen wie eine Atombombe«, sagt Scott. Was die Aufmerksamkeit durch andere inländische wie ausländische Medien angehe, sieht er Panama Papers gleichauf mit der US-Invasion im Jahr 1989.


  Damals hat die ganze Welt auf Panama geblickt.


  Für La Prensa sind die Panama Papers ein Projekt, das eigentlich eine Nummer zu groß ist Die Zeitung hat nämlich lediglich eine Auflage von etwa 32000 – und die Leser stammen vor allem aus der Oberschicht, aus der auch die Panameños stammen, die sie fast täglich in den Daten finden.


  Kein Wunder also, dass das Projekt topsecret ist. In der Redaktion von La Prensa wissen bislang nicht einmal zehn Leute davon. Zu groß ist das Risiko, das etwas nach draußen dringt. In Panama kennt jeder jeden. Mindestens eine Mossfon-Mitarbeiterin soll früher sogar mal bei La Prensa gearbeitet haben. Rita und ihre Kollegen sehen sie regelmäßig auf Grillpartys oder beim Golfspielen.


  Vor allem aber ist Panama ein gewalttätiges Land. Wer zu viele Fragen stellt, ist in Gefahr. So recherchieren die Kollegen derzeit zu einem panamaischen Unternehmen, das in einen gewaltigen Skandal verwickelt ist – die Mossfon-Daten geben ganz neue Einblicke. Auch die Behörden sind an dem Fall dran. Einer der Ermittler jedoch ist bereits spurlos verschwunden. Es wird vermutet, dass er tot ist. Ein anderer involvierter Beamter wurde auf dem Weg zu einer Besprechung niedergestochen.


  Auch La Prensa rechnet mit dem Schlimmsten. Die Redaktion hat schon vor längerer Zeit mehrere schusssichere Westen angeschafft. Sobald die Veröffentlichungen losgehen, sollen alle beteiligten Journalisten sie tragen. Wenn sie vor die Tür gehen, soll sie ein Bodyguard begleiten. Der Bodyguard, den wir für unseren Fahrer hielten. Rita sorgt sich nämlich auch um unsere Sicherheit.


  
    [ ]
  


  Unser Bodyguard, der uns in diesen Tagen tatsächlich nicht von der Seite weichen wird, chauffiert uns nach Altos del Golf. In der Villengegend wohnte früher auch Panamas autokratischer Führer Manuel Noriega. Vor den Häusern stehen teure Geländewagen und Limousinen, von allen Ecken blicken Kameras auf Besucher herab, Stacheldraht und Elektrozäune sollen vor unliebsamen Besuchern schützen. Geschützt von etlichen Wachleuten wohnen hier zwei ehemalige Präsidenten Panamas, auch Mossfon-Miteigentümer Jürgen Mossack soll hier leben.


  Deswegen sind wir aber nicht hier.


  Wir sind hier wegen des deutschen Privatagenten Werner Mauss aka Claus Möllner. In den Unterlagen seiner Offshore-Firmen sind wir auf ein Dokument gestoßen, wonach ihm hier in der Nähe mindestens ein Haus gehört. Noriega, Mossack, Mauss – eine schöne Reihe. Ob Mauss tatsächlich hier wohnt, wollen wir bei diesem Besuch herausfinden. Wir klingeln an einer der uns bekannten Adressen. Tatsächlich öffnet jemand. Eine Haushälterin.


  Nein, einen Señor Mauss kenne sie nicht. Vielleicht einen Señor Möllner? Auch nicht? Herbert Rick vielleicht? Otto John? Bei all den Namen, unter denen Mauss in den vergangenen Jahrzehnten gearbeitet hat, kann man schließlich schnell durcheinanderkommen … No, señor. Die Frau geht zurück ins Haus, wir hören Stimmen. Nun kommt ein junger Mann heraus, oben ohne, in Shorts. Er sieht europäisch aus. Nein, ein Herr Mauss wohne hier nicht, auch kein Herr Möllner, erklärt er auf Spanisch. Er könne uns nicht helfen. Wie er denn nun heiße, und wer denn nun überhaupt hier wohne? Er verrät es uns nicht.[187]


  
    [ ]
  


  Für uns sind diese Tage ein Intensivkurs in Offshore-Landeskunde. Wir fahren im Zickzack durch Panama-Stadt, diese tropische Version von Manhattan, fahren in die Altstadt Casco Viejo, den Finanzdistrikt, die Trabantenstadt Costa del Este, wir treffen Regierungsberater, Beamte, Geldwäscheexperten, ehemalige Fahnder und Vertreter der panamaischen Anwaltskammer. Wir folgen ihren Argumenten, hören uns an, wie die einen sagen, dass diese ganze Sache von wegen Steueroase doch bloßes Geschwätz sei, gespeist vom Neid der anderen Länder, angetrieben von den USA, die doch nur davon ablenken wollten, dass sie mit Delaware und Nevada eigene Steueroasen unterhielten. Wir lauschen den Schwärmereien, dass Panama wenige Tage zuvor endlich von der grauen Liste der OECD gestrichen wurde – und diskutieren, warum das Land aber noch immer auf der schwarzen Liste der EU steht. Wir hören den Kritikern zu, die uns erklären, dass es doch eindeutig sei, dass sich der Reichtum Panamas auch dadurch speise, dass viele Berater sehenden Auges Geschäfte mit allerlei zweifelhaften Kunden machten, mit Drogendealern, Betrügern und Sanktionsbrechern.


  Mit jedem Gespräch wird uns klarer, wie zerrissen Panama ist, wie verhärtet die Fronten zwischen Steueroasen-Apologeten und Transparenzverfechtern sind. Vor allem aber wird uns klar, welche juristischen Probleme auf Mossfon und seine Eigentümer zukommen dürften: Da wären die jahrelangen Geschäfte mit Sanktionierten, die Tatsache, dass die Kanzlei offenkundig nicht in der Lage ist, die wirtschaftlich Berechtigten all ihrer verwalteten Firmen zu nennen, und der Einsatz der »nominee beneficial owner«.


  Was uns nicht loslässt, ist die Sache mit den Scheindirektoren: Carlos Barsallo, der Vorsitzende des Ethikkomitees der panamaischen Anwaltskammer, erzählt uns, dass solche Scheindirektoren für mögliche Rechtsverstöße jener Firmen, denen sie – zumindest auf dem Papier – vorstehen, zur Rechenschaft gezogen werden können, und dass ihnen im Zweifel Schadensersatzforderungen in Millionenhöhe drohen.


  Ob das den Scheindirektoren, die wir in den Mossfon-Daten gefunden haben, klar ist? Menschen wie Leticia Montoya zum Beispiel, der Offshore-Königin, die mehr als 25000 Firmen als Direktorin vorsaß. Darunter solche, die schwarze Kassen verwalteten, und Firmen, die auch in den Ermittlungen des FIFA-Skandals auftauchen. Wenn Montoya nur für das Treiben einer einzelnen Firma vor Gericht müsste, dürfte das ihr Ruin sein. Denn, und das haben wir auch geschehen, sie verdient kümmerlich wenig. Warum also macht sie das? Warum riskiert sie das? Wir wollen sie fragen. Aus den Daten kennen wir ihre Adresse.


  
    [ ]
  


  Wir verlassen mit unserem Fahrer die Glitzerwelt von Panama-Stadt. Über den Panamakanal geht es 40 Minuten ins Landesinnere, nach Vacamonte. Der Wind weht Plastiktüten über die Straße, neben einem Kiosk brennt der Müll, es stinkt. Einstöckige Häuser, manche mehr Ruine als Verschlag, reihen sich hier aneinander. Die jungen Männer, die wir nach dem Weg fragen, schauen misstrauisch. Allmählich verstehen wir, warum Rita uns nur zu viert hierherfahren lassen wollte.


  Vacamonte ist eine No-go-Area, selbst unsere La-Prensa-Kollegen waren zuvor noch nie hier. Hier wohnt die Offshore-Königin.


  Nach einer halbstündigen Irrfahrt finden wir Leticia Montoyas Haus: ein für diese Gegend ansehnlicher Bungalow. Ein Wagen japanischer Bauart steht unter einem Carport, daneben liegen Kinderspielsachen, ein mürrisch dreinblickender älterer Herr öffnet die Tür. Nein, seine Frau sei nicht da. Was wir denn von ihr wollten?


  Na ja, wie sollen wir das sagen: Wir wollen über ihre Offshore-Firmen reden. Wie sie es schafft, Tausende Unternehmen zu leiten. Und ob ihr klar ist, welche skandalumwitterten Firmen darunter sind?


  Es ist ein seltsames Gespräch. Irgendwie scheint Montoyas Ehemann gar nicht so recht zu wissen, was seine Frau beruflich so im Einzelnen macht. Irgendwann zückt er sein Handy und diktiert ihre Nummer. Wir sollen sie doch anrufen.


  Sie geht allerdings nicht ran. Aber auf ihrem Display hat sie jetzt die Nummer unserer La-Prensa-Kollegen.


  
    [ ]
  


  Auf dem Rückweg reden wir noch lange über dieses seltsame Konstrukt Scheindirektor. Für Menschen, die etwas zu verbergen haben, sind sie praktisch, für Firmen wie Mossack Fonseca sind sie ein großes Geschäft. Aber was ist mit den Scheindirektoren selbst? Sie sind die ausgebeutete Klasse der Offshore-Welt, recht viel anders kann man es nicht ausdrücken.


  Wenig später klingelt das Handy der La-Prensa-Kollegin. Leticia Montoya ruft an. Wütend: Warum ihr Mann, dieser Hornochse, uns überhaupt ihre Nummer gegeben habe?, schreit sie ins Telefon.


  Natürlich, sie sei Direktorin tausender Firmen.


  Aber wie schafft sie es, in einem Firmengewirr von tausenden Offshore-Unternehmen, ihre Pflichten wahrzunehmen?


  Sie ist erstaunlich offen: »Wofür die Firmen sind, wem sie verkauft wurden, worum es sich genau handelt – davon habe ich keine Ahnung.«


  Für alles Weitere, sagt sie, müssten wir uns an den Registered Agent wenden – und das wäre, wie wir wissen, in diesem Falle: Mossack Fonseca.


  Dann legt sie auf.[188]


  
    [ ]
  


  Als Nächstes machen wir uns auf den Weg zu Ramses Owens. Er hat bis 2010 als Anwalt für Mossfon gearbeitet, genauer gesagt bei MF Trust, einem der Bereiche, die direkt mit den Endkunden selbst arbeiten. Wir kennen ihn aus Hunderten E-Mails, viele davon hat er mit Smileys verziert. Daher unser Spitzname für ihn: Smiley Man. Es war Ramses Owens, der Mossfon-Kunden den hier im Buch bereits erwähnten Service des »nominee beneficial owner« oder »natural person nominee« angeboten und entsprechende Dokumente verschickt hat: einen echten Menschen, der sich anstelle des echten Eigentümers bei Banken oder sonst wo als wahrer Eigentümer der Firma ausgibt. Sämtliche Geldwäschevorkehrungen werden dadurch ad absurdum geführt. Denn wie soll beispielsweise eine Bank überprüfen, ob ihr Kunde ein Krimineller ist, wenn sie zwar glaubt, die Daten des Kunden zu überprüfen, aber in Wahrheit nur die Angaben eines Strohmannes checkt – ohne jemals zu erfahren, dass hinter ihm noch jemand steht?


  Owens arbeitet heute nur ein paar hundert Meter von Mossfon entfernt in seiner eigenen Kanzlei Er hat sie mit einem Studienkollegen gegründet. Sie waren die beiden Besten ihres Jura-Jahrgangs, erklärt Owens kurz nach der Begrüßung. Bescheidenheit ist nicht sein Ding. Er führt uns durch seine Kanzlei, schwärmt von dem Privatkoch, der jeden Tag für ihn und seine Kollegen koche, erzählt von den hohen Standards, denen sich seine Kanzlei verpflichtet fühle. Auf einem Tisch in seinem Büro präsentiert er all die Magazine und Zeitungen, in denen schon über ihn geschrieben wurde.


  Owens ist ein Mann, der gerne im Rampenlicht steht. Er willigt sofort in ein Interview ein, und dass wir es mit einer Kamera aufnehmen wollen, ist auch kein Problem. »Ich habe nichts zu verbergen«, sagt er. Es sei wichtig, dass sich die Branche gegenüber Journalisten offen zeige. Es gehe schließlich um den guten Ruf. Und der habe sehr gelitten, seit das US-Magazin Vice im Dezember 2014 über Mossfon – und ihn – berichtet habe. Das Ganze, da ist sich Owens sicher, sei ein abgekartetes Spiel jüdischer Republikaner gewesen.


  Wir müssen grinsen. Vice habe schließlich nur über allerlei Gerüchte geschrieben, wir dagegen werden bald Beweise liefern. Was er dann wohl sagen wird? Eine Verschwörung der CIA und der Freimaurer?


  Owens jedenfalls ist nicht zu stoppen. Er schwärmt von Compliance und Due Diligence, Regeln der Transparenz, von Maßnahmen, die verhindern, dass dunkle Gestalten ihre Angebote nutzen. Potenzielle Kunden, bei denen klar sei, dass sie Briefkastenfirma aufsetzen, um Steuern zu hinterziehen, würden nicht akzeptiert. Anwaltskanzleien, die Briefkastenfirmen gründen, hätten sich schließlich an die Regeln zu halten. Und so weiter.


  Es sind Worte, die absurd klingen aus dem Mund von einem Menschen wie Ramses Owens, den wir in allerlei höchst problematischen Zusammenhängen in unseren Daten sehen. Und er setzt sogar noch eines drauf. Mossfon, so sagt er, habe das höchste Level der Integrität und des Prestiges.


  Wir wechseln das Thema: Über Nominee Beneficial Owner würden wir gerne sprechen, sagen wir, also jenen Service, den Owens in seiner Zeit bei Mossfon angeboten hat.


  Wir hätten erwartet, dass er etwas herumdruckst oder sich in Worthülsen versteckt, wie es Anwälte eben gern tun, wenn es haarig wird.


  Owens aber sagt etwas Erstaunliches: In seinen Augen sei das Geldwäsche.


  Der Beneficial Owner müsse schließlich offengelegt werden, sagt er, wer das nicht tue und jemanden vorschicke, der so tun solle, als sei er der wahre Eigentümer, der handle illegal. Owens greift zu einem Buch, das auf seinem Schreibtisch liegt: dem Código Penal, das panamaische Strafgesetzbuch. Hier drin, sagt Owens bedeutungsvoll, könne man nachlesen, dass auf das Verwenden von »Nominee beneficial ownern« eine mehrjährige Haftstrafe stehe.


  Wir sind baff.


  Selbst nach mehr als einem Jahr im Innersten von Mossack Fonseca gibt es also noch Dinge, die uns komplett verblüfft zurücklassen. Und das Beste ist: Wir haben Owens Aussagen mitgefilmt, wir haben sie auf Band.[189]


  
    [ ]
  


  Die letzte Fahrt durch Panama-Stadt. Noch einmal passieren wir Jürgen Mossacks Haus, noch einmal den Finanzdistrikt, noch einmal das Mossack-Fonseca-Gebäude. Dann fahren wir zum Tocumen-Flughafen, wo die Mossfon-Leute gerne in einer exquisiten Lounge ihre Kunden beraten, die eigens einfliegen.


  Aus der Luft ein letzter Blick auf Panama.


  Wir werden nicht wiederkommen.


  
    zurück
  


  
    [ ] Dank

  


  Zuallererst möchten wir uns bei unserer Quelle bedanken. Sie hat uns die 2,6 Terabyte an internen Daten zugespielt, auf denen diese Recherche fußt. Sie ist mit der Verbreitung des Materials ein sehr großes Risiko eingegangen – und hat mit ihrem Mut die bislang größte grenzübergreifende journalistische Kooperation der Welt möglich gemacht. Ohne die Quelle hätte nicht bekannt werden können, wie Islands Elite ein ganzes Land hinters Licht geführt hat, wie Wladimir Putins Freundeskreis offenbar Millionen verschiebt und wie Waffenschmuggler, Drogendealer, Mafiosi und Geheimdienste ihre Geldflüsse verschleiern – und all das offenkundig mit der Hilfe von Mossack Fonseca.


  Dem Verlag Kiepenheuer & Witsch gilt unser Dank dafür, dass er dieses juristisch riskante Buch herausbringt. Danke für das Vertrauen! Und danke für den großartigen Anwalt Sven Krüger, den uns Kiepenheuer & Witsch für dieses Projekt zur Seite gestellt hat. Uns ist bewusst, dass dies keine Selbstverständlichkeit ist. Noch größerer Dank gebührt selbstverständlich Martin Breitfeld, für die vielen Telefonate, hilfreichen Kommentare und ermutigenden Worte – vor allem aber das Eil-Lektorat. Dieses Buch ist buchstäblich auf die letzte Minute fertig geworden. Ohne seine Geduld und Ruhe vor allem auf den letzten Metern hätte das nie und nimmer geklappt.


  Wir möchten der Süddeutschen Zeitung danken. Ohne eine so großartige Redaktion wäre es nicht möglich gewesen, dieses Buch zu schreiben. Insbesondere danken möchten wir an dieser Stelle: Wolfgang Krach und Kurt Kister, die die monatelangen Recherchen von Beginn an unterstützt haben; Hans Leyendecker, der uns immer wieder angespornt hat; Vanessa Wormer, die die Daten gebändigt hat; Mauritius Much, der sich durch Hunderte Vertragsseiten gekämpft hat; außerdem: Klaus Ott, Bastian Brinkmann, Christoph Giesen, Gianna Niewel, Katrin Langhans, Elena Adam, Hannes Munzinger – und nicht zuletzt den Kolleginnen und Kollegen im Textarchiv, die über Monate hinweg sehr viel Geduld hatten mit unseren teils sehr komplizierten Anfragen.


  Wir möchten uns auch besonders bei unseren ICIJ-Kollegen bedanken, bei den Datenspezialisten Mar Cabra, Matthew Caruana Galizia und Rigoberto Carvajal; bei Gerard Ryle und Marina Walker für ihre umsichtige Koordination, die auch ein relativ kurzfristiger Wechsel des Veröffentlichungstermins nicht aus der Ruhe gebracht hat.


  Unser Dank geht an die rund 400 Journalisten aus mehr als 80 Ländern, die diese Recherche erst zu dem gemacht haben, was sie jetzt ist. Hervorheben möchten wir Oliver Zihlmann, Titus Plattner und Catherine Boss für ihre Recherchen in der Schweiz, Roman Anin und Roman Schleynow, die bei ihren Nachforschungen in Russland ihr Leben aufs Spiel gesetzt haben – mögen sie immer eine schützende Hand über sich haben. Jóhannes Kr. Kristjánsson danken wir für viele Gespräche, die uns einen ganz neuen Blick auf Island eröffnet haben. Pulitzerpreisträger Jake Bernstein gebührt unser Dank für seine Unterstützung bei der Modigliani-Recherche. Außerdem möchten wir Wlad Lawrow für seine Hilfe in Sachen Ukraine danken – uns ist bewusst, dass die Recherchen für ihn eine ganz besondere Gratwanderung darstellten. Schließlich taucht in den Panama Papers auch der Eigentümer der Kyiv Post auf, der Besitzer jener Zeitung also, für die Wlad arbeitet. Riesendank auch an Monica Almeida, die in Ecuador an der UEFA-Geschichte gearbeitet und den Durchbruch geschafft hat. Dieses Buch ist auch das Ergebnis einer großen Gemeinschaftsproduktion von Norddeutschem und Westdeutschem Rundfunk, die die Panama Papers zusammen mit der Süddeutschen Zeitung analysiert haben. Ohne die tolle Zusammenarbeit der Redaktion wäre es nur schwer möglich gewesen, dieses Projekt in der jetzigen Form zu verwirklichen.


  In dieses Buch sind viele Recherchen der Kollegen eingeflossen. Ganz konkret möchten wir uns bei Julia Stein bedanken, ohne deren Organisationstalent dieses Projekt in dieser Form nicht möglich gewesen wäre, außerdem bei Jan Strozyk, dessen Spürsinn viele Geschichten vorangetrieben hat, vor allem den Fall Siemens, und nicht zuletzt bei Petra Blum, die sich monatelang durch die Details und Deals des Roldugin-Netzwerks gegraben hat. Danke auch an John Goetz, Toni Kempmann und Reiko Pinkert, die wochenlang Dokumente ausgewertet haben.


  
    [ ]
  


  Unseren Familien danken wir für die Geduld und für unendliches Verständnis. Wir haben ihnen in den vergangenen Monaten sehr viel zugemutet – das wissen wir.


  
    zurück
  


  
    [ ] Glossar

  


  
    
      	Offshore-Provider:


      	
        Weltweit haben sich dutzende Firmen darauf spezialisiert, Briefkastenfirmen zu verkaufen. In ihrem Programm haben sie neue Firmen und alte, meist auch aus verschiedenen Steueroasen, dazu allerlei Stiftungen. Bei vielen Offshore-Providern handelt es sich um Rechtsanwaltskanzleien. Zu den größten gehört Mossack Fonseca.

      


      	Registered Agent:


      	
        In den meisten Steueroasen kann man nicht ohne Weiteres selbst eine Briefkastenfirma gründen – man braucht dafür vielmehr einen zugelassenen Dienstleister, einen sogenannten Registered Agent wie Mossack Fonseca. Dieser prüft, ob der gewünschte Firmenname noch verfügbar ist, erledigt den Papierkram mit den Behörden vor Ort und kümmert sich dann auch um die Zahlungen der jährlichen Gebühren. Am Ende ist die Anschrift des Registered Agent in der Regel auch die offizielle Adresse der Briefkastenfirma. Dies ist der Grund, warum zahlreiche in Panama registrierte Firmen als Adresse die Calle 54 Este haben – es ist die Anschrift von Mossack Fonseca.

      


      	Intermediär/Vermittler:


      	
        In den meisten Fällen wendet sich keine Einzelperson direkt an Registered Agents wie Mossack Fonseca, sondern ein Vermögensverwalter oder eine Bank, die im Auftrag ihrer Kunden handelt.

      


      	Endkunde:


      	
        Mossack Fonseca behauptet gern, keine Geschäfte mit »Endkunden« zu machen. Man schließe lediglich Verträge mit Banken, Vermögensverwaltern, Anwälten, sogenannten → Intermediären. Tatsächlich ist das jedoch nicht die ganze Wahrheitn. Mossfon arbeitet nämlich in vielen Fällen direkt mit Endkunden, erledigt für diese sogar die Bankgeschäfte.

      


      	Briefkastenfirma/Shell-Company:


      	
        Eine Briefkastenfirma ist ein Unternehmen, das an seinem offiziellen Firmensitz – in der Regel die Adresse des Registered Agent – keine Angestellten hat, sondern lediglich einen Briefkasten. Dies führt zu der absurden Situation, dass in einem einzigen Gebäude in einer Steueroase oft Tausende Firmen ihren Sitz haben. In der North Orange Street #1209 in der US-Steueroase Delaware beispielsweise sollen es mehr als 200000 sein.

      


      	Vintage-Offshore-Firma/Shelf-Company:


      	
        Eine Vintage-Offshore-Firma – im Englischen »shelf company« genannt – ist eine »gebrauchte« Briefkastenfirma. Firmen wie Mossack Fonseca gründen auf Vorrat Firmen, um diese an Kunden verkaufen zu können, die eine Briefkastenfirma brauchen, der man nicht ansehen soll, dass sie gerade erst gegründet wurde.

      


      	Bearer Share:


      	
        Ein Bearer Share (Deutsch: Inhaberaktie) ist die Aktie einer Firma, die nicht auf den Namen einer Person ausgestellt ist, sondern lediglich auf einen »Träger«. Der wahre Eigentümer bleibt der Öffentlichkeit verborgen. Wer das Stück Papier in Händen hält, ist der offizielle Eigentümer des Firmenanteils. Über Bearer Shares lassen sich schnell und unkompliziert Geschäfte machen, allerdings öffnet dies auch Kriminellen allerlei Möglichkeiten. Geldwäsche zum Beispiel ist damit ein Kinderspiel.

      


      	Beneficial Owner:


      	
        Der wirtschaftlich Berechtigte, der oftmals auch Ultimate Beneficial Owner genannt wird, ist der wahre Eigentümer einer Firma. Auf dem Papier mag zwar eine andere Person als Teilhaber agieren, sie tut dies jedoch nur zum Schein, deshalb nennt man sie Scheinanteilseigner.

      


      	Scheinanteilseigner:


      	
        Ein »Nominee Shareholder« tut so, als wäre er der Anteilseigner. Es kann sich bei einem Scheinanteilseigner um eine Person, aber auch um eine Firma handeln – in jedem Fall hält sie quasi treuhänderisch die Anteile an einer Firma. Ziel ist das Tarnen und Täuschen.

      


      	Nominee Beneficial Owner:


      	
        Ein »Nominee Beneficial Owner« täuscht vor, der Ultimate Beneficial Owner (UBO), also der wirtschaftlich Berechtigte, zu sein. Fordert beispielsweise eine Bank den Namen eines UBO, um ihren Prüfpflichten nachzukommen, kann der Eigentümer einer Firma einen solchen Schein-Eigentümer vorschicken. Der behauptet, dass ihm die Firma gehöre; damit wird nur seine Person überprüft. Der → Real Ultimate Beneficial Owner bleibt im Verborgenen. Dieses Vorgehen hat einen Haken: Es ist vielerorts strafbar.

      


      	Real Ultimate Beneficial Owner:


      	
        Als wahren letztendlichen wirtschaftlichen Berechtigte bezeichnet man in der Offshore-Welt denjenigen Eigentümer einer Firma, der sich hinter einem Strohmann versteckt, der wiederum aber behauptet, er sei der letztendlich wirtschaftlich Berechtigte (UBO). Um den Schein-UBO vom echten UBO zu unterscheiden, wurde der Begriff Real Ultimate Beneficial Owner eingeführt.

      


      	Scheindirektor:


      	
        Ein sogenannter Nominee Director ist ein Strohmann beziehungsweise eine Strohfrau. Er oder sie wird dafür gezahlt, so zu tun, als würde er oder sie eine bestimmte Firma leiten. In Wirklichkeit tun Scheindirektoren dies nur auf dem Papier. Sämtliche Entscheidungen fällt tatsächlich der wahre Eigentümer. Müssen beispielsweise Verträge unterschrieben werden, legt er sie dem Scheindirektor lediglich zur Unterschrift vor.

      


      	Holding:


      	
        Eine Holding ist ein Unternehmen, das eigentlich keinen anderen Zweck hat, als sich an anderen Unternehmen zu beteiligen. Hat eine Holding ihren Sitz in einer Steueroase, können die Gewinne der Tochterfirmen mit wenig Aufwand dorthin transferiert werden, um Steuern zu sparen. Durch das geschickte Ineinanderschachteln von Holding-Strukturen können auch die Besitzverhältnisse verschleiert werden.

      


      	Letter of Indemnity:


      	
        Ein Letter of Indemnity ist eine Haftungsfreistellung. Mossack Fonseca lässt sich solche Schadloshaltungsversprechen insbesondere dann ausstellen, wenn nicht sicher ist, ob der Kunde womöglich illegale Geschäfte mit der Briefkastenfirma tätigt. Sollte es am Ende Probleme geben, wäre der Kunde verantwortlich für Schadensersatzansprüche.

      

    

  


  Fußnoten


  
    [*]

    
      Um die Quelle zu schützen, werden Stellen der eingerückten, serifenlos gesetzten Gespräche, die den oder die Informanten gefährden würden, in diesem Buch gekürzt oder – ohne den Sinn zu verfälschen – minimal verändert wiedergegeben.

    

  


  
    [1]

    
      Siehe hierzu – vor allem zur Reaktion von Hans-Joachim K. – Kapitel 13.

    

  


  
    [2]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zu Leticia Montoya – Kapitel 16 und Epilog.

    

  


  
    [3]

    
      Auf eine entsprechende Anfrage antwortete Mossfon bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [4]

    
      Auf eine entsprechende Anfrage antwortete Mossfon bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [5]

    
      Auf eine entsprechende Anfrage antworteten weder Mossfon noch Jürgen Mossack bis zum Redaktionsschluss dieses Buches.

    

  


  
    [6]

    
      Nachdem er mit Recherchen zu diesem Buch konfrontiert wurde, kündigte Ramón Fonseca im März 2016 an, beide Ämter ruhen zu lassen.

    

  


  
    [7]

    
      Auf unsere Anfrage antwortete Ramón Fonseca bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [8]

    
      Stand: März 2016.

    

  


  
    [9]

    
      Zur Reaktion Gunnlaugssons siehe Kapitel 26.

    

  


  
    [10]

    
      Siehe hierzu Kapitel 26.

    

  


  
    [11]

    
      Bis zum Redaktionsschluss dieses Buches reagierte Arnoldo »Fat Man« Alemán nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [12]

    
      Zu diesen Vorwürfen äußerte sich Burson-Marsteller bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [13]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur Reaktion Mossfons auf eine entsprechende Anfrage – Kapitel 14.

    

  


  
    [14]

    
      Es ist nicht klar, ob Burson-Marsteller Mossfon auch 2016 noch betreut.

    

  


  
    [15]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zu den Einlassungen der Commerzbank – Kapitel 24.

    

  


  
    [16]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zu den Einlassungen der erwähnten Banken – Kapitel 24.

    

  


  
    [17]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zu den Einlassungen der erwähnten Banken – Kapitel 24.

    

  


  
    [18]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zu den Einlassungen der erwähnten Banken – Kapitel 24.

    

  


  
    [19]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur Reaktion Gunnlaugssons – Kapitel 26.

    

  


  
    [20]

    
      Hafez Makhlouf antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [21]

    
      Weder Eyad noch Ehab Makhlouf antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [22]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur Reaktion Zollingers – Kapitel 17. Die HSBC verwies nach einer entsprechenden Anfrage auf eine frühere Stellungnahme, wonach sich die Bank »global« an »alle relevanten Sanktionen« halte.

    

  


  
    [23]

    
      Auf unsere Anfrage antwortete Jürgen Mossack bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [24]

    
      Auf unsere Anfrage antwortete John Bredenkamp bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [25]

    
      Jean-Claude N’Da Ametchi antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [26]

    
      Conrad Muller Rautenbachs Anwalt betonte, dass sein Klient von beiden Sanktionslisten mittlerweile entfernt worden sei. Bei dieser Entscheidung von der EU und den USA seien auch die mit Rautenbach verbundenen Firmen berücksichtigt worden.

    

  


  
    [27]

    
      Savo Stjepanovic erklärte auf Anfrage, er habe auch erst aus den Medien erfahren, dass er von der US-Regierung sanktioniert würde. Er habe bereits beantragt, von der Liste gelöscht zu werden. Die von Mossfon verwaltete Firma sei gegründet worden, um im Google Play Store Handy-Apps verkaufen zu können. Für slowenische Firmen sei dies nicht möglich.

    

  


  
    [28]

    
      Eine Sprecherin von Anatoli Ternawski sagte, sie sehe die Sanktionen als politisch motiviert an. Die von Mossfon verwaltete Firma sei – Stand Frühjahr 2016 – noch aktiv.

    

  


  
    [29]

    
      Eine von Gennadi Timtschenko beauftragte Rechtsanwaltskanzlei erklärte, dass sich ihr Mandant »keiner ihn und / oder die [von uns, Anm d. Verf.] erwähnten Firmen betreffenden Umstände bewusst ist, die eine Verletzung von Sanktionen durch eine US-Person begründen.« Mossack Fonseca scheine – so die Anwälte Timtschenkos – »nicht die zum Bruch von Sanktionen erforderliche Verbindung zu den Vereinigten Staaten von Amerika aufzuweisen.«

    

  


  
    [30]

    
      Marllory Dadiana Chacón Rossell und ihre Anwältin wollten sich auf Anfrage nicht zu der Angelegenheit äußern.

    

  


  
    [31]

    
      Rami Makhlouf antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine Anfrage zu Drex Technologies S.A.

    

  


  
    [32]

    
      Kuo Oil Pte. Ltd. antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [33]

    
      Ein Anwalt von Kassim Tajideen erklärte auf Anfrage, sein Mandant sei weder Mitglied noch Unterstützer der Hisbollah.

    

  


  
    [34]

    
      Petropars Ltd. antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [35]

    
      Auf unsere Anfrage antwortete John Bredenkamp bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [36]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur Einlassung Julia Timoschenkos – Kapitel 23.

    

  


  
    [37]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur unterbliebenen Reaktion Pawel Lasarenkos – Kapitel 23.

    

  


  
    [38]

    
      Auf Anfrage erklärte eine von Suleiman Marouf beauftragte Rechtsanwaltskanzlei, die früheren Sanktionen gegen ihren Mandanten basierten »auf falschen und unsubstantiierten Vorwürfen«.

    

  


  
    [39]

    
      Auf Nachfrage zu Maroufs mutmaßlicher Tätigkeit für Asma al-Assad antwortete die von Suleiman Marouf beauftragte Rechtsanwaltskanzlei bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [40]

    
      Weder die Maxima Middle East Trading Co noch Ahmad Barqawi antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [41]

    
      Pangates International Corporation Ltd. antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [42]

    
      Mossack Fonseca antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [43]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur unterbliebenen Reaktion Dabaibas – Kapitel 26.

    

  


  
    [44]

    
      Siehe die Einlassungen Werner Mauss’ und seines Anwalts am Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [45]

    
      Werner Mauss’ Anwalt teilte hierzu mit, »zu diesem angeblichen Vorgang aus dem Jahr 1981« sei seinem Mandanten »nichts bekannt«. Aus seiner Sicht seien die Angaben falsch.

    

  


  
    [46]

    
      Werner Mauss bestätigte dies auf Anfrage und betonte, noch etliche weitere Namen benutzt zu haben.

    

  


  
    [47]

    
      Werner Mauss erklärte auf Anfrage, dass er seit einem Anschlagsversuch im Jahre 1984 »auf die logistische Unterstützung« eines eigenen Flugzeugs »aus Sicherheitsgründen bis zum heutigen Tage« verzichten müsse.

    

  


  
    [48]

    
      Werner Mauss behauptete, die Nolilane habe kein Konto gehabt. Siehe dazu seine Stellungnahme am Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [49]

    
      Dazu erklärte Mauss, die falschen Angaben im Grundbuch umgehend ändern zu lassen.

    

  


  
    [50]

    
      Volker B. erklärte, sich an dieses Treffen nur »vage« erinnern zu können. Seiner Erinnerung zufolge sei es in dem Gespräch um »banktechnische Fragen« gegangen. Mehr hierzu am Ende von Kapitel 7. Mossack Fonseca antwortete nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [51]

    
      Volker B. erklärte, Mauss sei »nicht sein Kunde gewesen«. Er habe Mauss nur ab und an »aus freundschaftlicher Verbundenheit in banktechnischen Fragen« unterstützt. Mehr hierzu am Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [52]

    
      Siehe hierzu Mauss’ Einlassungen am Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [53]

    
      Mauss erklärte, seines Wissens gebe es kein Ermittlungsverfahren gegen ihn.

    

  


  
    [54]

    
      Auf Anfrage erklärte Volker B., dass er nicht in Geiselfreikäufe involviert gewesen sei.

    

  


  
    [55]

    
      Werner Mauss’ Anwalt erklärte auf Anfrage, »alle vom Spiegel in diesem Artikel benannten Stiftungen, Firmen und Gelder sind von Anbeginn dem zuständigen Finanzamt ordnungsgemäß gemeldet und die darauf anfallenden Steuern bezahlt«. Siehe hierzu Mauss’ weitere Kommentare am Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [56]

    
      Siehe hierzu Mauss’ Einlassungen am Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [57]

    
      Auf die Frage, ob es korrekt sei, dass Mauss’ Einkünfte aus BND-Tätigkeiten anhand »pauschalierter Sätze« versteuert wurden, teilte Werner Mauss’ Anwalt mit, Mauss sei im Herbst 1986 angezeigt worden, weil er angeblich keine Steuern bezahlt habe. Hinter der Anzeige habe die »Stasi-Abteilung für Desinformation« gesteckt. »Im Frühjahr 1987 wurde das zwischenzeitlich in Gang gesetzte Steuerstrafverfahren gegen Herrn Mauss von der zuständigen Sicherheitsbehörde richtiggestellt. Die Steuerbehörde stellte danach das Verfahren ein.«

    

  


  
    [58]

    
      Werner Mauss’ Anwalt erklärte hierzu, sein Mandant habe »zu keinem Zeitpunkt« versucht, »auf Steuerbehörden Einfluss zu nehmen«.

    

  


  
    [59]

    
      Siehe zu Mauss’ Angaben zu Offshore-Firmen, die ihm gehören, das Ende von Kapitel 7.

    

  


  
    [60]

    
      Die Bundesregierung erklärte auf unsere Anfrage, zu Lebensumständen einzelner Personen »grundsätzlich« nicht Stellung zu nehmen. Das rheinland-pfälzische Innenministerium, dem auch der Verfassungsschutz des Landes untersteht, bestätigte, dass Mauss’ Tarnpapiere von der Verbandsgemeindeverwaltung Simmern ausgestellt worden seien. »Das Innenministerium war und ist damit aber nie befasst worden und hat auch keinerlei eigene Erkenntnisse.«

    

  


  
    [61]

    
      Zu Figueredos Reaktion siehe insbesondere Kapitel 28.

    

  


  
    [62]

    
      Hugo und Mariano Jinkis waren für einen Vorhalt nicht erreichbar.

    

  


  
    [63]

    
      Hugo und Mariano Jinkis waren für einen Vorhalt nicht erreichbar.

    

  


  
    [64]

    
      Helly Nahmad antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [65]

    
      Alaa Mubarak antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [66]

    
      Siehe zu den Einlassungen Mossfons zum Umgang mit Sanktionierten Kapitel 5.

    

  


  
    [67]

    
      Bis zum Redaktionsschluss dieses Buches antworteten weder der Premierminister noch seine Tochter auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [68]

    
      Premier Nawaz Sharif antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [69]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur Reaktion von Ministerpräsident Gunnlaugsson – Kapitel 25.

    

  


  
    [70]

    
      Siehe hierzu Kapitel 5.

    

  


  
    [71]

    
      Ayad Allawi antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [72]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur unterbliebenen Reaktion Deng Jiaguis – Kapitel 22.

    

  


  
    [73]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur unterbliebenen Reaktion Li Xiaolins – Kapitel 22.

    

  


  
    [74]

    
      Sergej Tschemesow gab bis zum Redaktionsschluss dieses Buches keine Antwort, die wir zitieren dürfen.

    

  


  
    [75]

    
      Boris und Arkadi Rotenberg antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [76]

    
      Ilcham Alijew und seine Familie antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [77]

    
      Dazu befragt, antwortet K. uns nicht.

    

  


  
    [78]

    
      Dazu befragt, antwortet K. uns nicht.

    

  


  
    [79]

    
      Jürgen Mossack ließ eine entsprechende Frage unbeantwortet.

    

  


  
    [80]

    
      Dazu befragt, antwortet K. uns nicht. L.L. bestreitet alle hier erzählten Vorgänge.

    

  


  
    [81]

    
      K. bestreitet das Treffen.

    

  


  
    [82]

    
      Am Telefon erklärte L.L., er habe nie Geld von der Gillard Management bekommen. Er kenne die Firma nicht einmal.

    

  


  
    [83]

    
      K. bestreitet, diese Gelder angewiesen zu haben.

    

  


  
    [84]

    
      Auf unsere Anfrage reagiert »RPS« nicht.

    

  


  
    [85]

    
      Eine entsprechende Anfrage an Jürgen Mossack und Ramón Fonseca blieb bis zum Redaktionsschluss dieses Buches unbeantwortet.

    

  


  
    [86]

    
      Auf eine Anfrage zu den aufgeführten Beispielen antwortete Mossfon bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [87]

    
      Auf unsere Anfrage meldete sich ein Anwalt, der erst eine längere Antwortfrist erbat. Dann, nach einer Woche, sagte er lediglich, der Siemens-Vorstand habe von all diesen Vorgängen keine Kenntnis – um schließlich schriftlich mitzuteilen, sein Mandant könne zu unseren Fragen »keine Auskünfte« geben.

    

  


  
    [88]

    
      Eine entsprechende Anfrage ließ Mossfon unbeantwortet.

    

  


  
    [89]

    
      Jürgen Mossack antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [90]

    
      Boris und Arkadi Rotenberg antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf Anfragen hierzu.

    

  


  
    [91]

    
      Ein von Usmanow beauftragter Anwalt erklärte hierzu, die »wichtigsten operativen Gesellschaften« seines Klienten seien in Russland registriert. Ausländische Firmen würden »auf sehr begrenzter Basis« verwendet und »unter strengster Einhaltung« des Gesetzes.

    

  


  
    [92]

    
      Sergej Tschemesow gab bis zum Redaktionsschluss dieses Buches keine Antwort, die wir zitieren dürfen.

    

  


  
    [93]

    
      Jürgen Mossack ließ eine Anfrage hierzu bis zum Redaktionsschluss dieses Buches unbeantwortet. Ebenso Mossack Fonseca.

    

  


  
    [94]

    
      Christoph Zollinger bestritt auf Anfrage, Aktionär der Tornbell Associates gewesen zu sein.

    

  


  
    [95]

    
      Später bekam Montoya offenbar deutlich mehr, Ende 2015 finden wir ein aktuelles Formular, demzufolge sie 10800 US-Dollar pro Jahr verdiente. Das Missverhältnis zu dem Verdienst, den Mossfon mit ihr macht, ändert sich dadurch nur geringfügig.

    

  


  
    [96]

    
      Jürgen Mossack antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [97]

    
      Jürgen Mossack antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [98]

    
      Auf erneute Anfrage antwortete Peter Mossack bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [99]

    
      Alle hier genannten Besitzverhältnisse spiegeln den Stand von Mitte 2015 wider, wie er sich in den Daten finden lässt.

    

  


  
    [100]

    
      Auf unsere Anfrage dazu reagierte Baldernach bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [101]

    
      Zitiert aus: Nicholas Shaxson: Treasure Islands, Vintage Books, London, 2012.

    

  


  
    [102]

    
      Auf eine entsprechende Anfrage reagierte Sanford I. Weill bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [103]

    
      Al Zayan reagierte auf unsere Anfrage bis zum Redaktionsschluss nicht.

    

  


  
    [104]

    
      Helmut Linssen bestätigte auf Anfrage, dass ihm die Firmen Longdown Properties Corp. (Bahamas) und Longdown Properties Corp. (Panama) gehört haben. Mossack Fonseca sei ihm unbekannt. Sein Geschäftspartner sei HSBC Trinkaus gewesen.

    

  


  
    [105]

    
      Kabilas Schwester antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [106]

    
      Bis zum Redaktionsschluss dieses Buches reagierte Teodoro Obiang nicht auf eine Anfrage hierzu.

    

  


  
    [107]

    
      Martina Chissano war bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht für eine Stellungnahme zu erreichen.

    

  


  
    [108]

    
      Hastings Bandas Nichte, Mapopa Chipete und Yusuf Mwawa waren bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht für eine Stellungnahme erreichbar. Aleke Banda ist tot.

    

  


  
    [109]

    
      Bruno Itoua erklärte auf Anfrage von Le Monde, sich nicht zu finanziellen Angelegenheiten zu äußern.

    

  


  
    [110]

    
      Bis zum Redaktionsschluss dieses Buches reagierte José Maria Botelho de Vasconcelos nicht auf eine Anfrage hierzu.

    

  


  
    [111]

    
      Auf Anfrage erklärte eine PR-Agentur, Caprikat und Foxwhelp seien im hundertprozentigen Besitz der Fleurette Group. Caprikat und Foxwhelp hätten bei Vertragsabschluss tatsächlich insgesamt sechs Millionen Dollar an die Demokratische Republik Kongo gezahlt. Zusätzlich jedoch seien 2,5 Millionen Dollar für die Explorationsgenehmigung geflossen. Circa 60 Prozent der Öleinnahmen gingen den Angaben zufolge an den Staat.

    

  


  
    [112]

    
      Weder Jacob Zuma noch Khulubuse Zuma noch Joseph Kabila antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches auf eine Anfrage zu dieser Angelegenheit.

    

  


  
    [113]

    
      Auf Anfrage bestätigte ein Sprecher, dass Caprikat und Foxwhelp hundertprozentig der Fleurette Group gehörten, die wiederum von einem »Discretionary Trust zugunsten der Familie von Dan Gertler« gehalten werde.

    

  


  
    [114]

    
      Auf Anfrage wollte sich Frédéric Cilins nicht zu der Angelegenheit äußern. BSGR teilte mit, Cilins habe »niemanden im Auftrag von BSGR bestochen«.

    

  


  
    [115]

    
      Ein BSGR-Sprecher erklärte auf Anfrage, er habe noch nie von einer Firma namens Matinda gehört.

    

  


  
    [116]

    
      BSGR antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [117]

    
      Ein BSGR-Sprecher teilte auf Anfrage mit, dass es »starke Beweise« gebe, dass Touré nicht die vierte Ehefrau von Conté gewesen sei – ins Detail ging er dabei nicht.

    

  


  
    [118]

    
      Ein Sprecher von BSGR bestritt dies auf Nachfrage.

    

  


  
    [119]

    
      Ein Sprecher von BSGR bestätigte dies auf Anfrage.

    

  


  
    [120]

    
      BSGR wiederholte auf Nachfrage lediglich, dass Onyx unabhängig von BSGR sei. Eine Anfrage an Onyx blieb bis zum Redaktionsschluss dieses Buches unbeantwortet.

    

  


  
    [121]

    
      Ein BSGR-Sprecher erklärte, Cilins habe weder im Auftrag von BSGR noch von Beny Steinmetz selbst gehandelt. Beny Steinmetz antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine Anfrage. Mamadie Touré war bis zum Redaktionsschluss des Buches nicht zu erreichen.

    

  


  
    [122]

    
      Ein BSGR-Sprecher erklärte, hierzu nichts weiter zu wissen.

    

  


  
    [123]

    
      Onyx antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [124]

    
      Siehe hierzu – insbesondere zur Reaktion Ramses Owens’ – den Epilog.

    

  


  
    [125]

    
      Siehe zu Ramses Owens und seiner Reaktion auf die geäußerten Vorwürfe den Epilog.

    

  


  
    [126]

    
      Edmund W. antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [127]

    
      Mossack Fonseca ließ unsere Anfrage zu diesem konkreten Fall bis zum Redaktionsschluss unbeantwortet.

    

  


  
    [128]

    
      Stand: März 2016.

    

  


  
    [129]

    
      Andrew M. erklärte auf Anfrage, nie am Betrieb von Berenika mitgewirkt zu haben, er habe auch kein Geld investiert und auch keinen Anteil an den Berenika-Gewinnen gehabt.

    

  


  
    [130]

    
      Andrew M. reagierte auf eine entsprechende Anfrage. Zur Firma IFEX Global wollte er sich jedoch nicht öffentlich äußern – die entsprechende E-Mail jedoch schrieb er von einer Adresse, die auf @ifex.us endete.

    

  


  
    [131]

    
      Andrew M. erklärte auf Anfrage, dass der Vorwurf, er sei Teil des Berenika-Rings gewesen, »absolut und komplett falsch« sei und auf einem »Lügenmärchen« der russischen Behörde fuße. Das Ganze ziele darauf, seinen Ruf zu zerstören, weil er Putin-Kritiker sei. M. ergänzte, er habe auch nie in den Kinderprostituierten-Ring investiert und habe davon auch nicht finanziell profitiert. Sex mit Minderjährigen gehabt zu haben, bestritt M. explizit nicht.

    

  


  
    [132]

    
      Weder Deng Jiagui noch Xi Jinping antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches auf entsprechende Anfragen.

    

  


  
    [133]

    
      Li Xiaolin antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [134]

    
      Wallace Yu Yiping antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [135]

    
      Lee Shing Put antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [136]

    
      Zeng Qinghuai antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [137]

    
      Li Zidan antwortete nicht auf eine Anfrage. Zhang Yupings Anwälte erklärten, die Firma Harvest Sun habe zum Zeitpunkt des Eigentümerwechsels keine Werte enthalten. Zudem sei es reiner Zufall, dass Zhang an Li Zidan verkauft habe. Es habe keine Geschäftsbeziehungen gegeben.

    

  


  
    [138]

    
      Tatsächlich hat sein Berater zwischenzeitlich verlauten lassen, die Preise seien zu schlecht, der Präsident wolle seine Vermögen ja nicht verschleudern. Deswegen habe er noch nicht verkauft. Auf Anfrage erklärte die Pressestelle des Präsidenten, Prime Assets Partners Limited sei »Teil des Prozesses«, Pawel Poroschenkos Vermögen in einen Trust zu überführen. Poroschenko habe längst »alle Informationen bezüglich seines Vermögens, seiner Ausgaben und seines Einkommens« offengelegt.

    

  


  
    [139]

    
      Gennadi Truchanow antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage – ebenso wenig der Sohn von Mykola Asarow.

    

  


  
    [140]

    
      Die Deutsche Bank teilte auf Anfrage mit, »grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« zu geben.

    

  


  
    [141]

    
      Die Commerzbank erklärte auf Anfrage, sich »zu etwaigen und tatsächlichen Kundenbeziehungen grundsätzlich nicht äußern« zu können. Die Commerzbank International S.A. habe aber »ab 2008 eine konsequente Weißgeldstrategie umgesetzt«.

    

  


  
    [142]

    
      Die DZ Bank erklärte auf Anfrage, »nie aktiv Kunden Briefkastenfirmen angeboten« zu haben. Die Bank habe sich zuletzt »konsequent von Kunden getrennt, die nicht die notwendige steuerliche Transparenz aufgezeigt haben«.

    

  


  
    [143]

    
      Die HypoVereinsbank erklärte, »über die öffentlich zugänglichen Informationen hinaus – insbesondere die Geschäftsberichte der UniCredit Luxembourg S.A. – keine weiteren Auskünfte« geben zu können.

    

  


  
    [144]

    
      Die LBBW teilte mit, »Presseberichte über Geschäfte anderer Institute mit sogenannten Offshore-Firmen« zum Anlass genommen zu haben, die frühere Geschäftstätigkeit der früheren Landesbank Rheinland-Pfalz International S.A. (LRI), die 2008 bis 2010 ein LBBW-Tochterunternehmen war, »näher zu untersuchen«. Mit Blick auf laufende Ermittlungen könne sich die Bank aber »nicht näher zu den Vorgängen äußern«.

    

  


  
    [145]

    
      Die BayernLB teilte auf Anfrage mit, »selbstverständlich« keine Briefkastenfirmen anzubieten. Ob die mittlerweile erloschene Tochtergesellschaft LBLux einzelne Offshore-Gesellschaften, die wir namentlich vorgehalten haben, gegründet habe, lasse »sich zum jetzigen Zeitpunkt u.a. aufgrund des Luxemburger Bankgeheimnisses von uns nicht nachvollziehen«. Es sei aber eine »erneute Prüfung des Sachverhalts« beschlossen worden.

    

  


  
    [146]

    
      Auf Anfrage teilte die Deutsche Bank mit, »grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« zu geben.

    

  


  
    [147]

    
      Auf Anfrage hierzu teilte die Deutsche Bank mit, »grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« zu geben.

    

  


  
    [148]

    
      Auf Anfrage hierzu teilte die Deutsche Bank mit, »grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« zu geben.

    

  


  
    [149]

    
      Die Deutsche Bank erklärte hierzu, die Webseite sei 2013 neu konzipiert worden und nun unter www.db-ci.com zu erreichen.

    

  


  
    [150]

    
      Die Deutsche Bank erklärte hierzu, dass sich das US-Justizministerium mit der Deutschen Bank (Schweiz) AG auf ein Nicht-Strafverfolgungsabkommen geeinigt habe. Das US-Justizministerium habe zugestimmt, die Deutsche Bank (Schweiz) AG »im Zusammenhang mit möglichen steuerrechtlichen Verstößen durch nicht deklarierte US-Konten, die von der Deutschen Bank (Schweiz) AG geführt wurden, nicht strafrechtlich zu verfolgen«. Allerdings »erfolgte eine Strafzahlung in Höhe von rund 31 Millionen US-Dollar«.

    

  


  
    [151]

    
      Die Deutsche Bank teilte hierzu mit, zu möglichen oder tatsächlichen Ermittlungsverfahren »grundsätzlich keine Auskünfte« zu geben.

    

  


  
    [152]

    
      Die Deutsche Bank erklärte hierzu auf Anfrage, » grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« zu geben.

    

  


  
    [153]

    
      Die Commerzbank erklärte hierzu, »dass die Commerzbank International S.A. ab 2008 das Geschäft proaktiv, ohne äußeren regulatorischen Zwang, konsequent umgesteuert hat«. Dies sei von der Staatsanwaltschaft »positiv bewertet« worden.

    

  


  
    [154]

    
      Die offizielle Stellungnahme der UBS lautet: »Dieses Geschäft ist in das lokale Deutschlandgeschäft von UBS integriert und unterliegt vollständig deutscher Regulierung und deutschem Recht.«

    

  


  
    [155]

    
      Eine UBS-Sprecherin erklärte auf Anfrage, »aus gesetzlichen und regulatorischen Gründen (…) zu einzelnen Personen, Unternehmen oder angeblichen Kundenbeziehungen keine Aussagen treffen« zu können. Die UBS weise ihre Kunden aber »ausdrücklich seit Längerem darauf hin, dass sie ihre steuerliche Situation bereinigen müssen«.

    

  


  
    [156]

    
      Die BayernLB teilte auf Anfrage mit, »selbstverständlich« keine Briefkastenfirmen anzubieten. Ob die mittlerweile erloschene Tochtergesellschaft LBLux einzelne Offshore-Gesellschaften, die wir namentlich vorgehalten haben, gegründet habe, lasse »sich zum jetzigen Zeitpunkt u.a. aufgrund des Luxemburger Bankgeheimnisses von uns nicht nachvollziehen«. Es sei aber eine »erneute Prüfung des Sachverhalts« beschlossen worden.

    

  


  
    [157]

    
      Die BHF-Bank erklärte auf Anfrage, dass die uns vorliegenden Informationen »überwiegend unrichtig« seien – zu Details könne man aber »unter Wahrung des Bankgeheimnisses« keine Auskunft geben. Die DZ Bank teilte mit, dass die Kapitalanlagegesellschaften, die das Geldhaus heute im Bestand hat, »nachweislich steuerkonform« seien. Die Commerzbank ging auf eine Anfrage zu der mit ihr verbundenen Schiffsbank nicht weiter ein und teilte mit: »Der Geschäftszweck der Deutsche Schiffsbank AG war die Finanzierung der kommerziellen Seeschifffahrt.« Die HSBC ließ eine entsprechende Anfrage bis zum Redaktionsschluss dieses Buches unbeantwortet.

    

  


  
    [158]

    
      Die Berenberg Bank erklärte, »im Rahmen unserer Möglichkeiten« darauf hinzuwirken, »dass Kunden ihren steuerlichen Verpflichtungen nachkommen«. »Dieses Thema« habe bei Bürgern, Gesetzgebung und Banken in den vergangenen Jahren »einen signifikanten Wandel« erfahren.

    

  


  
    [159]

    
      Die Berenberg Bank erklärte auf Anfrage, dass die »Gründung und Vermarktung von Briefkastenfirmen (..) nie Bestandteil« des Geschäftsmodells gewesen sei. Berenberg und seine Tochtergesellschaften hätten »nie aktiv Briefkastenfirmen angeboten oder vermarktet«.

    

  


  
    [160]

    
      Die Berenberg Bank erklärte, »aus Gründen des Bankgeheimnisses und des Datenschutzes« hierzu keine Angaben machen zu können. Die Berenberg Bank (Schweiz) AG kenne und dokumentiere aber »bei allen von ihr geführten Konten die dahinterstehenden wirtschaftlich Berechtigten«.

    

  


  
    [161]

    
      Auf Anfrage hierzu erklärte die Deutsche Bank, »grundsätzlich keine Auskunft zu möglichen oder tatsächlichen Geschäftsbeziehungen« zu geben.

    

  


  
    [162]

    
      Siehe zu den Erwiderungen von Bjarni Benediktsson und Ólöf Nordal den hinteren Teil von Kapitel 25.

    

  


  
    [163]

    
      Kurz vor Redaktionsschluss dieses Buches erklärte die Frau des Premiers, die Bank habe einen Fehler gemacht, als sie 2007 ihren heutigen Mann als Anteilseigner eintrug. Es sei immer ihre Firma gewesen.

    

  


  
    [164]

    
      Auf die Frage hierzu antwortete Gunnlaugsson bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [165]

    
      Für diese Variante spricht, dass die Ehefrau des Premiers sagte, man habe nicht mehr in isländische Werte investieren lassen, nachdem ihr Mann Premierminister geworden sei. Also Anfang 2009.

    

  


  
    [166]

    
      Auf die Frage hierzu antwortete Gunnlaugsson bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [167]

    
      Auf Anfrage bestätigte Benediktsson, einer der Eigentümer der Firma gewesen zu sein. Sie habe eine Immobilie in Dubai gehalten, beides habe er deklariert. Auf die Frage, warum er behauptet hatte, er habe nie Vermögen in Offshore-Firmen gehalten, erklärte er, ihm sei »nicht bewusst gewesen«, dass die Firma auf den Seychellen registriert gewesen sei.

    

  


  
    [168]

    
      Benediktsson erklärte, er sei nicht gegen den Ankauf gewesen. Unserem Kollegen Jóhannes Kristjánsson erklärte er, nicht gewusst zu haben, dass seine Firma in den Daten war.

    

  


  
    [169]

    
      Auf Anfrage meldete sich Ólöf Nordals Mann und erklärte, die Landsbanki habe die Firma für ihn gegründet, sie sei aber ungenutzt geblieben. Ólöf Nordal selbst teilte mit, die Firma sei vor ihrem Eintritt ins Parlament gegründet worden, daher habe sie diese nicht deklariert.

    

  


  
    [170]

    
      Kurz vor Redaktionsschluss einigte sich Argentinien offenbar mit NML. Die Klage wird damit wohl obsolet.

    

  


  
    [171]

    
      Ali Dabaiba antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [172]

    
      Ali Dabaiba antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [173]

    
      Ali Dabaiba antwortete bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [174]

    
      Bis zum Redaktionsschluss dieses Buches reagierte Riad G. nicht auf eine Anfrage.

    

  


  
    [175]

    
      Die beiden Geschäftsmänner äußerten sich bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine Anfrage zu dieser Angelegenheit. Auch die Betreiber des Hotels in den schottischen Highlands antworteten nicht.

    

  


  
    [176]

    
      Riad G. und Ali Dabaiba reagierten bis zum Redaktionsschluss nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [177]

    
      Auf unsere Anfrage dazu antwortete Jürgen Mossack bis zum Redaktionsschluss diese Buches nicht.

    

  


  
    [178]

    
      Arkadi und Boris Rotenberg antworteten bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht auf eine entsprechende Anfrage.

    

  


  
    [179]

    
      Eine von Gennadi Timtschenko beauftragte Anwaltskanzlei erklärte – ohne bis Redaktionsschluss dieses Buches auf konkrete Firmen einzugehen –, dass sich Timtschenko keiner Umstände bewusst sei, die eine Verletzung von Sanktionen durch eine US-Person begründeten.

    

  


  
    [180]

    
      Hugo und Mariano Jinkis waren für eine gemeinsame Anfrage mit dem ICIJ bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht erreichbar.

    

  


  
    [181]

    
      Hugo und Mariano Jinkis waren für eine gemeinsame Anfrage mit dem ICIJ bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht erreichbar.

    

  


  
    [182]

    
      Auf unsere Anfrage reagierte Juan Pedro Damiani bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    [183]

    
      Juan Pedro Damiani antwortete nicht auf unsere Anfrage.

    

  


  
    [184]

    
      Weder Juan Pedro Damiani noch Figueredo oder Mossack Fonseca reagierten auf unsere Anfragen.

    

  


  
    [185]

    
      Nicholas Shaxson: Treasure Islands. Vintage Books, London 2012.

    

  


  
    [186]

    
      Michael Findley, Daniel Nielson, Jason Sharman: Global Shell Games. Cambridge University Press, Cambridge 2014.

    

  


  
    [187]

    
      Siehe hierzu Kapitel 7. Werner Mauss bestätigte, dass er in Panama-Stadt eine Immobilie besitze. Zur Nutzung machte er widersprüchliche Angaben.

    

  


  
    [188]

    
      Auf eine daraufhin schriftlich erfolgte Anfrage reagierte Leticia Montoya bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht. Stattdessen schickte ein Mossfon-Sprecher ein allgemeines Statement, wonach eine Person Direktor mehrerer Firmen sein könne. Unsere detaillierten Fragen blieben unbeantwortet.

    

  


  
    [189]

    
      Auf schriftliche Anfrage teilte Ramses Owens wenige Tage nach dem Interview mit, er habe »niemals« den Service eines »Nominee Beneficial Owner« zur Verfügung gestellt. Mit dem Inhalt eines von ihm versandten Schreibens konfrontiert, in dem davon die Rede ist, dass Mossfon den Nominee Beneficial Owner einer Firma stelle, antwortete Owens, dass es »nominee shareholder« oder »shareholder trusteeship« hätte heißen müssen, sich also um einen Schreibfehler handele. Auf die Frage, ob er sich da sicher sei, schließlich gebe es mehrere solcher Dokumente, antwortete Owens bis zum Redaktionsschluss dieses Buches nicht.

    

  


  
    zurück
  


  Über Bastian Obermayer / Frederik Obermaier


  Bastian Obermayer, geboren 1977, ist stellvertretender Leiter des Ressorts "Investigative Recherche" der Süddeutschen Zeitung und Mitglied im "International Consortium of Investigative Journalists" (ICIJ). Er hat in München Politik studiert und die Deutsche Journalistenschule besucht. Für seine Reportagen und Recherchen erhielt er unter anderem den Theodor-Wolff-Preis, den Henri-Nannen-Preis und den Wächterpreis. Neben anderen Büchern veröffentlichte er bei Kiepenheuer & Witsch "Bruder, was hast Du getan?" über den systematischen Missbrauch im katholischen Kloster Ettal.


  


  Frederik Obermaier, geboren 1984, ist Redakteur im Ressort "Investigative Recherche" der Süddeutschen Zeitung und ebenfalls Mitglied im ICIJ. Er hat in Eichstätt und Bogotá Politik, Wirtschaftsgeografie und Journalistik studiert. Seine journalistische Arbeit wurde unter anderem mit dem CNN-Award, dem Helmut-Schmidt-Preis sowie dem Wächterpreis ausgezeichnet.


  
    zurück
  


  Über dieses Buch


  Alles beginnt in München. Zwei junge Reporter erhalten die Daten hunderttausender Briefkastenfirmen. Darin finden sie die vermögendsten, mächtigsten und reichsten Menschen der Welt. Die beiden Journalisten folgen den Spuren – mithilfe von 400 Reportern aus 80 Ländern – und stoßen auf die versteckten Milliarden von Präsidenten, Verbrechern und ganz normalen Superreichen.


  


  Die Geschichte des größten Daten-Leaks aller Zeiten beginnt spät am Abend mit einer anonymen Nachricht: "Hallo. Hier spricht John Doe. Interessiert an Daten?"


  Bastian Obermayer, Investigativreporter der Süddeutschen Zeitung, antwortet sofort – und erhält Informationen, die ihn und seinen Kollegen Frederik Obermaier elektrisieren. Es sind die Daten hunderttausender Briefkastenfirmen. Sie bieten einen Einblick in eine bislang vollständig abgeschottete Parallelwelt, in der Milliarden verwaltet, verschoben und versteckt werden: die Gelder von großen Konzernen, von europäischen Premierministern und Diktatoren aus aller Welt, von Scheichs, Emiren und Königen, von Mafiosi, Schmugglern, Drogenbossen, von Geheimagenten, FIFA-Funktionären, Adligen, Superreichen und Prominenten.


  Um möglichst viele internationale Geschichten erzählen zu können, beschließen die beiden Journalisten, ein weltweites Netzwerk von Investigativreportern – das ICIJ – einzuschalten. Während sie selbst weiter nach Namen und Geschichten suchen, koordinieren sie gemeinsam mit dem ICIJ die Arbeit hunderter Journalisten. Fast ein Jahr arbeiten Reporter der wichtigsten Medien der Welt – etwa des Guardian, der BBC oder von Le Monde – unter höchster Geheimhaltung zusammen, um im Frühjahr 2016 die "Panama Papers" zu veröffentlichen.


  Dieses Buch ist die faszinierende Geschichte einer internationalen journalistischen Recherche, die aufdeckt, was bis jetzt verborgen war: Wie eine kleine Elite, die sich niemandem mehr verantwortlich glaubt, ungeheure Vermögen versteckt. Es ist, als würde man in einem dunklen Raum das Licht anknipsen: Plötzlich ist alles sichtbar.
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